
Berlin
machen
bezahlbar



Impressum
Herausgeber:
Die Linke Berlin
Kleine Alexanderstraße 28
10178 Berlin

V.i.S.d.P.: Björn Tielebein

Wahlprogramm von Die Linke für die 
Abgeordnetenhauswahlen 20. September 2026

Telefon: 030/24 00 92 89
dielinke.berlin
info@dielinke.berlin



Inhalt
	 Berlin bezahlbar machen.	 5
01	 Mieten, Wohnen, Bauen	 14
	 Mieten und Wohnen	 14
	 Bauen	 34
02	 Stadtentwicklung	 41
03	 Mobilität und Verkehr	 55
04	 Haushalt und Finanzen	 73
05	 Wirtschaft	 84
06	 Arbeit	 99
07	 Soziales und Inklusion	 112
08	 Gesundheit und Pflege	 127
09	 Senior*innenpolitik	 147
10	 Bildung	 152
11	 Kinder, Jugend, Familie	 175
12	 Klima, Umwelt, Tierschutz	 192
	 Klima	 192
	 Umwelt	 200
	 Tierschutz	 209
13	 Feministische Politik	 211
14	 Queerpolitik	 216
15	 Hochschulen, Wissenschaft, Lehrkräftebildung	 219
16 	 Kultur	 230
17	 Medien und Digitalisierung	 244
19	 Antidiskriminierung, Religions- und  
	 Weltanschauungsfreiheit	 268
20	 Flucht und Migration	 275
21	 Inneres	 286
22	 Justiz- und Rechtspolitik	 303
23	 Sportpolitik	 312
24	 Antifaschismus	 325





5

Berlin bezahlbar machen.
Berlin ist deine Stadt. Doch derzeit fühlt es sich viel zu oft nicht da-
nach an. Berlin lebt von dir. Von den Menschen, die hier wohnen. Von 
denen, die ihren Alltag teilen. Die füreinander da sind. Im Haus, im 
Kiez, im täglichen Miteinander.

Berlin entsteht im Alltag.

Unsere Stadt funktioniert nicht von selbst. Sie wird getragen. Je-
den Tag. Von Menschen, die arbeiten gehen, Verantwortung über-
nehmen und am Ende des Tages wollen, dass es für sie reicht. Von 
jenen, die den Reichtum unserer Stadt tatsächlich erarbeiten. Von 
denen, die die Schichten schieben, die sich kümmern, pflegen, 
ausbilden, zuhören. Die ihre Kinder großziehen, sie beim Aufwach-
sen begleiten und in Kita oder Schule bringen. Die Freundinnen und 
Freunde treffen, sich kümmern, sich Zeit nehmen. Die ihre Kieze 
mit Leben füllen und die Parks nutzen, um zu sitzen, zu grillen, zu 
spielen, zu reden und durchzuatmen. Von jenen, die ihr Leben leben, 
wie sie es möchten, die aus dem System fallen oder von ihm aus-
gegrenzt werden und trotzdem gleichberechtigte Mitglieder unserer 
Gesellschaft sind. Berlin entsteht im Alltag. In dem, was Menschen 
miteinander teilen. Zeit. Hilfe. Aufmerksamkeit. In dem Gefühl, nicht 
allein zu sein. Dass jemand da ist. Das macht Berlin aus.

Einige fühlen sich hier schon lange zu Hause. Andere lernen diese 
Stadt gerade erst kennen. Und trotzdem entsteht etwas Gemeinsa-
mes. Menschen finden andere, mit denen sie teilen, was wichtig ist, 
und sie organisieren sich in Mieter*innengruppen, Initiativen, Ge-
werkschaften, Sportvereinen, Nachbarschaftsprojekten, Kultur und 
Jugendzentren. Sie treffen auf Menschen, die anders sind und sich 
ergänzen. Es gibt Reibung, Hilfe, Zusammenhalt. Daraus entsteht 
das, was Berlin zusammenhält. Nicht perfekt. Aber verlässlich.

Für dieses Berlin tritt Elif Eralp als Kandidatin für das Amt der Regie-
renden Bürgermeisterin an. Damit diejenigen, die diese Stadt tragen, 
sich diese Stadt auch wieder leisten können. Wir wollen nicht nur 
regieren, wir wollen verändern. Dafür sind wir bereit. 
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Berlin wieder bezahlbar machen.

Für viele von uns ist Berlin die schönste Stadt der Welt, aber das, 
was wir an Berlin lieben, ist in Gefahr. Es ist in Gefahr, weil Vonovia, 
Deutsche Wohnen und Heimstaden als große private Immobilien-
konzerne mit deiner Miete Millionen verdienen. Weil deine Miete ihre 
Rendite ist. Weil die CDU diese Miet-Mafia nicht nur gewähren lässt, 
sondern noch selbst mit an der Mietspirale dreht. Weil Menschen, 
die diese Stadt am Laufen halten, nicht wissen, ob sie sich die 
nächste Mieterhöhung leisten können. Weil aus Wohnungen Anlage-
produkte und Spekulationsobjekte geworden sind.

In Berlin arbeitet man oft nicht mehr für ein gutes Leben, sondern 
für die nächste Miete. Die Verkäuferin kann sich ihre Wohnung nicht 
mehr leisten. Der Pfleger zieht an den Stadtrand. Die Lehrerin pen-
delt anderthalb Stunden zur Schule. Der Feuerwehrmann wohnt in 
Brandenburg. Die Kioskbesitzerin gibt auf. Wer diese Stadt am Lau-
fen hält, kann oft nicht mehr hier wohnen. Umziehen ist schon lange 
nicht mehr möglich. Wohnungen gibt es vor allem für Reiche. Wer in 
dieser Stadt arbeitet, soll von seiner Arbeit gut leben können.

Berlin war lange eine Metropole für Menschen ohne dicken Geld-
beutel. Das machte die Stadt zu dem, was sie ist. Das zog Menschen 
aus aller Welt an. Wir wollen, dass das wieder möglich ist: Unsere 
Stadtpolitik misst sich nicht daran, ob hier größtmögliche Rendite 
erzielt werden kann. Wir wollen, dass sie die Stadt bezahlbar für 
alle macht. Wir wollen, dass alle Menschen, die hier leben, an Berlin 
teilhaben können – an Bildung, Kultur, Sport und Wissenschaft. Dass 
denen geholfen wird, die Hilfe brauchen. Dass Freiräume bleiben 
und niemand auf dem Amt schikaniert wird. Dass niemand verdrängt 
wird.

Denn immer mehr Räume verschwinden: Läden, Kitas, Beratungs-
stellen oder Arztpraxen machen dicht, weil die Gewerbemieten 
explodieren. Gleichzeitig stehen Millionen Quadratmeter Bürofläche 
leer.

Die Krise bei Wohnungen, die Spekulation mit Gewerberäumen ge-
fährdet die Zukunft unserer Kieze, die Zukunft Berlins. Der Markt ist 
blind für das, was unsere Stadt braucht. Der Markt regelt es nicht. 
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Wir sagen dem Ausverkauf der Stadt den Kampf an: im Interesse von 
allen, die diese Stadt am Laufen halten. Gegen die, die sie nur für 
den Profit missbrauchen. Und ja, dafür sind wir auch bereit, uns mit 
mächtigen Akteuren anzulegen, denn Zeit wird’s.

Unsere Politik greift ein, wenn Mieten durch die Decke gehen. Sie 
schützt, was zum Leben gehört. Wohnen ist keine Ware wie jede 
andere. Wohnen ist ein Recht.

Wir werden hart durchgreifen gegen dreiste Vermieter: illegale 
Mieten stoppen, Mietwucher konsequent verfolgen und beenden, 
Abzocke mit möblierten Wohnungen beenden und die großen Immo-
bilienkonzerne vergesellschaften.

Mit unserem Sicher-Wohnen-Gesetz schaffen wir Transparenz auf 
dem Wohnungsmarkt und zwingen alle Vermieter, bezahlbar zu 
vermieten. Fast 400.000 Wohnungen gehören dem Land Berlin und 
damit allen Berlinerinnen und Berlinern. Unsere kommunalen Woh-
nungen müssen bezahlbar bleiben. Deshalb werden wir dort einen 
Mietendeckel durchsetzen. Mit unserem Landesamt für Mieterschutz 
schaffen wir eine handlungsfähige Behörde, die Verstöße ahndet 
und Recht durchsetzt.

Die Mehrheit der Berlinerinnen und Berliner hat 2021 klar gesagt, so 
soll es nicht weitergehen. Die Wohnungen großer Wohnungsbau-
konzerne, um die es im Volksentscheid geht, gehören in öffentliche 
Verantwortung. Damit Mieten sinken, Häuser gepflegt werden und 
Menschen bleiben können. Andere haben gezögert. Ausreden ge-
sucht. Sich hinter Gutachten versteckt. Wir nicht. Dieser Volksent-
scheid wird umgesetzt. Die betroffenen Wohnungen werden dem 
Markt entzogen und gemeinwohlorientiert verwaltet. Wohnen wird 
wieder das, was es für dich ist. Ein Zuhause.

 
Berlin für dich.

Doch eine bezahlbare Stadt endet nicht an der Wohnungstür. Berlin 
bezahlbar zu machen, heißt, den Alltag insgesamt leichter zu ma-
chen. Weniger Stress. Weniger Rechnen. Wege, die funktionieren. 
Zeit, die bleibt. Verlässlichkeit im Alltag. 
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Dazu gehört, dass Strom, Wärme und Wasser bezahlbar sind. Dass 
niemand im Dunkeln sitzt, weil eine Rechnung zu hoch war. Dass 
niemand zwischen Heizkosten und Lebensmitteln entscheiden muss. 
Dass Kinder nicht frieren, wenn sie Hausaufgaben machen. Wir wol-
len, dass Berlin auch für kommende Generationen lebenswert bleibt. 
Das geht nur, wenn man die Gefahren, die uns durch die Umwelt- und 
Klimakrise drohen, nicht ausblendet. Berlin muss eine klimaresiliente 
Stadt werden mit sauberer Luft, mehr Parks, kühlen Orten in heißen 
Sommern und einer umweltfreundlichen Energieversorgung, die für 
alle bezahlbar ist. Deswegen werden wir gezielt in eine klima- und 
umweltgerechte öffentliche Infrastruktur, in den öffentlichen Nah-
verkehr und den Fuß- und Radverkehr investieren und den BaumEnt-
scheid konsequent umsetzen. Die Politik des aktuellen Senats nimmt 
diese Aufgaben nicht ernst.

Mobilität muss für alle erreichbar sein und darf nicht vom Geldbeutel 
abhängen. Wir stoppen den Preisanstieg bei BVG und S-Bahn, erhal-
ten das kostenlose Schüler*innenticket und holen das 9-Euro-Sozial-
ticket zurück. Damit alle preiswert und gut unterwegs sein können. 
Zur Arbeit. Zum Arzt. In die Schule. Zu Freundinnen und Freunden. Zur 
Familie. Ins Umland. Bis an die Ostsee. Wir bauen weiter an einem be-
darfsgerechten, energiesparsamen, lokalen Verkehrsverbund, der Kli-
ma- und Flächenschutz mit dem Bedarf der Berliner*innen verknüpft.

Zu einer bezahlbaren Stadt gehört der öffentliche Raum. Parks, Plätze 
und Straßen sind für viele der wichtigste Ort zum Durchatmen. Gerade 
für Menschen mit wenig Geld. Für alle, die keine große Wohnung ha-
ben, keinen Balkon, keinen Garten, kein Häuschen im Grünen. Für sie 
sind die Parks ihr Garten. Die Straße vor dem Haus ein Stück Wohn-
zimmer. Sie sind der Garant gegen Einsamkeit.

 
Unser Wohlbefinden, unsere Gesundheit darf nicht dem Profitstreben 
von Krankenhauskonzernen zum Opfer fallen. Wir wollen, dass unsere 
Krankenhäuser in kommunaler Hand bleiben und dort rekommunalisiert 
werden, wo sich private Konzerne aus der Verantwortung ziehen. Als 
demokratische Sozialistinnen und Sozialisten wollen wir, dass mittel-
fristig die öffentliche Daseinsvorsorge konsequent in Gemeineigentum 
gesichert, ausgebaut und mit guten Arbeitsbedingungen verknüpft 
wird. 
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Essen ist mehr als Sattwerden. Es ist Pause, Begegnung, Zusam-
mensein. Aber Essen wird in dieser Stadt immer teurer. Für viele wird 
selbst ein einfaches Mittagessen zum Luxus. Wer wenig Geld hat, 
muss sich entscheiden. Genug auf dem Teller oder gesund essen. 
Für sich kochen oder mit anderen zusammensitzen. Das darf nicht 
sein.

Deshalb schaffen wir in jedem Bezirk Kiezkantinen. Orte, an denen 
gesundes und gutes Essen für alle bezahlbar ist. Kiezkantinen ent-
lasten im Alltag und bringen Menschen zusammen. Sie sind Orte, an 
denen die Menschen und nicht das Geld entscheidend sind.

Diese Stadt braucht Perspektiven für junge Menschen. Bezahlba-
ren Wohnraum, gute Schulen, Ausbildungs- und Studienplätze. Die 
Freiheit, eigene Wege zu gehen, und die Räume dafür: Clubs, Ju-
gendclubs und Sport. Wer jung ist, soll in Berlin bleiben können. Eine 
Ausbildung oder ein Studium absolvieren, gründen, ausprobieren, 
Fehler machen, sich neu entscheiden, ohne Angst, sich diese Stadt 
nicht mehr leisten zu können. Junge Menschen leben die Zukunft der 
Stadt.

Und Berlin braucht Respekt für die, die ihr Leben lang gearbeitet und 
diese Stadt durch die Auf und Abs der vergangenen Jahrzehnte ge-
tragen haben. Wer alt wird, soll in dieser Metropole in Würde leben 
können. Mit einer Rente, die zum Leben reicht. Mit bezahlbarer und 
guter Pflege. Mit einer Wohnung, die bleibt. Ohne Angst vor Alters-
armut. Ohne die Wahl zwischen Heizung und Essen.

Für einen Politikwechsel in dieser Stadt braucht es eine langfristige 
Perspektive für eine rote Metropole. Es reicht nicht, das Schlimms-
te zu verhindern, sondern es gilt, den Spielraum für fortschrittliche 
Politik im Interesse derjenigen, die hier den Laden am Laufen halten, 
zu erweitern. Deshalb arbeiten wir auch an gesellschaftlichen und 
politischen Bündnissen für fortschrittliche Politik.

Wir machen Politik anders.

Die Linke ist anders: Wir sind unbestechlich und nehmen keine Par-
tei-Spenden von Unternehmen an. Unsere Abgeordneten begrenzen 
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freiwillig ihre Gehälter und spenden für soziale Zwecke. Die Linke 
klingelt an den Haustüren in der Nachbarschaft, um viele Menschen 
zu erreichen, die sich von der Politik abgewendet haben, und stellt 
die Alltagssorgen in den Mittelpunkt. Und Die Linke hilft: In der gan-
zen Stadt bieten wir Rechts- und Sozialberatungen an oder orga-
nisieren Mieter*innenversammlungen, um den Menschen zu helfen 
und sie über ihre Rechte aufzuklären. Wir kennen die Realitäten von 
Behördenschikane, rassistischer Gängelei und dreisten Vermieter-
tricks und helfen den Berliner*innen, sich dagegen zu wehren. Wir 
sind eine Partei, wie es sie sonst nicht gibt.

Die anderen Politiker*innen kennen die Probleme der Leute nicht. 
Die CDU steckt mit der Mieten-Mafia unter einer Decke und hetzt 
gegen unsere Nachbar*innen, statt Probleme zu lösen. Wir ma-
chen keine Politik im Hinterzimmer, sondern vor den Augen der 
Menschen unserer Stadt. Wir schaffen Formate, in denen die Be-
troffenen von Politik zu Beteiligten werden – ob es Kiezratschlä-
ge und Mieter*innenversammlungen vor Ort oder Initiativengipfel 
für die organisierte Zivilgesellschaft sind. Wir schaffen Vertrauen. 
Gemeinsam organisieren wir uns gegen die Mieten-Mafia und 
korrupte Politiker*innen.

Wir sagen, was ist – auch über die Haushaltslage. Der Verzicht auf 
eine gerechte Besteuerung großer Vermögen, großer Unterneh-
mensprofite und superhoher Einkommen treibt die Haushalte von 
Land und Bezirken ins Defizit. Während die einen mehr Geld haben, 
als sie jemals ausgeben können, zahlen die arbeitenden Menschen 
den größten Teil der Steuerlast. Dazu kommt, dass die schwarz-
rote Koalition alle Rücklagen aufgebraucht hat. Wir kämpfen ge-
meinsam mit den Menschen, mit den Gewerkschaften, Verbänden 
und Trägern gegen die ungerechten Kürzungen bei der sozialen 
Daseinsvorsorge. Wir werden keinen Sozialkürzungen oder Geset-
zen zustimmen, die das Leben derjenigen, die unserere Stadt am 
Laufen halten, teurer oder schlechter machen. Was den Berliner*in-
nen gehört, bleibt in der Hand der Berliner*innen: Wir werden einen 
Privatisierungsstopp verhängen und die Bereiche des täglichen 
Lebens Stück für Stück in die öffentliche Hand zurückholen, durch 
Rekommunalisierung und Vergesellschaftung. Wohnen, Nahverkehr, 
Sorgearbeit und Gesundheit muss uns allen dienen – nicht dem Profit 
privater Konzerne. Wir werden mit aller Kraft gegen Teuerungen in 
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der öffentlichen Daseinsvorsorge kämpfen: Für die öffentliche Da-
seinsvorsorge gilt: Egal ob Miete, U-Bahn, Museum oder Schwimm-
bad, die Preise müssen bezahlbar sein. Wir werden die Einnahmen 
des Landes erhöhen und alle Möglichkeiten zur Umverteilung von 
oben nach unten nutzen. Deswegen wollen wir eine Luxusvillensteu-
er einführen, bei den Millionär*innen dieser Stadt werden endlich 
genaue Steuerprüfungen durchgeführt und Steuergeschenke für die 
oberen 5 Prozent werden eingestampft.

Wir verzichten auf teure Prestigeevents und symbolische Großpro-
jekte, von denen nur eine Minderheit der Stadtbevölkerung profitiert. 
Wir reduzieren die Ausgaben für Überwachungskameras und inves-
tieren stattdessen in soziale Angebote. Wir müssen unsere Verwal-
tung digitaler und effizienter machen und die Verwaltungsreform mit 
Leben füllen. Damit in unsere soziale Stadt und eine gute Infrastruk-
tur investiert werden kann.

Alle wollen regieren, wir wollen verändern. Wir geben uns nicht mit 
den bestehenden Ungerechtigkeiten zufrieden, sondern treten für 
eine grundlegend andere, demokratische und sozialistische Gesell-
schaft ein. Anstelle von Aufrüstung und zunehmender Militarisierung 
der Gesellschaft setzen wir uns für Friedenstüchtigkeit ein.

Auf dem Weg dorthin kämpfen wir für eine Politik, die das Leben der 
Berlinerinnen und Berliner unmittelbar verbessert. Deswegen hören 
wir den Berliner*innen zu und greifen ihre Sorgen und Wünsche auf. 
Unsere Vorschläge sind durchgerechnet und realisierbar. Wir wollen 
sie gemeinsam mit den Berliner*innen erkämpfen und verwirklichen. 
Ein soziales, lebenswertes und solidarisches Berlin ist möglich. 
Dabei machen wir keine Versprechen, die unerfüllbar sind. Unse-
re Forderungen sind ambitioniert, aber auch rechtlich möglich und 
durchgerechnet. Wir machen ehrliche Politik und versprechen nicht 
„das Blaue vom Himmel“. Wir machen die Sorgen und Wünsche der 
Berlinerinnen und Berliner zu unserer Politik.

Wir schreiben gemeinsam Geschichte.

Der Kampf für ein bezahlbares Berlin endet nicht am Wahlabend. 
Dann fängt er erst richtig an. Dann geht es darum, Vereinbartes 
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umzusetzen und Versprochenes einzulösen. Auf Die Linke Berlin ist 
Verlass: Eine Regierung, an der sich Die Linke beteiligt, wird einen 
echten Politikwechsel vollziehen. Sie wird den Volksentscheid 
„Deutsche Wohnen & Co enteignen“ umsetzen. Sie wird den Sozial-
staat in Berlin weiterentwickeln. Für uns gilt: An einer Regierung, 
die Privatisierungen der Daseinsvorsorge oder Sozialabbau be-
treibt, deren Politik die Aufgabenerfüllung des öffentlichen Diens-
tes verschlechtert, werden wir uns nicht beteiligen. Ob im Bundes-
rat oder im Abgeordnetenhaus: Wir bleiben bei unserem Nein zu 
Aufrüstung und Militarisierung. Darauf können sich die Berliner*in-
nen verlassen.

Mit der Berliner Linken ziehst du ins Rote Rathaus ein. Mit Elif Eralp 
ziehen die Berlinerinnen und Berliner ein, die wollen, dass diese 
Stadt bleibt, was sie ist, und wird, was sie sein kann. Wir machen 
Politik nicht über die Menschen hinweg, sondern mit ihnen.

Verantwortung wird geteilt. Kritik gehört dazu. Wir werden im 
Roten Rathaus die Fenster öffnen – rausgehen, zuhören, ansprech-
bar sein. Entscheidungen dorthin bringen, wo sie hingehören. In die 
Stadt. In die Kieze. In die Stadtteile. Dorthin, wo du lebst.

Berlin ist offen. Menschen kommen mit unterschiedlichen Ge-
schichten, Sprachen, Glaubensrichtungen, Hoffnungen und Le-
bensweisen hierher. Berlin ist die Stadt der Freiheit, sie ist rebel-
lisch und unangepasst – und das ist auch gut so. Meinungs- und 
Demonstrationsfreiheit sind unverhandelbar. In den letzten Jahren 
wurden sie systematisch eingeschränkt, durch Demonstrations-
verbote, polizeiliche Willkür und politische Einflussnahme auf Kunst 
und Kultur. Damit muss Schluss sein. Niemand darf Angst haben, 
seine Meinung zu sagen oder eine Demonstration zu besuchen. 
Diese Stadt passt in keine Schublade und die CDU wird Berlin nicht 
kleinkriegen. 
Niemand soll in unserer Stadt Angst haben müssen. Wir schaffen 
gemeinsam ein Berlin, das Schutz bietet. Wenn die deutsche Rech-
te von Remigration faselt, dann wissen die Menschen in Berlin, die 
jeden Tag Vielfalt leben, was für ein menschenverachtender Plan 
dahintersteht. Wir gehen die wirklichen Ursachen dafür an, dass 
die Mieten steigen, die Menschen krank werden und Berlin immer 
dreckiger wird. 
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Wir stellen uns dem Rechtsruck entgegen. Indem wir zeigen, dass 
es anders geht. Dass linke Politik Hoffnung machen kann. Dass wir 
in Berlin auch in Zeiten der Entsolidarisierung Solidarität leben und 
zusammenhalten. Deshalb werden wir uns gemeinsam mit allen 
demokratischen und antifaschistischen Kräften dafür einsetzen, die 
extreme Rechte von politischer Macht fernzuhalten.

Berlin ist ein Ort, an dem Verschiedenheit Platz hat und Respekt 
selbstverständlich ist. Du musst hier nicht gleich sein, um dazuzu-
gehören. Diese Stadt lebt davon, dass Menschen unterschiedlich 
sind und gleich geachtet werden. Es ist Zeit für ein neues Kapitel 
für unsere Stadt. In diesem Herbst werden wir zusammenkommen 
und eine andere Politik wählen und verwirklichen: von Berliner*in-
nen und für Berliner*innen. Damit sich alle Menschen, die von früh 
bis spät die Stadt am Laufen halten, das Leben hier in Würde leis-
ten können – unabhängig vom Pass oder Job.

Berlin ist unsere Stadt. Deine Stadt. Du hältst diese Stadt am Laufen. 
Am 20. September 2026 nimmst du sie in die Hand.

Für ein Berlin, das dich schützt.

Für ein Berlin, in dem wir in Würde zusammenleben. Für ein be-
zahlbares Berlin.
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01 Mieten, Wohnen, Bauen
Wir alle verdienen ein sicheres und bezahlbares Zuhause – egal, wel-
chen Pass oder welchen Job wir haben.

Doch die Realität von Millionen Menschen in Berlin sieht ganz anders 
aus. Wir erleben einen Mieten-Notstand! Und der hat einen Grund: Die 
Mieten-Mafia zockt uns ab! Die großen Immobilienkonzerne erhöhen 
die Mieten und tricksen uns bei Heizkostenabrechnungen aus – und 
Kai Wegner, der sich den Wahlkampf von der Immobilienlobby hat 
finanzieren lassen, lässt sie gewähren.

Darum wollen wir uns zusammenschließen: Für sicheres Wohnen 
statt Miet-Abzocke.

Mieten und Wohnen
Landeseigene Wohnungsunternehmen

Die Landeseigenen Wohnungsunternehmen (LWU) sind mit ihren 
400.000 Wohnungen der wichtigste Schlüssel für dauerhaft bezahl-
bares Wohnen in Berlin. Wir werden dafür sorgen, dass die Mieten 
bezahlbar bleiben, dass mehr bezahlbare Wohnungen neu gebaut 
werden, dass die Wohnungsbestände und Großwohnsiedlungen 
sozial und ökologisch ertüchtigt werden, dass mehr Geld in die soziale 
und kulturelle Infrastruktur vor Ort investiert wird.

Mietendeckel und faire Mieten

Kai Wegner hat als Regierender Bürgermeister innerhalb von nur 2,5 
Jahren dafür gesorgt, dass in fast jeder landeseigenen Wohnung die 
Miete um bis zu 11 Prozent erhöht wurde. Viele Mieter*innen können 
sich das einfach nicht mehr leisten. Innerhalb der ersten 100 Tage der 
neuen Regierung wollen wir auf Grundlage eines Senatsbeschlusses 
einen Mietendeckel für die Landeseigenen Wohnungsunternehmen 
(LWU) einführen. Damit setzen wir einen einjährigen Mietenstopp 
durch. Im Wohnraumversorgungsgesetz schreiben wir anschließend 



15

fest, dass Mieterhöhungen auf maximal 1 Prozent jährlich begrenzt 
werden. Überhöhte Mieten, die mehr als 20 Prozent über der ortsüb-
lichen Vergleichsmiete liegen, werden auf Antrag abgesenkt. Wie-
dervermietungen erfolgen zu einem Preis, der 10 Prozent unterhalb 
der ortsüblichen Vergleichsmiete gedeckelt wird.

Zur besseren Transparenz werden Mieter*innen der LWU die Wohn-
wertmerkmale ihrer Wohnung mitgeteilt, um die korrekte Ermittlung 
der ortsüblichen Vergleichsmiete nach dem Berliner Mietspiegel 
leichter überprüfen zu können.

Soziale Wiedervermietungsquoten

Innerhalb des S-Bahn-Rings sollen künftig 100 Prozent der frei 
werdenden Wohnungen an Haushalte mit einem Wohnberechti-
gungsschein (bis WBS 220) vergeben werden. Außerhalb des Rings 
werden mindestens zwei Drittel der neu vermieteten Wohnungen 
besonders bezahlbar vermietet.

Lebenswerte Großwohnsiedlungen

Wir wollen, dass die LWU mehr in die Großwohnsiedlungen und das 
Wohnumfeld vor Ort investieren. Aufenthalts-, Spiel- und Grünflä-
chen sollen aufgewertet werden. Wo immer möglich, sollen eigene 
Bestände für eine gute Nahversorgung für den täglichen Bedarf und 
soziale Angebote genutzt werden. Bei der Vergabe von Gewerbeflä-
chen sollen Anwohner*innen und deren Vertretungen eng eingebun-
den werden.

Keine Zwangsräumungen wegen Mietschulden

Zwangsräumungen aufgrund von Mietrückständen werden bei den 
Landeseigenen Unternehmen ausgeschlossen. Stattdessen sollen 
sozialverträgliche Lösungen gefunden werden.
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Warmmietenneutrale Sanierungen

Sanierungen sollen möglichst warmmietenneutral erfolgen. Dafür 
kehren wir zu einer strikteren Begrenzung der Umlage der Moder-
nisierungskosten zurück, die sich schon einmal bewährt hat und 
vom aktuellen Senat abgeschafft wurde. Die Kosten dürfen höchs-
tens zu 6 Prozent umgelegt werden und für die Mieter*innen gilt die 
Härtefallregelung auch bei Mieterhöhungen nach Modernisierungen. 
Weitere Details im Abschnitt „Bauen“.

Mieterdemokratie ausweiten

Die Mitbestimmung der Mieter*innen wird erheblich gestärkt. Ge-
meinsam mit Mieter*innenräten und Beiräten werden neue Leitlinien 
für die Vergabe von Gewerbeflächen für eine optimale Versorgung 
mit Gütern und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs und soziale 
und kulturelle Angebote erarbeitet.

Verbesserter Service

In allen größeren Beständen der LWU werden Kundenzentren mit 
festen Öffnungszeiten eingerichtet. Es gilt eine 48-Stunden-Garantie 
für Terminvergaben. Statt der Auslagerung von Reparaturtätigkeiten 
und anderen Dienstleistungen an Fremdfirmen soll wieder flächen-
deckend eigenes Personal (Hausmeister*innen etc.) eingestellt 
werden.

 
Heizkostenbelastung senken

Das Heizkosten-Contracting wird so schnell wie möglich beendet. 
Die Preisgestaltung bei Tochterunternehmen, die die Wärmever-
sorgung übernehmen, wird überprüft. Die LWU werden verpflichtet, 
Heiz- und Betriebskostenabrechnungen künftig transparenter zu 
gestalten. Heizkosten werden automatisch um 15 Prozent abge-
senkt, sofern die LWU in Wohnungsbeständen keine Wärmemengen-
zähler eingebaut haben. Mieter*innen in allen Beständen werden 
unterjährig über ihre Verbräuche informiert.
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Wohnungslosigkeit wirksam bekämpfen

Der Geschützte Wohnungsmarkt wird auf 2.500 Wohnungen pro 
Jahr verdoppelt.

An Menschen, die von Wohnungslosigkeit betroffen sind, sollen zu-
dem 10 Prozent der neu bzw. wieder zu vermietenden Wohnungen 
der landeseigenen und geförderten Wohnungen mietpreis- und be-
legungsgebunden vermietet werden. So stellen wir angemessenen 
Wohnraum für von Wohnungslosigkeit bedrohte oder wohnungslose 
Personen bereit, die aktuell viel zu lange in Notunterkünften aushar-
ren.

Kommunales Wohnungsbauprogramm

Mit unserem kommunalen Wohnungsbauprogramm sorgen wir dafür, 
dass die LWU dauerhaft bezahlbar bauen können. Wir entlasten sie 
finanziell, damit der Neubau nicht mehr aus den Mieteinnahmen der 
Bestandsmieter*innen finanziert werden muss. Weitere Details im 
Abschnitt „Bauen“.

 
Beschleunigung und Priorisierung von Bauvorhaben

Große Bauvorhaben werden zu langsam entwickelt. Vorhaben, die 
gut erschlossen, städtebaulich integriert sowie umweltverträglich 
sind, werden priorisiert und beschleunigt, strittige Projekte entschie-
den: Nicht kiezverträgliche Nachverdichtungen werden gestoppt. 
Die LWU sollen vermehrt durch Aufstockungen bezahlbaren Wohn-
raum schaffen.

Verantwortung und Gemeinwohlbindung

Bonuszahlungen für Geschäftsführungen werden an die Einhaltung 
der Kooperationsvereinbarung gekoppelt. Die LWU sollen dauerhaft 
auf Ziele der Gemeinnützigkeit verpflichtet und diese in das Wohn-
raumversorgungsgesetz integriert werden.



18

Schutz des öffentlichen Eigentums

Den Verkauf von Grundstücken, Gebäuden und einzelnen Wohnun-
gen der LWU schließen wir aus und setzen uns für ein dauerhaftes 
Privatisierungsverbot in der Berliner Verfassung ein. Eine stärkere 
Ausrichtung der Landeseigenen Unternehmen auf Finanzmarktinst-
rumente wie Anleihen lehnen wir ab.

Weiterer Erwerb von Beständen

Die LWU sollen weiterhin Wohnungsbestände ankaufen, um den An-
teil des gemeinwohlorientierten Wohnraums in Berlin auszuweiten. 
Die Kaufpreise müssen notwendige Instandhaltungs- und Sanie-
rungskosten berücksichtigen.

Berlinovo

Die Berlinovo wird als siebtes Landeseigenes Wohnungsunter-
nehmen in die Gesamtstrategie integriert. Künftig soll die Berlinovo 
verstärkt bezahlbare Wohnungen für Studierende, Senior*innen 
und weitere besondere Bedarfsgruppen bauen und zur Verfügung 
stellen.

Deutsche Wohnen & Co enteignen

Im September 2021 haben 59,1 Prozent der Berliner*innen dem 
Volksentscheid „Deutsche Wohnen & Co enteignen“ ihre Zustimmung 
gegeben. Dieses Votum bietet keinen Interpretationsspielraum: Berlin 
will vergesellschaften und 220.000 Wohnungen in öffentliche Hand 
überführen.

Von Beginn an unterstützt die Berliner Linke die Forderung nach 
Vergesellschaftung. Damit Berlin bezahlbar bleibt, muss der Volks-
entscheid nun zügig umgesetzt werden. Deshalb wollen wir, dass 
schnellstmöglich ein Vergesellschaftungsgesetz beschlossen wird. 
Während der Senat Steuergelder verschwendet, Gutachten zu längst 
geklärten Fragen bei Immobilienkanzleien beauftragt und ein juris-



19

tisch unsinniges, sogenanntes Rahmengesetz erarbeitet – sprich: 
alles tut, um den Volksentscheid nicht umzusetzen –, hat die Initiative 
in einem beispiellosen Verfahren einen hoch qualifizierten Gesetzes-
entwurf vorgelegt, der im Detail aufzeigt, wie die Vergesellschaftung 
funktioniert. Die Umsetzung dieses Gesetzes machen wir zu einer 
unserer Top-Prioritäten und werden keine weiteren Verzögerungen 
zulassen. Jede Regierungskoalition unter Beteiligung der Linken wird 
innerhalb der Legislatur auf Grundlage eines im Koalitionsvertrag 
festgelegten Zeitplans und auf Grundlage des Entwurfs der Initiative 
„Deutsche Wohnen & Co enteignen“ verbindlich ein Berliner Ver-
gesellschaftungsgesetz erarbeiten, das den bewussten Bruch mit 
privater Verwertungslogik sowie demokratische Kontrolle der verge-
sellschafteten Wohnungsbestände beinhaltet.

Hart durchgreifen gegen dreiste Vermieter

Berlin hat ein Problem mit dreisten Vermietern und einem Senat, der 
nichts dagegen unternimmt. Das werden wir ändern!

Mietwucher bekämpfen

Im November 2024 hat Die Linke einen Mietwucher-Check gestartet: 
Mehr als 100.000 Haushalte haben diesen allein in Berlin genutzt. 
Dabei kam heraus: Zwei Drittel aller Mieten sind illegal hoch. Mit über 
4.000 Fällen sind die Wohnungsämter bereits beschäftigt. Aber in 
Berlin gibt es zu wenig Personal und keine effektiven Verfahren, um 
diese zu bewältigen.

Wir wollen Mietwucher bekämpfen. Als Sofortmaßnahme berufen wir 
eine Taskforce ein und stellen Personal bereit, das illegale Mieten 
ahndet und zu viel gezahlte Miete zurückfordert. Das Verfahren wird 
nach Vorbild des Wohnungsamtes Frankfurt am Main berlinweit ver-
einheitlicht. Sanktionen und Bußgelder gegen Mietpreisüberhöhun-
gen werden effektiv durchgesetzt. Zu viel gezahlte Miete erhalten die 
Mieter*innen zurück.

Für besonders schwere Fälle von Mietwucher, die von der Staats-
anwaltschaft bearbeitet werden, richten wir bei der Hauptabteilung 
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für Wirtschaftskriminalität eine Schwerpunktabteilung für kriminelle 
Vermieter ein.

Abzocke mit möblierten Wohnungen unterbinden

Möbliertes Wohnen auf Zeit ist in den letzten Jahren immer weiter auf 
dem Vormarsch. Durch die Möblierung können dreiste Vermieter noch 
höhere Gewinne erzielen. Wir werden diese Form der Vermietung 
stoppen.

Wir werden in allen Berliner Milieuschutzgebieten ein Verbot von 
möbliertem Kurzzeitwohnen durchsetzen. Für den Neubau werden 
wir zusammen mit den Bezirken Richtlinien entwickeln, wie die späte-
re Vermietung mit Möblierung und Befristung von vornherein ausge-
schlossen werden kann.

Landeseigene Wohnungsunternehmen dürfen sich an diesem Ge-
schäftsmodell nicht beteiligen. Ausgenommen sind Apartments 
für Studierende und Auszubildene, sofern die Miete unterhalb der 
BAföG-Wohnpauschale bzw. der Leistbarkeitsgrenze für Auszubilden-
de liegt.

Wohnungen sind zum Wohnen da – Zweckentfremdung mit 
Nachdruck ahnden

Berlin braucht jede bezahlbare Wohnung. Trotzdem werden Zehn-
tausende Wohnungen als illegale Ferienapartments zweckentfrem-
det. Über 40.000 Wohnungen in Berlin stehen leer. Und der Senat 
schaut zu, wie allerorten bezahlbarer Wohnraum abgerissen wird, 
um teuer neu zu bauen. Wir sagen der Zweckentfremdung den 
Kampf an!

Ferienwohnungen

Wir wollen das Geschäft mit illegalen Ferienwohnungen beenden 
und setzen uns für ein umfassendes Verbot von Ferienwohnungen in 
Wohnhäusern ein. Mithilfe digitaler Tools soll es den Behörden ein-
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facher gemacht werden, illegale Angebote zu finden, zu unterbinden 
und die betreffenden Apartments den Berlinerinnen und Berlinern 
wieder als Wohnraum zur Verfügung zu stellen.

Leerstand

Leerstände in Zeiten von Wohnungsnot sind ein Skandal. Wir wollen 
die Stromzählermethode gesetzlich verankern und dazu mit Strom-
versorgern kooperieren, um spekulative Leerstände aufzudecken und 
zu ahnden.  
Jahrelang leerstehende Geisterhäuser müssen endlich instand 
gesetzt werden. Dafür wollen wir die Ersatzvornahme und die Ein-
setzung von Treuhändern vereinfachen. Die Bezirke erhalten eine 
kostendeckende Mittelaufstockung für Ersatzvornahmen. Die Lan-
deseigenen Wohnungsunternehmen sollen mit der Ausführung und 
Umsetzung von Ersatzvornahmen sowie der Treuhänderregelung 
beauftragt werden.

Wir setzen uns dafür ein, Hausbesetzungen zu entkriminalisieren. 
Wir wollen die sogenannte Berliner Linie abschaffen und durch ein 
Leerstandsgesetz ersetzen. Besetzungen von seit mindestens einem 
Jahr leer stehendem Wohnraum sollen zu einem dauerhaften Wohn-
recht führen, es sei denn, die Eigentümer*innen verpflichten sich 
verbindlich, in einem begrenzten Zeitraum den Wohnraum zu sozial 
verträglichen Mieten zur Verfügung zu stellen.

Abriss

Jedes Jahr werden Hunderte bezahlbare Wohnungen durch Abrisse 
vernichtet. Berlin braucht einen Abrissstopp. Abrisse von bezahlba-
rem Wohnraum sollen künftig nur noch in eng definierten sozial und 
ökologisch begründeten Ausnahmefällen möglich sein. In solchen 
Fällen müssen beim dann folgenden Neubau mindestens 50 Prozent 
der Wohnungen zu sozialverträglichen Mieten vermietet werden.
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Mietenscan

Wir werden den Markt mithilfe digitaler Tools auswerten, um illegale 
Mietangebote zu identifizieren. Wir werden die Ämter so ausstatten, 
dass in Verdachtsfällen Ermittlungen aufgenommen und gerichtsfes-
te Beweise gesammelt werden können. Wohnung für Wohnung holen 
wir so für die Berlinerinnen und Berliner zurück.

ImmoScout und Co in öffentliche Hand!

Plattformen wie ImmobilienScout24 und andere verdienen sich eine 
goldene Nase an dem Geschäftsmodell, das aus unserem Zuhause 
gemacht wurde. Dabei zocken die Plattformen nicht nur verzweifel-
te Wohnungssuchende ab, sondern tragen auch aktiv zur Erhöhung 
der Mieten in Berlin bei, da die Daten von ImmoScout und Co in 
den Berliner Mietspiegel einfließen. Wir wollen die Macht der Woh-
nungs-Plattformen brechen und ein Instrument entwickeln, um die 
Wohnungssuche in öffentliche Hand zu überführen, sodass auch die 
Wohnungssuche sozial gerecht abläuft – und illegale Mieten schon bei 
der Wohnungssuche erkannt und verhindert werden.

Umwandlung und Schutz vor Eigenbedarfskündigung

Jedes Jahr verlieren Tausende Menschen ihr Zuhause durch 
Eigenbedarfskündigungen und Zwangsräumungen. Wir wollen den 
Kündigungsschutz stärken und Mieter*innen vor Willkür schützen.
Räumungsklagen sollen künftig persönlich durch Justizbeamt*innen 
zugestellt werden, damit Mieter*innen rechtzeitig und zweifelsfrei 
informiert sind und über Hilfsangebote in Kenntnis gesetzt werden. 
Wir wollen, dass die Berliner Gerichte regelmäßig Zahlen zu Kündi-
gungen, Eigenbedarfsklagen und Zwangsräumungen veröffentlichen, 
um das Ausmaß sichtbar zu machen. Amtshilfe für Zwangsräumun-
gen soll auf das Nötigste beschränkt werden – die Bezirke dürfen 
nicht länger gezwungen sein, an der Vertreibung ihrer eigenen Ein-
wohner*innen mitzuwirken.

Die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen wollen wir 
dauerhaft ausschließen und setzen uns für eine Entfristung des § 
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250 BauGB ein. Mit einer Bundesratsinitiative wollen wir eine bun-
desweite Reform des Eigenbedarfsrechts anstoßen: Missbrauch 
muss endlich verhindert werden. Eigenbedarf soll auf Verwandte 
ersten Grades begrenzt werden und aufseiten der Betroffenen sollen 
deutlich mehr Härtefälle – z. B. für ältere Menschen, Familien mit 
Kindern und Kranke – regelmäßig eine Eigenbedarfskündigung 
ausschließen. 
 
 
Der Aufbau einer landesweiten Datenbank zu Eigenbedarfskündi-
gungen soll helfen, Wiederholungsfälle zu erkennen und systema-
tische Verdrängung zu unterbinden. Ergänzend fordern wir ein 
öffentliches Transparenzregister, das aufzeigt, wie viele Umwand-
lungen stattfinden, wann Schutzfristen für Kündigungen auslaufen 
und wie die Verfahren verlaufen. Landeseigene Wohnungsunter-
nehmen sollen Kontingente bereithalten, um zwangsgeräumte Mie-
ter*innen in Wohnungen unterzubringen. Wir wollen rechtlich prü-
fen, ob räumungsbedrohte und bereits wohnungslose Personen 
auf Basis des Rechts auf Wohnungswesen wieder in Wohnungen 
eingewiesen werden können, um Obdachlosigkeit zu vermeiden.

Sicher-Wohnen-Gesetz

1,16 Millionen Haushalten, die aufgrund ihres Gehaltes Anspruch 
auf eine Wohnung mit einer gedeckelten Miete hätten, stehen nicht 
einmal 100.000 entsprechende Wohnungen mit einer vorgegebenen 
Höchstmiete (sogenannte Sozialwohnungen) gegenüber.

Mit dem Sicher-Wohnen-Gesetz verpflichten wir große Vermieter 
dazu, einen Anteil der jährlich frei werdenden Wohnungen an Men-
schen mit niedrigen und mittleren Einkommen zu vermieten. Die 
Mieten in diesen Wohnungen werden gedeckelt und orientieren sich 
an den Miethöhen im sozialen Wohnungsbau.

Vermieter, die zwischen 50 und 500 Wohneinheiten besitzen, sollen 
jede dritte Wohnung bezahlbar vermieten müssen. Wer zwischen 501 
und 1.000 Wohneinheiten besitzt, soll 40 Prozent der Wohnungen 
bezahlbar vermieten. Und wer mehr als 1.000 Wohneinheiten be-
sitzt, soll sogar jede zweite der jährlich neu vermieteten Wohnungen 
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bezahlbar vermieten. Diese besonders großen Vermieter tragen 
auch eine besondere Verantwortung für die Menschen, die unter der 
Wohnungsnot in Berlin am meisten leiden.

Deshalb sollen sie 10 Prozent der bezahlbaren Wohnungen an Men-
schen in besonderen Wohnungsnotlagen – also z. B. Menschen in 
Wohnungslosenunterkünften, Frauenhäusern und anderen Hilfsein-
richtungen – vermieten. 
Damit sorgen wir dafür, dass jedes Jahr ca. 17.000 Wohnungen be-
zahlbar vermietet werden. Zum Vergleich: In den letzten zehn Jahren 
sind deutlich weniger geförderte Wohnungen im Neubau entstanden.

Für die Durchsetzung dieses Gesetzes gründen wir ein Landesamt 
für Mieter*innenschutz.

Transparenz auf dem Wohnungsmarkt

Für eine soziale Wohnungspolitik ist es unumgänglich, dass wir 
mehr darüber wissen, wem Berlin gehört. Deshalb legen wir bereits 
in unserem Sicher-Wohnen-Gesetz den Grundstein für eine trans-
parente Übersicht, wem welche Immobilien in Berlin gehören. Eigen-
tümer*innen werden verpflichtet, dem Landesamt für Mieter*innen-
schutz entsprechende Angaben zu liefern. Darauf aufbauend wollen 
wir perspektivisch ein öffentliches Wohnungs- und Mietenkataster 
aufbauen. Darin sollen Informationen über die tatsächlichen Eigen-
tümer*innen, die Art der Vermietung, Miethöhe, Ausstattung, Lage, 
den energetischen Zustand der Wohnungen verzeichnet sein.

Mieter*innenberatung ausweiten

Zu Transparenz gehört für uns auch, dass Mieterinnen und Mieter 
ihre Rechte kennen und in der Lage sind, diese auch durchzusetzen. 
Als Linke bieten wir in ganz Berlin bereits unzählige Sprechstunden 
und Hilfsangebote an.

Während unserer letzten Regierungszeit haben wir als Linke zusätz-
lich eine kostenfreie Mietrechtsberatung in allen Bezirken durch-
gesetzt. Dieses Angebot wird sehr gut angenommen und soll durch 
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weitere Standorte, längere Öffnungszeiten und aufsuchende Infor-
mationsangebote ausgeweitet werden. Wir wollen alle Berliner*in-
nen postalisch und durch eine breite Öffentlichkeitsarbeit über die 
Beratungsmöglichkeiten informieren. Mittelkürzungen des aktuellen 
Senats für bezirkliche Mieter*innenberatungen oder Beratungsange-
bote in Milieuschutzgebieten werden zurückgenommen.

Zugang zu Wohnhilfen verbessern

Hilfe für Mieter*innen fängt für uns nicht erst beim Krach mit dem 
Vermieter an. Den Zugang zu Leistungen und Hilfen durch die Ber-
liner Ämter wollen wir durch personelle Entlastung und zeitgemäße 
Verfahren für die Menschen vor und hinter dem Schalter vereinfa-
chen.

Wohngeld

Durch die fehlgeleitete Wohnungs- und Sozialpolitik des Bundes 
haben immer mehr Menschen einen Anspruch auf Wohngeld. Als 
Subventionierung zu hoher Mieten kritisieren wir das Wohngeld, hal-
ten es jedoch mindestens bis zur Einführung eines bundesweiten 
Mietendeckels für bitter notwendig.

Wer aktuell einen Wohngeldantrag stellt, der wartet im Durchschnitt 
elf Wochen, in manchen Bezirken müssen Antragstellende sogar 
über 20 Wochen warten. Um die Bearbeitungszeit zu verkürzen, wol-
len wir die Bearbeitung effizienter gestalten, eine Entbürokratisie-
rung des Antragsverfahrens prüfen und die zuständigen Behörden 
mit mehr Personal ausstatten.

Wohnberechtigungsschein

Ein Wohnberechtigungsschein (WBS) berechtigt zum Einzug in eine 
geförderte Wohnung mit einer festgelegten Höchstmiete und ist oft 
notwendig, um überhaupt noch eine Chance auf eine bezahlbare 
Wohnung in Berlin zu haben. Doch wer für die Wohnungssuche einen 
WBS beantragt, muss momentan bis zu 16 Wochen warten, während 
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Menschen, die in Wohngemeinschaften leben, nicht mal einen WBS 
beantragen können. Wir wollen eine Zwei-Wochen-Garantie für den 
WBS einführen, d. h., Antragstellende sollen maximal zwei Wochen 
nach Antragsstellung einen WBS erhalten, wenn alle Unterlagen 
vollständig eingereicht wurden. Die Bearbeitung von WBS-Anträgen 
wollen wir im Landesamt für Mieter*innenschutz zentralisieren. Um 
den Aufwand für die Bürger*innen und die Ämter gleichermaßen zu 
reduzieren, streben wir für den WBS eine Gültigkeit von zwei Jahren 
an. Bei konkreten Wohnungsangeboten, die nur mit WBS angemietet 
werden können, soll innerhalb von 48 Stunden ein Notfall-Sofort-
WBS ausgestellt werden. Um die Ausstellung von WBS-Anträgen zu 
beschleunigen und zu vereinfachen, wollen wir eine Expert*innen-
kommission einsetzen, die dazu Vorschläge erarbeitet. Zudem soll 
der WBS zukünftig auch von Wohngemeinschaften, unabhängig von 
Verwandtschaft oder Partnerschaft, beantragt werden können.

Heizkosten

Hunderttausende Berliner*innen können ihre Wohnung aus Geld-
mangel nicht angemessen heizen. Viele wissen nicht, wie sie ihre 
hohen Nachzahlungen begleichen sollen. Gleichzeitig machen dreis-
te Vermieter und Energielieferanten satte Gewinne mit undurch-
sichtigen und falschen Heizkostenabrechnungen. Wir wollen, dass 
niemand in kalten Wohnungen sitzen muss, und werden Heizkosten-
abzocke wo immer möglich stoppen.

Die kostenfreien, bezirklichen Mieter*innenberatungsstellen werden 
wir durch gezielte Beratungsangebote zum Thema Heizen ergänzen.

Mit einem Heizkostenfonds wollen wir Berliner*innen mit niedrigen 
Einkommen schnell und unbürokratisch unterstützen, wenn sie Heiz-
kosten nicht mehr tragen können. Vorbild ist der Heizkostenfonds 
in München, aus dem anspruchsberechtigte Haushalte auf Antrag 
einen Zuschuss für die Kosten für Heizung und Warmwasser in Höhe 
von 700 Euro bei alleinigem Wohnsitz bzw. 300 Euro bei einem ge-
teilten Wohnsitz erhalten.
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Kautionsfonds

Solange Vermieter die Mieten in die Höhe treiben, steigen auch die 
Kautionsforderungen bei Neueinzug. Schnell entstehen Forderun-
gen von mehreren Tausend Euro. Das ist oft nicht mehr leistbar. 
Wer nach kräftezehrender Wohnungssuche endlich ein passendes 
Zuhause gefunden hat, darf nicht an horrenden Kautionsforderun-
gen scheitern.

Nach dem Vorbild anderer Städte greifen wir Betroffenen mit einem 
Kautionsfonds unter die Arme. Menschen mit niedrigen und mittleren 
Einkommen ermöglichen wir einen Zuschuss zur Kaution als zinslo-
ses Darlehen.

Sicheres Wohnen für alle

Die Wohnungsnot in Berlin trifft alle Berlinerinnen und Berliner. Nicht 
alle sind gleich und gleich stark betroffen. Für uns ist klar, dass wir 
uns für alle Betroffenen gleichermaßen einsetzen und nach jeweils 
spezifischen Lösungen suchen. Ein sicheres und bezahlbares Zuhau-
se in der roten Metropole Berlin können wir nur gemeinsam erstrei-
ten.

Steuerverschwendung durch Mietabzocke verhindern – die 
Ärmsten schützen

Mit den Reformen beim Bürgergeld tritt die Bundesregierung auf 
abstoßende Weise nach unten und provoziert eine weitere Zunah-
me von Wohnungsverlusten und Obdachlosigkeit. Wir nehmen den 
staatlichen Auftrag einer menschenwürdigen Wohnraumversorgung 
für alle Berliner*innen ernst und setzen alles daran, diese in die 
Tat umzusetzen. Vor allem Menschen im Transferbezug haben es 
schwer, eine Wohnung mit angemessenen Mietpreisen zu finden. 
Dass der aktuelle Senat in einer Zeit der explodierenden Mieten die 
Richtwerte für die Kosten der Unterkunft (Ausführungsvorschrift 
Wohnen, kurz: AV Wohnen) nicht anpasst, ist realitätsfremd und ge-
fährlich. Wir werden die Richtwerte an die realen Zustände auf dem 
Berliner Wohnungsmarkt anpassen. Wir werden die vom Senat ge-
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strichene Kostenübernahme für die Mitgliedschaft von Transferleis-
tungsbeziehenden in Mieter*innenorganisationen wieder einführen. 
Für Menschen im Transferbezug ist es oft besonders schwierig, sich 
gegen überhöhte Mieten zur Wehr zu setzen. Die Kosten, die durch 
überhöhte Mieten entstehen, trägt der Bund und in immer größerem 
Ausmaß das Land Berlin. Gleichzeitig haben die Berliner Ämter nir-
gendwo so genaue Daten über die Mietverhältnisse wie bei Haushal-
ten, bei denen das Amt die Mietkosten übernimmt. Wir werden dafür 
sorgen, dass das Land Berlin diese Daten endlich nutzt und proaktiv 
Mietwucher ahndet und illegal hohe Mieten absenkt.

Frauen* und Familien auf dem Wohnungsmarkt gezielt unter-
stützen

Frauen, trans* Personen, genderdiverse Menschen, Alleinerziehende 
und Menschen mit Migrationsgeschichte sind überdurchschnittlich 
von Wohnungsnot, verdeckter Wohnungslosigkeit und Diskriminie-
rung bei der Wohnungsvergabe betroffen.

Jede Person hat das Recht auf sicheren, diskriminierungsfreien und 
selbstbestimmten Wohnraum. Wir wollen anonymisierte, diskriminie-
rungssensible Monitorings bei Landeseigenen Wohnungsunterneh-
men einrichten, um ungleiche Vergabepraktiken sichtbar zu machen.

Wir setzen uns dafür ein, dass Alleinerziehende verlässlich Zugang 
zu bedarfsgerechtem Wohnraum erhalten. Bei der Vermietung mit 
WBS dürfen Wohnküchen nicht als vollwertige Zimmer angerech-
net werden. Es braucht klare Standards: eine angemessene An-
zahl separater Zimmer für Erwachsene und Kinder. Bei der Vergabe 
von landeseigenen und geförderten Wohnungen sollen besondere 
Bedarfsgruppen wie Alleinerziehende mit geringem Einkommen in 
hohem Maße berücksichtigt werden.

Wir wollen rassistische und familienfeindliche Diskriminierung bei der 
Wohnraumvergabe konsequent bekämpfen. Dazu gehören strengere 
Kontrollen bei Landeseigenen Wohnungsunternehmen und geförder-
ten Projekten sowie der Einsatz anonymisierter Bewerbungsverfah-
ren.
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Wir setzen auf den Ausbau kommunaler und gemeinwohlorientierter 
Wohnungsbestände, die explizit Programme und Kontingente für 
Alleinerziehende, Frauen- und queere Wohnprojekte sowie inter-
generationale und nachbarschaftliche Sorge-Netzwerke vorsehen. 
Bei der Planung neuer Quartiere sollen Frauen-, Migrant*innen- und 
queeren Organisationen verbindlich beteiligt werden, um diskriminie-
rungssensible und sorgende Nachbarschaften zu fördern.

Jungen Menschen den Einstieg in ein selbstbestimmtes Leben 
erleichtern

Wohnen darf junge Menschen und Studierende nicht arm ma-
chen! Wir werden ein Programm für den Bau von Studieren-
den- und Azubiwohnheimen durch erweiterte Kreditmöglich-
keiten und öffentliche Zuschüsse sowie die Umnutzung von 
Gebäuden auflegen. Darüber hinaus halten wir die öffentlichen 
Wohnungsbaugesellschaften an, Wohnungskontingente für Stu-
dierende auszubauen. Das Bundesprogramm „Junges Wohnen“ 
wollen wir auch für Sanierungen insbesondere von Studierenden- 
und Azubiwohnheimen nutzbar machen.

Zur Absicherung der Lebenssituation der Studierenden werden wir 
uns weiterhin im Bund für eine BAföG-Reform einsetzen, welche das 
BAföG elternunabhängig gestaltet. Der Berechtigtenkreis muss deut-
lich ausgebaut werden, bspw. dürfen Studiengangswechsel nicht 
zum Verlust der Berechtigung führen; zudem müssen die erhöhten 
Wohnkosten in Großstädten wie Berlin berücksichtigt werden. Die 
aktuelle Wohn- und Lebenssituation der Studierenden, aber auch die 
Situation von Gebäuden und Lehrangebot verlangt eine hohe Mobili-
tät der Betroffenen. Wir setzen uns daher für die Unterstützung von 
bezahlbarer Mobilität ein, etwa in Form eines sozialverträglichen 
Semestertickets.

Eine Frage des Respekts – sicheres und gutes Wohnen im Alter

Berlin wird älter, aber viele Senior*innen können ihre Mieten nicht 
mehr bezahlen. Sie leben in Wohnungen, die nicht barrierefrei sind, 
oder sie vereinsamen, weil nachbarschaftliche Treffpunkte verdrängt 
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werden. Wir wollen, dass alle Berliner*innen im Alter sicher, selbst-
bestimmt und sozial eingebunden leben können. Durch ein neues 
Förderprogramm wollen wir den Senior*innen-gerechten Umbau von 
Wohnraum sozial ausgestalten und dessen Bezahlbarkeit durch die 
Schaffung von Mietpreis- und Belegungsbindungen sicherstellen. 
Die Landeseigenen Wohnungsunternehmen sollen Einsamkeitsbe-
auftragte einstellen, die insbesondere in größeren Siedlungen ältere 
Mieter*innen zu Hause besuchen und Senior*innen-gerechte Aktivi-
täten für die Nachbarschaft organisieren.

Um eine kostengünstigere Alternative zu den privaten und teuren 
Pflegeeinrichtungen zu schaffen, soll die Berlinovo ein eigenes 
Pflegewohnen-Segment aufbauen. Mit einer Bundesratsinitiative 
setzen wir uns für einen Ausschluss von Eigenbedarfskündigungen 
und für ein Räumungsverbot von Senior*innen ein. Die bezirklichen 
Wohnungsämter sollen in Zusammenarbeit mit sozialen Trägern in 
größeren Siedlungen mit vielen älteren Mieter*innen regelmäßige 
Vor-Ort-Termine zur Beantragung von und Beratung zu Wohngeld 
anbieten, um den vielen anspruchsberechtigten Rentner*innen die 
Antragstellung zu erleichtern.

Wohnungstausch und Wohnen für Hilfe

Viele Mieterinnen und Mieter wohnen in Wohnungen, die nicht 
mehr zu ihrer Lebenssituation passen: Familien brauchen mehr 
Platz, während ältere Menschen oft in zu großen Wohnungen leben. 
Gleichzeitig fehlt es an bezahlbarem Wohnraum. Deshalb wollen 
wir den Wohnungstausch deutlich erleichtern.

Mieter*innen bei den LWU sollen ihre bisherige Miethöhe pro Qua-
dratmeter bei einem erfolgreichen Wohnungstausch in ihre neue 
Wohnung mitnehmen können. Moderate Anpassungen der Miet-
höhe sollen nur dann möglich sein, wenn sich der Wohnwert durch 
Ausstattung oder Lage spürbar unterscheidet. Bei einem erfolgrei-
chen Wohnungstausch sollen die LWU die angemessenen Umzugs-
kosten übernehmen und durch neu geschaffenes Umzugsmanage-
ment unterstützen. Die Unternehmen informieren regelmäßig über 
die Möglichkeit des Wohnungstauschs. Neubauwohnungen können 
so gezielt genutzt werden, um Tauschketten in Gang zu setzen und 



31

den vorhandenen Wohnraum effizienter zu nutzen. Etwaige Minder-
einnahmen für die LWU soll das Land durch Eigenkapitalzuschüsse 
ausgleichen.

Mit einem Landesprogramm „Mehr-Generationen-Wohnen“ wollen 
wir Haushalte unterstützen, die freiwillig zusammenziehen. Das 
vorhandene Wohnungstauschportal der LWU www.inberlinwohnen.
de werden wir auf Basis einer Evaluation qualifizieren und darüber 
hinaus weitere geeignete Strukturen schaffen, um mehr Tausch-
verfahren, insbesondere kiezbezogen und auch zwischen den 
LWU, zu erreichen. Wir prüfen, auch private Wohnungsunterneh-
men gesetzlich zu Wohnungstauschangeboten zu verpflichten. Wer 
sich entscheidet, eine größere Wohnung zu teilen oder gemeinsam 
mit jüngeren oder älteren Menschen in eine Bestandswohnung zu 
ziehen, soll eine Prämie erhalten, die Umzugs-, Renovierungs- und 
Anfangskosten abdeckt. Begleitend dazu soll eine Wohnraumagen-
tur zu den Möglichkeiten für eine bessere Nutzung des Wohnraums 
beraten und vermitteln. Sie soll Eigentümer*innen in Ein- und Zwei-
familienhaussiedlungen über Förderungen – etwa für den Ausbau 
von Einliegerwohnungen, Renovierungen – sowie über Mietgaran-
tien informieren und so bisher ungenutzte Wohnpotenziale er-
schließen.

Durch eine Bundesratsinitiative wollen wir uns auf Bundesebene 
für ein Recht auf Wohnungstausch einsetzen: Mieter*innen sollen 
gegenseitig in bestehende Mietverträge eintreten dürfen, ohne dass 
sich die Miethöhe ändert. Ergänzend fordern wir ein Bundespro-
gramm, das einkommensschwache Haushalte beim Umzug unter-
stützt.

Schöner wohnen im Quartier – unser Programm für die Groß-
wohnsiedlungen

Die 24 Großsiedlungen sind die Lebensorte Hunderttausender Ber-
liner*innen. Doch viele leiden unter vernachlässigten Außenräumen, 
Vermüllung, schlechter Beleuchtung, fehlenden nachbarschaftli-
chen Treffpunkten und mangelhafter Versorgung mit sozialen Infra-
strukturen. Wir wollen die Großsiedlungen aufwerten – und damit 
sozial, sauber und sicher machen. 
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Mit dem Aktionsprogramm „Schöner wohnen im Quartier“ wollen wir 
die Wohnungsbestände in den Großsiedlungen sanieren, ohne dass 
die Mieten steigen. Wir wollen die Aufwertung von Grünflächen, den 
Ausbau von Sportflächen sowie von nachbarschaftlichen Angebo-
ten fördern und für eine bessere Beleuchtung sorgen. Durch regel-
mäßige Kieztage für Sperrmüll und Reinigungsaktionen durch die 
BSR wollen wir die Sauberkeit in den Quartieren verbessern. Um das 
nachbarschaftliche Miteinander und ehrenamtliches Engagement 
zu befördern, sollen durch das Aktionsprogramm integrative, 
interkulturelle Beteiligungsformate ausgebaut werden.

Kiezkantinen für bezahlbares Essen

Wir wollen in der ganzen Stadt Kiezkantinen eröffnen. Die Kantinen 
sollen gesunde Mahlzeiten ab 3 Euro anbieten – damit alle satt wer-
den. Mindestens eine Mahlzeit täglich muss dabei rein pflanzlich sein. 
Mit unseren Kiezkantinen wollen wir soziale Orte schaffen, die gutes 
Essen zu bezahlbaren Preisen bereitstellen, in denen die Nachbar-
schaft zusammenkommt. Berlin braucht bezahlbares Essen für alle, 
mehr öffentliche Kantinen und soziale Orte gegen Armut und Einsam-
keit.

Genau da wollen wir mit unseren Kiezkantinen ansetzen! Den Aufbau 
und Betrieb von insgesamt 20 Kiezkantinen wollen wir mit jährlich 10 
Millionen Euro finanzieren.

Rettungsprogramm Sozialer Wohnungsbau

Seit 2021 hat Berlin fast 120.000 Sozialwohnungen verloren, weil 
Mietpreis- und Belegungsbindungen ausgelaufen sind. Vor allem bei 
privaten Eigentümer*innen drohen betroffenen Mieter*innen nach 
dem Auslaufen der Sozialbindungen starke Mietsteigerungen oder die 
Kündigung aufgrund von Eigenbedarf. Eine massive Verdrängungs-
welle rollt auf die Stadt zu.

Wir wollen ein Rettungsprogramm für den Sozialen Wohnungsbau 
auflegen, welches zahlreiche Maßnahmen in den Bereichen Neubau, 
Rekommunalisierung und Regulierung umfasst. Dazu zählen der Start 
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eines kommunalen Bauprogramms, die Vergesellschaftung der großen 
Wohnungskonzerne, die Verabschiedung des Sicher-Wohnen-Geset-
zes, die Ausweitung der sozialen Wiedervermietungsquoten bei den 
Landeseigenen Wohnungsunternehmen und die Novellierung der 
kooperativen Baulandentwicklung. Zusätzlich sollen gezielt Woh-
nungsbestände mit auslaufenden Mietpreis- und Belegungsbindungen 
durch die Landeseigenen Wohnungsunternehmen angekauft und ein 
Förderprogramm aufgelegt werden, um auslaufende Mietpreis- und 
Belegungsbindungen zu verlängern.

Studiengang für gemeinnützige Wohnungswirtschaft

Wir wollen die Wohnungswirtschaft gemeinwohlorientiert umbauen. 
Dafür braucht es mehr gut ausgebildete Menschen, die wissen, wie 
eine gemeinnützige Wohnungs- und Immobilienwirtschaft funktioniert. 
Aktuell werden an den Universitäten und Hochschulen ausschließlich 
die Grundlagen der profitorientierten Immobilienwirtschaft gelehrt. 
Wir wollen das bundesweit erste Institut sowie einen neuen Studien-
gang für gemeinnützige Wohnungswirtschaft aufbauen. So sollen die 
(künftigen) Mitarbeiter*innen landeseigener, genossenschaftlicher 
und gemeinwohlorientierter Unternehmen geschult werden können.

Den Bund nicht aus der Pflicht nehmen

Viele Probleme auf dem Berliner Wohnungsmarkt sind das Ergebnis der 
Versäumnisse der Bundesregierungen der letzten Jahrzehnte – und 
können auch nur auf dieser Ebene gelöst werden. Deshalb machen wir 
im Bundesrat Druck für eine soziale Wohnungspolitik. 
 
Wir wollen einen bundesweiten Mietendeckel einführen und werden 
uns dafür weiter mit einer Bundesratsinitiative und öffentlichem Druck 
einsetzen. Durch einen Mietendeckel für Gewerbe wollen wir dafür 
sorgen, dass kleine Handwerksbetriebe, Kitas, Spätis, aber auch die 
Berliner Clubkultur vor immer weiter steigenden Mieten und Verdrän-
gung geschützt werden.

Unabhängig von der Einführung eines Mietendeckels durch den Bund 
werden wir bei der Erstellung des Mietspiegels alle erprobten Verfah-
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ren anwenden, um den Spielraum für Mieterhöhungen möglichst klein 
zu halten.

Um der Spekulation mit Wohnraum Einhalt zu gebieten, streiten wir 
für die Wiedereinführung des Vorkaufsrechts zu Kaufpreisen, die 
eine gemeinwohlorientierte Vermietung ermöglichen. Share Deals, 
mit denen Unternehmen wie die Vonovia Steuereinnahmen in Milliar-
denhöhe verhindern, sollen untersagt werden.

Bauen
Hauptsache, viel und im Zweifel auch teuer »Bauen! Bauen! Bauen!« 
lautet die herrschende Antwort auf die Krise auf dem Wohnungs-
markt. Doch dieses Mantra ist gescheitert. Zwar glich sich die Zahl 
von Haushalten und Wohnungen immer weiter an, doch trotzdem 
explodierten die Mieten und bezahlbare Wohnungsangebote sind 
Mangelware. Der Grund? Es wird das Falsche gebaut. Nur die we-
nigsten Neubauten werden sozial gefördert. Wir wollen den Neubau 
vom Kopf auf die Füße stellen und das bauen, was Berlin tatsäch-
lich braucht. Dauerhaft bezahlbare Wohnungen mit einem hohen 
Wohnstandard in klima- und umweltgerechter Bauweise.

Kommunales Wohnungsbauprogramm

Die Landeseigenen Wohnungsunternehmen sind die zentralen Akteu-
re für einen bezahlbaren und sozialen Neubau. Doch sie bauen nicht 
nur zu wenig, sondern auch zu teuer. Die Mieten für den frei finan-
zierten Neubau liegen bei bis zu 20 Euro pro Quadratmeter und sind 
damit für die meisten Berliner*innen völlig unbezahlbar. Um Neubau 
und Modernisierung zu finanzieren, erlaubte der aktuelle Senat 
massenhafte Mieterhöhungen, wodurch der mietpreisdämpfende 
Effekt des öffentlichen Wohnungsbestands verloren geht.

Wir sagen: Schluss mit teurem kommunalem Neubau und steigenden 
Mieten! Wir wollen den kommunalen und bezahlbaren Wohnungsbau 
ankurbeln, Baukosten senken, ökologische Standards setzen und die 
Mieten in den Wohnungen stabil halten. Dafür legen wir ein kommu-
nales Wohnungsbauprogramm auf. 
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Wir wollen den Landeseigenen Wohnungsunternehmen jährlich bis zu 
2 Milliarden Euro Eigenkapital zuführen, um damit den Bau von 7.500 
kommunalen Wohnungen jährlich zu finanzieren. Unser Programm 
ermöglicht es, dass die Unternehmen zu 100 Prozent dauerhaft be-
zahlbare Wohnungen bauen, ohne dass die Mieten im Bestand steigen. 
Dabei staffeln wir die Mietpreise abhängig vom Einkommen der jeweils 
berechtigten Haushalte zwischen 6 Euro und 12 Euro pro Quadratmeter. 
Die Einkommensgrenze für den Bezug einer solchen Wohnung legen wir 
so fest, dass zwei Drittel der Haushalte in Berlin berechtigt sind.

Wir wollen Synergieeffekte zwischen den Landeseigenen Wohnungs-
unternehmen heben und als ersten Schritt eine gemeinsame Pla-
nungstochter aufbauen, die eine strategische Planung vornimmt und 
Rahmenverträge vergibt. Durch gemeinsame Ausschreibungen und 
langfristige Kooperationen mit Anbietern von seriell gefertigten Bautei-
len wollen wir die Baukosten senken und das Bauen effizienter machen. 
Auf Basis eines Baukostenmonitorings nach Hamburger Vorbild sollen 
Kostensenkungsstrategien entwickelt werden. Mittelfristig wollen wir 
eine kommunale Bauhütte aufbauen, die nicht nur den kommunalen 
Neubau, sondern auch die energetische Modernisierung, den altersge-
rechten Umbau sowie auch den Neubau von Schulen, Kindertagesstät-
ten oder Verwaltungsgebäuden übernimmt.

Wir wollen eine Mindestabnahmequote für ökologische und nach-
wachsende Baustoffe im kommunalen Neubau und streben EH40 als 
Zielgröße an. Um den Innovationsgrad im kommunalen Neubau vor-
anzubringen, wollen wir offenere Ausschreibungen von Bauprojek-
ten und wollen experimentellere Farbgestaltungen von kommunalen 
Neubauten fördern. Bei den Grundrissen im kommunalen Neubau sollen 
kreativere Grundrisse mehr Gemeinschaftsflächen und Begegnungs-
räume ermöglichen.

Um das kommunale Bauprogramm umzusetzen, wollen wir bei der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen eine 
Steuerungs- und Planungseinheit aufbauen, die eine fortlaufende 
Wohnraumbedarfsanalyse vornimmt und sich auf die Schaffung von 
Baurecht für öffentliche Grundstücke konzentriert sowie Planungsver-
fahren und die verkehrliche Anbindung bis zur Baureife beschleunigt. In 
der Planungseinheit soll auch die Entwicklung der neuen Stadtquartiere 
vorangetrieben werden.
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Kommunales Sanierungsprogramm

Die energetische Gebäudesanierung schwebt wie ein Damokles-
schwert über der Wohnungswirtschaft. Mit dem Abschluss der 
kommunalen Wärmeplanung im Jahr 2026 braucht es einen ver-
bindlichen Fahrplan für die energetische Sanierung des öffentlichen 
Gebäude- und kommunalen Wohnungsbestands.

Deshalb schlagen wir ein kommunales Sanierungsprogramm vor, 
dass einen klaren Sanierungsfahrplan für die kommunalen Woh-
nungsbestände vorsieht und analog zum Neubau die Eigenkapi-
talzuschüsse für energetische Sanierungen deutlich erhöht. Dazu 
wollen wir die Sanierungsrate bei den Landeseigenen Wohnungs-
unternehmen erhöhen und Wohnungen mit der schlechtesten 
Energieeffizienz (Worst-Performing Buildings) auf einen Standard 
bringen, der weiteren Kostenexplosionen für Mieter*innen vor-
beugt und zusätzlich das Klima schützt.

Um die Sozialverträglichkeit von energetischen Modernisierungen 
auch bei privaten Vermieter*innen zu gewährleisten, wollen wir 
das Förderprogramm Soziale Wohnraummodernisierung aufstocken, 
wodurch die Schaffung von Mietpreis- und Belegungsbindungen 
bei energetischen Modernisierungen gefördert wird. Die Moderni-
sierungsumlage wollen wir abschaffen.

Kooperative Baulandentwicklung

Private Wohnungsbauunternehmen bauen bislang nur dann und 
nur in geringem Ausmaß bezahlbare Wohnungen, wenn sie vom 
Land Berlin und den Bezirken durch die Kooperative Baulandent-
wicklung dazu verpflichtet werden.

Wir wollen die Kooperative Baulandentwicklung nach dem Vorbild 
anderer Städte weiterentwickeln. Bei betroffenen Bauprojekten 
sollen nicht wie bislang 30 Prozent temporäre Sozialwohnungen er-
richtet werden, sondern mindestens zwei Drittel der Fläche mit miet-
preis- und belegungsgebundenen Wohnungen und davon die Hälfte 
im ersten Förderweg bebaut werden müssen. Alternativ sollen 50 
Prozent der Baufläche zum planungsunbeeinflussten Wert an das 
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Land Berlin abgetreten werden, damit dieses dort mit dem kommu-
nalen Wohnungsbauprogramm dauerhaft bezahlbare Wohnungen 
errichten kann.

Wir wollen die Förderung privater Wohnungsbauvorhaben deutlich 
reduzieren und eine Verlängerung der Bindungsdauer der Woh-
nungsbauförderung nach Hamburger Vorbild auf mindestens 50 
Jahre einführen.

Schneller-Bauen-Gesetz/Bau-Turbo

Planung und Bau von Wohnraum und dazugehörigen Infrastrukturen 
beschleunigen wir, indem wir den Personalmangel in den Bezirken 
beseitigen, Prozesse digitalisieren und einen Schwerpunkt auf früh-
zeitige und ernst gemeinte Beteiligung der Stadtgesellschaft legen 
und auf diesem Weg jahrelange Streitigkeiten und Klageverfahren 
verhindern. Vorhaben wie das „Schneller-Bauen-Gesetz“ oder den 
„Bau-Turbo“ bewerten wir als nicht-zielführende Einschränkungen 
von Planungsverfahren, die vor allem dazu geeignet sind, demo-
kratische, soziale und ökologische Standards zu schwächen. Die 
neuen, bundesgesetzlichen Vorgaben werden wir deshalb so an-
wenden, dass die Rechte des Abgeordnetenhauses bzw. der Be-
zirksparlamente nicht geschwächt werden und etwaige Vorhaben 
den stadtentwicklungspolitischen Zielen des Landes Berlin dienen. 
Im Wesentlichen heißt das: Die zuständigen Parlamente behalten die 
Oberhand. Vorhaben müssen zu den bestehenden Entwicklungs-
zielen vor Ort passen. Vorhaben müssen die Anforderungen an die 
kooperative Baulandentwicklung erfüllen. Vorhaben müssen der 
Versorgungssituation mit sozialen Infrastrukturen vor Ort Rechnung 
tragen. Und Vorhaben dürfen nicht von klima- und umweltschützen-
den Standards abweichen.

Internationale Bauausstellung

Eine internationale Bauausstellung kann eine Chance sein für Berlin, 
wenn sie ein innovatives Konzept bietet und eine Vision für eine be-
zahlbare, lebenswerte und klimagerechte Stadt weiterentwickelt. 
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Elementare Grundsätze einer internationalen Bauausstellung be-
inhalten für uns den Vorrang von Umbau und Sanierung vor Abriss 
und Neubau sowie eines Neubaus mit dauerhaft bezahlbaren Mie-
ten für breite Schichten der Bevölkerung durch gemeinwohlorien-
tierte Träger, insbesondere Landeseigene Wohnungsunternehmen, 
Genossenschaften, Stiftungen oder das Mietshäusersyndikat. Die 
aktuellen Planungen des Senats sehen diese Leitplanken leider nicht 
vor, daher lehnen wir sie ab. Wir sind offen für eine internationale 
Bauausstellung, die zu einer Vision einer bezahlbaren, lebenswerten 
und klimagerechten Stadt einen erheblichen Beitrag leistet.

Genossenschaften und gemeinwohlorientierte Träger

Die rund 200.000 genossenschaftlichen Wohnungen sind wichtige 
Pfeiler der sozialen Wohnraumversorgung und wirken mietpreis-
dämpfend auf den Gesamtmarkt. Durch innovative Grundrisse und 
architektonische Gestaltung bieten sie attraktive Wohnformen. 
Wir wollen die Genossenschaften stärken. Um den Genossen-
schaftsdialog wiederaufzunehmen, wollen wir eine*n neue*n 
Genossenschaftsbeauftragte*n berufen. Die Genossenschafts-
förderung wollen wir aufstocken und reformieren. Um kleinere 
Genossenschaften und alternative, gemeinwohlorientierte Träger, 
wie das Miethäusersyndikat, stärker zu berücksichtigen, wollen wir 
prüfen, ob die Förderung an die inhaltliche Bestimmung der begüns-
tigten Unternehmen und nicht mehr an die Rechtsform gekoppelt 
wird.

Erbbaurechtsverträge und Nachrangdarlehen sollen durch die In-
vestitionsbank Berlin IBB als tragfähiges Eigenkapital anerkannt 
werden. Mit der Wohnungsbauförderung wollen wir einen preis-
günstigen Wohnungsbau durch die Genossenschaften sicherstellen 
und die Fördervorgaben bei der IBB so anpassen, dass sie auch 
kleineren Genossenschaften oder anderen gemeinwohlorientierten 
Trägern den Abruf von Fördermitteln ermöglicht und sie in der Kon-
kurrenz mit privaten Bauherren nicht benachteiligt werden.

Wir wollen den Zugang zu landeseigenen Grundstücken verbessern 
und Flächen an Genossenschaften per Erbpacht zu Bedingungen 
vergeben, die sich am Ertrag ausrichten, der sich mit preisgünsti-
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gen bzw. preisgebundenen Wohnungen erzielen lässt. In den neuen 
Stadtquartieren wollen wir für den genossenschaftlichen Woh-
nungsbau Grundstücke reservieren und die Idee eines Genossen-
schaftscampus neu beleben. Um kleineren, gemeinwohlorientier-
ten Trägern, wie Stiftungen oder dem Mietshäusersyndikat, einen 
Zugriff auf öffentliche Liegenschaften zu ermöglichen, wollen wir die 
Konzeptverfahren reformieren und niedrigschwelliger gestalten. Wir 
wollen Initiativen für alternative und gemeinschaftliche Wohn- und 
Bauprojekte unterstützen und bestehende Beratungs- und Beglei-
tungsstrukturen, wie Co-Housing Berlin und die Netzwerkagentur 
GenerationenWohnen, stärken.

Wir wollen die Genossenschaftsförderung künftig an die inhaltliche 
Bestimmung der begünstigten Unternehmen und nicht mehr allein 
an die Rechtsform koppeln. Damit wollen wir vor allem kleinere Ge-
nossenschaften und alternative, gemeinwohlorientierte Träger, wie 
das Mietshäusersyndikat, stärker unterstützen. Die Förderung soll 
weiterentwickelt und um Kriterien für Selbstverwaltung, Mitbestim-
mung und den dauerhaften Ausschluss von Privatisierung ergänzt 
werden. Erbbaurechtsverträge und Nachrangdarlehen sollen durch 
die Investitionsbank Berlin IBB als tragfähiges Eigenkapital anerkannt 
werden. Bei der Wohnungsbauförderung wollen wir die Fördervorga-
ben so anpassen, dass auch kleinere Genossenschaften oder andere 
gemeinwohlorientierte Träger Fördermittel abrufen können.

Umbau von Gewerbe- zu Wohnraum

Der Vorrang von Umbau vor Neubau ist aus klimapolitischer Sicht 
unumgänglich, doch bisher werden die Umbaupotenziale viel zu 
wenig genutzt, obwohl Millionen Quadratmeter Büro- und Gewerbe-
flächen leer stehen. Wir wollen Abrisse von Büro- und Gewerbeflä-
chen durch eine Novelle der Bauordnung weitgehend unterbinden 
und den Umbau von leer stehenden und nicht genutzten Büro- und 
Gewerbeflächen deutlich ausbauen. Dazu wollen wir Konzepte ent-
wickeln, um verstärkt leer stehende Gewerbeeinheiten zu bezahl-
barem Wohnraum umzubauen, und ein Landesförderprogramm 
auflegen, um den Umbau mit dem Aufbau von Mietpreis- und 
Belegungsbindungen zu verknüpfen.
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Ökologisches Bauen

Bauabfälle sollen künftig bestmöglich recycelt und Bauteile wieder-
verwendet werden. Berlin wird zur Circelstadt, u. a. durch ein kom-
munales Re-Use-Baustofflager. Bei Um- und Neubau ist die Recycel-
Fähigkeit möglichst zu garantieren. Den Einsatz zirkulärer Baustoffe 
in der kommunalen Bautätigkeit werden wir fördern. Für öffentliche 
Gebäude sollen Rückbau- und Wiederverwendungskonzepte ver-
pflichtend aufgestellt werden. Bei der Vergabe von Bau- und Pla-
nungsleistungen für öffentliche Bautätigkeiten wollen wir Kriterien 
für ressourcenschonendes Bauen integrieren.

Bei Neu- und Umbau soll verstärkt mit nachwachsenden Rohstoffen 
gebaut werden. Hierfür werden Förderanreize für die Verwendung 
alternativer, regenerativer und regionaler Baustoffe gesetzt. Dabei 
ist die Treibhausrelevanz unterschiedlicher Baustoffe zu berück-
sichtigen. Die Bauordnung wollen wir dahingehend ändern, dass der 
Klimakiller Beton möglichst nur noch da verbaut werden darf, wo er 
zwingend vorgeschrieben ist, etwa durch Brandschutzauflagen, und 
der Einsatz von wiederverwendeten Bauteilen erleichtert wird.
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02 Stadtentwicklung
Für eine Stadt für alle

Unsere Vision ist eine Stadt, die den Menschen und nicht den Inves-
tor*innen dient. Eine bezahlbare Stadt, in der die Menschen, die Na-
tur und ihre Bedürfnisse im Mittelpunkt stehen. Eine Stadt ohne neue 
Bürotürme und Wolkenkratzer, in der nicht mit Boden spekuliert wird. 
Eine Stadt ohne Verdrängung und Abriss, sondern mit Sanierung, 
Umbau und Nutzung des Bestands. Eine Stadt der kurzen Wege, mit 
Wohnen und Arbeiten, Nahversorgung, Biodiversität und öffentlicher 
sozialer Infrastruktur im Kiez. Eine Stadt mit ausreichend Grün- und 
Freiflächen, gerecht verteilt und für alle Berliner*innen wohnortnah 
erreichbar.

Gemeinsam Stadt entwickeln

Offen und für alle, nicht hinter verschlossenen Türen, frühzeitig und 
ergebnisoffen, so möchten wir gemeinsam mit den Berliner*innen den 
sozial-ökologischen Stadtumbau gestalten. Die Einwohner*innen wis-
sen am besten, wie sich ihre Stadt entwickeln soll. Die Umverteilung von 
Handlungsmacht an die Berliner*innen ist für uns eine entscheidende 
Grundlage für eine ermächtigende Beteiligungskultur, umfassende 
Transparenz und politische Wirkmächtigkeit der Zivilgesellschaft. Pro-
teste, Kampagnen und direktdemokratische Instrumente wie „100 % 
Tempelhofer Feld“, die Initiative „Deutsche Wohnen & Co enteignen“, 
„Kotti & Co.“ oder der „BaumEntscheid“ haben in den vergangenen 
Jahren eine herausragende Rolle gespielt. Wir nehmen Initiativen und 
engagierte Nachbar*innen ernst in ihren Anliegen und entwerfen ge-
meinsam mit ihnen Konzepte für eine kooperative Stadtentwicklung. 
Deshalb werden wir Volksentscheide umsetzen und das bestehende 
Quartiersmanagement fortführen und weiterentwickeln. Wir wollen 
das Quartiersmanagement-Verfahren als beispielhaftes Mittel demo-
kratischer Teilhabe stärken, vor allem hinsichtlich seiner Einbindung in 
bezirkliche Entscheidungs- und Förderstrukturen. Für die Gebiete, in 
denen das Quartiersmanagement ausläuft, wollen wir die Fortführung 
strukturell bedeutsamer Projekte sichern und verlässlich finanzieren. 
Aufbauend auf den Erfahrungen mit dem Haus der Statistik und dem 
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Rathausblock Kreuzberg (Dragoner-Areal) streben wir eine stärkere 
Institutionalisierung der kooperativen Entwicklung zwischen dem Land 
Berlin, Bezirken, gemeinwohlorientierten Unternehmen und zivilge-
sellschaftlichen Organisationen an. Für zivilgesellschaftliche Stadt-
entwicklungsprojekte werden Haushaltstitel mit klarer Zweckbindung 
eingerichtet. Wir unterstützen Räume für solidarisches Miteinander, 
Begegnung, Selbstorganisation und gemeinwohlorientierte Angebo-
te. Wir fördern Reallabore für zivilgesellschaftliche Stadtentwicklung 
und streben perspektivisch an, in jedem Bezirk einen solchen Ort zu 
etablieren.

Die Leitlinien zur Beteiligung müssen überarbeitet und konsequent 
angewandt werden. Strukturen wie das Initiativenforum Stadtpolitik 
und der Runde Tisch Liegenschaftspolitik müssen so weiterentwi-
ckelt werden, dass sie tragfähige Lösungsansätze für bedrohte 
Initiativen und Projekte aushandeln und umsetzen können. Wir 
wollen, dass Beteiligung diskriminierungssensibel, niedrigschwellig 
und für alle Berliner*innen zugänglich wird. Wir wollen insbesondere, 
dass vor dem Beginn jedes Bebauungsplanverfahrens ein informel-
les Beteiligungsverfahren durchgeführt wird, um über die Ziele und 
Grundzüge der Planung ergebnisoffen mit den Menschen vor Ort zu 
diskutieren.

Die bestehenden Strukturen sollen so angepasst werden, dass in 
jedem Bezirk eine Ansprechperson innerhalb der Verwaltung als 
Schnittstelle zwischen Verwaltung und Berliner*innen eingerichtet 
wird. Außerdem wollen wir ein Pilotprojekt starten, in dem vom Senat 
finanzierte kollektive sogenannte Dritte Orte der Teilhabe in Form 
von Public-Common-Partnerships entstehen. Diese können Nach-
bar*innen niedrigschwellig und ohne Konsumzwang selbstorganisiert 
nutzen, um Ideen gemeinsam zu diskutieren – das stärkt die Selbst-
wirksamkeit und das gesellschaftliche Miteinander.

Wir wollen ein kooperatives Miteinander zwischen Senat und Bezir-
ken, statt den Bezirken immer wieder die Zuständigkeit für Bebau-
ungspläne zu entziehen.

Die Forderung des Berliner Initiativenforums Stadtpolitik nach einer 
kurzfristig umzusetzenden „Taskforce für bedrohte Räume der Ber-
liner Mischung und Soziokultur“ sowie einer langfristig wirksamen 
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„Schiedsstelle“ zur Mediation und ständigen Begleitung von Konflik-
ten in stadtentwicklungspolitischen Streitfällen unterstützen wir.

Die soziale und sorgende Stadt organisieren

Wir brauchen in der Stadt einen Gleichklang bei der Stadtplanung: 
Wohnungsneubau muss mit wachsender sozialer und grüner Infra-
struktur einhergehen, mit gleichzeitiger Verkehrsanbindung und 
Gewerbeflächen, die die alltägliche Versorgung sichern. Leitbild ist 
für ganz Berlin die Sorgende Stadt: Eine Stadt der kurzen Wege, 
mit Wohnen und Arbeiten, Nahversorgung und öffentlicher sozialer 
Infrastruktur im Kiez. Hier stehen die Bedürfnisse der Menschen und 
die gemeinsame Sorgearbeit im Mittelpunkt – nicht länger Produktion 
und Profite.

Wir wollen Pilotprojekte zur Schaffung von Sorgezentren starten, 
die Versorgungslücken im Nahraum schließen sollen, den Menschen 
in der Nachbarschaft den Zugang und den Raum für gemeinsame 
Sorgearbeit und Selbstorganisation ermöglichen und in denen Kunst, 
Kultur, Gesundheit und andere gemeinwohlorientierte Zwecke Raum 
finden. Damit entstehen sogenannte Dritte Orte, an denen Menschen 
zusammenkommen können, ohne etwas kaufen zu müssen, und Din-
ge repariert, geteilt und geliehen werden können. Diese gegenseitige 
lokale Unterstützung im Alltag ermöglicht einen ressourcenscho-
nenden Alltag und erhöht die Krisenfestigkeit und Resilienz unse-
rer Kieze. Die konkrete Nutzung muss in einem niedrigschwelligen 
Beteiligungsprozess erarbeitet werden, in dem die Nachbarschaft 
mitentscheidet und vor Ort bereits bestehende Angebote und Infra-
strukturen einbezogen werden. Den Aufbau solcher Orte wollen wir 
öffentlich anschieben und ihre Nutzung durch verlässliche Verein-
barungen zwischen Zivilgesellschaft und öffentlicher Hand (Public-
Common/Public-Civic Partnerships) absichern. So schaffen wir mit 
vergleichsweise geringem Aufwand eine soziale und ökologische 
Infrastruktur, die alltagsnah, bezahlbar, ressourcenschonend und 
krisenfest ist. Insbesondere leer gefallene Shoppingcenter wollen wir 
dafür in die öffentliche Hand überführen und gemeinschaftlich und 
demokratisch über Quartiers-Sorgeräte betreiben.
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Durch Mischmieten zwischen gewerblichen und gemeinwohl-
orientierten Angeboten kann ein tragfähiges Finanzierungskonzept 
entwickelt werden. Unsere mittelfristige Perspektive sind so viele 
Sorgezentren, dass die Stadt der kurzen Wege für alle Berliner*innen 
Realität wird.

Die Stadtteilsorgezentren sollen niedrigschwellige Angebote auch 
für Obdachlose und Menschen ohne Krankenversicherung, Kinder- 
und Jugendclubs sowie Angebote für Alleinerziehende, Senior*innen 
und pflegende Angehörige wie auch Kiezkantinen und Cafés mit 
günstigen Preisen bereitstellen.

Dazu gehören eine ausreichende personelle Ausstattung, kurze 
Wege, barrierefreie Einrichtungen und ein gut ausgebauter öffentli-
cher Nahverkehr sowie kostenlos nutzbare Toilettenanlagen. Für alle 
neu geplanten Wohnhäuser – ob im kommunalen Wohnungsbau oder 
im privaten – soll es mindestens einen Gemeinschaftsraum für die 
Mieter*innen geben, sodass Kindergeburtstage, nachbarschaftliche 
Initiativen, Hausflohmärkte und weitere Bedarfe endlich einen Raum 
haben.

Neuer Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan (FNP) aus dem Jahr 1994, der aus der Zeit 
gefallen ist, soll in der kommenden Wahlperiode unter breiter Betei-
ligung der Öffentlichkeit grundlegend überarbeitet werden. Zielstel-
lung soll dabei sein, den FNP auf die Erfordernisse des Klimaschut-
zes und der Klimaanpassung sowie der Sicherung von Wohnraum 
abzustimmen. Er wird in einen klimagerechten Planungsansatz der 
Stadt-, Landschafts- und Freiraumplanung integriert und in eine 
gesamtstädtische Freiflächen-Strategie mit konkreten Etappenzie-
len eingebettet. Dabei wird ab spätestens 2030 eine Netto-Null-Ver-
siegelung erreicht und der Erhalt ökologisch wertvoller Freiflächen 
(z. B. Grünflächen, Parkanlagen, Friedhöfe, Kleingärten, Wälder, 
Feld, Flur und Wiese, Landschaftsfläche und insbesondere auch das 
Tempelhofer Feld) planerisch gesichert. Das Tempelhofer Feld wird 
als Grünfläche ausgewiesen. Eine durch die Bevölkerungsprognose 
vorhergesehene Entwicklungsdynamik Berlins ist planerisch auf 
bereits bestehende Bauflächen zu lenken, insbesondere durch 
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Nutzung versiegelter Brachen. Den Baunutzungsplan von 1958/60, 
der auf einem völlig veralteten Stadtplanungskonzept beruht und in 
West-Berlin gilt, wollen wir schrittweise durch neue Bebauungspläne 
ersetzen. Im Landschaftsprogramm enthaltene Grünflächen wollen 
wir planungsrechtlich verbindlich sichern.

-> siehe Kapitel „12 Klima, Umwelt, Tierschutz“ auf Seite 192

Bauplanung weiterentwickeln

Bei der Aufstellung von neuen Bebauungsplänen setzen wir hohe 
soziale und ökologische Kriterien sowie eine hohe fachliche Städte-
bauqualität an. Berlin unterstützt auf Bundesebene einen Neuanlauf 
für unbefristete sektorale Bebauungspläne. Mit ihnen werden anstel-
le der bisherigen Praxis in Gebieten ohne Bebauungsplan Quoten für 
geförderten Wohnungsbau festgesetzt. Den Bezirken werden mehr 
Personal und finanzielle Ressourcen für die Erstellung von Bebau-
ungsplänen zur Verfügung gestellt.

Bebauungspläne wollen wir zur Sicherung und zum Erhalt kulturel-
ler und sozialer Infrastruktur nutzen. Wir setzen uns außerdem für 
die verbindliche Verankerung diskriminierungssensibler Leitkriterien 
in der Bauplanung ein.

Wir wollen Bauwagenplätze und Hausboote erhalten und sichern. Es 
wird künftig ein Garagenentwicklungsplan für die Verwaltung und 
Entwicklung ehemaliger DDR-Garagengrundstücke erstellt, mit dem 
das Ziel verfolgt wird, transparente Partizipationsverfahren mit den 
Anwohner*innen und Garagenbesitzer*innen durchzuführen. Ört-
licher Bedarf soll berücksichtigt, Leerstand vermieden und Vergabe-
verfahren, die den entwickelten Nutzungskonzepten gerecht wer-
den, sollen angewendet werden.

Den sozial-ökologischen Stadtumbau planerisch vorantreiben

Wir nutzen alle bauplanungsrechtlichen Möglichkeiten und städte-
bauliche Verträge, um Klimaschutz und Klimaanpassung voran-
zutreiben. Wir wollen die Landesbauordnung reformieren und die 
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Mindestabstände für Photovoltaik-(PV-)Anlagen auf Dächern ab-
schaffen. Den Bau von Solaranlagen an sowie die Begrünung von 
Fassaden von Wohn- und Gewerbegebäuden wollen wir erleichtern. 
Bei Neubauten soll Grauwassernutzung Bestandteil der Ausstattung 
der Gebäude sein. Grau- und Regenwassernutzung werden wir in die 
Bauordnung aufnehmen.

Beim Neubau werden wir einen Mindestanteil an Grünflächen fest-
legen. Nicht mehr benötigte Infrastrukturen der autogerechten Stadt 
wollen wir rückbauen und für eine sozial-ökologische Nutzung im 
Sinne einer klimaresilienten Stadt reaktivieren. Die Vermeidungs- 
und Minimierungsgebote des Baugesetzbuches sind strikt zu be-
achten. Wir schaffen kein Baurecht für neue Ein- oder Zweifami-
lienhaussiedlungen. Die bezirklichen Bauplanungsämter werden wir 
stärken.

Neue Stadtquartiere

Die neuen Stadtquartiere (NSQ) haben für die Schaffung von bezahl-
barem Wohnraum für die Berliner*innen eine besondere Bedeutung. 
Im Gegensatz zu kleinteiliger und konfliktbeladener Nachverdichtung 
in bestehenden Quartieren wollen wir die Planung und Bebauung 
der neuen Stadtquartiere priorisieren, insbesondere auf landes-
eigenen Flächen. Wir werden die NSQ priorisieren und den Ausbau 
derjenigen mit besonders hohem Potenzial für Stadtverträglichkeit 
und neue bezahlbare Wohnungen, wie das Schumacher Quartier 
auf dem ehemaligen Flughafen Tegel, besonders beschleunigen. 
Für die neuen Stadtquartiere sollen Kriterien festgelegt werden, z. B. 
Anforderungen an die verkehrliche Erschließung, flächensparendes 
und multifunktionales Bauen, Einbeziehung der Zivilgesellschaft und 
begleitende grüne Infrastruktur. Jedes Stadtquartier muss mit einer 
Vielzahl von Gemeinschaftsräumen für alltägliche soziale Aktivitäten 
für die Bewohner*innen ausgestattet sein. Auf privaten Bauflächen 
müssen entweder 50 Prozent der Flächen an das Land Berlin ab-
getreten werden, um mit dauerhaft bezahlbarem Wohnraum bebaut 
zu werden, oder zwei Drittel der Wohnfläche mit Mietpreis- und 
Belegungsbindung errichtet werden. Auf Bauflächen in öffentlicher 
Hand wollen wir 100 Prozent mietpreis- und belegungsgebundenen 
Neubau ermöglichen. 
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Neue Stadtquartiere, die auf schützenswerten Naturflächen wie 
Mooren oder auf Kleingartenanlagen gebaut werden sollen, lehnen 
wir ab. Die ÖPNV-Anbindung für neue Quartiere muss priorisiert 
werden. Flächenprivatisierungen schließen wir aus. Die Zielzahlen für 
den Wohnungsneubau werden wir neu ermitteln. Wir fordern außer-
dem, dass die Schaffung bezahlbaren Wohnraums für Studierende, 
Auszubildende und ähnliche Bedarfsgruppen bereits im Bebau-
ungsplan verankert wird.

Die soziale, kulturelle, technische, die Verkehrs- und die Gesund-
heitsinfrastruktur muss sich der ungleichen Bevölkerungsentwick-
lung der zwölf Berliner Bezirke anpassen. Einige Bezirke entwickeln 
sich gerade durch die neuen Stadtquartiere sehr dynamisch. Ins-
besondere die Sozialen Infrastruktur-Konzepte (SIKo) sind weiterzu-
entwickeln und die Bedarfe baulich und organisatorisch zeitnah zu 
realisieren.

Unsere Zentren behutsam weiterentwickeln

Die Innenstadt muss Lebensraum für alle sein und braucht eine 
hohe Aufenthaltsqualität. Die Berliner Mitte, zwischen Alexander-
platz und Spree, wollen wir als öffentlichen Raum möglichst frei von 
privater und kommerzieller Nutzung gemeinsam mit den Bewoh-
ner*innen unserer Stadt weiterentwickeln. Die begonnene klima-
resiliente Umgestaltung des Rathausforums/Marx-Engels-Forums 
werden wir weiterführen und fertigstellen. Der Alexanderplatz ist für 
viele Berliner*innen ein zentraler Ort. Damit der Platz Aufenthalts-
qualität zurückerhält, wollen wir einen Nutzungsmix insbesondere 
mit Kultur und eine ansprechende Gestaltung ermöglichen. Am Fuß 
des Fernsehturms sollen öffentliche Nutzungen jenseits von Kon-
sum dominieren. In das Warenhaus Galeria soll auch die Zentrale 
Landesbibliothek (ZLB) einziehen. Im Gebäude muss die Kulturnutzung 
dominieren. Langfristig müssen die Bibliotheksräume in Landeseigen-
tum übergehen. Den Molkenmarkt wollen wir zu einem attraktiven 
Quartier mit bezahlbaren Wohnungen und kostengünstigen Räumen 
für Kunst und Kultur entwickeln. Landeseigene Grundstücke sollen 
dort ausschließlich durch landeseigene Wohnungsbaugesellschaf-
ten entwickelt werden. Die Ruine der Klosterkirche wollen wir als 
Kunst- und Erinnerungsort erhalten, eine historisierende Bebauung der 
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angrenzenden Grünfläche lehnen wir ab. Für den Standort der Bau-
akademie streben wir im Rahmen eines offenen Wettbewerbs einen 
Neubau an, der den heutigen Anforderungen an ein klimagerechtes 
und ökologisches Bauen gerecht wird. Auch in der City West lehnen 
wir einen Wildwuchs an Hochhäusern ab. Stattdessen brauchen wir 
eine Aufwertung des öffentlichen Raums durch mehr nicht-kom-
merzielle Angebote, Freizeit, Kultur und Sport und den Schutz be-
zahlbaren Wohnraums in angrenzenden Kiezen. Der Breitscheidplatz 
muss in seiner Funktion als städtebauliche Höhendominante erhalten 
bleiben. Wir wollen einen neuen Masterplan City West auflegen, der 
die Stärkung des Gemeinwohls als Schwerpunkt setzt. Wir lehnen 
weiterhin die Pläne ab, die GaleriaKarstadt-Gebäude am Hermann-
platz und am Ku’damm abzureißen und an dieser Stelle monumentale 
Neubauten mit zu erwartenden massiven negativen Nebenwirkungen 
für das angrenzende Stadtgebiet zu errichten. Wir setzen uns für den 
Erhalt der dortigen Galeria-Warenhaus-Standorte, eine behutsame 
Weiterentwicklung der Objekte unter Beteiligung der Anwohner*innen 
und der benachbarten Gewerbetreibenden ein.

Hochhausbau streng regulieren

Kai Wegners Vision einer „markanten Skyline“ für Berlin teilen wir 
nicht, da aufgrund der hohen Baukosten in Hochhäusern meist kein 
bezahlbarer Wohnraum entstehen kann. Die Erleichterung von Planung 
und Bau von Hochhäusern für weitere Büros oder Luxuswohnungen 
lehnen wir ab und wir wollen das Hochhausleitbild überarbeiten.

Die Sichtachsen der auf den Alexanderplatz zulaufenden Magistralen 
auf den Fernsehturm müssen erhalten bleiben. Statt auf eine massive 
Hochhausbebauung setzen wir uns auch in der City West zwischen 
Zoo, Breitscheidplatz und Ku’damm für eine behutsame Entwicklung 
aus dem Bestand heraus ein. Den geplanten 167 Meter hohen Wol-
kenkratzer im Rudolfkiez in Friedrichshain lehnen wir ab.

Büroleerstand bekämpfen

Während in Berlin ca. 2,2 Millionen Quadratmeter Büroflächen 
leer stehen, werden dennoch weitere neue Bürogebäude er-
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richtet. Wir wollen kein weiteres Baurecht für neue Bürokomplexe 
vergeben, damit weitere Versiegelung verhindert wird und wert-
volle Flächen für dringend benötigte andere Nutzungen erhalten 
werden. Stattdessen setzen wir uns für die Umnutzung bereits 
bestehender, leer stehender Bürogebäude ein, nutzen dafür zur 
Verfügung stehende Fördermittel auf Bundesebene und schaffen ein 
Landesförderprogramm. Wir fordern außerdem auf Bundesebene 
ein Zweckentfremdungsverbotsgesetz für Gewerbe, um Leerstand 
konsequent zu sanktionieren. Den Bebauungsplänen zur Urbanen 
Mitte am Gleisdreieck werden wir daher nicht zustimmen.

Umbau statt Neubau, Leerstand und Abriss vermeiden

Mehrfachnutzungen durch Stapelung, z. B. Wohnungen auf Super-
märkten oder Schwimmbäder auf Wohnungsgebäuden tragen dazu 
bei, den weiteren Flächenfraß zu vermeiden. Wir werden eine Bau-
politik umsetzen, die Aufstockung von Bestandsbauten, Umnutzung 
von Büroflächen und Sanierung leer stehender Immobilien gegen-
über flächenintensivem Neubau priorisiert. Abrisse wollen wir durch 
Änderung der Bauordnung unter strengsten Kriterien genehmigungs-
pflichtig machen.

Den Abriss intakter Gebäude wollen wir verbieten. Gemeinsam mit 
der Zivilgesellschaft haben wir den drohenden Abriss des Sport- und 
Erholungszentrums (SEZ) vorerst gestoppt und kämpfen weiter für 
den dauerhaften Erhalt dieses wichtigen Stücks Ostmoderne. Wir 
fordern den Senat auf, gemeinsam mit dem Bezirk mit einer Mach-
barkeitsstudie Alternativen für einen Erhalt oder Teilerhalt zu entwi-
ckeln, um das Gebäude wieder als soziale und Sport-Infrastruktur für 
den Kiez nutzbar zu machen. Weiterhin soll auf dem Areal der Neu-
bau einer Schule sowie von Wohnungen realisiert werden. Außerdem 
wollen wir die Einführung eines Leerstandskatasters zur systema-
tischen Bestandserfassung von Leerstand. Wir wollen modularen 
Wohnraum schaffen und Nutzungsmischung ermöglichen. Landes-
eigene Wohnungsunternehmen sollen flexible Wohnungen bauen, 
damit auf sich ändernde Wohnbedarfe schneller reagiert werden 
kann.
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Nachverdichtung überprüfen

Gemeinsam mit den betroffenen Bezirken werden wir alle noch 
nicht realisierten Nachverdichtungsvorhaben der landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften zur Bebauung von Freiflächen inner-
halb bestehender Quartiere auf den Prüfstand stellen und für 
künftige Nachverdichtungen städtebauliche Kriterien festlegen. 
Ziel ist es, die Anwohner*innen besser zu beteiligen und die Pro-
jekte städtebaulich zu qualifizieren. Wo dies noch nicht erfolgt ist, 
wird das Verfahren nachgeholt und das Projekt so lange ausgesetzt 
(Moratorium). Wir fordern die Einrichtung eines öffentlich einseh-
baren Baulückenkatasters, um ungenutzte Flächen transparent zu 
machen.

Faire Wettbewerbe

Zur Verbesserung der städtebaulichen und architektonischen Quali-
tät werden vermehrt offene, niedrigschwellige und beteiligungs-
orientierte Wettbewerbsverfahren durchgeführt. Das Gebot, Wett-
bewerbe auszuloben, bezieht sich sowohl auf die Bauherren der 
Körperschaften des Landes Berlin als auch auf die landeseigenen 
Unternehmen. Es wird für faire Vergabeverfahren gesorgt, bei denen 
auch kleinere und regionale Anbieter*innen Auftragnehmer*in wer-
den können.

Kleingewerbe schützen

Zu einem bunten städtischen Leben gehören auch die Tante-Em-
ma-Läden, Buchläden, Kitas und Kinderläden oder Bekleidungs-
geschäfte um die Ecke. Nur so behält Berlin seine Nahversorgung, 
seinen einzigartigen Charme und viele Tausend Berliner*innen 
ihren Arbeitsplatz. Da Berlin schon jetzt ein Überangebot an Shop-
ping-Centern aufweist, die zu einer Verdrängung von Kleingewerbe 
führen, schlagen wir vor, dass keine solchen neu genehmigt wer-
den. Den Stadtentwicklungsplan (StEP) Zentren werden wir neu 
auflegen – mit einer neuen Bedeutung von Zentrum als Daseinsvor-
sorge und nicht als „hohe kommerzielle Aktivität“. Dem Flächenfraß 
durch noch mehr gering ausgelastete Hotels werden wir mit einem 
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Beherbergungsentwicklungsplan nach dem Vorbild von Barcelona 
und Heidelberg begegnen.

Grund und Boden öffentlich und spekulationsfrei

Boden ist der Schlüssel zu einer nachhaltigen und sozialen Stadt-
entwicklung. Deshalb ist Boden als öffentliches Gut im Interesse des 
Allgemeinwohls zu organisieren. Um die gemeinwohlorientierte Stadt 
strategisch weiterzubauen, braucht Berlin die Verfügungsmacht über 
seinen Grund und Boden. Wir wollen den öffentlichen Bestand an 
Boden halten, vermehren, unter demokratische Kontrolle stellen und 
kooperativ, auch mit einem Bodenbeirat, entwickeln.

Mit einem Bodensicherungsgesetz wollen wir die Flächen und 
Gebäude, die sich im Eigentum der Stadt und ihrer Unterneh-
men befinden, gemeinsam als Berliner Bodenfonds betrachten 
und gleichen Prinzipien unterwerfen: 1. Transparenz über ein 
öffentliches Kataster; 2. Vergabeverfahren transparent und mit 
parlamentarischer Kontrolle; Beteiligung der Zivilgesellschaft an den 
politischen Entscheidungen u. a. durch einen Bodenbeirat; 3. ein 
grundsätzliches Veräußerungsverbot.

Die Arbeit der landeseigenen Immobilienverwaltung und -entwick-
lung, der Berliner Immobilienmanagement GmbH (BIM), werden 
wir neu ausrichten. Sie soll stärker Dienstleisterin für gemeinwohl-
orientierte Entwicklungen werden und künftig stärker an der ko-
operativen Stadtentwicklung ausgerichtet und auch organisatorisch 
entsprechend aufgestellt sein. Eine neue Taskforce der BIM und der 
zuständigen Senatsverwaltungen soll die Vergabeverfahren entlang 
den Bedürfnissen gemeinwohlorientierter Träger überarbeiten und 
zukünftig betreuen.

Bei der Bereitstellung landeseigener Flächen für öffentliche Funk-
tionen oder öffentlich gewollte Zwecke soll ein oft spekulationsge-
triebener Bodenwert keine Rolle mehr spielen. Marktübliche Mieten 
oder Erbpachtzinsen sollen nicht mehr maßgeblich sein, sondern der 
öffentliche Nutzen bzw. der mit der öffentlich gewollten Nutzung er-
zielbare Ertrag. So muss der Erbpachtzins für Genossenschaften und 
gemeinwohlorientierten Wohnungsbau deutlich gesenkt werden, um 



52

günstige Miethöhen zu garantieren. Er soll sich am sozialen Nutzen 
des Geschosswohnungsbaus orientieren und tragbare Miethöhen 
garantieren. Über den Berliner Bodenbeirat, der Politik und Verwal-
tung zu Vergabebedingungen für Erbbaurechte oder bei Ankäufen 
berät, soll die Zivilgesellschaft an der Bodenpolitik beteiligt werden.

Der Kapitalverwertungsdruck auf den Berliner Bodenmarkt ist nach 
wie vor enorm. Er verhindert oft eine Nutzung im Interesse der 
Berliner*innen. Dort, wo wir dem nicht durch Regulierung oder An-
kauf begegnen können, wollen wir über eine stärkere Besteuerung 
wenigstens einen Beitrag zur Finanzierung des Allgemeinwesens 
gewinnen.

->  Steuern siehe Kapitel „04 Haushalt und Finanzen“ auf Seite 73

Tempelhofer Feld als Freifläche erhalten

Das Tempelhofer Feld ist als Ganzes frei zu halten und das per 
Volksentscheid beschlossene Gesetz muss erhalten bleiben. Das 
Feld hat eine enorme Bedeutung für die soziale und ökologische 
Stadtentwicklung. Deshalb lehnen wir die Bebauung und die Priva-
tisierung des Tempelhofer Feldes weiterhin ab. Dank des Volksent-
scheids wurde das Feld vor dem Zugriff von Spekulant*innen und 
einer drohenden Luxusbebauung bewahrt. Heute wird das Feld an 
warmen Tagen von an die 100.000 Menschen besucht, die das Ge-
lände als kostenlosen Erholungs- und Freizeitort für sich entdeckt 
und es sich gemeinschaftlich angeeignet haben. Bei dem Tempel-
hofer Feld geht es deshalb um mehr als um den Erhalt einer Grünflä-
che. In einer wachsenden und schon stark verdichteten Innenstadt 
ist es unentbehrlich geworden und erfüllt das Bedürfnis nach Weite, 
gerade für Menschen, die in beengten Kiezen und Wohnverhält-
nissen leben. Wir brauchen das Tempelhofer Feld insbesondere 
auch als smoghemmende Kaltluftschneise und zum Erhalt von Natur. 
Grünflächen verbessern das Stadtklima sowie die Luftqualität und 
speichern Versickerungswasser. Das Tempelhofer Feld dient auch 
als Lebensraum für Pflanzen und Tiere.

Das Flughafengebäude möchten wir gemeinsam mit den Nutzer*in-
nen so weiterentwickeln, dass es zu einem sozialen, ökologischen 
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und kulturellen Zukunftsquartier werden kann. Für die Sanierung 
und Weiterentwicklung des Gebäudes wollen wir mehr Finanzmittel 
bereitstellen.

Freiflächen sozial sichern und verbessern

Freiflächen leisten in der Stadt einen wichtigen sozialen und öko-
logischen Beitrag und werden gleichzeitig als aufwertender Faktor 
missbraucht, um Wohnraum teurer vermieten zu können. In Kontrast 
dazu sind die auf dem Wohnungsmarkt benachteiligten Bevölke-
rungsgruppen häufig gesundheitsschädigenden Umweltbelastun-
gen ausgesetzt. Weiterhin sind die Anforderungen an Freiflächen 
durch deutlich verstärkte Nutzung und die Klimakrise gestiegen. 
Neben einem konsequenten Mieter*innenschutz streiten wir des-
halb für eine wohnortnahe Versorgung mit öffentlichen Grünanlagen 
und Spielplätzen, mit Plätzen in öffentlichem Straßenland für alle 
Menschen unabhängig vom Einkommen und dem Abbau von ge-
sundheitsschädigenden Umweltbelastungen. Wir fördern zivilgesell-
schaftliches Entsiegeln, um versiegelte Flächen aktiv in Grün- und 
Versickerungsflächen umzuwandeln.

Berlin braucht eine gesamtstädtische Freiflächen-Strategie für eine 
sozial gerechtere Verteilung guter Umweltqualität, mit konkreten 
Richtwerten insbesondere für hitzemindernde und wohnungsnahe 
Freiflächen. In Gebieten mit überdurchschnittlicher sozialer Belas-
tung und/oder Vulnerabilität soll die Umweltqualität, insbesondere 
die städtebaulich bedingte lokalklimatische Situation und die Versor-
gung mit öffentlichen Grünanlagen, verbessert werden. Hierfür set-
zen wir uns für eine konsequente Umsetzung des BaumEntscheids 
ein.

Qualifizierung öffentlicher Räume

Wir wollen öffentliche Räume für gemeinwohlorientierte und nach-
barschaftliche Zwecke zurückgewinnen. Kultureinrichtungen, 
Schulen und Kitas brauchen klimaangepasste Freiflächen, Behör-
den brauchen Luftgeschosse und Außenräume. Berlin soll weniger 
Konsumraum und auch ohne Geld erlebbar für alle sein. Wir wollen 
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die „Draußenstadt“ qualifizieren und für eine höhere Aufenthalts-
qualität und Nutzbarkeit in der ganzen Stadt sorgen. Wir unterstüt-
zen das Ziel des Volksentscheids „Berlin werbefrei“ und setzen uns 
dafür ein, kommerzielle Werbung im öffentlichen Raum zurückzu-
drängen. In einem ersten Schritt soll eine generelle Abschaffung der 
kommerziellen großflächigen Werbung an Baugerüsten und anderen 
Baustelleneinrichtungen beschlossen werden. Damit Außengastro-
nomie nicht zulasten des Fußverkehrs geht und dennoch die nöti-
gen Flächen hat, wollen wir die Sondernutzung von Parkstreifen für 
Schankgärten ermöglichen.

Baden in der Spree und öffentliche Ufer für alle

Wir unterstützen Projekte, mit denen die Wasserqualität der Spree 
weiter verbessert wird und streben eine Änderung der Badegewäs-
serverordnung an, mit der das Baden in der Spree und Havel grund-
sätzlich erlaubt wird. Das Uferwegekonzept wird fortgeführt und 
überarbeitet. Ziel ist es, die Gewässerufer Berlins im Einklang mit 
dem Naturschutz und öffentlich zugänglich zu gestalten. Hierfür 
sind auch Ankäufe und notfalls Enteignungen vorzusehen.

Wir setzen uns konkret für den Erhalt und die Weiterentwicklung der 
vom Abriss bedrohten Fischerpinte am Plötzensee ein. Als niedrig-
schwelliger, bezahlbarer und naturnaher Ort erfüllt sie eine wichtige 
soziale Funktion, insbesondere für Menschen aus dicht bebauten 
Nachbarschaften wie in Wedding und Moabit, denen es an ausrei-
chenden öffentlichen Erholungsflächen fehlt.

Hauptstadtregion

Die Zusammenarbeit zwischen Berlin, den Berliner Außenbezirken 
und den Brandenburger Gemeinden und Landkreisen wird auf der 
Planungsebene intensiviert, um Siedlungs- und Verkehrsentwicklun-
gen zu steuern und den Schutz der Naturräume zu gewähren.
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03 Mobilität und Verkehr
Verkehrspolitik ist Sozialpolitik. Doch statt Mobilität als Teil der 
öffentlichen Daseinsvorsorge zu fördern und klimagerecht umzu-
gestalten, hat der schwarz-rote Senat Berlin in die Mobilitätskrise 
geführt: Busse und Bahnen fahren immer unzuverlässiger, neue Stre-
cken, Rad- und Gehwege werden nicht gebaut, Straßen und Brücken 
zerbröseln. Der Ton auf den Straßen ist unter Schwarz-Rot spürbar 
rauer geworden, das Gegeneinander im Straßenverkehr hat zuge-
nommen.

Statt die Krise zu bekämpfen, hat der Senat Probleme ausgesessen. 
Wir treten an für ein neues Miteinander und mehr Gerechtigkeit in 
der Mobilität. Die Linke will wieder zurück zum Fortschritt: Wir wer-
den die Verkehrspolitik wieder in die richtige Richtung lenken, indem 
wir den Umweltverbund aus öffentlichem Nahverkehr sowie Fuß- 
und Radverkehr stärken, ihm mehr Platz und Vorrang einräumen. Das 
Mobilitätsgesetz werden wir evaluieren und weiterentwickeln. Wir 
werden ein breites Bündnis mit der Stadtgesellschaft schmieden und 
die Umsetzung des Mobilitätsgesetzes beschleunigen.

Dabei ist für uns klar: Mobilität darf weder vom Wohnort noch vom 
Besitz eines Pkw, vom Gesundheitszustand oder vom Geldbeutel 
abhängen. Unsere Priorität liegt daher auf einem überzeugenden 
Angebot im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) sowie dem 
Ausbau eines umfassenden Radwegenetzes und von barrierefreien 
Gehwegen. So ermöglichen wir allen eine kostengünstige Mobilität.

Die Verbesserung der Mobilität sollte jedoch nicht allein eine Frage 
der Verkehrsmittel und -wege sein, sondern sich auch in den Struk-
turen der Stadt zeigen. Das Leitbild jeder Planung sollten möglichst 
kurze, wohnortnahe Wege sein. Den Stadtentwicklungsplan Mobili-
tät und Verkehr (StEP MoVe) sowie den Nahverkehrsplan und den 
ÖPNV-Bedarfsplan werden wir bedarfsorientiert fortschreiben. Die 
Planwerke richten wir danach aus, dass 2035 mindestens 90 Pro-
zent aller Wege innerhalb Berlins im Umweltverbund zurückgelegt 
werden. 
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Planen, beteiligen und bauen!

Wir werden die Planungskapazitäten für neue ÖPNV-Verbindungen 
und Brücken sowie Rad- und Fußwege in der Hauptverwaltung 
und den Bezirken ausbauen. Neben der Wiederverstärkung der 
Straßenbahnplanung liegt ein Schwerpunkt auf dem Personal im 
Bereich Tiefbau, um den Masterplan Brücken in Berlin strategisch 
umsetzen zu können. Die Organisationsstrukturen der Verwaltung 
werden wir mit dem Ziel einer stetigen und verlässlichen Planung 
überprüfen und, wo erforderlich, Planungsprozesse organisatorisch 
konzentrieren. Angesichts langwieriger Planungsprozesse muss 
Planungskompetenz dringend erhalten und ausgebaut werden. 
Unser Ziel ist es, die zur Verfügung stehenden Bundes- und EU-
Mittel optimal auszunutzen, keine Mittel verfallen zu lassen und 
genügend Planungen für Infrastrukturprojekte „in der Schublade“ 
zu haben. Wir wollen den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur in den 
neuen Stadtquartieren deutlich beschleunigen, insbesondere dort, 
wo viele bezahlbare Wohnungen neu entstehen.

Den ÖPNV für alle verbessern!

Ein zuverlässiger ÖPNV bildet das Rückgrat für die Berliner Mobilität. 
Alle Menschen, ob jung oder alt, arm oder reich, können den ÖPNV 
nutzen. Auch in den Außenbezirken muss das Angebot erweitert 
und die Infrastruktur ausgebaut werden. Damit alle ihn auch gerne 
nutzen, muss das Angebot stabil, schnell, günstig und zuverlässig 
sein. Dabei ist es wichtig, dass die Fahrgastinformation deutlich ver-
bessert wird.

Mobilität für alle – bezahlbar und finanziert

Mit dem Deutschlandticket wurde der Nahverkehr bundesweit mit 
einem Ticket nutzbar, ein enormer Gewinn. Im Bund treten wir für die 
Erhöhung der Bundesförderung ein, damit der Preis wieder gesenkt 
werden kann. 
 
Der ÖPNV ist für viele Berliner*innen inzwischen zu teuer. Mobili-
tät unabhängig vom Geldbeutel ist eine Grundvoraussetzung für die 



57

Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Wir werden mit dem Ver-
kehrsverbund Berlin-Brandenburg (VBB) über eine Stabilisierung der 
Preise im VBB ab dem 1.1.2028 verhandeln, damit es nicht noch teu-
rer wird. Ein regulärer Einzelfahrausweis soll künftig in jede Richtung, 
inklusive Umsteigen und Unterbrechung, gelten.

Den Preis des Sozialtickets (Berlin S) werden wir wieder auf 9 Euro 
senken. Die diskriminierende Pflicht zur Mitführung eines Trans-
ferleistungsbescheides setzen wir aus. Außerdem werden wir eine 
digitale Option zum Nachweis der Berechtigung für das Berlin-Ticket S 
etablieren und das alte Verfahren für die Beantragung des Berlinpas-
ses über die Bürgerämter wieder einführen. Wir werden für Berlin ein 
Deutschland-Sozialticket einführen, damit sich auch Berliner*innen 
mit geringem Einkommen den Ausflug nach Brandenburg oder die 
Ostsee und den Familienbesuch leisten können. Wir führen ein er-
mäßigtes Deutschlandticket für Schüler*innen ein und machen es für 
Inhaber*innen des Berlinpass-BuT kostenlos. Auf Basis des Deutsch-
landtickets rabattieren wir das Ticket für Seniorinnen und Senioren.

Über die Wiedereinführung des BC-Tickets werden wir im Rahmen 
des VBB verhandeln.

Die Nutzung des Deutschland-Jobtickets in Berlin wollen wir auswei-
ten und die Mindestanzahl der Nutzenden je Unternehmen abschaf-
fen, damit es jede*r beantragen kann. Wir setzen uns für den Erhalt 
des solidarfinanzierten Deutschlandsemestertickets der Studieren-
denschaften ein. Darüber hinaus werden wir eine gesetzliche Er-
mächtigung für die Studierendenschaften für Mikromobilitätsange-
bote schaffen.

Um weitere Anreize für den Umstieg auf den Nahverkehr zu set-
zen und den Autoverkehr zu reduzieren, starten wir das Programm 
„Tschüss Auto, hallo D-Ticket“: Wer sein Auto abgibt, erhält dafür ein 
Jahr das Deutschlandticket.

Wir setzen uns dafür ein, dass BVG und S-Bahn nicht länger Straf-
anzeigen erstatten, wenn sie Fahrgäste ohne gültigen Fahrschein 
antreffen.
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Zur Finanzierung des ÖPNV werden wir weitere Finanzierungsme-
chanismen entwickeln. Neben Einnahmen von Gebühren aus der 
Parkraumbewirtschaftung werden wir eine ÖPNV-Abgabe für Tou-
rist*innen einführen.

Zusätzlich prüfen wir die Einführung einer Nutznießer*innenab-
gabe und eines Mobilitätspasses für die Berliner*innen. Mit dem 
Mobilitätspass wird ein wiederkehrender Beitrag von Arbeitge-
ber*innen, Einwohner*innen oder von Kfz-Halter*innen erhoben. 
Wer eine Abgabe bezahlt, erhält dafür in gleicher Höhe ein Mobili-
tätsguthaben für die Nutzung des Umweltverbunds, bspw. für den 
Erwerb von ÖPNV-Tickets. Wir entwickeln in der Legislaturperiode 
ein Modell zur Ablösung des bisherigen Tarifsystems durch eine 
solidarische Beitragsfinanzierung und setzen uns langfristig für 
einen fahrscheinlosen ÖPNV ein.

Straßenbahn ausbauen, Stadt verbinden

Wir werden die Erweiterung des Straßenbahnnetzes in den Westen 
der Stadt realisieren. Hierzu werden wir die Straßenbahnplanung 
stärken, sodass ausreichend Kapazitäten für den Straßenbahn-
ausbau vorhanden sind. Den Planungsstopp für die im Nahver-
kehrsplan verankerten Strecken (Alexanderplatz–Kulturforum und 
Johannisthal–Gropiusstadt) werden wir unverzüglich aufheben. 
Die Straßenbahnprojekte Ostkreuz und Verkehrslösung Mahls-
dorf (mit dem perspektivischen Lückenschluss zwischen Mahlsdorf 
und Hellersdorf) und die im fortgeschrittenen Planungsstadium 
befindlichen Strecken (Turmstraße–Jungfernheide, Warschauer 
Straße–Hermannplatz, Heinersdorf–Blankenburg, Pankow–Heiners-
dorf–Weißensee und Potsdamer Platz–Hermannplatz–Schönewei-
de) werden wir zügig umsetzen. Die Planungen der Straßenbahn 
in Richtung Spandau treiben wir voran, statt eine ÖPNV-Verbesse-
rung in Spandau durch Luftschlösser wie Magnetschwebebahnen 
zu vertagen.

Beim weiteren Ausbau orientieren wir uns am Zielnetz des Bündnis-
ses Pro Straßenbahn und tragen hierfür bei Infrastrukturplanungen 
stets Vorsorge. 
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Neue Straßenbahnstrecken sollen mit eigener Fahrspur und lärmar-
men Gleisen errichtet und bestehende Strecken lärmsaniert wer-
den. Auf den bestehenden Linien werden wir den Takt verdichten, 
Engpässe beseitigen und neue Direktverbindungen schaffen. Alle 
Lichtsignalanlagen müssen eine Vorrangschaltung für Straßenbah-
nen haben. Straßenbahnen müssen imstande sein, nach Unfällen 
oder Havarien zeitweilig gesperrte Streckenabschnitte zu umfah-
ren. Dazu wollen wir das Netz ertüchtigen, z. B. durch den Einbau 
sinnvoller zusätzlicher Weichen und Gleiskurven. So könnte mit 
geringen Mitteln die voraussichtlich sieben Jahre dauernde Unter-
brechung der Linie M1 vermieden werden.

Wir prüfen bei der nächsten Generation von Straßenbahn-Fahr-
zeugen erstmals die Beschaffung von 60-Meter-Zügen, um die 
Fahrgastkapazitäten der Straßenbahn weiter zu erhöhen und diese 
in nachfragestarken Bereichen einzusetzen. Das Köpenicker Netz 
werden wir so umbauen, dass auch moderne Straßenbahnen aus 
der „Flexity“-Flotte dort verkehren können.

Die U-Bahn als Rückgrat des Nahverkehrs

Die U-Bahn bildet das Rückgrat des öffentlichen Nahverkehrs. Auf-
grund des massiven Sanierungsstaus müssen wir vordringlich in den 
Erhalt der baulichen Anlagen und die technische Modernisierung, 
insbesondere die Signal- und Sicherungstechnik des Bestandsnet-
zes investieren. Wir werden die infrastrukturellen Voraussetzungen 
für dichtere Takte schaffen, die Option auf die 1.500 U-Bahn-Wagen 
voll nutzen und Takte verdichten. Mit dem Ziel eines 90-Sekunden-
Taktes in den Hauptverkehrszeiten wollen wir auch die Einführung 
des automatisierten Fahrbetriebs beschleunigen.

Die Erweiterung des U-Bahn-Netzes halten wir vor allem zur Schlie-
ßung bestehender Netzlücken für sinnvoll. Die vorhandenen per-
sonellen Kapazitäten werden wir erhalten und nach Abschluss der 
Arbeiten am Waisentunnel und der U3-Verlängerung zur Schließung 
von Netzlücken einsetzen. 
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Mehr Tempo für den Busverkehr

Wir elektrifizieren die Busflotte der BVG schnellstmöglich, spätes-
tens bis 2035, um die Emissionen im Verkehrssektor deutlich zu 
senken. Wir brauchen schneller mehr Busspuren und Bus-Vorrang-
schaltungen. Dies verkürzt Fahrzeiten und setzt Kapazitäten zur 
Stabilisierung des Busverkehrs frei. Die Fahrzeuge der BVG soll-
ten datenschutzkonform mit Frontkameras zur Überwachung von 
Baustellen und zum Ahnden von Falschparker*innen ausgerüstet 
werden. Der vom Land Berlin bestellte Busfahrplan muss wieder 
gefahren und die Leistungskürzungen zurückgenommen werden. 
Sobald dies erreicht ist, werden wir den Busverkehr insbesondere 
in den bislang nicht ausreichend erschlossenen Gebieten der Stadt 
ausweiten und anstreben, in ganz Berlin mindestens einen Zehn-Mi-
nuten-Takt anzubieten. Den Nachtbusverkehr wollen wir ausbauen.

In Gebieten mit geringer Nachfrage, vor allem in den Außenbezir-
ken und am Stadtrand, soll die Anbindung an das Schnellbahnnetz 
mit Kleinbuslinien im ÖPNV-Tarif hergestellt werden. Diese können 
in Zeiten geringer Nachfrage auch als Rufbusse oder Sammeltaxis 
ohne Digitalzwang verkehren. Wir treten dafür ein, die Buslinien der 
BVG und anderer Verkehrsunternehmen über die Stadtgrenze hinaus 
mit guten Anschlüssen untereinander und mit einer Schnellbahnsta-
tion zu verknüpfen.

Wir werden den Testbetrieb für automatisiertes Fahren mit der BVG 
auswerten und prüfen, ob er sinnvoll fortgeführt werden soll.

Mit der BVG führen wir ein Haltestellenkataster ein und ersetzen alte 
Wartehallen sukzessive durch neue, klimafreundliche Wartehallen.

Unser Leitbild für die BVG ist „Stabilität und Wachstum“

Die BVG befindet sich seit Jahren im Krisenmodus. Wir werden dafür 
Sorge tragen, dass ein belastbarer Zeit- und Maßnahmenplan über 
alle Betriebsbereiche erstellt wird, um für die Berliner*innen einen 
verbindlichen Plan aufzustellen, wann die BVG wieder dichtere Takte 
fahren kann. Bis 2040 wird Berlin voraussichtlich die Marke von vier 
Millionen Einwohner*innen knacken. Wenn die Bevölkerung wächst, 
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muss der ÖPNV mitwachsen. Bei der Anbindung der neuen Stadt-
quartiere muss der öffentliche Nahverkehr von Anfang an mitge-
dacht und mitgeplant werden.

Die erfolgreichen Anstrengungen der BVG zur Anwerbung und Aus-
bildung von Fahrpersonal werden wir unterstützen und ausweiten. 
Unsere Priorität liegt auf Verbesserungen der Arbeitsbedingungen 
bei der BVG, damit das Personal langfristig gehalten werden kann. 
Für Mitarbeiter*innen und Auszubildende bei der BVG werden wir 
neue Beschäftigtenwohnungen schaffen. Wir werden einen Fahrplan 
für die geordnete Reintegration der etwa 2.000 Mitarbeiter*innen 
der Berlin Transport (BT) in die BVG aufstellen.

Künftig werden wir eigenes Rettungspersonal an Schwerpunktbahn-
höfen der BVG einsetzen. Um das Sicherheitsgefühl im ÖPNV zu 
stärken, beauftragen wir mehr Bahnhofsaufsichten, bauen die Reini-
gungsstreifen auf Schwerpunkt-U-Bahn-Linien aus und verbessern 
mit baulichen Maßnahmen und besserer Beleuchtung in der Nähe 
von Bahnhöfen und Haltestellen das Sicherheitsgefühl.

Für eine leistungsfähige S-Bahn in kommunaler Hand!

Damit es keine nächste S-Bahn-Krise gibt, müssen der rechtzeitige 
Zulauf neuer Fahrzeuge und der rechtssichere Abschluss der Ver-
gabe der Teilnetze Stadtbahn und Nord-Süd sichergestellt werden. 
Das ist die Voraussetzung, um Züge zu verlängern, Takte zu ver-
dichten und neue Strecken zu bedienen. Die Kapazität der S-Bahn-
Strecke Ostkreuz–Westkreuz muss für eine dichtere Zugfolge erhöht 
werden. Zum stabilen Betrieb der Ringbahn und der künftigen 
Siemensbahn müssen in Westhafen, Westend und Halensee weitere 
Bahnsteiggleise sowie Abstell- und Wendegleise errichtet werden.

Auf den S-Bahn-Strecken nach Oranienburg, Bernau, Strausberg, 
Spindlersfeld, Königs Wusterhausen und Hennigsdorf wollen wir den 
Zehn-Minuten-Takt ermöglichen und sie dafür weitgehend zweiglei-
sig ausbauen. Wir unterstützen die Verlängerung der S-Bahn-Stre-
cke von Wartenberg über Karower Kreuz zur Schönerlinder Straße 
sowie die Neubauten vom Hauptbahnhof über Gleisdreieck zum An-
halter Bahnhof und der Siemensbahn von Jungfernheide nach Gar-
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tenfeld und weiter nach Hakenfelde. Wir setzen uns für zusätzliche 
Stationen an bestehenden Strecken ein, mit denen wichtige Gebiete 
besser erschlossen werden, z. B. Kamenzer Damm. Wir unterstützen 
die Wiederaufnahme der Stammbahn von Zehlendorf nach Potsdam. 
Weiterhin ist die S-Bahn-Anbindung von Wannsee über Zehlendorf 
im Zehn-Minuten-Takt sicherzustellen.

Wir streben weiterhin die Kommunalisierung der Berliner S-Bahn an, 
damit notwendige Investitionen getätigt werden, damit Gewinne in 
Berlin bleiben und um Leistungen direkt vergeben zu können, statt 
langwierige Ausschreibungsverfahren durchführen zu müssen. Die 
Kommunalisierung soll über den Einstieg der Bundesländer Berlin 
und Brandenburg in die S-Bahn Berlin GmbH oder über den Aufbau 
eines landeseigenen Unternehmens zum Betrieb der Berliner S-Bahn 
erfolgen. Die dafür notwendigen Verhandlungen mit der Deutschen 
Bahn und der Bundesregierung werden wir endlich einleiten.

Pendler*innen zum Umstieg bewegen: Schienenverbindungen 
ins Umland ausbauen

Mit dem Ausbau des Regionalbahn- und S-Bahn-Verkehrs in das 
Umland schaffen wir für Pendler*innen attraktive Angebote für 
einen Umstieg vom eigenen Pkw auf öffentliche Verkehrsmittel. Auf 
der nachfragestärksten Linie nach Brandenburg (Havel) und Frank-
furt (Oder) soll das Angebot auf einen 15-Minuten-Takt verdich-
tet werden. Um das zusätzliche Angebot aufzunehmen, muss die 
Kapazität der Stadtbahn, der Nord-Süd-Verbindung und im Raum 
Spandau erhöht werden. Die Angebote nach Rostock und Stralsund 
müssen erhalten werden. Wir unterstützen das Zielnetz des Bünd-
nisses Schiene Berlin-Brandenburg.

Rechtzeitig zum zehnten Jubiläum 2027 wollen wir gemeinsam mit 
unseren Partner*innen das Programm i2030 überarbeiten und neu 
priorisieren. Ziel ist es, die Finanzierung durchgehend zu sichern, um 
die Planungen unterbrechungsfrei voranzubringen und zu spürba-
ren Ergebnissen in der Realisierung zu kommen. Das Gleiche gilt für 
die Planung und den zweigleisigen und elektrifizierten Ausbau der 
Ostbahn und der Nahverkehrstangente Ost. Nach dem Vorbild der 
Siemensbahn sind weitere Projektallianzen für die Realisierung der 
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Strecken abzuschließen. Wir setzen uns gemeinsam mit Branden-
burg dafür ein, dass der Bund die Planungen für den Wiederaufbau 
der Nordbahn (Gesundbrunnen–Birkenwerder) beginnt. Zur weiteren 
Vernetzung der Verkehrsträger werden wir an wichtigen Umsteige-
punkten, wie z. B. Buckower Chaussee, die Planung von Regional-
bahnsteigen einleiten.

Angebote für Pendler*innen verbessern

Gemeinsam mit Brandenburg werden wir den länderübergreifenden 
Ausbau von Radschnellverbindungen in der gemeinsamen Landes-
planung vorantreiben. Wir werden mit unserem Nachbarbundes-
land auch über den Ausbau von Park-and-Ride-Plätzen, Fahrrad-
parkhäusern und Radwegen innerhalb Brandenburgs sprechen mit 
dem Ziel, eine verkehrsmittelübergreifende gemeinsamen Mobilitäts-
planung im Umweltverbund voranzubringen.

Mehr Sicherheit, weniger Lärm, bessere Luft

Die Zahl der im Straßenverkehr Getöteten und schwer Verletzten 
geht in Berlin seit Jahren nicht zurück. Wir orientieren das Verkehrssi-
cherheitsprogramm an der Vision Zero (keine Verkehrsunfälle mit To-
ten oder Schwerverletzten). Dafür nehmen wir andere europäische 
Städte als Beispiel, z. B. Helsinki, und prüfen, welche Maßnahmen 
wir übernehmen können. Zwei unbestritten wirksame Maßnahmen 
sind die Verringerung des Autoverkehrs und dessen Verlangsamung 
auf Tempo 30. Wir setzen uns im Bund für Tempo 30 als innerörtliche 
Regelgeschwindigkeit ein und nutzen unabhängig davon alle Möglich-
keiten, um Tempo 30 auch auf Berliner Straßen umzusetzen. An der 
Einhaltung der strengeren EU-Grenzwerte ab 2030 werden wir auch 
im Verkehrssektor bereits im Vorfeld systematisch arbeiten. Berlin 
wird Verstöße gegen das Verkehrsrecht verstärkt kontrollieren, um 
Unfälle zu verhindern und Leben und Gesundheit zu schützen. 
Getrennte Ampelschaltungen mit eigenen Grünphasen für Fußgän-
ger*innen und Radfahrer*innen sowie für den motorisierten Verkehr 
sorgen für mehr Verkehrssicherheit. Wir trennen den Rad- und Auto-
verkehr voneinander und machen systematisch Einmündungen und 
Kreuzungsbereiche sicherer. 
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Wir werden ebenso die Zahl der mobilen „Blitzer“ erhöhen und die 
Bußgeldstelle personell stärken. Um die Nutzung des Handys beim 
Autofahren konsequenter zu ahnden, werden wir Handy-Blitzer 
einführen. Um der Klimakrise Rechnung zu tragen, erhöhen wir die 
Parkgebühren für SUVs nach dem Pariser Vorbild und setzen uns 
auf Bundesebene dafür ein, dass keine SUVs mehr neu zugelassen 
werden.

Wir wollen, dass auch einkommensschwache Menschen, die an ak-
tuell viel befahrenen und lauten Straßen wohnen, mehr Ruhe haben. 
Dafür muss der Autoverkehr in diesen Straßen leiser und weniger und 
der öffentliche Raum menschengerecht umgestaltet werden.

Den Winterdienst werden wir mit dem Ziel, die Verkehrssicherheit 
für den Fuß- und Radverkehr zu verbessern, neu aufstellen. Wir 
wollen die Räum- und Streupflicht auf Gehwegen von den Gebäu-
deeigentümer*innen auf die BSR umlegen; diese kann gebietsweise 
externe Dienstleister*innen mit der Räumung der Gehwege beauf-
tragen. Eine weitere Aufweichung des Streusalzverbots lehnen wir 
ab.

Schulwegsicherheit und Mobilitätsmanagement

Die Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit für Kinder und 
Jugendliche werden wir verstärken, bspw. durch Verkehrsberuhi-
gung, Schulstraßen, das Mobilitätsmanagement an Schulen, fami-
liengerechte Öffnungszeiten an Jugendverkehrsschulen und Mobili-
tätsbildung von der Kita bis zum Erwachsenenalter.

Inklusive Mobilität für alle

Alle Menschen müssen einfach, entspannt, sicher und selbstbe-
stimmt ihre Ziele erreichen können. Die Straßen und auch der ÖPNV 
müssen für alle barrierefrei nutzbar sein. Die „Alternative Barriere-
freie Beförderung“ werden wir verstetigen und weiterentwickeln. 
Bushaltestellen bauen wir mit den Bezirksämtern barrierefrei aus 
und priorisieren hierbei die in Kooperation mit Behindertenverbän-
den festgelegten besonders wichtigen Haltestellen, insbesondere 
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Umsteigepunkte. Grundsätzlich sollen alle Haltestellen in der Stadt 
über überdachte, begrünte Wartebereiche mit Sitzgelegenheiten ver-
fügen. Die Bahnhöfe von U-Bahn sowie S- und Regionalbahn bauen 
wir weiter barrierefrei aus und stellen die erforderlichen Mittel zur 
Verfügung. Aufzüge und Rolltreppen müssen verlässlicher funktionie-
ren und Ersatzteile zuverlässig vorgehalten werden. Zur Entlastung 
installieren wir Fahrradschienen an den Treppen. Die öffentliche Toi-
lettenversorgung an Bahnhöfen und Umsteigepunkten soll verbessert 
werden.

Die spontane Verfügbarkeit von Inklusionstaxen werden wir deut-
lich verbessern und ihre Anschaffung weiterhin fördern. Die Erarbei-
tung des Gesamtkonzepts für die Mobilitätssicherung von Menschen 
mit Mobilitätseinschränkungen werden wir endlich abschließen. Der 
VBB-Begleitservice muss dauerhaft erhalten bleiben, wir werden ihn im 
Mobilitätsgesetz absichern.

Radverkehr – alle sollen sicher und bequem Fahrrad fahren kön-
nen.

Radverkehr ist kostengünstig und kann von Menschen aller Altersgrup-
pen genutzt werden, was einen wichtigen Beitrag zur sozialen Teilhabe 
und Mobilität in Berlin leistet. Sein Anteil an den zurückgelegten We-
gen in Berlin steigt seit Jahren kontinuierlich an. Wir werden den Ausbau 
von sicheren Radwegen fortführen. Ziel ist die Schaffung eines sicheren 
und lückenlosen Netzes von Fahrradwegen und -straßen sowie Rad-
schnellverbindungen entsprechend dem vorliegenden Radnetzplan, 
wobei wir das Schließen von bestehenden Lücken und den Ausbau 
wichtiger Korridore priorisieren werden. Hierbei wenden wir die Ge-
staltungsstandards des Radverkehrsplans, wie z. B. geschützte Rad-
fahrstreifen, konsequent an und richten die Infrastruktur auf besonders 
gefährdete Gruppen wie Kinder, Familien und Senior*innen aus.

Zur Förderung der Intermodalität (Nutzung verschiedener Verkehrs-
mittel für einen Weg) werden wir die Fahrradabstellmöglichkeiten ins-
besondere an Bahnhöfen durch Fahrradparkhäuser und ausreichende 
Bike-and-Ride-Parkplätze verbessern. Wir werden die Möglichkeit 
prüfen, den Ausbau und die Sanierung von Geh- und Radwegen durch 
den Aufbau öffentlicher Baukapazitäten zu unterstützen. 
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Wir werden die Förderung für ein öffentliches, stationsbasiertes 
Leihradsystem mit 30 Minuten kostenloser Nutzung in Kombination 
mit einem ÖPNV-Ticket wieder aufnehmen. Angebote für den wohn-
ortnahen Verleih von Lastenrädern werden wir fördern und aus-
bauen.

Zu Fuß sicher unterwegs

Der Fußverkehr ist Berlins führende, wachstumsstärkste, stadt-
freundlichste, schonendste, flächen- und infrastruktursparendste 
Mobilitätsform. Fußgänger*innen müssen sich barrierefrei und sicher 
im öffentlichen Raum bewegen können. Fußgänger*innen sollen vor 
dem Auto- und Radverkehr geschützt werden.

Um Gehwege instand zu halten, richten wir ein Zustandsregister ein, 
unterstützen die Bezirke bei der Schadensbehebung und sorgen bei 
baulichen Maßnahmen, Baumpflanzungen und Sondernutzungen für 
freie Gehwege.

Den in der Erarbeitung befindlichen Fußverkehrsplan werden wir end-
lich beschließen und mit hoher Priorität umsetzen. Aus ihm heraus 
werden wir örtliche Handlungsprioritäten und Zielgrößen ermitteln, 
festlegen und umsetzen.

Mehr Platz und mehr Aufenthaltsqualität für Fußgänger*innen 
schaffen wir durch die Reduzierung von Fahr- und Stellflächen für 
den Autoverkehr, besonders in großen lebendigen Einkaufsstraßen, 
Flaniermeilen und Kiezblocks. Gemeinsam mit den Bezirken werden 
wir die Schaffung von Querungshilfen wie Fußgängerüberwegen 
(Zebrastreifen) und Mittelinseln sowie Gehwegvorstreckungen und 
durch Poller abgesicherte Flächen ausbauen. An Ampeln wollen wir 
das Queren der gesamten Straße in einem Zug ermöglichen, um 
damit die Bedürfnisse geheingeschränkter Personen besonders zu 
berücksichtigen. 

Höhere Aufenthaltsqualität durch Sitzgelegenheiten schaffen wir 
durch ein 1.200-Bänke-Programm für die zwölf Berliner Bezirke.
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Mobilitätswende vor Ort gemeinsam gestalten

Wir wollen den Autoverkehr in Berlin deutlich reduzieren. Es 
braucht mehr verkehrsberuhigte Straßen und Kieze, in denen sich 
Menschen sicher und gern bewegen. Das jeweils passende Mo-
dell zur Verkehrsberuhigung und Reduzierung des Autoverkehrs in 
einer Straße oder einem Kiez soll vor Ort in den Bezirken entschie-
den und mit Beteiligungsverfahren begleitet werden. Dabei sind 
die Anliegen der Betroffenen in einem transparenten, barrierefreien 
Verfahren zu berücksichtigen.

Wir werden Kiezblock-Initiativen mit verstärkter Beteiligung von 
Anwohner*innen, Handel und Gewerbe weiter unterstützen und 
sie aktiv in den Prozess einbeziehen. Zur Umsetzung wird der 
Kiezblock-Leitfaden aktualisiert und den Bezirken zur Verfügung 
gestellt. In den Kiezblocks werden wir den Kfz-Durchgangsverkehr 
durch geeignete Maßnahmen, z. B. Durchfahrtssperren oder Ein-
bahnstraßen, mindern. Dabei stellen wir sicher, dass das notwendi-
ge Befahren der Straße für die Bewohner*innen weiter möglich ist, 
ebenso wie u. a. für Rettungsfahrzeuge, Müllabfuhr und Lieferver-
kehr.

Berlin braucht ein funktionierendes Taxigewerbe

Wir beenden die Bevorteilung von Vermittlungsplattformen wie 
Uber und stärken das Berliner Taxigewerbe, das eine wichtige Auf-
gabe im öffentlichen Nahverkehr übernimmt. Kontrollen von Miet-
wagenunternehmen müssen bezüglich der Einhaltung der gesetz-
lichen Bestimmungen deutlich verstärkt werden. Wir werden nach 
dem Vorbild Hamburgs Mietwagenunternehmen zur Installation von 
Fiskaltaxametern verpflichten, damit Kontrollen wirksam durch-
geführt werden können, und führen Mindestpreise für Mietwagen 
ein. Wir setzen uns für den Erhalt von qualitativ gut ausgestatteten 
Taxihalteplätzen und attraktive Bedingungen für das Taxigewerbe 
am Hauptbahnhof ein. Im Senat wird es künftig eine zentrale An-
sprechperson für Taxihalteplätze geben.

Wir werden uns in Verhandlungen mit dem Landkreis Dahme-
Spreewald für ein Laderecht aller Berliner Taxen am Flughafen BER 
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einsetzen. Wir entwickeln unter Einbeziehung der Taxiverbände und 
der BVG ein Konzept für ein Frauen*-Nachttaxi als Ergänzung des 
ÖPNV.

Zukunft des Kraftverkehrs

Die Zukunft des Kraftverkehrs ist weniger Kraftverkehr. Neben Kli-
ma- und Hitzeschutz, Verkehrssicherheit und Lebensqualität spre-
chen hierfür oft handfeste ökonomische Gründe. Natürlich erfüllen 
Kraftfahrzeuge wichtige, gesellschaftlich notwendige Funktionen: 
Ver- und Entsorgung, Transport von Sicherheits- und Rettungs-
kräften, Lieferungen, Krankentransporte und nicht zuletzt Personen-
transport durch Busse und Taxen sowie viele andere mehr. Diese 
Funktionen wollen wir stärken und für sie den Raum schaffen, der für 
eine zuverlässige Funktionsweise notwendig ist, und sorgen damit 
für mehr Flächengerechtigkeit auf unseren Straßen.

Heute ist diese Funktion aber durch die Dichte an abgestellten Kraft-
fahrzeugen eingeschränkt. Falsch abgestellte Fahrzeuge werden 
regelmäßig zu Verkehrshindernissen und Sicherheitsrisiken. Wir 
werden daher eine konsequente Parkraumüberwachung umsetzen. 
Die Parkraumüberwachung soll so bald wie möglich über Scan Cars 
erfolgen. Damit entlasten wir die Mitarbeiter*innen der Ordnungs-
ämter und ermöglichen ihnen einen Einsatz in anderen Bereichen. 
Alle Bezirke sollen finanziell dabei unterstützt werden, die Parkraum-
bewirtschaftung auszuweiten. Es wird gesetzlich sichergestellt, dass 
die dabei erfassten Scan-Daten nicht für andere Zwecke genutzt 
werden.

Der Gesetzentwurf des Volksbegehrens „Verkehrsentscheid“ hat 
eine wichtige Debatte zur Mobilität in Berlin angestoßen. Die neue 
Straßenkategorie „gemeinwohlorientierte Straße“, d. h. die Möglich-
keit der Teileinziehung von Straßen werden wir im Straßengesetz 
verankern und in Abstimmung mit Bezirken und Anwohner*innen 
zur Anwendung bringen. Berlin wird dem Pariser Vorbild folgen und 
Straßen großflächig für Fuß- und Radverkehr umwidmen, um den 
Autoverkehr wesentlich zu reduzieren.
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Die Zukunft des Kraftverkehrs ist zudem elektrisch. Daher werden 
wir eine leistungsfähige öffentliche Ladeinfrastruktur, die auch für 
Mieter*innen ohne eigenen Stellplatz nutzbar ist, unter Regie des 
landeseigenen Stadtwerks auf- bzw. ausbauen.

Neue Autobahnen in Berlin lehnen wir ab. An bestehenden Autobah-
nen müssen Lärmschutzlösungen ermöglicht werden.

Wir fordern, dass die A100 qualifiziert am Treptower Park beendet 
und nicht weiter ausgebaut wird. Wir setzen uns für die Errichtung 
einer Lärmschutzwand an der Ostseite des 16. Bauabschnitts ein und 
prüfen, ob er in eine Stadtstraße mit Radschnellweg umgewandelt 
werden kann.

Den geplanten 17. Bauabschnitt der A100 werden wir aus dem 
Flächennutzungsplan streichen und uns gegenüber der Bundesre-
gierung für die Streichung aus dem Fernstraßenausbaugesetz ein-
setzen. Die gesetzliche Möglichkeit gemäß dem Fernstraßen-Bundes-
amt-Errichtungsgesetz soll genutzt und die Planfeststellungsbehörde 
vom Bund zurück an das Land Berlin übertragen werden.

Wir werden unseren Fokus auf die koordinierte Instandhaltung 
der Straßeninfrastruktur legen und den Masterplan Brücken um-
setzen. Dafür werden wir weitere Beschleunigungsmaßnahmen für 
die Sanierung und den Ersatzneubau von Brücken prüfen. Bei den 
verbleibenden Neubauplanungen für die Straße werden wir dem 
Umweltverbund Vorrang bei Zielkonflikten gewähren und die ande-
ren gemeinwohlorientierten Bedarfe der Stadtgesellschaft berück-
sichtigen.

Baustellen koordinieren

Die Belastung durch Baustellen wollen wir mit Digitalisierung, bspw. 
einer zentralen Plattform, und verstärkter Koordination verringern. 
Die Genehmigung von Baustellen im Straßenland werden wir ins-
besondere bei notwendigen Maßnahmen der Infrastruktur der 
Daseinsvorsorge durch Digitalisierung und Ausstattung der Geneh-
migungsbehörden beschleunigen. Wir führen eine Stabsstelle Bau-
stellenkoordinierung im Senat ein. Die Stabsstelle entwickelt eine 
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Strategie zur baulichen und verkehrlichen Koordinierung. Geplante 
Baumaßnahmen im öffentlichen Straßenland werden künftig mit der 
BVG vollständig koordiniert.

Sharing-Angebote und Mikromobilität

Sharing-Angebote und Mikromobilität sollen die Mobilität erhöhen 
und zur Verkehrswende beitragen. Dazu gehört auch, stadtweit an-
bieterneutrale Abstellflächen für Mietfahrzeuge auszuweisen. Die von 
uns eingeführten Sondernutzungsgebühren für elektrifizierte Miet-
fahrzeuge der Mikromobilität werden wir sukzessive und angemessen 
erhöhen und die Anbieter damit an den entstehenden Kosten beteili-
gen. Nach dem Auslaufen der Sondernutzungsrechte werden wir die 
Vergabe von Lizenzen für Sharing-Anbieter an die Bedingung knüp-
fen, im gesamten Stadtgebiet ein ausreichendes qualitatives Angebot 
zur Verfügung zu stellen. Die Anbieter müssen vor allem zum Schutz 
von Gewässern und Grünflächen sowie von mobilitätseingeschränk-
ten Personen dazu verpflichtet werden, das Abstellen von Fahrzeu-
gen ausschließlich auf den dafür vorgesehenen Flächen zu erlauben 
und außerhalb abgestellte Fahrzeuge schnellstmöglich zu entfernen.

Die Anbieter müssen regelmäßig für Beschwerden erreichbar sein 
und die gemeldeten Probleme in angemessener Zeit beheben. Wir 
unterstützen den Ausbau weiterer Jelbi-Stationen und die Integration 
von Sharing-Angeboten in den ÖPNV. Mit gezielten Unterstützungs-
maßnahmen werden wir auch Carsharing-Angebote in die Außenbe-
zirke bringen.

Wirtschafts- und Güterverkehr sozial-ökologisch gestalten

Für den Wirtschafts- und Güterverkehr in Berlin braucht es innovative 
Liefer- und Verteilkonzepte, die auch stärker die Schienenwege und 
Wasserstraßen nutzen. Auch die Infrastruktur des ÖPNV sollte für 
den Lieferverkehr genutzt werden, um eine höhere Stadtverträglich-
keit durchzusetzen. Wir werden eine Machbarkeits- und Potenzial-
analyse für Güterstraßenbahnen erstellen, um bei Tag und bei Nacht, 
ohne Einschränkung des ÖPNV, den Wirtschaftsverkehr von der 
Straße zu holen. 
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Im Güternahverkehr, für Pakettransporte und Belieferung des Einzel-
handels fördern wir den Einsatz elektrisch betriebener Kleintrans-
porter, Elektroautos und Lastenfahrräder, z. B. durch die Einrichtung 
vorteilhafter Abstellorte. Um den Lieferverkehr zu reduzieren, wollen 
wir anbieterneutrale Mikrodepots und Paketboxen. In jeder Straße 
wollen wir Liefer- und Wirtschaftsparkzonen einrichten, um Handwer-
ker*innen, Liefer- und Pflegediensten eine rechtskonforme Möglich-
keit zum Parken zu bieten. Gleichzeitig werden wir das gefährdende, 
illegale Abstellen von Fahrzeugen stärker verfolgen.

Wir werden Anschlussgleise von Firmen und lokale Güterumschlag-
plätze sowie alte Bahnanlagen und Güterbahnhöfe auf ihre Reak-
tivierung prüfen und ausbauen. In ganz Berlin müssen die wenigen 
noch vorhandenen, zurzeit nicht genutzten Bahnflächen für solche 
Zwecke erhalten bleiben. Die Verlagerung des Güterverkehrs auf die 
Schiene muss auch zentrumsnah möglich sein, um die Anzahl der 
Lkw-Kilometer zu verringern. Der Betrieb innerstädtischer Logistik-
zentren wird durch ein landeseigenes Unternehmen übernommen.

Klimaschutz im Luftverkehr

Der Luftverkehrssektor muss klimaneutral werden. Dafür unter-
stützen wir die Schaffung der erforderlichen Voraussetzungen. Wir 
setzen uns für ein Verbot von Kurzstreckenflügen ein, wenn die 
Strecken innerhalb von sechs Stunden mit der Bahn zurückgelegt 
werden können. Wir setzen uns für einen massiven Ausbau der 
Schiene und eine Senkung der Fahrpreise ein. Wir setzen uns für 
eine Ausweitung des Nachtflugverbots auf 22 bis 6 Uhr ein. Weitere 
Lärmminderungsmaßnahmen am BER müssen folgen. Lärmschutz-
maßnahmen müssen weiterhin umgesetzt werden. Eine vollständige 
oder teilweise Privatisierung der FBB lehnen wir ab.

Wir setzen uns gegenüber dem Bund für ein Verbot von Privat- und 
Geschäftsflügen jenseits von dringlichen unabweisbaren Flügen vom 
und zum BER ein.
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Mobilität zu Wasser und in der Luft

Die Seilbahn an den „Gärten der Welt“ werden wir erhalten, ihren Be-
trieb durch das Land Berlin sicherstellen und sie in den öffentlichen 
Nahverkehr einbinden.

Wir setzen uns dafür ein, den Schiffsverkehr innerhalb Berlins 
weitestgehend mit Strom zu betreiben. Wir werden für den priva-
ten Schiffsverkehr entsprechende Infrastruktur planen und bei den 
Bundesbehörden dafür werben, die Abgasregularien für private und 
gewerbliche Schiffe zu verschärfen.

Wir setzen uns für mehr Sicherheit und Umweltschutz auf Berliner 
Wasserstraßen ein. Die Kontrollen durch die Wasserschutzpolizei 
werden wir deutlich verstärken.
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04 Haushalt und Finanzen

Eine soziale Perspektive für den Landeshaushalt

Schwarz-Rot hinterlässt in finanzieller Hinsicht – mal wieder – einen 
Scherbenhaufen. Ohne Not wurde an der sozialen Stadt, Kultur- und 
Jugendeinrichtungen gespart, während man die Rücklagen der Vor-
gängerregierung für sinnlose Vorhaben verpulvert hat und Einnah-
mepotenziale ungenutzt ließ. Das stetige haushaltspolitische Hin 
und Her verunsicherte die Stadt und blieb jede Idee für die Lösung 
der strukturellen Probleme des Landeshaushalts schuldig. So er-
schwert die Koalition eine Perspektive für den Erhalt der haushalts-
politischen Handlungsfähigkeit der Stadt. Es ist höchste Zeit zum 
Umsteuern!

Schwarz-Rot bedroht die soziale Infrastruktur in Berlin mit einer 
neuen Abbruchkante nach Ablauf der nächsten Haushaltsperiode. 
Wir brauchen einen Kassensturz direkt nach der Wahl.

Neue, soziale Mehrheiten in Berlin müssen schnellstmöglich eine 
Strategie zur kurz- und mittelfristigen Sicherung und Entwicklung 
der sozialen Infrastruktur in Berlin etablieren und mit der Stadtge-
sellschaft verabreden. Politische Alternativen brauchen eine finan-
zielle Grundlage, die mindestens über eine Wahlperiode trägt.

Die Berliner Haushaltssituation ist auch Ausdruck eines ungerechten 
Steuersystems. Wir als Linke stehen für ein gerechtes Steuersys-
tem, das hohe Einkommen und Vermögen stärker heranzieht und 
öffentliche Aufgaben verlässlich finanziert. Auch die Schuldenbrem-
se bleibt ein Hindernis für öffentliche Investitionen. Gerade eine 
Vermögensteuer könnte auch für den Landeshaushalt Mehreinnah-
men in Milliardenhöhe bringen. Dieser Rahmen kann allerdings auf 
Landesebene allein nicht gesprengt werden. Diese Entscheidungen 
werden wir auf Bundesebene erkämpfen. Und es ist wichtig, dass 
auch das Land Berlin für eine solche Veränderung eintritt.

Aber auch auf Berliner Ebene wollen wir uns in der derzeit schwieri-
gen finanziellen Situation der Verantwortung stellen, eine Strategie 
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zu entwickeln, die die soziale Infrastruktur sichert und Zukunftsin-
vestitionen finanziert. Die erratische und verantwortungslose Politik 
von Schwarz-Rot hat eine linke Perspektive für einen mittelfristig 
ausgeglichenen Landeshaushalt erschwert – aber nicht verunmög-
licht. Wir wollen uns auf den Weg machen, mittelfristig die Einnah-
men und Ausgaben wieder in Deckung zu bringen, ohne die Ausga-
ben insgesamt reduzieren zu müssen.

Ein solcher Weg muss den Ausgabenanstieg begrenzen und er kann 
auf eine stabile Einnahmenentwicklung setzen.

Wirtschaftliche Entwicklung liefert Basis für Einnahmenent-
wicklung

Über die Krisen der vergangenen Jahre hinweg kann Berlin auf ein 
Wirtschaftswachstum verweisen, das stabil über den Bundeswerten 
liegt. Berlin ist nicht nur erheblich besser durch die Corona-Krise 
gekommen ist als alle anderen Bundesländer. Es ist auch nach 2020 
wirtschaftlich am stärksten gewachsen und knüpft damit an die 
gute Entwicklung in den Jahren vor der Corona-Krise an. Die Bran-
chen, die am meisten zu dieser positiven Entwicklung beigetragen 
haben, sind Gastgewerbe, Information und Kommunikation, die seit 
2020 um fast 30 Prozent gewachsen sind. Diese Entwicklung gab 
es so in keinem anderen Bundesland. Auch die Produktivität pro 
Kopf hat in keinem anderen Bundesland so sehr zugenommen wie in 
Berlin.

Dabei hat Berlin in den vergangenen Jahren davon profitiert, dass 
Weltmarktentwicklungen nicht in gleicher Weise durchschlugen wie 
in den deutschen Industrieregionen.

Damit unterscheidet sich die Situation grundlegend von der Haus-
haltsnotlage der 2000er-Jahre. Damals hatte es die Stadt mit einer 
jahrelangen wirtschaftlichen Stagnation zu tun.

Heute kann aus einem stabilen Wirtschaftswachstum eine Einnah-
menentwicklung für den Landeshaushalt abgeleitet werden, die als 
Basis für eine haushaltspolitische Strategie tragfähig ist.
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Die soziale Stadt sichern: Einnahmemöglichkeiten erweitern, 
Anstieg der Ausgaben begrenzen, Zukunftsinvestitionen täti-
gen

Unsere Haushaltsstrategie setzt darauf, die soziale Infrastruktur zu 
sichern und Zukunftsinvestitionen zu ermöglichen. Ausgehend von 
der Prognose stabil steigender Einnahmen, durch die aktive Akquisi-
tion weiterer Einnahmequellen sowie eine Begrenzung des Anstiegs 
der Ausgaben, kann das strukturelle Haushaltsdefizit mittelfristig 
aufgelöst werden. Das ermöglicht ein stabiles, dauerhaftes Finan-
zierungsniveau für die zentralen Bereiche des Haushalts. Diese 
Konsolidierungsstrategie sichert die soziale Stadt langfristig ab, 
schafft Resilienz gegen Krisen, ermöglicht dringend notwendige Zu-
kunftsinvestitionen und ist damit das genaue Gegenteil der Austeri-
tätsaufwallungen und der Kürzungspolitik von Schwarz-Rot!

Wir wollen Effektivitätspotenziale etwa von Verwaltungsreform und 
Digitalisierung aber auch von Entbürokratisierungen bei der Vergabe 
von Zuwendungen heben und die Kosten für die soziale Infrastruk-
tur und die Transferausgaben berechenbar halten. Dafür wollen wir 
Kreditspielräume nutzen, die Konjunkturkomponente rechtlich neu 
definieren und nach dem Vorbild anderer Bundesländer Tilgungs-
zeiträume strecken.

Wir wollen alle Möglichkeiten der Kreditaufnahme nutzen und alle 
Reserven zur Finanzierung dieses Anpassungskurses ausschöpfen. 
Die rechtlichen Möglichkeiten für die Aufnahme von Krediten etwa 
durch die Berechnung des Konjunkturausgleiches müssen nach 
Möglichkeit ausgeweitet und Tilgungszeiträume gestreckt werden. 
Einnahmenpotenziale wollen wir konsequent heben. Dies alles zu-
sammen kann – in begrenztem Umfang – auch Spielräume für politi-
sche Schwerpunktsetzungen schaffen.

Wir wissen: Das erfordert auch eine Prioritätensetzung. Nicht jede 
gute Idee und nicht jede sinnvolle Verbesserung wird jetzt umsetz-
bar sein, wenn wir das Ziel einer mittelfristigen Sicherung der sozia-
len Infrastruktur nicht gefährden wollen. Dabei wollen wir uns nicht 
die Debatten um politische Alternativen versagen. Aber wir wissen, 
dass die Umsetzung solcher Alternativen immer auch eine Finanzie-
rungsgrundlage braucht.
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Ehrlichkeit, Verlässlichkeit

Uns geht es um Ehrlichkeit in Bezug auf die begrenzten Spielräume. 
Das ist die Voraussetzung für Verlässlichkeit im Hinblick darauf, wie 
die soziale Infrastruktur durch die Krise kommen soll. Statt der erleb-
ten Politik der Verunsicherung und der Ad-hoc-Entscheidung wollen 
wir die Akteure der sozialen Infrastruktur einbeziehen und ihnen 
mittelfristige Planungssicherheit gewähren.

Klarer sozialer Fokus statt Prestigeprojekte und Wolkenku-
ckucksheim

Gleichzeitig bleibt unser Fokus auch in einer Haushaltskrise auf den 
sozialen Zusammenhalt gerichtet. Es geht darum, die soziale Infra-
struktur, die Fähigkeit zur Daseinsvorsorge zu sichern und Zukunfts-
investitionen zu ermöglichen. Es geht um das soziale und vielfältige 
Berlin. Luftschlössern, Großprojekten, Prestigeprojekten erteilen wir 
eine Absage. Wir glauben nicht an das Märchen, dass Großprojekte 
wie eine Olympiabewerbung die Berliner Probleme lösen. Wir wollen 
nicht unsere knappen Ressourcen in teure Projekte stecken in der 
vagen Hoffnung auf Mittel von außen, die dann kämen. Es geht um 
harte Arbeit für Berlin und nicht um das Sonnen im Rampenlicht.

Investitionsoffensive trotz Schuldenbremse

Egal ob Brücken, Kitas, Krankenhäuser, soziale Einrichtungen oder 
Schulen – Berlin braucht dringend Investitionen! Die Schuldenbremse 
erweist sich immer noch als Investitionsbremse.

Der Bund hat angekündigt, die Schuldenbremse reformieren zu wol-
len; wir stehen gerne mit Rat und Tat zur Seite und gemeinsam mit 
Verbündeten in anderen Ländern und Kommunen kämpfen wir weiter 
für die vollständige Abschaffung.

Deshalb bekommen die Landesunternehmen hier immer größere Be-
deutung. Wir wollen das ausweiten, über Transaktionskredite, die wir 
den Landesunternehmen zur Verfügung stellen und weitere Modelle. 
Damit zielgerichtet und effektiv investiert wird, brauchen wir eine 
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abgestimmte Investitionsstrategie für Investitionen aus dem Landes-
haushalt, über das Sondervermögen des Bundes und die Landes-
unternehmen.

Berlin hat einen großen Investitionsbedarf in die Infrastruktur und 
den klimagerechten Umbau der Stadt.

Verstärkte Investitionen in die Bereiche Klimaschutz, Mobilität und 
soziale Infrastruktur sind angesichts von Klimakrise und Armut 
notwendig. Sie bieten gleichzeitig die Chance für eine verbesserte 
öffentliche Daseinsvorsorge und schaffen regionale Wertschöpfung 
und Arbeitsplätze.

Ein Schwerpunkt liegt hier auf den landeseigenen Unternehmen. Das 
öffentliche Strom- und Fernwärmenetz, unsere Wasserbetriebe, die 
Wohnungsbauunternehmen, die Berliner Bäder, die BVG und viele 
weitere landeseigene Unternehmen müssen auf kommende Heraus-
forderungen vorbereitet werden. Aber auch soziale Einrichtungen 
und Trägern benötigen Unterstützung für Umbauinvestitionen.

Wir haben dabei immer die Auswirkungen auf die Berlinerinnen und 
Berliner im Blick. Die öffentliche Finanzierung von Umbauinvestitio-
nen soll verhindern, dass die Lasten allein von den Kundinnen und 
Kunden getragen werden.

Unser Fokus liegt darauf, dass die Einwohner*innen und Kund*in-
nen sozialverträgliche Preise bei den landeseigenen Unternehmen 
zahlen.

Kluge Investitionen

Die Mittel aus dem Sondervermögen des Bundes dürfen daher nicht 
versanden. Die zusammenhanglose Belegung mit kurzfristigen Ein-
zelmaßnahmen muss korrigiert werden. Wir führen eine zielgerichte-
te Maßnahmenauswahl durch, um eine effiziente Nutzung der Mittel 
für die soziale und ökologische Infrastruktur sicherzustellen. Dazu 
gehört selbstverständlich eine gesamtstädtische Prioritätensetzung. 
Die Bezirke erhalten von uns einen größeren Anteil aus dem Sonder-
vermögen des Bundes. Wir planen vorausschauend und verhindern 



78

den Verfall von Mitteln, indem wir ein regelmäßiges Monitoring star-
ten, das langfristig nötige Investitionen erkennt und in der Investi-
tionsplanung einpreist. Durch Maßnahmen im Bereich Klimaschutz, 
Mobilität und Energieeffizienz können mittelfristig Kosten gesenkt 
werden. Dafür werden alle vorhandenen EU- und Bundesprogramme 
genutzt und deren Kofinanzierung sichergestellt – kein Fördergeld 
darf verloren gehen!

Gerade angesichts der immensen Baukostensteigerung müssen wir 
auf die Effektivität der Investitionen achten, wenn der Zuwachs an 
Investitionsmitteln nicht direkt durch die Kostensteigerungen aufge-
fressen werden soll. Solche Gegenstrategien funktionieren nur oder 
jedenfalls besser, wenn die Investitionen von Landesunternehmen 
und -verwaltungen gebündelt betrachtet werden. Eine vernünftige, 
die einzelnen Akteure koordinierende, mittelfristig ausgerichtete In-
vestitionsstrategie, die sich um die Effektivität dieser Investitionen 
kümmert, gibt es derzeit nicht.

Wir schlagen daher den Aufbau einer landeseigenen Agentur Strate-
gische Investitionen vor. Sie soll im Hinblick auf die Landesunterneh-
men das Land als Eigentümer dabei unterstützen, eine Koordinierung 
von Investitionsstrategien im Sinne des Landesinteresses durchzu-
setzen und nachzuhalten.

Öffentliche Unternehmen als Transformationspartner

Die Berliner Landesunternehmen übernehmen große Aufgaben der 
Daseinsvorsorge und der Bereitstellung der öffentlichen Infrastruk-
tur. Wir wollen sie als Teil der öffentlichen Ökonomie stärken, wei-
terentwickeln und mit einer Privatisierungsbremse davor schützen, 
veräußert zu werden.

Starke Schultern müssen mehr tragen, damit Berlin ein Zuhause 
für alle ist.

Berlin muss endlich seine Einnahmepotenziale nutzen. Reichtum 
muss stärker zur Finanzierung des Gemeinwohls beitragen. Steue-
rungsmöglichkeiten auf Landesebene sind begrenzt; werden diese 
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konsequent genutzt, liegt aber ein zusätzliches Einnahmenpotenzial 
in dreistelliger Millionen-Euro-Höhe vor.

Wir fordern eine Steigerung der Grunderwerbsteuer von aktuell 6,0 
Prozent auf 8,0 Prozent, mindestens aber auf das Brandenburger 
Niveau von 6,5 Prozent.

Wir werden uns gegenüber dem Bund dafür einsetzen, dass die Län-
der den gesetzliche Spielraum erhalten, den Steuersatz zu differen-
zieren, damit z. B. Grundstückserwerbe für sozialen Wohnungsbau 
oder auch für selbst genutztes Wohneigentum unterhalb des Luxus-
segments von einer solchen zusätzlichen Belastung ausgenommen 
werden können.

Dazu gehört aber auch, auf Bundesebene auf eine Überarbeitung 
der Grunderwerbsteuer zu drängen, mit der Umgehungen wie durch 
Share Deals nicht mehr möglich sind.

Die Gewerbesteuer in Berlin wurde seit 1999 nicht mehr angepasst. 
Wir werden eine Erhöhung auf den Potsdamer Hebesatz von 470 
Basispunkten prüfen. Dabei muss insbesondere die Belastung von 
kleineren und mittleren Unternehmen, die unter steigenden Gewer-
bemieten leiden, vertretbar bleiben.

Einen besonderen Fokus legen wir auf die Besteuerung von Villen 
und Luxusimmobilien: Wir wollen Wege finden, um die Käufer*innen 
und Besitzer*innen von Villen und Luxuslofts ab einem Verkaufswert 
von 4 Millionen Euro stärker an der Bewältigung der Haushaltskrise 
zu beteiligen. Um Spekulation mit Grundstücken entgegenzutreten 
und den Wohnungsbau zu fördern, wird die Erhebung einer Grund-
steuer C geprüft. Weitere Einnahmensteigerungen nehmen wir in 
den Blick: etwa durch eine Erhöhung der Zweitwohnungsteuer oder 
der Parkgebühren.

Bei der Durchsetzung von geltendem Steuerrecht stehen die Finanz-
ämter in besonderer Verantwortung. Sie sollen daher personell und 
technisch bestmöglich ausgestattet werden, um Steuerflucht und 
Steuervermeidung von großen Unternehmen und vermögenden Pri-
vatpersonen zu unterbinden. Wir wollen eine Personaloffensive mit 
dem Ziel, zusätzlich zur bestehenden Personalplanung pro Jahr 100 



80

zusätzliche neue Steuerprüfer*innen in Ausbildung zu bringen. Dafür 
wollen wir die Ausbildung durch Anwärtersonderzuschläge attrak-
tiver machen und prüfen, ob durch eine neue Organisationsstruktur 
und ein neues Qualifizierungskonzept mit Möglichkeiten für einen 
Quereinstieg und gezielte Weiterqualifizierung von Bediensteten im 
mittleren Dienst (Regelaufsteig oder Praxisaufstieg) neue Potenziale 
erschlossen werden können. Zusätzlich wollen wir erreichen, dass 
die Ausbildung durch von den Landeseigenen Wohnungsunter-
nehmen bereitgestellte Auszubildenden-Wohnungen mit günstigem 
Wohnraum attraktiver wird. Die in der kommenden Legislaturperio-
de anstehende Neuverhandlung der Kooperationsvereinbarung mit 
dem Land Brandenburg zu Ausbildungskapazitäten wollen wir dafür 
nutzen, die Ausbildungskapazitäten deutlich zu erhöhen und die 
Ausbildungsattraktivität zu steigern, wozu auch ein Berliner Außen-
standort der Fachhochschule für Finanzen des Landes Brandenburg 
beitragen könnte.

Auf Bundesebene werden wir Initiativen zur Wiedereinführung der 
Vermögensteuer und für eine Reform der Gemeinschaftsteuern 
starten. Sofern der Bund bei der Vermögensteuer weiter blockiert, 
werden wir eine Einführung durch die Bundesländer rechtlich prüfen 
und vorantreiben.

Dem Land Berlin entsteht durch Finanz- und Wirtschaftskriminali-
tät, z. B. Geldwäsche, Schwarzarbeit oder Finanzmarktbetrügereien, 
wie wir sie bei Cum-Ex oder Cum-Cum erlebt haben, jedes Jahr 
ein hoher finanzieller Schaden. Dieses Geld fehlt an anderer Stelle 
schmerzlich, zudem entsteht für redlich agierende Unternehmen 
ein Wettbewerbsnachteil. Die Ermittlungs- und Strafverfolgungsbe-
hörden müssen hier bestmöglich aufgestellt werden, um dieser Form 
der Kriminalität aus der Szene der Vermögenden wirksam entgegen-
treten zu können. Wir setzen uns als Linke dafür ein, dass Berlin hier 
Vorreiter wird. Dazu soll ein Kompetenzzentrum aufgebaut werden, 
das mit Personal mit fachlicher Expertise und operativer Erfahrung 
besetzt wird, wobei das einzusetzende Personal neben mindestens 
20 Staatsanwält*innen im Rahmen einer Schwerpunktstaatsanwalt-
schaft aus mindestens 60 weiteren abgeordneten Ermittler*innen 
aus den drei Säulen Polizei, Zoll und Steuerfahndung bestehen soll. 
Alle Beteiligten sollen unter einem Dach und mit einheitlicher IT-In-
frastruktur arbeiten. Um den nachhaltigen Aufbau von Fachexpertise 
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zu ermöglichen, wollen wir interne Personalentwicklungskonzepte 
überprüfen und reformieren, sodass eine Fachkarriere möglich wird. 
Um den Erfolg des Kompetenzzentrums zu evaluieren, sollen die 
Statistiken überprüft und überarbeitet werden, um nicht nur for-
mal ermittelte Ansprüche, sondern reale Steuermehreinnahmen zu 
messen. Um die Wissensproduktion rund um diese Szene-Kriminali-
tät zu unterstützen, sollen an Berliner Hochschulen drei Lehrstühle 
für Finanz- und Wirtschaftskriminalität eingerichtet werden. Um den 
Austausch zwischen den Bundesländern zu verstärken, soll in Berlin 
zudem eine regelmäßige Konferenz (z. B. jährlich) stattfinden, die 
für die entsprechenden Stellen aus dem gesamten Bundesgebiet 
die Möglichkeit zum Austausch von Expert*innen- und Praxiswissen 
bietet.

Pakt mit den sozialen Trägern

Die soziale Infrastruktur ist durch die Sparpolitik des schwarz-roten 
Berliner Senats massiv unter Druck. Trotz der angespannten Haus-
haltslage setzen wir uns als Linke für eine langfristige und verläss-
liche Finanzierung der sozialen Infrastruktur ein. Daher wollen wir 
einen Pakt mit den sozialen Trägern und den Verbänden der Wohl-
fahrtspflege schließen, der das Finanzierungsniveau der sozialen 
Infrastruktur sichert. Der „Pakt mit den sozialen Trägern“ beschreibt 
eine verbindliche Zusammenarbeit zwischen dem Berliner Senat 
und den sozialen Trägern zur langfristigen Sicherung der sozialen 
Infrastruktur in der Stadt. Ziel ist es, durch verlässliche langfristige 
Finanzierung, sichere Tarifstandards für die Beschäftigten und den 
Abbau bürokratischer Hürden die Leistungsfähigkeit sozialer Ange-
bote dauerhaft zu gewährleisten. Damit Tarifanpassungen auch bei 
den Beschäftigten von sozialen Trägern ankommen, werden wir eine 
zentrale bedarfsdeckende Tarifmittelvorsorge einrichten.

Die frei-gemeinnützigen Angebote sind zusammen mit den kom-
munalen Angeboten das Rückgrat der sozialen Infrastruktur. Wir 
wollen den Zuwachs privatwirtschaftlicher gewinnorientierter An-
bieter im Bereich der sozialen Daseinsvorsorge stoppen. Mittel- bis 
langfristig ist es unser Ziel, die private Verwertungslogik zugunsten 
frei-gemeinnütziger und kommunaler Angebote zurückzudrängen. 
Das beinhaltet die Rekommunalisierung von Angeboten der sozialen 
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Daseinsvorsorge, wo dies sinnvoll ist, ebenso wie die Umsetzung in 
Form von Anstalten des öffentlichen Rechts unter Mitbestimmung 
von Beschäftigten und Nutzer*innen. Planungssicherheit und stabile 
Standards für die sozialen Träger sowie stabilisierende kommunale 
Angebote sind dafür die Voraussetzung.

Reform des Zuwendungsrechts

Wir reformieren zeitnah das Zuwendungsrecht, um die Verwaltung 
zu entlasten und bei den Trägern die administrativen Kosten spür-
bar zu senken. Diese Mittel sind in der Sozialen Arbeit besser auf-
gehoben. Wiederkehrende Bedarfe fördern wir langfristig, um den 
Verwaltungsaufwand weiter zu reduzieren. Wir entwickeln digitale 
Haushaltstools, auf die jede und jeder zugreifen kann. Transparenz 
und Kommunikation sind bei allen Vorhaben im Zuwendungsbereich 
das oberste Gebot: Wir nehmen alle mit, die sich für die soziale und 
ökologische Stadt engagieren!

Bodenspekulation entgegentreten – Privatisierung verhindern

Der Kapitalverwertungsdruck auf den Berliner Bodenmarkt ist nach 
wie vor enorm. Dabei ist Boden der Schlüssel zu einer nachhaltigen 
und sozialen Stadtentwicklung. Wir werden ihn daher als öffentliches 
Gut im Interesse des Allgemeinwohls reorganisieren. Es ist unser 
erklärtes Ziel, den öffentlichen Bestand an Boden zu sichern, zu ver-
mehren und unter demokratische Kontrolle zu stellen.

Wir wollen Privatisierungen von öffentlichem Grund und Boden 
verhindern. Wir haben aus den Fehlern der Vergangenheit gelernt. 
Mit einem Bodensicherungsgesetz werden wir die Flächen und 
Gebäude, die sich im Eigentum der Stadt und ihrer Unternehmen 
befinden, in ein öffentliches Kataster eintragen, ein grundsätzliches 
Veräußerungsverbot verhängen und die Zivilgesellschaft an politi-
schen Entscheidungen beteiligen, u. a. durch einen Bodenbeirat. Wir 
streben eine Privatisierungsbremse in der Berliner Verfassung an. Im 
Bundesrat werben wir für eine Stärkung des kommunalen Vorkaufs-
rechts. Neben dem weiteren Ankauf von Flächen soll auch die Ver-
gabe einer transparenten Strategie folgen. Für soziale Infrastruktur 
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sollen marktübliche Mieten oder Erbbaurechtzinsen nicht mehr maß-
geblich sein. Stattdessen soll der öffentliche Nutzen in die Rechnung 
mit einbezogen werden bzw. der mit der öffentlich gewollten Nut-
zung erzielbare Ertrag. So wird der Erbbaurechtzins für Genossen-
schaften und gemeinwohlorientierten Wohnungsbau gesenkt, um 
tragbare Miethöhen zu garantieren.
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05 Wirtschaft
Wir wollen eine Wirtschaft, die den Menschen nützt und in der Breite 
für Wohlstand und ein gutes Leben sorgt und die Umwelt nicht zer-
stört. Auch wenn das gegenwärtige Wirtschaftssystem für uns nicht 
das Ende der Geschichte ist, werden wir in Berlin für eine stabile 
wirtschaftliche Entwicklung sorgen. Für uns gehören sichere Arbeits-
plätze mit dem Ziel der Vollbeschäftigung, die sozial-ökologische 
Transformation der Produktion und die Demokratisierung des Wirt-
schaftslebens zusammen. Eine Metropole wie Berlin braucht eine 
starke Industrie, ein funktionierendes Handwerk, innovative Produk-
te und eine enge Kooperation von Unternehmen und Gewerkschaf-
ten, Politik und Hochschulen.

Wirtschaftliche Situation und Perspektive

Die Berliner Wirtschaft ist in den vergangenen zehn Jahren gewach-
sen. Berlin boomt – aber nur für einige. Während viele Reiche und 
Investor*innen profitieren, wird die soziale Spaltung in unserer Stadt 
vertieft. Wir erleben kein Wirtschaftswachstum, das in der Breite für 
Einkommen und Wohlstand sorgt. Diese Situation wird verschärft 
durch die Folgen der Corona-Pandemie, den Krieg in der Ukraine, 
Unsicherheiten bei den Lieferketten und Energiepreisen, die US-Zoll-
politik und die Herausforderungen der notwendigen Transformation.

Wir wollen eine wirtschaftliche Entwicklung, die auch bei den Men-
schen in der Stadt ankommt. Durch sichere Jobs mit guten Arbeits-
bedingungen und anständiger Bezahlung. Wir sehen die Digitali-
sierung, Transformation und Dekarbonisierung als Chance für die 
Berliner Wirtschaft. Mit ihrer Innovationskraft, ihrer einzigartigen 
Hochschullandschaft und lebendigen Digitalwirtschaft hat unse-
re Stadt gute Voraussetzungen für eine gute wirtschaftliche und 
soziale Zukunft. Kreislaufwirtschaft und solidarische Ökonomie sind 
Konzepte, mit denen wir das Wohl der Menschen und der Umwelt 
wieder stärker in den Mittelpunkt des Wirtschaftens rücken können. 
Berlin hat große Chancen in den Zukunftsbranchen der Informations- 
und Kommunikationstechnik, der Digital- und Kreativwirtschaft, der 
Gesundheitswirtschaft und der Energie- und Verkehrsindustrie. Wir 
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wollen dabei eine sozial und ökologisch gerechte Transformation or-
ganisieren: Arbeitsplätze müssen erhalten und die Beschäftigten für 
den Wandel qualifiziert werden. Die Veränderungen dürfen nicht auf 
Kosten der Beschäftigten und ihrer Arbeitsplätze erfolgen und eine 
Deindustrialisierung muss verhindert werden. Damit die wirtschaft-
liche Entwicklung auch bei den Beschäftigten ankommt, wollen wir 
den Rückgang der Tarifbindung korrigieren. Nur noch 45 Prozent 
der Beschäftigten in Berlin arbeiten in Betrieben mit Tarifbindung. 
Das ist weniger als im Bundesgebiet. Um diesen negativen Trend 
zu stoppen, wollen wir Forderungen des DGB unterstützen, mit den 
Verbänden der Arbeitgeber sprechen und über den Bundesrat ver-
suchen, sogenannte „OT-Verbände“ (das sind Arbeitgeberverbände, 
die explizit Unternehmen ohne Tarifverträge schützen sollen) abzu-
schaffen. Außerdem wollen wir die Innungen im Handwerk verpflich-
ten, Tarifverhandlungen zu führen.

Wir wollen keine wirtschaftliche Entwicklung wie in London, in der 
FinTech-Banker*innen und Start-up-Unternehmer*innen Milliarden 
machen und sich die Stadt kaufen, während die normal arbeitenden 
Menschen keine vernünftige Arbeit mehr finden und als Kurier*innen 
nur Pizza und Einkäufe liefern dürfen. Wir werden Wertschöpfung in 
der Stadt halten und ausbauen. Gerade in den neuen und digitalen 
Branchen entstehen neben gut bezahlten Arbeitsplätzen für Tech-
Worker auch neue Arbeitsformen, die leider viel zu oft unsicher und 
schlecht abgesichert sind. Wir müssen die digitale Spaltung der 
Arbeitswelt vermeiden. Wir müssen deshalb dafür sorgen, dass in-
novative Ideen und Produkte auch hier in unserer Region umgesetzt 
und produziert werden. Dafür müssen unsere Betriebe und Unter-
nehmen dazu in der Lage sein, sich Veränderungen anzupassen, die 
Möglichkeiten der Digitalisierung sinnvoll nutzen und nicht zuletzt 
ihre Leute qualifizieren.

Damit die Transformation gelingt, sind massive Investitionen nö-
tig – in die Infrastruktur, in die Betriebe und in die Menschen. Damit 
auch die öffentliche Hand ausreichend investieren kann, muss die 
Schuldenbremse weitreichend reformiert werden, damit Länder 
und Kommunen mehr Spielraum für Investitionen bekommen. Dass 
die Bundesregierung die Schuldenbremse allein für die Aufrüstung 
aufgehoben hat, halten wir für falsch und das 500-Milliarden-Son-
dervermögen des Bundes ist längst nicht ausreichend. Das Sonder-
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vermögen gibt uns aber als Bundesland einige Möglichkeiten. Wir 
wollen dafür sorgen, dass mit den Mitteln von 5 Milliarden Euro für 
Berlin auch gezielt die sozial-ökologische Innovation und Transfor-
mation in Berliner Unternehmen und ausschließlich rein zivile Ziele 
gefördert werden.

Gezielte Wirtschaftsförderung

Wir werden die Berliner Wirtschaftspolitik an strategischen Zielen 
und mit Blick auf die Interessen der Menschen neu aufstellen und die 
Förderpolitik konsequent danach ausrichten. Die bisherige Förder-
politik des Senats ist der Größe und Breite der Herausforderungen 
nicht gewachsen.

Die gemeinsame Innovationsstrategie mit Brandenburg wollen wir so 
weiterentwickeln, dass sie die spezifischen Stärken, Potenziale und 
Bedürfnisse beider Länder tatsächlich zusammenbringt und gemein-
sam auf die Zukunft ausrichtet.

Angesichts der schwierigen Haushaltslage werden wir die Förde-
rung strikt an Bedingungen knüpfen: Wir haben im Neustartpro-
gramm erstmals eine Tariftreueklausel eingefügt und werden Tarif-
bindung, ökologische Zukunftsfähigkeit und Beschäftigungsaufbau 
und -sicherung in den Konditionen weiter stärken.

Wir wollen neue wirtschaftliche Aktivitäten erreichen, anstatt Mit-
nahmeeffekte zuzulassen. Wir werden in einem Bericht transparent 
machen, welche Unternehmensgrößen und Wirtschaftssektoren 
letztlich von der Förderung profitiert haben, produktiver, nachhal-
tiger, gerechter oder demokratischer geworden sind. Wir werden 
sicherstellen, dass auch kleinere Unternehmen stärker von der Wirt-
schaftsförderung profitieren, gezielt über Förderangebote informiert 
werden und diese einfacher abrufen können, damit nicht vor allem 
große Unternehmen mit spezialisierten Antragsberater*innen zum 
Zuge kommen. Wir werden den von der Koalition eingestellten Coa-
ching-Bonus für Gründer*innen wieder einsetzen und den Zugang zu 
Krediten für Gründungen fördern: Sei es für Deep-Tech-Start-ups, 
für den Gründer eines Gemüseladens oder die Gründerin einer Fahr-
radwerkstatt. 
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Die Kreativwirtschaft spielt für Berlin eine nicht nur identitätsstif-
tende, sondern geradezu systemrelevante Rolle für die gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung. Es war richtig, dass das Land Berlin in der 
Corona-Zeit unter linker Führung allein und mutig gehandelt hat, um 
deren Fortbestand zu sichern. Die Kultur-Senator*innen der CDU 
und die Politik des Bürgermeisters Kai Wegner legen aber die Axt an 
unsere Kreativszene.

Wir werden auch die gezielte Unterstützung der migrantischen 
Ökonomie wieder aufnehmen. Sie bietet großes Potenzial für die di-
versifizierte Entwicklung der Berliner Wirtschaft. Dasselbe gilt für die 
Förderungen von Frauen im Handwerk, von Gründer*innen und von 
Frauen in Führungspositionen.

Sowohl im Rahmen seiner Wirtschaftsförderung als auch bei der 
Beschaffung wird das Land Berlin einen größeren Schwerpunkt auf 
Aspekte der globalen Gerechtigkeit legen. Dazu gehört gezielte Ent-
wicklungszusammenarbeit auf Augenhöhe, statt hierarchische Ent-
wicklungszusammenarbeit voranzubringen. Menschenrechts- und 
Umweltstandards müssen in Produktions- und Lieferketten sowie in 
Beschaffungsrichtlinien abgesichert werden.

Öffentliche Vergabe

Wir wollen die öffentliche Auftragsvergabe entbürokratisieren und 
weiter digitalisieren, damit sich Unternehmen einfacher bewerben 
können. So sollen auch kleinere Unternehmen bessere Chancen 
bekommen. Die öffentliche Vergabe soll stärker als Instrument der 
lokalen Wirtschaftsförderung verwendet werden.

Damit Unternehmen nicht für jeden neuen Auftrag umfangreiche 
Formulare ausfüllen müssen, wollen wir Positivlisten und Zertifizie-
rungen einführen. In diese Listen werden Unternehmen aufgenom-
men, die tarifgebunden sind und verschiedene andere Vergabekri-
terien erfüllen. Diese Unternehmen müssen bei der Bewerbung um 
einen öffentlichen Auftrag dann keine Angaben mehr zur Einhaltung 
der Kriterien machen. Wir wollen in Zusammenarbeit mit den Kam-
mern ein Unterstützungsangebot schaffen, das kleineren Berliner 
Unternehmen hilft, die Zertifikate zu erhalten, um ihnen den Zugang 
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zu öffentlichen Ausschreibungen stark zu erleichtern. Neben den 
bereits existierenden sozial-ökologischen Vergabekriterien sollen 
Unternehmen der Gemeinwohlökonomie besonders berücksichtigt 
werden. Außerdem Unternehmen, die mit Open Source arbeiten und 
die digitale Souveränität stärken. 

(siehe auch-> „Vergabe“ in Kapitel „06 Arbeit“ auf Seite 99)

Fachkräfte und gute Aus- und Weiterbildung für Berlin

Der Mangel an Arbeits- und Fachkräften ist in allen Wirtschafts-
sektoren zu einem der Hauptprobleme geworden. Er wird in Berlin 
dadurch verschärft, dass Menschen nicht herziehen können, weil 
sie keine bezahlbare Wohnung finden. Wir werden mit einer neuen 
Wohnungspolitik nicht nur die Probleme für die Menschen in Berlin, 
sondern auch ein Problem für den Wirtschaftsstandort angehen.

Fachkräfte müssen in Zukunft mehr in Berlin gefördert werden, an-
statt gut ausgebildete Menschen nur aus anderen Regionen abzu-
werben. Immer noch verlassen in Berlin zu viele junge Menschen die 
Schulen ohne Aussicht auf einen Ausbildungsplatz. Vor allem große 
Betriebe machen sich hier einen schlanken Fuß und bilden zu we-
nig aus. Dasselbe gilt für die öffentliche Verwaltung, die Senatsver-
waltungen und Bezirksämter. Die schon jetzt großen Leistungen des 
Handwerks in diesem Bereich wollen wir durch stärkere Förderung 
von Ausbildungsverbünden unterstützen.

Unternehmen, die ausbilden, wollen wir mit der Ausbildungsplatz-
umlage spürbar von den Ausbildungskosten entlasten. Zur Wahrheit 
gehört aber auch, dass viele Berufsbilder zu lange nicht an die Ent-
wicklungen angepasst wurden. Spezialisierungstendenzen erfordern 
neue Formen von Ausbildungsverbünden.

Flächen- und Mietenpolitik für Gewerbe

Die Verfügbarkeit von bezahlbaren Gewerbeflächen ist eine wichtige 
Voraussetzung für die weitere wirtschaftliche Entwicklung der Stadt. 
Für viele kleine und mittlere Unternehmen (KMU), gerade aus dem 
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Handwerk, dem produktionsnahen Dienstleistungsgewerbe oder der 
sozialen Ökonomie wird es angesichts steigender Gewerbemieten 
immer schwieriger, ihren Betriebsstandort zu halten. Für viele Be-
triebe ist es aufgrund des Flächenmangels praktisch unmöglich, sich 
weiterzuentwickeln oder zu wachsen.

Wir wollen die Schaffung neuer Gewerbehöfe voranbringen. Gemein-
sam mit der Handwerkskammer und anderen Akteuren sollen auch 
neue Ansätze, etwa genossenschaftliche Gewerbehöfe, unterstützt 
werden. Damit wollen wir im Unterschied zur Koalition aber nicht das 
Konzept der landeseigenen Gewerbehöfe beerdigen, sondern die 
Landesgesellschaft WISTA als Standortentwicklerin mit zusätzlichem 
Kapital ausstatten, um nach dem Pilotprojekt in Lichtenberg mehr 
Gewerbehöfe 2.0 in Berlin zu schaffen. Wir werden in der nächsten 
Legislaturperiode mehrere weitere Gewerbehöfe errichten und dabei 
insbesondere weibliche Gründerinnen, das Handwerk, die migranti-
sche Ökonomie und gemeinwohlorientierte Betriebe stärker und über 
längere Zeiträume mit günstigen Gewerberäumen fördern.

Wir setzen uns zudem dafür ein, die 2020 gegründete Berliner Bo-
denfonds GmbH zu stärken und den Ankaufsfonds aufzustocken, um 
in der wachsenden Stadt strategische Immobilien- und Grundstücks-
ankäufe vornehmen und Grundstücksreserven anlegen zu können. 
So erworbene Liegenschaften können auch genutzt werden, um sie 
für strategische Ansiedlungen und für von Verdrängung bedrohtes 
Gewerbe über Erbbaurechtsverträge mit tragbaren Konditionen zur 
Verfügung zu stellen.

Die rasant steigenden Gewerbemieten und das Fehlen eines schüt-
zenden Gewerbemietrechts sind ein wachsendes Problem, vor allem 
für kiezgebundene kleinere Geschäfte und die soziokulturelle Infra-
struktur in unserer Stadt. Die Gewerbemieten in Berlin steigen seit 
2012 um durchschnittlich 9 Prozent pro Jahr. Immer mehr Läden, 
insbesondere Gastronomie und Einzelhandel, aber auch Kitas und 
andere Einrichtungen, sind dadurch von Verdrängung bedroht. Wir 
werden über den Bundesrat eine dauerhafte Begrenzung der Gewer-
bemieten per Gesetz vorschlagen. Dazu gehört auch ein mehrjäh-
riges Mieten-Moratorium per Gesetz. Auch bei Gewerbeimmobilien 
muss es ein Verbot von Leerstand geben, um Spekulation zu unter-
binden.
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Handwerk und Handel

Die Bedarfe des Handwerks müssen im Wirtschaftsverkehrskonzept 
stärker berücksichtigt werden. Handwerker*innen und auch Pflege-
dienste müssen Lieferzonen nutzen können und besondere Park-
möglichkeiten erhalten, damit sie Kund*innen erreichen und arbeiten 
können. Eine engere Zusammenarbeit mit dem Handwerk und spe-
ziell der Handwerkskammer ist ein Schwerpunkt unserer Wirtschafts-
politik, sowohl beim Schutz gegen die ständig steigenden Gewerbe-
mieten als auch bei der Sicherung der Unternehmensnachfolge und 
der Stärkung der Ausbildungsverbünde im Handwerk.

Der Einzelhandel gehört zu den größten Arbeitgebern in Berlin. Die 
Unternehmen leiden massiv unter dem boomenden Online-Handel 
und der Entwicklung bei den Gewerbemieten. Während in begehrten 
Innenstadtlagen kleine Geschäfte verdrängt werden, veröden ande-
re Kieze, weil große Kaufhausstandorte und Geschäftsstraßen leer 
stehen.

Mehr denn je stellt sich die Frage nach einer strategischen Flächen-
steuerung durch die öffentliche Hand. Wir wollen, dass das Land 
Berlin prüft, ob und wie große leer stehende oder von Leerstand 
bedrohte Gewerbeobjekte und Einkaufszentren in Landesbesitz 
übernommen werden können, um sie gemeinwohlorientiert zu einem 
gesellschaftlichen Mittelpunkt des Quartiers zu entwickeln. So sollen 
Gewerberäume entstehen, die auch für kleinere Einzelhändler*innen 
attraktiv und bezahlbar sind. Durch die Verbindung mit sozialer Infra-
struktur und kulturellen und öffentlichen Einrichtungen wie Bibliothe-
ken und Kitas sollen attraktive und lebendige Kiezzentren entstehen.

Wir wollen Hybrid-Modelle im Einzelhandel stärken, damit kleine 
stationäre Händler*innen und größere Kaufhäuser mit reinen Online-
Anbietern konkurrieren können. Dafür müssen diese Unternehmen 
bei der Digitalisierung unterstützt werden. Mithilfe unabhängiger 
Plattformen soll auch kleineren Einzelhändler*innen Zugang zum 
Online-Handel zu fairen Bedingungen ermöglicht werden. Um die 
Händler*innen bei Logistik und Versand zu unterstützen und die 
Kieze vom Lieferverkehr zu entlasten, wollen wir Nah-Logistik-Zent-
ren und Abholservices fördern. Wir wollen uns im Bundesrat für eine 
Gesetzesinitiative nach französischem Vorbild einsetzen, mit der 
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gegen die Subventionierung von Paketlieferungen durch Händler wie 
Amazon und andere Dumpingangebote vorgegangen wird.

Industriepolitik

Wir wollen die Berliner Industrie zukunftsfest machen, sie erfolgreich 
transformieren und den Anteil der Industrie an der Wertschöpfung 
in Berlin erhöhen. Eine stabile Industrie sichert gute, tarifgebundene 
Arbeitsplätze, auch bei Zulieferern und industrienahen Dienstleis-
tern. Sie ist Voraussetzung für eine gesunde wirtschaftliche Entwick-
lung und den erfolgreichen klimaneutralen Umbau der Produktion.

Der Umbau der europäischen Industrie muss finanziell und ord-
nungspolitisch staatlich begleitet werden. Notwendig ist eine euro-
päische Antwort auf den Industry Recovery Act (IRA) in den USA. 
Nur mit massivem finanziellem Einsatz kann Europa zum Vorreiter für 
die smarte Transformation werden.

Energiekrise, Lieferkettenprobleme und Digitalisierung setzen die In-
dustrie unter Transformationsdruck. Wir sehen diese Veränderungen 
nicht nur als Gefahr, sondern auch als Chance. Wir wollen die Region 
zum Vorreiter CO2-neutraler Produktion entwickeln und so neue Ent-
wicklungspotenziale erschließen. Kurzfristig müssen die Unterneh-
men aber auch befähigt werden, angesichts der Energiepreise die 
Produktion aufrechtzuerhalten. Der ab 2027 beantragbare Industrie-
strompreis enthält die Konditionalität, mindestens 50 Prozent der 
Fördersumme in erneuerbare Energien oder eine bessere Energie-
effizienz zu investieren. Wir setzen uns für geeignete Maßnahmen 
für KMU ein, wie z. B. Unterstützung bei der Beantragung durch die 
Wirtschaftsförderung oder einen Fonds für CO2-reduzierende In-
vestitionen.

Berlins Stärke ist seine riesige Forschungs- und Hochschulland-
schaft und lebhafte Start-up-Szene. Diese Vorteile müssen wir 
für die bestehenden Industrieunternehmen der Stadt noch bes-
ser erschließen. Damit innovative Ideen aus Berlin auch in Berlin 
produziert werden. Wir wollen, dass dazu Hochschulen, Indust-
rieunternehmen und IT-Dienstleister in Innovationsnetzwerken 
zusammengebracht werden. Die Zusammenarbeit soll durch For-
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schungskooperationen, Förderung von dualen Studiengängen und 
begleitete Abschlussarbeiten von Studierenden gefördert werden.

Gemeinsam mit den Unternehmen und den Gewerkschaften wollen 
wir dafür sorgen, dass innovative Produkte und Produktionslinien 
in Berlin angesiedelt werden, bspw. für Speichertechnologien. Im 
Batteriebereich kann es gelingen, neue Wertschöpfungsketten auf-
zubauen und mit einer Strategie für Herstellung, Second Life und 
Recycling einen Referenzraum für eine nachhaltig wirtschaftende 
Kreislaufwirtschaft zu etablieren.

Dafür ist eine Industriepolitik notwendig, die sich an den Heraus-
forderungen der bestehenden Betriebe ausrichtet und konkrete 
Lösungen für Innovation und zukünftige Entwicklung fördert. Des-
halb setzen wir uns dafür ein, dass das ReTra-Netz Berlin-Branden-
burg, das die Fahrzeug- und Zulieferindustrie bei der Transformation 
unterstützt, über 2026 hinaus fortbesteht. Dieses praxisorientierte 
Netzwerk unter direkter Einbindung von Sozialpartnern und Wirt-
schaftsförderung kann Vorbild für andere Branchen sein. Die 
Arbeit des Steuerungskreises Transformation der Berliner Industrie 
(SKIP) und die Projekte des Masterplans Industriestadt Berlin (MPI) 
müssen in diesem Sinne fortgesetzt und intensiviert werden. Dabei 
ist ein besonderer Schwerpunkt auf die Verbindung zur Forschungs- 
und Hochschullandschaft zu setzen. Die Kürzungen der Koalition 
für die Umsetzung der Maßnahmen aus dem Masterplan werden wir 
korrigieren.

Wir setzen uns für den Aufbau einer Berliner Industrie-Holding ein. 
Diese soll branchenrelevante Industrieunternehmen, die in die Krise 
geraten, durch den Erwerb von Landesbeteiligungen stützen und 
so Wertschöpfungsketten in Berlin schützen. Der Einfluss über die 
öffentliche Beteiligung soll auch genutzt werden, um die sozial-öko-
logische Transformation voranzutreiben.

Transformation und Dekarbonisierung

Es muss in den nächsten Jahren gelingen, Produktionsprozesse um-
zustellen und fossile Energieträger perspektivisch vollständig zu er-
setzen. Dieser Umbau zur Klimaneutralität verändert Finanzierungs-
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bedingungen, Lieferketten und Anforderungen an die Infrastruktur 
dramatisch.

Die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg hat hervorragende Vo-
raussetzungen für eine erfolgreiche Dekarbonisierung und schon 
heute einen hohen Anteil an erneuerbaren Energien. Brandenburg mit 
seinen großen umliegenden Flächen und dem Fokus auf nachhaltige 
Energieproduktion ist der perfekte Partner für die Berliner Industrie. 
Nachhaltige grüne Produktion ist in Berlin-Brandenburg möglich, wir 
werden die notwendigen Weichenstellungen vornehmen.

Die Transformation der Wirtschaft darf nicht auf Kosten von Be-
schäftigten und Arbeitsplätzen erfolgen. Mit ausreichend Qualifizie-
rung muss dafür gesorgt werden, dass die Beschäftigten an Bord 
bleiben und fit für die neuen Aufgaben gemacht werden. Wir wollen 
es mehr Unternehmen ermöglichen, ihre Beschäftigten zu quali-
fizieren, und Weiterbildungsverbünde unterstützen. Wir fördern die 
Bildung von Qualifikationslots*innen in den Betrieben, wie es sie in 
anderen Bundesländern schon gibt. Diese sollen aus der Belegschaft 
stammen, den Qualifizierungsbedarf ermitteln, bei der Erstellung 
der notwendigen Maßnahmen und der Beantragung der Förderung 
helfen und den Erfolg überprüfen.

Local Content und Reshoring

Engpässe bei wichtigen Medikamenten und Produktionsausfälle we-
gen Störungen in den globalen Lieferketten haben deutlich gemacht, 
welche Bedeutung lokale Produktion entlang der gesamten Wert-
schöpfungskette hat. Wir setzen uns deshalb für Local-Content-Re-
gelungen und die Rückholung (Reshoring) von ausgelagerter Produk-
tion ein. Die Auseinandersetzungen um das Stadler-Waggonwerk in 
Pankow haben gezeigt, dass öffentliche Aufträge nicht automatisch 
Arbeitsplätze sichern. Bei öffentlicher Vergabe und Beschaffung 
sollen deshalb neben Local Content auch Arbeitsplatzsicherheit und 
Standortzusagen in den Blick genommen werden. Beauftragungen 
und Förderungen für Investitionen müssen so weit wie möglich an 
Standortzusagen, mit Betriebsräten entwickelte Transformationsplä-
ne und konkrete Qualifizierungsvereinbarungen für die Beschäftigten 
geknüpft werden. Wir wollen darüber hinaus nach Wegen suchen, 
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Investitionsstreiks von Eigentümer*innen etwas entgegenzusetzen. 
Wir wollen in der Chemie wie auch in der Industrie Beschäftigung 
und Standorte sichern und parallel neue Wirtschaftszweige aufbau-
en, die aber nicht nur den Overhead in Berlin haben sollen, sondern 
auch vor Ort in der Region produzieren.

Digitalwirtschaft, KI, Digitalisierung

Die Digitalwirtschaft mit rund 100.000 Beschäftigten ist eine der 
wichtigsten Wachstumsbranchen in Berlin. Neugründungen und 
Tech-Unternehmen boomen. Wir wollen dafür sorgen, dass Start-
ups und Digitalunternehmen hier gute Bedingungen finden, um zu 
entstehen, zu wachsen und sich dauerhaft in Berlin niederzulassen. 
Entwicklungen und Anwendungen im Zusammenhang mit künst-
licher Intelligenz sollen besonders gefördert werden. Dabei soll ein 
Schwerpunkt auf praktischer Anwendung und der Kooperation mit 
bestehenden Berliner Unternehmen liegen. Ausgründungen aus den 
Berliner Hochschulen wollen wir weiter fördern. Dabei sollen neben 
profitorientierten Ansätzen auch Open-Source-Projekte und Platt-
formgenossenschaften gefördert werden.

Die Ausbeutung bei digitalen Vermittlungsdiensten („Plattformen“) 
ist skandalös. Laut Forschungen liegt der Mindeststundenlohn bei 
der Uber-Plattform bei ca. 16,00 Euro, während die Provision bis zu 
25 Prozent der Fahrt ausmacht, durchschnittlich auch ca. 16,00 Euro 
pro Stunde. Das heißt, so eine Plattform läuft bei ca. 100 Prozent 
Provisionsrate! Fahrer*innen könnten mehr und bis zum Doppelten 
verdienen, wenn ihnen die Plattform gehörte. Das wollen wir ermög-
lichen. Deshalb machen wir uns für den Aufbau alternativer Vermitt-
lungsplattformen stark.

Genauso wichtig ist es, bestehende Unternehmen bei der digitalen 
Transformation zu unterstützen. Der rot-rot-grüne Senat hat die 
Digitalagentur Berlin gegründet und das Förderprogramm Digitalprä-
mie aufgesetzt. Dass die CDU die Digitalprämie eingestellt hat, war 
ein Fehler. Gerade kleine und mittelständische Berliner Unternehmen 
brauchen Hilfe bei konkreten Digitalisierungsvorhaben. Mit der Digi-
talprämie wurden in kurzer Zeit 37 Millionen Euro verausgabt und fast 
900 Unternehmen erreicht. Die Soloselbstständigen, Kleinstunter-
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nehmen und Kleinunternehmen machten zusammen über 95 Prozent 
der geförderten Unternehmen aus. Wir werden die Digitalförderung 
wieder aufnehmen.

Die Digitalisierung begünstigt neue Beschäftigungsformen. Gerade in 
der IT-Branche und bei Start-ups entstehen viele neue Jobs. Leider 
herrschen gerade in diesen Bereichen oft unsichere Beschäftigungs-
bedingungen: Durch sogenanntes Click- und Gig-Working entsteht 
vermeintlich selbstständige Beschäftigung ohne soziale Absiche-
rung. Wir wollen uns gemeinsam mit den Gewerkschaften dafür 
einsetzen, dass auch in diesen Bereichen gute Arbeitsbedingungen 
erreicht werden können und Arbeitsschutzvorschriften eingehalten 
werden. Gegen den Bau neuer Rechenzentren, die enorme Kapazi-
täten im Stromnetz binden, aber nur wenige Arbeitsplätze schaf-
fen, prüfen wir ein Moratorium. Eine Aufweichung des Verbots der 
Sonntagsöffnung für den Einzelhandel insbesondere durch digitale 
Kleinstsupermärkte lehnen wir ab, die Zahl der verkaufsoffenen 
Sonntage wollen wir reduzieren.

Die Digitalisierung der Berliner Verwaltung wird von dem alten Senat 
gegen die Wand gefahren. Dabei liegen hier riesige Potenziale für 
eine schnellere und unbürokratischere Verwaltung für die Bürger*in-
nen wie auch für die Unternehmen. Nicht zuletzt wollen wir auch die 
digitalen Akteure in Berlin unterstützen, mit denen zusammen die 
Verwaltung neue Lösungen entwickeln könnte. Hier sollten Open-
Source-Anbieter und fähige Start-ups eine größere Rolle spielen. 
Wir wollen alle Betriebe dabei unterstützen und alle Behörden in 
Berlin bereit machen, durch kostenlose europäische Online-Dienste 
Zahlungen abzuwickeln, um eine Alternative zu US-amerikanischen 
Anbietern wie Visa, Mastercard, Apple Pay und Paypal aufzubauen. 
Noch ist es nicht zu spät, einen europäischen und wesentlich güns-
tigeren europäischen Online-Zahlungsdienst zu etablieren, der den 
Datenschutz verlässlich garantiert.

Messe und Tourismus

Der Tourismus ist für Berlin ein wichtiger Wirtschaftsfaktor, nicht nur 
weil Hotels und Gastronomie auf die Besucher*innen von außerhalb 
angewiesen sind. Der Tourismusboom ist auch mit negativen Be-
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gleiterscheinungen verbunden: Bier-Bikes und Reisebusse auf den 
Straßen, Rollkoffer und Partylärm, Verdrängung von Geschäften und 
Gewerbe in gewachsenen Kiezen durch auf den Tourismus ausge-
richtete gewerbliche Monostrukturen sowie Verlust von Wohnraum 
durch Anbieter wie Airbnb. Wir wollen deshalb eine nachhaltige und 
stadtverträgliche Weiterentwicklung hin zu einem sanften Touris-
mus.

Die Besucher*innen sollen gleichmäßiger über die Stadt verteilt wer-
den. Statt Hotelneubauten an den überlasteten Hotspots wollen wir 
ein Gesamtkonzept für die stadtweite Steuerung des Tourismus und 
einen mit den Bezirken abgestimmten Hotelentwicklungsplan.

Erfolgreiche Messeformate bringen nicht nur Besucher*innen nach 
Berlin. Es ist auch für Berliner Unternehmen Gold wert, wenn An-
bieter und Fachpublikum aus der ganzen Welt sich vor der eigenen 
Haustür treffen. Deshalb brauchen wir eine starke und innovative 
Berliner Messe in öffentlicher Hand. Pläne zur Privatisierung der 
Messe lehnen wir ab. Das Beispiel der IFA zeigt, dass unsere Messe-
gesellschaft eigene Messeformate halten und neue entwickeln muss. 
Wir dürfen die Ausstellungen nicht externen Veranstaltern überlas-
sen, die der Berliner Messe nur die Rolle als Vermieterin der Hallen 
lassen und bei nächster Gelegenheit die Stadt wechseln. Um Berlin 
auch als Standort für mittelgroße Kongresse mit einigen Tausend 
Teilnehmer*innen zu stärken, müssen die Kapazitäten in der Katego-
rie ausgebaut werden.

Rüstungsindustrie ist nicht die Zukunft – Konversion fördern.

Wir lehnen die Umwandlung von ziviler Produktion in Rüstungs-
produktion und die Ansiedlung von weiterer Rüstungsindustrie und 
-forschung in Berlin ab. Wir stehen für die Beibehaltung der be-
stehenden Zivilklauseln an den Hochschulen und die Einführung von 
Zivilklauseln in der Wirtschaftsförderung. Das globale Wettrüsten 
schafft keine Sicherheit, sondern erhöht die Kriegsgefahr. Die Pro-
duktion von Rüstungsgütern ist auch nicht nachhaltig, außer man 
setzt darauf, dass die Militärausgaben in den kommenden Jahr-
zehnten weiter stark steigen. Die Umstellung auf Waffenproduk-
tion macht die Bemühungen der letzten Jahre um eine nachhaltige 
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Transformation der Industrie und die Umstellung auf innovative 
Produkte zunichte. Unternehmen, die auf Rüstung setzen, spa-
ren sich notwendige Zukunftsinvestitionen und Transformations-
anstrengungen und greifen stattdessen kurzfristige Gewinne ab. 
Rüstungsbetriebe sollen in Abstimmung mit den betrieblichen 
Interessensvertretungen und Gewerkschaften in zivile Produktion 
konvertiert werden, damit die Arbeitsplätze dort dauerhaft und 
nachhaltig gesichert werden.

Alternative und Solidarische Ökonomie fördern

Wir wollen die Rahmenbedingungen für die verschiedenen Formen 
alternativen Wirtschaftens verbessern und insbesondere Genos-
senschaften, Kollektivbetriebe und Social Entrepreneurs unterstüt-
zen. Nicht nur in Experimentierräumen können Unternehmen auch 
im Kapitalismus mit anderen Ansätzen im Umgang mit Eigentum, 
Entscheidungsmechanismen und der Messung von Unternehmens-
erfolg erfolgreich sein.

Wir wollen Unternehmen einen gemeinsamen Raum geben, die 
gemeinsame Instrumente entwickeln wollen, um kooperativ zu 
handeln und die lokale Wirtschaft zu stärken. Dazu gehört die 
dauerhafte Verankerung von Anlaufstellen und Netzwerken, die 
soziale und solidarische Wirtschaftsformen sichtbar machen und 
unterstützen. Beratungsangebote für Gründer*innen und bestehen-
de Unternehmen sollen ausgebaut werden, um die sozial-ökologi-
sche Transformation zu begleiten. Öffentliche Mittel und Aufträge 
müssen konsequent an soziale und ökologische Kriterien geknüpft 
werden, damit gemeinwohlorientierte Unternehmen faire Chancen 
erhalten. Eine landeseigene Strategie und ein eigenes Wirtschafts-
cluster für die Soziale Ökonomie können helfen, die vielfältigen 
Akteure zu vernetzen und ihre Wirkung zu stärken.

In den Wirtschaftswissenschaften dominiert seit den 80er-Jahren 
die neoklassische Denktradition, die in eklatantem Widerspruch zur 
Vielfalt der Wirtschaftswissenschaften und den realen Entwicklun-
gen der marktförmigen und staatlichen Ordnungen der weltweiten 
Produktionsverhältnisse steht. Wir wollen auch die akademische 
alternative Wirtschaftsforschung in Berlin stärken und mit einer 
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Forschungs- und Beratungsstelle Alternatives Wirtschaften ver-
knüpfen. Wir begrüßen es, wenn an den Berliner Hochschulen 
mehr Lehrstühle mit einem Fokus auf alternative Wirtschaftsfor-
schung entstehen.
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06 Arbeit
Gute Arbeit

Gute Arbeitsbedingungen sind die Grundlage für ein gutes Leben. 
Gute Arbeit ist auskömmlich bezahlt und tariflich abgesichert, mit-
bestimmt, sinnstiftend und macht nicht krank. Das muss auch für die 
– oft unbezahlte – Sorgearbeit gelten. Wir wollen die Wochenarbeits-
zeit der arbeitenden Menschen ohne Lohneinbußen reduzieren und 
dafür sorgen, dass sie von dem Reichtum, den sie produzieren, ein 
größeres Stück abbekommen. Überall dort, wo das Land Berlin die 
Arbeitsbedingungen direkt oder indirekt beeinflussen kann, werden 
wir Gute Arbeit Realität werden lassen. Dazu gehören tarifliche und 
sichere Arbeitsplätze bei landeseigenen Unternehmen, deren Töch-
tern, sozialen Trägern und allen Unternehmen, an die öffentliches 
Geld fließt. Für alle anderen Unternehmen wollen wir die Rahmenbe-
dingungen für Gute Arbeit schaffen. Dazu gehören bessere Kontrol-
len und die Durchsetzung von Schutzvorschriften und Beratungsan-
gebote für besonders schutzbedürftige Gruppen von Beschäftigten.

Gute Arbeit bei den landeseigenen Tochterunternehmen und …

Bei landeseigenen Unternehmen und dort, wo das Land Berlin die 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten direkt beeinflussen kann, 
setzen wir uns für sichere und tariflich bezahlte Beschäftigungs-
verhältnisse ein. Das gilt insbesondere für die landeseigenen 
Tochterunternehmen. Wir wollen deshalb Tarifbindung für alle 
Landesbeteiligungen und eine Angleichung des Tarifniveaus aller 
Tochterunternehmen und aller sonstigen Landesbeteiligungen an 
das Niveau des öffentlichen Tarifvertrages des jeweiligen Mutter-
unternehmens. Darüber hinaus sollen die zum Zwecke der Tarifflucht 
ausgelagerten Servicetöchter wie die BT, die CFM, die VSG oder die 
T&M GmbH unverzüglich auch gesellschaftsrechtlich in das Mutter-
unternehmen integriert werden. Nur so wird die volle Gleichstellung 
der Beschäftigten erreicht. 
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… bei den Freien Trägern

Freie Träger leisten einen unverzichtbaren Beitrag zur sozialen 
Versorgung der Stadt und sind Teil der sozialen Infrastruktur. Die 
Beschäftigten der Freien Träger dürfen deshalb keine schlechteren 
Arbeitsbedingungen haben als direkt beim Land Beschäftigte. Es 
muss eine uneingeschränkte Refinanzierung geben, wenn Träger 
ihre Beschäftigten in Anlehnung an den TV-L bezahlen. Die Zuwen-
dungen müssen bei Tariferhöhungen entsprechend angepasst wer-
den, damit die Zuwendungsempfänger Tariferhöhungen nicht durch 
eine Einschränkung ihres Angebotes refinanzieren müssen. Zu den 
refinanzierten Tarifleistungen gehören auch alle tariflichen Zusatz-
leistungen, die Beschäftigten der Freien Träger müssen endlich auch 
die Hauptstadtzulage erhalten. Parallel zu einer gesicherten Refinan-
zierung braucht es zukünftig auch eine rechtliche Verpflichtung für 
Zuwendungsempfänger, ihre Beschäftigten tariftreu zu entlohnen. 
Mit einer Transparenzdatenbank wollen wir schon jetzt sichtbar 
machen, welche Träger nach Tarif zahlen. Für den sozialen Bereich 
ist das langfristige Ziel ein gegenfinanzierter und allgemeinverbind-
licher Branchentarifvertrag auf Basis des TV-L. Für den Bereich der 
Beschäftigungs- und Bildungsträger unterstützen wir weiter die 
sozialpartnerschaftliche Initiative für einen allgemeinverbindlichen 
Tarifvertrag.

Bei der Refinanzierung der Arbeit der Freien Träger sind auch die 
Kosten zu berücksichtigen, die den Freien Trägern durch die Arbeit 
der bei ihnen gebildeten Betriebsräte entstehen.

Wir werden bei der Zusammenarbeit mit karitativen und sozialen 
Einrichtungen in kirchlicher Trägerschaft darauf hinwirken, dass die 
dort Beschäftigten vollen arbeitsrechtlichen Schutz erhalten und 
nicht das sogenannte kirchliche Arbeitsrecht angewendet wird. Den 
gewerkschaftlichen Kampf um Tarifverträge und volle betriebliche 
Mitbestimmung in Einrichtungen von kirchlichen Trägern unterstüt-
zen wir ausdrücklich. Auf Bundesebene setzen wir uns dafür ein, 
dass Sozialarbeiter*innen und anderen Fachkräften mit besonderen 
Vertrauensverhältnissen zu Menschen, mit denen sie arbeiten, ein 
Zeugnisverweigerungsrecht nach § 53 (1) StPO gewährt wird. 
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Ausweitung der Hauptstadtzulage

Wir haben 2020 die Hauptstadtzulage für die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes eingeführt, weil das Leben in Berlin immer 
teurer geworden ist. Die Zulage muss auch den Beschäftigten an 
den Hochschulen und bei Freien Trägern und im mittelbaren Landes-
dienst gewährt werden. Die Schlechterstellung werden wir beenden.

Ausschreibungs- und Vergabegesetz verteidigen und weiter-
entwickeln

Berlin vergibt jährlich öffentliche Aufträge in Milliardenhöhe. 
Durch das Sondervermögen Infrastruktur wird die Bedeutung der 
öffentlichen Auftragsvergabe weiterwachsen. Sie ist ein wichtiges 
Instrument, um Gute Arbeit und Tarifbindung in der Privatwirtschaft 
zu fördern. Die öffentliche Hand hat insoweit eine besondere Ver-
antwortung. Dank der von uns eingeführten Tariftreueklausel gilt: 
Öffentliches Geld geht nur an Auftragnehmer, die nach Tarif be-
zahlen. Wir stellen uns entschieden dagegen, dass diese Regelung 
durch die Anhebung der Wertgrenzen ausgehebelt wird.

Wir wollen das Ausschreibungs- und Vergabegesetz anwendungs-
freundlich weiterentwickeln und den Prozess vereinfachen und 
digitalisieren. Für die ausschreibenden Stellen und Unternehmen, 
die Angebote abgeben, soll der Aufwand so gering wie möglich ge-
halten werden. Gerade tarifgebundene Unternehmen wollen wir von 
der Nachweispflicht zur Tariftreue durch Präqualifizierungsverfahren 
und das Sozialkassenverfahren der Bauindustrie spürbar entlasten. 
Damit setzen wir einen echten Anreiz, wieder in die Tarifbindung ein-
zutreten. Wir wollen Betriebe belohnen, die ihrer gesellschaftlichen 
Verantwortung nachkommen. Mithilfe einer Lohngleit- und Preis-
anpassungsklausel wollen wir bei Aufträgen mit mehrjähriger Lauf-
zeit sicherstellen, dass die Auftragnehmer Tarifsteigerungen an ihre 
Beschäftigten weitergeben können.

Wir setzen uns dafür ein, dass in den Ausschreibungen auch der 
jeweilige Personalaufwand und die Qualitätskriterien für eine Leis-
tung verbindlich vorgegeben werden, etwa für Schulcatering oder 
Reinigungsaufträge. So kann verhindert werden, dass Unternehmen 
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nur durch Arbeitsverdichtung auf dem Rücken der Beschäftigten 
Ausschreibungen gewinnen. Sogenannte Unterauftragsketten wer-
den häufig missbraucht, um der Tariftreueverpflichtung zu entge-
hen. Den Schaden trägt dann die Allgemeinheit. Wir wollen deshalb 
Unterauftragsketten, in denen die immer gleiche Teilleistung in einer 
Kette von Unternehmen weitervergeben wird, auf maximal zwei 
Glieder begrenzen.

Die Vorgaben des Vergabegesetzes müssen effektiv kontrolliert 
werden, damit sie Wirkung entfalten können. Zu einer wirksamen 
Kontrolle gehören auch Vor-Ort-Kontrollen. Der Prüf- und Ermitt-
lungsdienst der Berliner Bauwirtschaft (SoKa Bau) soll im Rahmen 
der gesetzlichen Möglichkeiten dauerhaft eingebunden werden. Da 
die Beschäftigten am besten wissen, ob bei den Arbeitsbedingungen 
alles korrekt abläuft, soll eine Melde- und Beschwerdestelle für die 
Beschäftigten der Auftragnehmer eingerichtet werden. Zudem müs-
sen sich die ausschreibenden Stellen und die Kontrollgruppe mit den 
Betriebsräten der Auftragnehmer austauschen können.

Um überprüfen zu können, ob Mindestlöhne und Arbeitsschutz 
eingehalten werden, ist die korrekte Arbeitszeiterfassung zentral. 
Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, vor allem im Baubereich, ist 
deshalb die Verwendung einer manipulationssicheren elektronischen 
Arbeitszeiterfassung vorzugeben. Wir wollen die Vergabestellen im 
Land Berlin weiter reduzieren. Die Vergabestellen der Bezirke müs-
sen bezirksübergreifend ihre Daten und ihre Erfahrungen mit Unter-
nehmen austauschen. So können Verstöße besser erkannt und 
ausgeschlossen werden.

Mehr Feiertage und freie Sonntage

Berlin hat zehn gesetzliche Feiertage im Jahr, das ist bundesweit 
die niedrigste Zahl. Wir werden deshalb mindestens einen weiteren 
gesetzlichen Feiertag einführen. Außerdem wollen wir sicherstellen, 
dass Arbeitnehmer*innen keinen Feiertag verlieren, wenn dieser in 
einem Jahr zufällig auf einen Sonntag fällt. Wir werden in das Berliner 
Feiertagsgesetz eine Regelung einfügen, wonach der folgende Mon-
tag arbeitsfrei ist, wenn ein gesetzlicher Feiertag auf einen Sonntag 
fällt. Spätverkaufsstellen (Spätis) sind insbesondere in Zeiten von 
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steigenden Preisen in Cafés, Bars, Kneipen oder Restaurants wich-
tige Alternativen zum Zusammenkommen und sichern migrantische 
Selbstständigkeit. Wir wollen prüfen, ob Ausnahmegenehmigungen 
ausschließlich für Spätverkaufsstellen möglich sind, auch unter An-
passung des Ladenöffnungsgesetzes, wobei der Arbeitsschutz ge-
währleistet sein muss, der Sonntagsbetrieb von dem*r Inhaber*in des 
Spätis gewährleistet werden muss und die Abgrenzung vom übrigen 
Einzelhandel eindeutig sein muss.

Wir stellen uns gegen die Ausweitung der Sonntagsarbeit. Sie geht 
zulasten von Familien, prekären Beschäftigtengruppen und der 
Menschen, die Sorgearbeit leisten. Das Verbot der Sonntagsarbeit 
muss deshalb besser kontrolliert und durchgesetzt werden. Eine 
Aufweichung des Verbots der Sonntagsöffnung für den Einzelhandel 
insbesondere durch digitale Kleinstsupermärkte lehnen wir ab, die 
Zahl der verkaufsoffenen Sonntage wollen wir reduzieren.

Bessere Arbeitsbedingungen bei der Tagesreinigung

Gebäudereiniger*innen sorgen dafür, dass wir in unseren Unter-
nehmen und Verwaltungen gut und sicher arbeiten können. Aber sie 
sollen putzen, wenn sie niemand sieht. Deshalb erhalten sie geteilte 
Schichten und sollen frühmorgens und abends jeweils wenige Stun-
den arbeiten. Das reicht nicht zum Leben und ist maximal familien-
unfreundlich. Darum setzen wir uns dafür ein, dass die Reinigung in 
öffentlichen Gebäuden tagsüber und in durchgehenden Schichten 
erfolgt. Bei der Vergabe der Reinigungsaufträge ist festzuschreiben, 
dass die Reinigung mindestens zu einem festen Anteil als Tagesreini-
gung erfolgt.

Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und techni-
sche Sicherheit Berlin (LAGetSi) stärken

Die besten Regeln zum Arbeitsschutz sind wirkungslos, wenn ihre 
Einhaltung nicht kontrolliert und Verstöße nicht bestraft werden. Das 
Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische 
Sicherheit Berlin (LAGetSi) muss personell weiter verstärkt werden, 
damit eine effektive Kontrolle des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 
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in Berliner Betrieben erfolgt. Während der Corona-Pandemie und 
während der Hitzesommer hat sich gezeigt, wie wichtig etwa die 
Kontrolle von Hygiene und Infektionsschutz und von Hitzeschutzbe-
stimmungen ist. Wir setzen uns dafür ein, dass das LAGetSi verstärkt 
auch die Prüfung der Arbeitszeiterfassung bei privaten Arbeitgebern 
übernimmt. Neben verstärkten Vor-Ort-Kontrollen sollen Betriebe 
stichprobenartig verpflichtet werden können, ihre dokumentierten 
Arbeitszeiten innerhalb einer festgelegten Frist elektronisch zu über-
mitteln.

Schwerpunktstaatsanwaltschaft Union Busting

Die Bildung und die Arbeit von Betriebsräten sind ein hohes demo-
kratisches Gut und dürfen nicht behindert werden. Tun Arbeitgeber 
dies doch, machen sie sich strafbar. Unter Rot-Rot-Grün wurde dafür 
gesorgt, dass solche Verfahren immer bei derselben zuständigen 
Abteilung der Staatsanwaltschaft landen (sogenannte Schwer-
punktstaatsanwaltschaft). Diese Abteilung muss fachlich so gestärkt 
werden, dass sie bei Anzeigen effektiv ermittelt und Union Busting, 
die Störung von Gewerkschafts- und Betriebsratsarbeit, tatsächlich 
geahndet wird.

Beauftragte für Gute Arbeit

Die auf Initiative der Linken geschaffenen „Beauftragten für Gute 
Arbeit“ in den Bezirksämtern sind eine Erfolgsgeschichte, inzwischen 
gibt es sie in drei Berliner Bezirken. Die Beauftragten sind Ansprech-
partner*innen für Beschäftigtenvertretungen und Gewerkschaften im 
Bezirk und sorgen dafür, dass die Durchsetzung von Guter Arbeit bei 
Maßnahmen der Verwaltung auf allen Ebenen eine Rolle spielt. Wir 
wollen auch in den übrigen Bezirken „Beauftragte für Gute Arbeit“ 
einsetzen.

Migration und Gute Arbeit

Ausländische Arbeitnehmer*innen, insbesondere aus Ost- und 
Südeuropa oder mit Fluchterfahrung, sind in Berlin besonders von 
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Ausbeutung betroffen. Ursache sind oft mangelnde Sprach- und 
Rechtskenntnisse, ein prekärer Aufenthaltsstatus und fehlende 
Unterkünfte. Wir wollen die Beratungs- und Hilfsangebote für diese 
Beschäftigtengruppe wie das Berliner Beratungszentrum für Migrati-
on und Gute Arbeit (BEMA) weiter ausbauen. Auch auf Bezirksebene 
sollen Anlauf- und Beratungsstellen geschaffen werden. Zudem soll 
die aufsuchende Beratung und die Verankerung in den migranti-
schen Gemeinschaften gestärkt werden.

Das Angebot an berufsbegleitenden Sprachkursen, die auch arbeits-
rechtliche Grundkenntnisse vermitteln, soll ausgebaut werden, um 
diese Beschäftigungsgruppe gegen Ausbeutung zu stärken.

Für migrantische Beschäftigte ist die schnelle Anerkennung ihrer 
ausländischen Berufsabschlüsse enorm wichtig. Sonst werden sie 
unterhalb ihrer Qualifikation beschäftigt oder übernehmen quali-
fizierte Tätigkeiten, ohne entsprechend bezahlt zu werden. Die An-
erkennung dauert in Berlin teilweise mehrere Jahre. Dies ist auch an-
gesichts des Fachkräftemangels in vielen Bereichen dramatisch. Wir 
wollen für eine schnellere Anerkennung durch die Kammern sorgen, 
insbesondere die Möglichkeit des Qualifikationsnachweises durch 
erneute praktische Prüfung erleichtern. Das Landesamt für Gesund-
heit und Soziales (LaGeSo) muss bei der Anerkennung der Abschlüs-
se bei Gesundheitsberufen schneller werden. Anpassungslehrgän-
ge müssen für alle Gesundheitsberufe und mit ausreichend vielen 
Plätzen angeboten werden. Berufsbegleitende Sprachkurse und 
Projekte für eine bessere Arbeitsmarktintegration von Migrant*innen 
müssen gestärkt werden. Der Zugang für Geflüchtete zum Arbeits-
markt muss erleichtert werden.

Gewerbeämter und die übrigen Behörden, die mit migrantischen Be-
schäftigten Kontakt haben, sollen für das Problem der Scheinselbst-
ständigkeit und Arbeitsausbeutung weiter sensibilisiert werden. Die 
strafrechtliche Verfolgung krimineller Arbeitsausbeutung, die zu 
einem großen Teil migrantische Beschäftigte betrifft, muss verstärkt 
werden.
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Mehr Ausbildungsplätze

Die Berufsausbildung ist für junge Menschen Voraussetzung für 
Teilhabe und Zukunftsperspektive. Außerdem ist Ausbildung un-
verzichtbar, um den zukünftigen Bedarf an Fachkräften zu sichern. 
Deshalb ist es nicht hinnehmbar, dass in Berlin jedes Jahr Tausende 
Bewerber*innen ohne Ausbildungsplatz bleiben. Durch die konse-
quente Einführung und Umsetzung der Ausbildungsumlage wollen 
wir Betriebe, die ausbilden, entlasten und so für mehr Ausbil-
dungsplätze sorgen. Das gerade beschlossene Umlagemodell er-
fasst nur einen kleinen Teil der Ausbildungsverhältnisse. Wir werden 
dafür sorgen, dass den Ausbildungsbetrieben die vollen Kosten für 
alle Azubis erstattet werden.

Wir wollen die Verbundausbildung stärken. Sie erleichtert es vor 
allem kleinen und mittleren Betrieben, sich an der beruflichen Aus-
bildung zu beteiligen. Das sorgt für mehr Ausbildungsplätze und 
eine Verbesserung der Ausbildungsqualität in diesen Betrieben. 
Deswegen wollen wir mehr tun, um Betriebe zur Verbundausbil-
dung zusammenzuführen, und sie während der Ausbildung stärker 
unterstützen.

Auch das Land Berlin und die landeseigenen Betriebe müssen ihren 
Beitrag leisten und mehr Ausbildung anbieten. Durch eine bessere 
Berufsorientierung in den Schulen, Erleichterung von Praktika und 
passgenaue Vermittlung werden wir den Übergang von der Schule 
in die Ausbildung verbessern. Modelle mit sogenannten Bildungs-
ketten, die eine durchgängige Betreuung von der Schulzeit bis zum 
Ausbildungsstart garantieren, können Vorbild sein. Während der 
Ausbildung wollen wir mit Unterstützungsangeboten für Auszubil-
dende und Betriebe die Abbrecher*innenquote senken.

Wir unterstützen die Initiative der DGB-Jugend für ein Azubi-Werk 
in Berlin. Was für Studierende schon existiert, soll auch für Auszu-
bildende angeboten werden. Nach dem Vorbild der Einrichtung in 
München soll ein Berliner Azubi-Werk bezahlbaren Wohnraum für 
Auszubildende zur Verfügung stellen und andere Unterstützung 
bereithalten und koordinieren, etwa Beratungsangebote, inklusive 
Beschwerdestelle für Auszubildende. 
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Berufsbegleitende Qualifizierung

Die Transformation der Wirtschaft führt zu massiven Veränderungen 
der Arbeitsinhalte im Betrieb und erfordert von den Beschäftigten 
andere und neue Qualifikationen. Damit bei diesem Prozess die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht auf der Strecke bleiben 
und der Fachkräftebedarf langfristig gesichert ist, ist berufsbe-
gleitende Qualifizierung zentral. Es gibt zahlreiche Instrumente der 
Qualifizierungsförderung, diese werden von Berliner Unternehmen 
jedoch viel zu wenig in Anspruch genommen. Wir wollen Wirtschafts- 
und Transformationsförderung nutzen, um die Unternehmen zum 
Abschluss von Qualifizierungsvereinbarungen anzuhalten. Darin wird 
festgehalten, welche Qualifikationen zukünftig vorhanden sein müs-
sen und wie die Qualifizierung erfolgt.

Wir wollen Weiterbildungsverbünde fördern und den Aufbau von 
Personalreserven, um es den Unternehmen zu ermöglichen, auch bei 
Personalmangel ihre Beschäftigten für Qualifizierungsmaßnahmen 
freizustellen.

Sichere und gute Jobs auch als Soloselbstständige

Mehr als jede*r zehnte Erwerbstätige ist in Berlin inzwischen als 
sogenannte*r Soloselbstständige*r tätig, besonders in der Kreativ-
wirtschaft, dem Bildungssektor und in neuen digitalen Beschäfti-
gungsformen.

Viele haben sich bewusst für diese Art von Beschäftigung ent-
schieden. Wir setzen uns dafür ein, auch in diesem Bereich unsi-
chere Arbeit, Ausbeutung und Scheinselbstständigkeit zurückzu-
drängen.

Wir unterstützen die Entwicklung und Festschreibung von bran-
chenspezifischen Mindesthonoraren und Musterverträgen, die 
Interessen der Auftragnehmer*innen berücksichtigen. Dort, wo 
die öffentliche Hand als Auftraggeberin auftritt oder mittelbar über 
Zuwendungen die Beauftragung finanziert, muss sie mit gutem 
Beispiel vorangehen und auskömmliche Honorare zahlen. Die 
öffentliche Auftragsvergabe werden wir so gestalten, dass es für 
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Soloselbstständige leichter wird, sich zu bewerben, und sich ihre 
Chancen auf den Zuschlag erhöhen.

Wir setzen uns dafür ein, in den Bezirken öffentlich geförderte Räu-
me (Co-Working-Spaces) zu schaffen, in denen Soloselbstständige 
bei geringen Mietkosten gemeinsam arbeiten können. Wir wollen 
unter Beteiligung der Gewerkschaften und der Berufsverbände ein 
Vernetzungs- und Weiterbildungsangebot für Soloselbstständige 
schaffen, ähnlich dem „Haus der Selbstständigen“ in Leipzig, das 
auch der gemeinsamen Interessenvertretung dienen soll.

Die Schwangerschaft stellt für Soloselbstständige eine besondere 
wirtschaftliche Belastung dar, da sie keinen Mutterschutzanspruch 
haben. Wir wollen deshalb über ein Landeshärtefallprogramm be-
dürftigen Selbstständigen in der Zeit direkt vor und nach der Ent-
bindung Mutterschaftsgeld gewähren. Dies soll unbürokratisch und 
nötigenfalls mit nachträglicher Bedarfsprüfung erfolgen, wie es bei 
den Berliner Corona-Hilfen für Selbstständige der Fall war.

Keine Ausbeutung bei der Plattformarbeit

Fast 6 Prozent der Menschen in Deutschland erlangen ihr Haupt-
einkommen über digitale Plattformarbeit für Uber, Lieferando und 
Co. In Berlin ist diese Arbeitsform besonders verbreitet. Plattform-
arbeit ist häufig verbunden mit Scheinselbstständigkeit, unseriösen 
Subunternehmen und brutaler Arbeitssteuerung über Algorithmen. 
Deshalb setzen wir uns für eine konsequente Umsetzung der EU-
Plattformarbeitsrichtlinie in Bundesrecht ein. Insbesondere sind ein 
Direktanstellungsgebot für plattformbasierte Lieferdienste und eine 
Generalunternehmerhaftung für alle Plattformen erforderlich. Auf 
Berliner Ebene sollen durch verstärkte Kontrollen bei Plattformarbeit 
Schwarzarbeit, Mindestlohnverstöße und mangelhafter Arbeits-
schutz bekämpft werden.

Nachweisgesetz durchsetzen

Das Nachweisgesetz schreibt vor, dass Arbeitnehmer*innen einen 
Anspruch auf einen schriftlichen Arbeitsvertrag haben, aus dem klar 
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hervorgeht, wer der Arbeitgeber ist und wie die Arbeitsbedingungen 
sind. Sonst ist es sehr schwer, die eigenen Rechte durchzusetzen. 
Insbesondere in prekären Bereichen und bei Plattformarbeit wird 
das Nachweisgesetz sehr häufig verletzt. Das Land Berlin könnte 
hier einschreiten und Bußgelder gegen die Arbeitgeber verhän-
gen – tut dies aber nicht. Wir wollen eigenständige Kontrollen des 
Nachweisgesetzes einführen und Verletzungen endlich konse-
quent ahnden.

Hitzeschutz ausbauen

Der Klimawandel betrifft auch unsere Arbeitsbedingungen. Die Zahl 
der Arbeitsunfähigkeitstage aufgrund von Hitze und Sonnenein-
strahlung ist in den letzten zehn Jahren stark gestiegen. Diesen 
Trend wollen wir umkehren. Wir setzen uns ein für eine Verbesse-
rung des Hitzeschutzes von Beschäftigten in Berlin. Für die Landes-
beschäftigten wollen wir bessere Hitzeschutzpläne, direkten Hitze-
schutz durch Beschattung und Kühlmöglichkeiten sowie bezahlte 
Abkühlpausen und optionale Arbeitszeitregelungen, die die hei-
ßesten Tageszeiten ausnehmen. Für die Beschäftigten der Berliner 
Privatwirtschaft soll der Hitzeschutz durch zusätzliche Beratung und 
Kontrollen des LAGetSi verbessert werden.

Landesmindestlohn und Vergabemindestlohn auf gleicher Höhe

Wir wollen einen Landes- und einen Vergabemindestlohn auf glei-
cher Höhe, die vor Armut schützen und auch im Alter ein Leben 
oberhalb der Grundsicherung ermöglichen. Außerdem soll die Min-
destvergütung regelmäßig entsprechend der allgemeinen Lohnent-
wicklung steigen. Landes- und Vergabemindestlohn sollen deshalb 
gekoppelt sein an die Eingangsstufe des TV-L. 
Wir wollen eine Bundesratsinitiative starten, um das Mindestlohnge-
setz so zu ändern, dass auch Beschäftigte in Werkstätten für Behin-
derte den Mindestlohn erhalten. Die Träger der Werkstätten dürfen 
dabei mit den zusätzlichen Kosten nicht alleingelassen werden.
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Stärkung der Tarifbindung

Die europäische Mindestlohnrichtlinie verpflichtet Deutschland, 
einen Aktionsplan zur Stärkung der Tarifbindung vorzulegen. Wir 
wollen, dass auch das Land Berlin – im Rahmen seiner landespoliti-
schen Möglichkeiten – für eine Erhöhung der Tarifbindung sorgt. Wir 
sehen dafür vor allem vier Hebel: Die Tariftreue bei der öffentlichen 
Vergabe muss konsequent angewendet und die Einhaltung kontrol-
liert werden. Freie Träger und Zuwendungsempfänger müssen zur 
Bezahlung nach Tarif angehalten und entsprechend refinanziert wer-
den. In der Wirtschaftsförderung muss wieder tarifliche Bezahlung 
als Förderkriterium eingeführt werden. Von der Möglichkeit, Tarifver-
träge auf Landesebene für allgemeinverbindlich zu erklären, muss 
maximal Gebrauch gemacht werden.

Arbeitskammer

Die Linke wird unter enger Beteiligung der Gewerkschaften prüfen, 
ob für das Land Berlin eine Arbeitskammer geschaffen werden soll. 
In den Bundesländern Bremen und Saarland sowie in den Ländern 
Österreich und Luxemburg gibt es solche Kammern bereits. Sie ge-
stalten die Berufsausbildung und Qualifizierungen mit, beraten, for-
schen und werden bei Gesetzgebungsverfahren beteiligt. Eine sol-
che Kammer kommt nur in Betracht, wenn sichergestellt ist, dass sie 
die bestehenden Arbeitnehmer*innenvertretungen nicht schwächt.

Bildungszeit ist kein Luxus

Weiterbildung ist ein Gewinn für die gesamte Gesellschaft und kein 
Luxus. Bildungszeit schafft die Grundlage für lebenslanges Lernen 
und kann für drei Bereiche genutzt werden: politische Bildung, 
berufliche Weiterbildung sowie die Qualifizierung für ehrenamt-
liches Engagement. Dennoch nimmt nur ein sehr kleiner Teil der 
Beschäftigten den Anspruch auf Bildungszeit wahr. Viele Beschäf-
tigte haben keine Kenntnis davon, dass sie sich für Bildungsver-
anstaltungen bezahlt freistellen lassen können. Zudem fürchten 
Beschäftigte Nachteile im Arbeitsverhältnis, wenn sie Bildungszeit 
in Anspruch nehmen. Deshalb wollen wir die Arbeitgeber verpflich-
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ten, die Beschäftigten auf den Anspruch auf Bildungszeit und den 
drohenden Verfall am Jahresende hinzuweisen. Dadurch soll auch 
der Befürchtung entgegengetreten werden, dass der Arbeitgeber 
die Inanspruchnahme missbillige. Verletzt der Arbeitgeber seine 
Hinweispflicht, so verfällt der Anspruch auf Bildungszeit nicht am 
Jahresende, sondern überträgt sich ins Folgejahr.

Öffentlich geförderte Beschäftigung

Während die Bundesregierung arbeitslose Menschen drangsaliert 
und diffamiert, stellt sie die Arbeitsmarktförderung, die Erwerbslose 
tatsächlich wieder in Arbeit bringt, weitgehend ein. Auch in Berlin 
gibt es nach dem ersatzlosen Auslaufen des Beschäftigungs-
programms Solidarisches Grundeinkommen (SGE) praktisch 
kein Angebot mehr für Langzeitarbeitslose. Wir wollen Arbeit statt 
Arbeitslosigkeit fördern. Wir werden deshalb ein neues öffentliches 
Programm für Beschäftigungsförderung aufsetzen. Statt schlecht 
bezahlten Maßnahmen unter Zwang wollen wir gesellschaftlich sinn-
volle Arbeit zu tariflichen Bedingungen anbieten. Ziel muss es sein, 
den erwerbslosen Menschen dauerhafte berufliche Perspektiven 
zu eröffnen und Zugang zum ersten Arbeitsmarkt zu schaffen. In 
Berlin gibt es genug zu tun!

Dort, wo unter Berliner Beteiligung Beschäftigungsmaßnahmen der 
Arbeitsagentur stattfinden, ist die Vergütung durch das Land min-
destens auf den Landesmindestlohn aufzustocken.
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07 Soziales und Inklusion

Soziale Infrastrukturen für sozialen Zusammenhalt und gesell-
schaftliche Teilhabe

Die Bekämpfung von Ausgrenzung, Einsamkeit und Armut ist der 
Schlüssel für sozialen Zusammenhalt und für die Stabilität und 
Funktionsfähigkeit unserer Demokratie. Eine Gesellschaft, in der 
immer mehr Menschen das Gefühl haben, nicht dazuzugehören, 
verliert ihr Fundament. Während die Zahl der Millionär*innen und 
Milliardär*innen in Deutschland und auch in Berlin immer wei-
ter zunimmt, wächst gleichzeitig die Zahl der Menschen, die sich 
aufgrund ihres Einkommens nicht oder nicht mehr als vollwertige 
Mitglieder dieser Gesellschaft sehen und die sich nicht beachtet, 
gehört und gesehen fühlen. Das nehmen wir nicht länger hin.

Wesentliche Faktoren der Armutsbekämpfung werden auf der 
Bundesebene bestimmt. Dazu gehören die Höhe des allgemeinen 
gesetzlichen Mindestlohns, die Höhe der Grundsicherung und der 
Renten. Doch anstatt diesen politischen Hebel wirksam zu nutzen, 
um die Armut zu verringern, werden Menschen mit geringen Ein-
kommen zunehmend gegeneinander ausgespielt. Auf Berliner Ebene 
werden wir alle Möglichkeiten nutzen, der falschen Politik der Bun-
desregierung eine Politik der Solidarität, der Wertschätzung, der An-
erkennung und materiellen Armutsbekämpfung entgegenzustellen.

Berlin braucht eine starke inklusive und soziale Infrastruktur

Berlin ist bunt, vielfältig und laut. In keiner anderen Metropole in der 
Bundesrepublik liegen Wohlstand und Armut jedoch so dicht neben-
einander wie in Berlin. Berlin ist geprägt von hohen Mieten, prekären 
Jobs, Kinderarmut und Menschen, die jeden Monat darum kämpfen, 
überhaupt über die Runden zu kommen. Menschen, die in Berlin von 
Armut, sozialer Ausgrenzung oder gesundheitlichen und sozialen Be-
einträchtigungen betroffen sind, können derzeit noch auf ein berlin-
weites Netz zurückgreifen, das sie auffängt, berät, begleitet und im 
Alltag stabilisiert. Dieses Netz bietet Unterstützung bei der Sicherung 
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von Wohnraum, hilft bei der Bewältigung persönlicher Krisen, vermit-
telt zu spezialisierten Hilfen, eröffnet Zugänge zu medizinischer Ver-
sorgung und psychosozialer Betreuung und stärkt Betroffene dabei, 
wieder eigenständig am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. Zu 
dieser sozialen Infrastruktur gehören die unabhängigen Sozialbera-
tungen, die Schuldner*innen- und Insolvenzberatungen, die Bera-
tungen für Gute Arbeit und Erwerbslose, Stadtteilzentren, Jugend-, 
Senior*innen- und Familientreffs und viele weitere Angebote, die 
Menschen dabei unterstützen, an der Gesellschaft teilzuhaben und 
das Leben in Berlin so lebenswert wie möglich zu machen.

Einsamkeit und soziale Isolation nehmen seit Jahren zu und haben 
sich seit der Corona-Pandemie verstärkt. Sie betreffen Menschen 
aller Alters- und Lebensgruppen. Dabei ist Einsamkeit oft Ausdruck 
struktureller Probleme wie Armut, Überlastung, Verdrängung und 
fehlender Teilhabe. Sie beeinträchtigt Gesundheit und Lebensquali-
tät und gefährdet langfristig den gesellschaftlichen Zusammenhalt. 
Wir fordern ein verbindliches Landesprogramm gegen Einsamkeit, 
das aufsuchende Maßnahmen und das Modell des Social Prescribing 
mit bezirklichen Link-Workern verbindet. Ziel ist eine aktive, sozial-
räumlich verankerte Infrastruktur, die Menschen erreicht, bevor Iso-
lation chronisch wird. Zusätzlich wollen wir Kiezkantinen als niedrig-
schwellige, wohnortnahe Orte für bezahlbares Essen und soziale 
Begegnung, insbesondere in sozial belasteten Quartieren, etablieren.

Das soziale Hilfenetz in Berlin ist umfangreich, in seinen einzelnen 
Bereichen hoch spezialisiert, aber zugleich sehr dezentral organisiert 
und stark zersplittert. Dies führt dazu, dass viele hilfesuchende Men-
schen häufig nicht wissen, dass es für ihre Situation ein passendes 
Unterstützungsangebot gibt. Daher wollen wir eine zentrale Hilfe-
hotline für soziale Problemlagen schaffen, an die sich Hilfesuchende 
wenden können. Über eine Verweisberatung sollen sie gezielt an die 
jeweils geeigneten Hilfestrukturen weitervermittelt werden. Wir wol-
len die aufsuchende Straßensozialarbeit gezielt ausbauen, um auch 
besonders schwer erreichbare und vulnerable Personengruppen 
wirksam anzusprechen und zu unterstützen. Damit wir alle Men-
schen mitnehmen, sollte die behördliche Kommunikation grundsätz-
lich auch in Einfacher Sprache erfolgen. Wir wollen alle Menschen 
erreichen und mit einbeziehen. 
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Die Sozialämter der Bezirke sind seit Jahren überlastet. Für be-
stimmte Sozialleistungen sind die Bearbeitungszeiten erheblich. 
Wir wollen die Sozialämter daher mit mehr Personal ausstatten und 
digitale Prozesse so gestalten, dass sie zu einer schnellen Hilfe für 
Bürger*innen und einer Entlastung der Beschäftigten führen.

Armut in allen ihren Dimensionen und Ausprägungen wirksam 
bekämpfen

Wir wollen Armut in allen ihren Formen und Dimensionen entschie-
den bekämpfen. Für Berlin ist dafür eine intersektionale und multi-
dimensionale Armutsanalyse in besonderer Weise relevant, weil hier 
mehrere Risikofaktoren sehr dicht beieinander aufeinandertreffen: 
Hohe Mietbelastung, überdurchschnittliche Kinderarmut, ein großer 
Anteil von Menschen mit Migrationsgeschichte sowie stark abwei-
chende Lebenslagen zwischen den Bezirken. Damit wir in die soziale 
Lage der Stadt einen umfassenden Einblick erhalten, wollen wir die 
Armuts-, Sozial- und Gesundheitsberichterstattung zusammenfüh-
ren.

Besonders besorgniserregend ist die Kinderarmut, die in Berlin weit-
aus höher ist als im Bundesdurchschnitt. Das ist nicht nur ein Prob-
lem für die Betroffenen, sondern für unsere Stadtgesellschaft insge-
samt. Arme Kinder haben schlechteren Zugang zu Bildung, geringere 
Berufschancen und weniger Möglichkeiten, das eigene Leben zu 
gestalten. Und klar ist: Die Armut der Kinder ist immer auch durch die 
Armut der Eltern bedingt und wird über Generationen weitervererbt. 
Wir treten an, um diesen Kreislauf zu durchbrechen. Für die Berliner 
Kinder und Jugendlichen wollen wir das kostenfreie Mittagessen an 
Grundschulen und das kostenfreie Schülerticket erhalten.

Niedrige Löhne und Brüche im Arbeitsleben bei gleichzeitig explo-
dierenden Mieten und anhaltend hoher Inflation führen dazu, dass 
viele lebensältere Berliner*innen von Armut betroffen sind. Auf Bun-
desebene kämpft Die Linke deshalb auch weiterhin für die Anhebung 
des Rentenniveaus zur Lebensstandardsicherung, für Mindestrenten, 
die vor Armut schützen, und für einen Mindestlohn, der existenz-
sichernde Rentenansprüche sichert. Auf Landes- und Bezirksebene 
wollen wir da, wo wir Einfluss nehmen können, die Auswirkungen von 
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Altersarmut mindern, um allen Berliner Senior*innen eine ihren Be-
dürfnissen entsprechende Lebensqualität unabhängig vom Geldbeutel 
zu ermöglichen. Aus Scham, Unwissenheit und bürokratischen Hür-
den nehmen viel zu viele Menschen Grundsicherungsleistungen, wie 
bspw. Grundsicherung im Alter oder Wohngeld, nicht in Anspruch, ob-
wohl sie ihnen eigentlich zustehen. Wir setzen uns dafür ein, dass diese 
sogenannte verdeckte Armut aufgedeckt wird und die Menschen über 
ihre Ansprüche aufgeklärt werden, damit sie sie wahrnehmen können.

Für eine lebendige und soziale Stadtgesellschaft braucht es frei zu-
gängliche öffentliche Räume, die auch für ehrenamtliches Engage-
ment nutzbar sind. Viele dieser Räume existieren bereits. Schulen, 
Bibliotheken, Jugendfreizeiteinrichtungen, Volkshochschulen oder 
andere kommunale Gebäude stehen außerhalb ihrer Öffnungszeiten 
häufig leer. Wir setzen uns daher für die Öffnung und bessere Nutz-
barmachung vorhandener Infrastruktur ein. Freie öffentliche Räume 
sollten deshalb niedrigschwellig für Vereine, Initiativen und selbst-
organisierte Gruppen zugänglich sein.

-> vgl. Kapitel „11 Kinder, Jugend, Familie“ auf Seite 175

Mobilität auch für Menschen mit weniger Geld sichern

Sicher und zügig von A nach B zu kommen, auch wenn man kein 
eigenes Auto hat, ob zur Arbeit, zur Ärztin, zur Kita oder zur 
Freizeiteinrichtung, ist ein Grundbedürfnis und Voraussetzung 
für gesellschaftliche Teilhabe. Die Tickets im öffentlichen 
Personennahverkehr sind für Menschen mit wenig Geld kaum bezahl-
bar.

Deshalb fordern wir, das Sozialticket für Berlin wieder auf 9 Euro 
abzusenken und einen Sozialrabatt nach Hamburger Vorbild für das 
Deutschlandticket für Menschen einzuführen, die Sozialleistungen 
wie Grundsicherung, Grundrente, Wohngeld oder nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz beziehen, und damit den Preis für Berechtigte 
auf 19 Euro abzusenken. Wir sind der Auffassung, dass arme Men-
schen Urlaub machen können müssen. Mit dem verbilligten Deutsch-
landticket ist es möglich, Ausflüge und Reisen zu Verwandten und 
Freund*innen zu machen. 
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Der Senat wird aufgefordert, neben der Schaffung einer digitalen 
Option zum Erwerb des Berechtigungsnachweises das alte Verfahren 
für die Beantragung des Berlinpasses über die Bürgerämter wieder 
einzuführen.

Sanktionsfreie Mindestsicherung statt Bürgergeld/Grundsiche-
rung

Die Bürgergeldreform der alten Bundesregierung hat die Grund-
sicherung im Vergleich zu Hartz IV leicht entschärft, auch wenn 
die Regelsätze nach wie vor viel zu niedrig ausfallen, um davon ein 
menschenwürdiges Leben bestreiten zu können. Aber zumindest 
mussten Betroffene nicht mehr sofort ihre Wohnung verlassen, wenn 
die Kosten dafür über der vom Jobcenter oder dem Sozialamt vor-
gegebenen Grenze lagen. Für Berlin ist das extrem wichtig, denn wer 
einmal die Wohnung verliert, findet so schnell keine neue – schon 
gar keine bezahlbare. Die neue Grundsicherung der schwarz-roten 
Bundesregierung zwingt die Menschen wieder, sofort ihre Wohnung 
zu verlassen, wenn sie als zu teuer gilt. Die Verschärfung der Sank-
tionen und die Maßgabe, zuerst in Arbeit statt in Qualifizierung zu 
vermitteln, sind nicht hilfreich und dienen nur dazu, den Druck auf 
die Arbeitsuchenden zu erhöhen und sie zur Annahme von Billigjobs 
zu zwingen.

Auf Bundesebene setzen wir uns daher für eine sanktionsfreie 
individuelle Mindestsicherung von derzeit rund 1.400 Euro inklusive 
der Wohnkosten ein; in Regionen mit hohen Mieten entsprechend 
mehr. Der Regelsatz muss mindestens 813 Euro betragen, denn 
die aktuellen Sätze sind kleingerechnet. In Berlin wollen wir unsere 
landesrechtlichen Spielräume nutzen, um die vielfältigen Probleme 
von erwerbslosen Menschen sowie anderen von Grundsicherungs-
leistungen betroffenen Menschen, wie etwa Alleinerziehenden, Men-
schen mit Behinderungen, Geflüchteten oder älteren Personen, die 
Leistungen nach dem SGB II, SGB XII oder AsylbLG beziehen, weiter 
in den Blick zu rücken. Einige wenige Bezirke haben bereits Om-
budsstellen sowie Clearingstellen nach § 16a SGB II eingerichtet. 
Die Clearingstellen sind ein Erfolgsmodell. Als Hilfelotsinnen, ange-
dockt ans Jobcenter und doch unabhängig davon, nehmen sie den 
ganzen Menschen in den Blick. Sie vermitteln freiwillig, sanktions-
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frei und respektvoll in Sucht- und Schuldner*innenberatungsstellen. 
Sie unterstützen bei Miet- und psychosozialen Problemlagen oder 
bei der Sicherung der Kinderbetreuung. Von ihrer Vermittlungs-
leistung profitieren die Leistungsberechtigten und die Jobcenter 
gleichermaßen.

In den Jobcentern selbst brauchen wir bessere Betreuungsschlüssel, 
damit Leistungsbeziehende optimal unterstützt werden. Die digitalen 
Portale der Jobcenter müssen barrierefrei für alle zugänglich sein.

Deshalb braucht es auch einen Zugang zu digitalen Endgeräten, die 
Leistungsberechtigte nutzen können, wenn sie keine eigenen haben.

Wir gewährleisten, dass die Beratung zum Bildungs- und Teilhabe-
paket dauerhaft als verlässlicher Bestandteil der sozialen Infra-
struktur des Landes Berlin fortgeführt wird. Um allen Kindern und 
Jugendlichen den Zugang zu den ihnen zustehenden Leistungen 
zu ermöglichen, wird das bestehende Beratungsangebot niedrig-
schwellig, mehrsprachig, wohnortnah und flächendeckend weiter 
ausgebaut. Ziel ist es, eine stabile, berlinweite Unterstützungsstruk-
tur zu etablieren, die allen Kindern gleiche Bildungs- und Teilha-
bechancen eröffnet – unabhängig von der sozialen Situation ihrer 
Familien.

Wohnraumverlust verhindern und Wohnungslosigkeit beenden

Bis 2030 will der schwarz-rote Senat genauso wie die Bundesregie-
rung und die EU die Obdach- und Wohnungslosigkeit in Berlin über-
wunden haben. Tatsächlich steigt die Wohnungslosigkeit aufgrund 
der verantwortungslosen Politik von Bund und Land. Viele Menschen 
verlieren ihre Wohnung, weil sie die steigenden Mieten nicht mehr 
bezahlen können, weil sie gesundheitliche Probleme haben, auf-
grund von Erwerbslosigkeit oder Trennungen. Auch immer mehr Kin-
der und Jugendliche in Berlin sind von Wohnungslosigkeit betroffen. 
Eine neue Wohnung zu einem bezahlbaren Preis zu finden, ist reine 
Glückssache. Zugleich leben immer mehr Menschen immer länger 
in der behördlichen Unterbringung nach dem Allgemeinen Sicher-
heits- und Ordnungsgesetz (ASOG), weil sie keinen Weg zurück in 
eine eigene Wohnung finden. 
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Um Wohnraum zu erhalten und Wohnungslosigkeit anzugehen, 
braucht es einen Kurswechsel in der Wohnungsnotfall- und Woh-
nungspolitik. Das Prinzip Housing First – zuerst eine Wohnung – soll 
dabei Leitmotiv sein.

Die Strategiekonferenz zur Wohnungslosenhilfe, in der sich die Ver-
waltungen von Land und Bezirken mit den Sozialverbänden und 
den Selbstorganisationen der Wohnungslosen vernetzen und 
gemeinsam arbeiten, werden wir wieder zu einer zentralen und 
ständigen Einrichtung machen, um den Prozess des Abbaus von 
Wohnungslosigkeit bis 2030, also quasi bis übermorgen, zu be-
schleunigen.

Gemeinsam mit Menschen, Organisationen, Behörden, Sozial- und 
Gesundheitsdiensten, Ehrenamt und Nachbarschaften wollen wir die 
Strategiekonferenzen zu einem solidarischen Bündnis Berlin aus-
bauen, um neue Ideen und Perspektiven zur Vermeidung und zum 
Abbau von Wohnungslosigkeit zu entwickeln. Eine Stadt, die solida-
risch handelt, zeigt jedem Menschen: Du bist gesehen, du bist ein 
Teil der Gesellschaft. Dabei stehen das Prinzip der kurzen Wege und 
ein ganzheitlicher Ansatz im Mittelpunkt: schnelle und unbürokrati-
sche Unterstützung, Wohnen und Arbeiten. Das sind die drei Säulen, 
die es Menschen in Not ermöglichen, wieder in ein selbstbestimmtes 
Leben zurückzufinden.

Zentral ist die Vermeidung von Wohnungslosigkeit. Wir wollen Mie-
ten regulieren und Wohnungsbau zu bezahlbaren Preisen (siehe 
dazu das Wohnungs- und Mietenkapitel). Da es zu wenig bezahl-
bare Wohnungen gibt, brauchen wir verbindliche und höhere Ver-
mietungsquoten bei der Neu- und Wiedervermietung von landes-
eigenen Wohnungen und bei öffentlich geförderten Wohnungen 
für Menschen, die einen Wohnberechtigungsschein haben. An 
Menschen, die von Wohnungslosigkeit betroffen sind, sollen zudem 
gezielt 10 Prozent der neu bzw. wieder zu vermietenden Wohnungen 
der landeseigenen und geförderten Wohnungen mietpreis- und 
belegungsgebunden vermietet werden. Mit dem Sicher-Woh-
nen-Gesetz werden wir auch große private Vermieter in die Pflicht 
nehmen, 10 Prozent der bezahlbaren Wohnungen an Menschen in 
besonderen Wohnungsnotlagen zu vermieten. 
 



119

Den Geschützten Wohnungsmarkt werden wir ausweiten. Damit hal-
ten die landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften und einige weni-
ge private gezielt Wohnungen für wohnungslose Menschen vor. Wir 
wollen eine Quote für die Vermittlung von wohnungslosen Familien 
in das Geschützte Marktsegment einführen, damit Familien prioritär 
vermittelt werden. Zudem wollen wir die Landeseigenen Wohnungs-
unternehmen (LWU) sowie große gewerbliche Vermieter dazu ver-
pflichten, auch größere Wohnungen für das GMS bereitzustellen.

Eine realistische Regelung zu den Kosten der Unterkünfte ist 
zwingend

Für jeden Menschen sind die eigenen vier Wände enorm wichtig. Um 
Wohnungslosigkeit zu vermeiden und auch das Zuhause für sozial-
leistungsbeziehende Menschen zu erhalten, werden wir die Richt-
werte in der sogenannten AV Wohnen dem realen Mietgeschehen 
anpassen. Denn die jetzigen Richt- bzw. Grenzwerte haben mit realen 
Mietkosten nichts zu tun und das ist politisch gewollt. Dieser Senat 
ist ein Armutstreiber. Wir fordern, dass die Berechnungsmethode 
zur Bestimmung der Angemessenheitsgrenzen für Wohnkosten den 
tatsächlichen Mietmarkt realitätsnah abbildet. Niemand soll gezwun-
gen werden, die Miete letztlich aus dem Regelbedarf und damit aus 
dem ohnehin leeren Kühlschrank zu finanzieren. Die vom Senat be-
schlossene Streichung der Beiträge für Mieter*innenvereinigungen 
für Leistungsbeziehende werden wir zurücknehmen. Menschen im 
Leistungsbezug müssen sich gegen dreiste Vermieter*innen wehren 
können.

Wir wollen höhere Zuschläge auf die Richtwerte für Unterkunfts- und 
Heizkosten, wenn es betroffenen Menschen nur so möglich ist, eine 
neue Wohnung anzumieten oder ihre Wohnung zu behalten.

Mit der sogenannten Erprobungsklausel in der AV Wohnen steht 
Berlin eigentlich ein wirksames Instrument zur Verfügung, um woh-
nungslose oder von Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen schnel-
ler in eigenen Wohnraum zu vermitteln. Sie erlaubt Ausnahmen von 
den normalen Grenzwerten der AV Wohnen. Leider findet die Erpro-
bungsklausel bisher kaum Anwendung. Die Erprobungsklausel ist so 
weiterzuentwickeln, dass Menschen eine Wohnung mieten können, 
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wenn die Miete geringer ist als die Kosten der Unterbringung in einer 
Gemeinschaftsunterkunft. Wir wollen die Erprobungsklausel ver-
stetigen und weithin bekannt machen. Das bringt mehr Menschen 
in eigene Wohnungen und spart Geld. Denn die Unterbringung in 
Wohnungsloseneinrichtungen ist teilweise doppelt so teuer.

Die sozialen Wohnhilfen in den Bezirken brauchen mehr Personal 
und bessere digitale Verfahren, um wohnungslosen und von Woh-
nungslosigkeit bedrohten Menschen schnell und wirksam helfen zu 
können. Wir lehnen Räumungen in die Wohnungslosigkeit ab. Um 
Wohnungslosigkeit zu vermeiden bzw. zu beenden, müssen die 
Hilfen zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten (soge-
nannte 67er-Hilfen) gestärkt werden. Wir wollen unnötige Zugangs-
hürden zu den 67er-Hilfen abschaffen und auch Menschen mit kom-
plexen Problemlagen den Zugang zu den 67er-Hilfen ermöglichen. 
Wir wollen das Modellprojekt der Justizverwaltung wieder aufneh-
men. Betroffene, denen eine Zwangsräumung droht, sollen über eine 
persönliche Klagezustellung beraten und an Hilfsangebote vermit-
telt werden. Zwangsräumungen in die Obdachlosigkeit durch die 
Landeseigenen Wohnungsunternehmen wollen wir untersagen.

Instrumente wie das unter linker Mitregierung eingeführte „Hou-
sing First“ haben sich als wirksam erwiesen. Dabei bekommt ein*e 
Wohnungslose*r eine Wohnung, wenn die Mietzahlung durch das 
Jobcenter oder das Sozialamt gesichert ist. Ein Zuhause ist die wich-
tigste Voraussetzung, um gesundheitliche oder berufliche Probleme 
überhaupt angehen zu können. 
 
 
Die teuerste und elendste Variante zur Vermeidung von Obdachlo-
sigkeit ist die ordnungsrechtliche Unterbringung von wohnungslosen 
Menschen nach dem Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetz 
(ASOG). Deshalb werden wir dafür sorgen, dass alle Unterkünfte 
vertraglich gebunden und qualitätsgesichert sind. Das bedeutet, 
dass Mindeststandards an persönlich verfügbarem Platz für die Be-
wohnenden, an Kinderschutzmaßnahmen, Hygiene, Verpflegung, 
Privatsphäre sowie Angeboten psychosozialer Begleitung vorhanden 
sind und den Betroffenen ein niedrigschwelliges Angebot in Schuld-
ner*innen- und Suchtberatung, Hilfe bei Behördengängen oder 
Unterstützung bei der Wohnungssuche eröffnet wird. 
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Für die vorübergehende Unterbringung von wohnungslosen Familien 
mit minderjährigen Kindern wollen wir in Berlin ausreichend weitere 
ASOG-Unterkünfte schaffen, die auf die Unterbringung von woh-
nungslosen Familien spezialisiert sind und in denen genügend Per-
sonal für Beratung und Unterstützung zur Verfügung steht – ebenso 
wie für weitere vulnerable Gruppen. Um das umzusetzen, muss das 
Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten und Unterbringung per-
sonell und organisatorisch ertüchtigt werden.

Wir wollen eine Quote für die Vermittlung von wohnungslosen Fa-
milien im Geschützten Wohnungsmarkt einführen, damit Familien 
prioritär vermittelt werden. Zudem wollen wir die Landeseigenen 
Wohnungsunternehmen (LWU) sowie große gewerbliche Vermieter 
dazu verpflichten, auch größere Wohnungen für das GMS bereitzu-
stellen.

Die ganzjährigen und ganztägigen 24/7-Unterkünfte, in denen woh-
nungslose Menschen erst einmal zur Ruhe kommen und sich neue 
Perspektiven erschließen können, wollen wir ausbauen.

Die Kältehilfe von Oktober bis April werden wir weiter absichern und 
qualitativ zur „Kältehilfe plus“ weiterentwickeln, die Beratungsange-
bote und professionelle Hilfestellung beinhaltet. Der Anteil von roll-
stuhlgerechten Kältehilfeeinrichtungen wollen wir deutlich ausbauen. 
Auch in der warmen Jahreszeit braucht es jedoch niedrigschwellige 
Anlaufstellen für obdachlose Menschen. Daher soll auch ein Teil der 
Kältehilfeplätze ganzjährig erhalten werden und die Notunterbrin-
gung sowohl organisatorisch als auch finanziell besser gesteuert 
werden. Die Hitzehilfe und die aufsuchende Sozialarbeit von Men-
schen, die auf der Straße leben, wollen wir stärken.

Hierzu braucht es auch „Safe Places“ als sichere Orte, die vor Ge-
walt, widrigen Wetterbedingungen und akuten Stresssituationen 
schützen und gleichzeitig die Grundlage für Vertrauen, Stabilität und 
den Aufbau sozialer Kontakte bieten. Solche Angebote bieten eine 
Zwischenstation und helfen, den Teufelskreis von Verdrängung, Un-
sicherheit und Isolation zu durchbrechen.

Das Bedürfnis nach Schutz, Ruhe und Rückzug ist universell. Auch 
wer im öffentlichen Raum lebt, hat ein Recht auf Würde und Pri-
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vatsphäre. Temporäre Rückzugsorte – z. B. kleine Wohneinheiten, 
Schutzcontainer oder betreute Einzelräume – sind kein Luxus, son-
dern menschenrechtliche Notwendigkeit.

Bibliotheken, Bürgerämter, Krankenhäuser, aber auch Schwimm-
bäder oder Parks könnten bewusst saisonal als „Safe Spaces“ für 
obdachlose Bürger*innen mitgedacht werden.

Wir setzen uns gegen defensive Architektur ein. Öffentliche Anla-
gen, wie Plätze, Parks und darauf befindliche Sitz- und Liegeflächen, 
dürfen nicht so gestaltet werden, dass bestimmte Nutzungen wie 
langes Aufhalten und Schlafen unterbunden werden.

Digitale Teilhabe für alle – menschlich, gerecht und inklusiv

Digitalisierung kann das Leben erleichtern, Wissen zugänglich ma-
chen und Demokratie stärken – wenn sie sozial gerecht gestaltet 
wird. Für uns als Linke ist digitale Teilhabe ein Grundrecht und Teil 
der öffentlichen Daseinsvorsorge. Niemand darf ausgeschlossen 
werden – weder aus Mangel an Geräten noch an Kenntnissen oder 
Einkommen.

Schon heute wird digitale Teilhabe vielerorts gelebt: Öffentliche 
Bibliotheken stellen Computer, Internetzugang und Serviceangebote 
bereit, Stadtteilzentren bieten digitale Sprechstunden und zahlreiche 
Ehrenamtliche unterstützen Senior*innen, Geflüchtete oder Familien 
beim Einstieg in die digitale Welt. Auch Volkshochschulen und zivil-
gesellschaftliche Initiativen leisten wichtige Arbeit, um digitale Kom-
petenzen zu vermitteln und Hürden abzubauen. Diese Orte bilden 
das Fundament einer solidarischen Digitalgesellschaft und müssen 
langfristig gefördert und besser ausgestattet werden.

Wir wollen eine Digitalisierung, die niemanden ausschließt und einen 
modernen, leistungsfähigen Staat stärkt, der Bürger*innen auf allen 
Wegen erreicht – digital und persönlich. Verwaltung, Bildung, Kultur 
und soziale Angebote müssen sowohl online als auch vor Ort zu-
gänglich sein, mit klaren Ansprechpartner*innen und barrierefreien 
Lösungen. Besonders Kinder und Jugendliche aus armutsbetroffe-
nen Familien sowie Menschen, die von Rentenarmut betroffen sind, 
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brauchen gezielte Unterstützung: Zugang zu Geräten, stabile Inter-
netverbindungen, Lernorte und persönliche Hilfsangebote, damit sie 
ihre Chancen auf Bildung, gesellschaftliche Teilhabe und Selbstbe-
stimmung wahrnehmen können.

Inklusion

In Berlin leben viele Menschen mit Behinderungen. Wir setzen uns 
dafür ein, dass alle Berliner*innen selbstbestimmt leben können, auf 
dem Arbeitsmarkt, in Schule, Sport, Gesundheit, Mobilität und allen 
weiteren Lebensbereichen. Grundlage unseres Handelns ist die UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-BRK).

Barrierefreiheit und Teilhabe sind für uns in allen politischen Ent-
scheidungen selbstverständlich. Menschen mit Behinderungen 
sollen aktiv an der Gestaltung von Politik beteiligt sein. Wir sorgen 
dafür, dass politische Gremien barrierefrei zugänglich sind, etwa 
durch barrierefreie Übertragungen der Sitzungen der Bezirksver-
ordnetenversammlungen (BVV) und der Ausschusssitzungen des 
Abgeordnetenhauses (AGH). Wir unterstützen die Arbeit des Berliner 
Behindertenparlaments und sichern die Finanzierung langfristig ab.

Zudem wollen wir den Anteil von Menschen mit Behinderungen in 
politischen Gremien wie den BVV und dem AGH erhöhen und die da-
für notwendigen Rahmenbedingungen schaffen. Dazu gehört, dass 
notwendige Assistenzleistungen, die Menschen mit Behinderungen 
für die Ausübung von Ehrenämtern benötigen, finanziert werden und 
eine Rechtsgrundlage geschaffen wird, um Selbstvertreter*innen mit 
Behinderungen für die Gremienarbeit angemessen zu entschädigen.

Die Nutzung des Persönlichen Budgets im Arbeitgeber*innenmodell 
schafft für die Nutzenden einen großen Gewinn an Selbstbestimmt-
heit. Wir wollen die persönliche Assistenz im Arbeitgeber*innen-
modell auf Basis des abgeschlossenen Tarifvertrags daher erhalten, 
erleichtern und perspektivisch sogar ausbauen. Dafür müssen die 
Assistent*innen genauso gut bezahlt werden wie ihre Kolleg*innen, 
die bei Assistenzdiensten angestellt sind.
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Wir treiben die Fortschreibung des Maßnahmenplans zur UN-Behin-
dertenrechtskonvention konsequent voran, prüfen die Vereinbarkeit 
des Berliner Landesrechts mit der UN-BRK und setzen die Ergebnis-
se des Normenkontrollverfahrens konsequent und systematisch 
um. Alle Senatsverwaltungen sollen sich systematisch mit den 
Ergebnissen des Berliner Teilhabeberichts auseinandersetzen.

Für den Sonderfahrdienst (SFD) braucht es einen bedarfsorientier-
ten Ausbau. Die gestaffelten Eigenanteile für Fahrten mit dem SFD 
sowie für Taxifahrten, die über das Taxikonto erstattet werden sollen, 
entfallen. Den maximalen Erstattungsbetrag für Taxifahrten, die über 
das Taxikonto erstattet werden, wollen wir erhöhen. Es muss dauer-
haft abgesichert sein, dass mobilitätseingeschränkte Menschen 
sowie Menschen mit kognitiven Behinderungen auch dann am ÖPNV 
teilnehmen können, wenn bspw. Aufzüge an Haltestellen nicht zur 
Verfügung stehen.

Inklusiver Arbeitsmarkt

In den letzten Jahren hat sich wenig in Richtung eines tatsächlich 
inklusiven Arbeitsmarktes getan. Grund dafür ist auch, dass In-
klusion nach wie vor nicht wirklich als Querschnittsthema über alle 
politischen Verantwortungsbereiche gelebt wird. Wir wollen daher 
eine gesamtstädtische ressortübergreifende Initiative für bessere 
Arbeitsmarktinklusion starten. 
Der öffentliche Dienst in Berlin muss auch hier mit gutem Beispiel 
vorangehen. Wir wollen den Anteil von Menschen mit Behinde-
rungen in Ausbildungs- und Beschäftigungsverhältnissen in der 
Berliner Verwaltung deutlich erhöhen. Dafür müssen bestehende 
Zugangsbarrieren weiter abgebaut, mehr barrierefreie Arbeitsplätze 
geschaffen und alle Dienstgebäude barrierefrei um- und ausgebaut 
sowie ein Mentalitätswandel in der Verwaltung herbeigeführt wer-
den. Landeseigene Unternehmen müssen zudem ihre Vorbildfunk-
tion wahrnehmen und die gesetzliche Beschäftigungsquote für 
Menschen mit Behinderungen vollständig erfüllen. Wir werden nicht 
dulden, dass die Ausgleichsabgabe von öffentlichen Arbeitgebern in 
Berlin länger als bequemer Ersatz für echte Inklusion genutzt wird. 
Stattdessen soll sie gezielt für barrierefreie Arbeitsplätze, Qualifizie-
rung und Assistenz eingesetzt werden. 
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Wir wollen das Vergaberecht gezielt nutzen, um die Beschäfti-
gung von Menschen mit Behinderungen und Inklusionsbetriebe zu 
stärken. Dafür werden wir die sozialen Kriterien im Berliner Aus-
schreibungs- und Vergabegesetz ausbauen und die Schaffung zu-
sätzlicher Arbeits- und Ausbildungsplätze für Menschen mit Behin-
derungen ausdrücklich zum Vergabekriterium machen. Öffentliche 
Aufträge sollen verstärkt an Inklusionsbetriebe gehen, damit gute 
Beispiele sichtbar werden und echte Teilhabe am Arbeitsmarkt ge-
fördert wird.

Werkstätten für Menschen mit Behinderungen (WfbM) wollen wir so 
weiterentwickeln, dass sie ihrer Aufgabe der Vermittlung in den ers-
ten Arbeitsmarkt nachkommen. Auf Bundesebene setzen wir uns 
dafür ein, dass auch in den WfbM der Mindestlohn gezahlt wird. Die 
Arbeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt hat für uns immer Vor-
rang. Wir nutzen alle Möglichkeiten des Landes, die Nutzung des 
Budgets für Arbeit, Unterstützter Beschäftigung, Assistierter Ausbil-
dungen, von Jobcoaching etc. zu erleichtern. Wir sorgen dafür, dass 
kein Arbeits- oder Ausbildungsverhältnis an der Berliner Bürokratie 
scheitert, und setzen uns auf Bundesebene für Erleichterungen im 
Sinne der Menschen mit Behinderungen ein.

Wir setzen uns für einen umfassenden Gewaltschutz für Menschen 
mit Behinderungen in gemeinschaftlichen Wohnformen ein. Die 
gesetzlichen Regelungen sollen so verbessert werden, dass Gewalt-
prävention verbindlich verankert, Schutzkonzepte umgesetzt und 
regelmäßige externe Überprüfungen sichergestellt werden. Ins-
besondere sollen Frauenbeauftragte in diesen Wohnformen etab-
liert und Menschen mit Behinderungen aktiv an der Gestaltung von 
Schutzmaßnahmen beteiligt werden.

Barrierefreies Bauen und Wohnen

Eine wirklich inklusive Stadt ermöglicht allen Menschen ein selbstbe-
stimmtes Leben in der eigenen Wohnung. Dafür braucht es barriere-
freie Wohnräume, barrierearme Wohnumfelder, verlässliche Assis-
tenzsysteme und wirksame Unterstützungsdienste. Deshalb wollen 
wir den Anteil barrierefreier und barrierearmer Wohnungen in Berlin 
deutlich ausbauen. Dazu setzen wir auf eine Investitionsoffensive für 
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sozialen und gemeinwohlorientierten Wohnungsbau, der von Beginn 
an barrierefreie und inklusive Wohnangebote schafft. Öffentliche 
Mittel, ob Investitionen, Förderprogramme oder Vergaben, müssen 
konsequent an Barrierefreiheit gekoppelt werden. Wir wollen eine 
zentrale Stelle zur Vermittlung von barrierefreiem Wohnraum schaf-
fen, damit der bestehende barrierefreie Wohnraum an die Menschen 
vermittelt wird, die auch tatsächlich einen Bedarf haben.

Stadtentwicklung und Baupolitik sollen sich klar auf die Schaffung 
inklusiver, umfassend barrierefreier Stadtquartiere ausrichten. Unser 
Ziel sind lebendige Nachbarschaften, in denen Menschen mit und 
ohne Behinderungen gleichberechtigt und am jeweiligen Sozialraum 
orientiert zusammenleben, nach dem Prinzip des „Designs für alle“ 
gemäß Artikel 2 der UN-Behindertenrechtskonvention. Denn echte 
Inklusion stärkt die Lebensqualität aller.
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08 Gesundheit und Pflege

Planvoll und gut arbeiten für eine gesunde Stadt

Sorge für die Gesundheit aller ist eine gesellschaftliche Errungen-
schaft. Krankheit, körperliche und geistige Beeinträchtigungen ma-
chen abhängig. Diese Abhängigkeit darf nicht ausgebeutet werden. 
Verschwenderische Fehlversorgung durch Fallpauschalen, Profitori-
entierung und Gewinnentnahme widersprechen dem Anspruch eines 
wirtschaftlichen Ressourceneinsatzes sowie einer bedarfsgerechten 
Gesundheitsversorgung. Das Abgeben politischer Verantwortung 
an privatwirtschaftliche Mechanismen gleicht im Gesundheitswesen 
einer Kapitulation vor den Aufgaben, die eine alternde Gesellschaft 
mit sich bringt, und gehört rückgängig gemacht.

Gesundheitsfürsorge als öffentliche Daseinsvorsorge soll allen 
Menschen unabhängig von ihren individuellen Voraussetzungen ein 
erfülltes, selbstbestimmtes Leben und gesellschaftliche Teilhabe 
ermöglichen. Sie muss unabhängig von privatwirtschaftlichen Er-
wägungen partizipativ, demokratisch, transparent und nach wissen-
schaftlichen Erkenntnissen organisiert sein.

Eine bedarfsgerechte, intersektorale Planung der interprofessio-
nellen gesundheitlichen und pflegerischen Versorgung muss die 
Grundlage werden. Sie darf keine Fortschreibung der gegenwärtigen 
verzerrten Versorgungsrealität bleiben, sondern muss sich nach 
dem Bedarf der Bevölkerung richten. Eine an der sozialräumlichen 
Struktur der Stadt ausgerichtete Erhebung von planungsrelevanten 
Gesundheitsdaten ist eine Voraussetzung. Sie hilft, Versorgungsde-
fizite aufzuzeigen und politischen Druck zu mobilisieren. Bezirkliche 
Gesundheitsstrukturen und vor allem der Öffentliche Gesundheits-
dienst müssen dabei eine wichtige Rolle spielen.

Sozialer Status entscheidet nicht nur über Zugang zur Gesundheits-
fürsorge. Die Spaltung der Gesellschaft wiederholt sich innerhalb der 
gesundheitlichen Institutionen.
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Wir wollen die Ausbildung in Pflege- und Heilberufen ebenso fördern 
wie das Studium der Medizin. Der persönliche soziale Hintergrund 
soll über den Berufsweg möglichst wenig entscheiden und dem 
Fachkräftemangel muss entgegengewirkt werden. Ausbildungs- und 
Arbeitsbedingungen in den Gesundheitsberufen wollen wir ver-
bessern – für mehr Professionalität, Verantwortlichkeit und tariflich 
gesicherte Arbeitsbedingungen.

Gesundheit entsteht im Alltag – durch gute Wohnverhältnisse, Bil-
dung, Gemeinschaft, gutes Aufwachsen und Altern, Sicherheit und 
Gute Arbeit. Die politischen Rahmenbedingungen müssen so gestal-
tet werden, dass individuelle soziale Determinanten keinen Nachteil 
für die Gesundheit bedeuten.

Statt überwiegend auf die Behandlung von Krankheiten zu setzen, 
muss der Fokus stärker auf Prävention und insbesondere Verhältnis-
prävention gelegt werden – also auf die Gestaltung gesund machen-
der und gesundheitserhaltender Lebensverhältnisse.

Öffentlicher Gesundheitsdienst, Prävention und 
Gesundheitsförderung

Wir wollen einen starken Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) als 
dritte Säule der gesundheitlichen Versorgung. Dies erfordert auch 
Initiativen zu bundesgesetzlichen Kompetenzerweiterungen des 
ÖGD.

Die Gesundheitsämter in Land und Bezirken sind erst mit der Pan-
demie wieder ins Licht der politischen Aufmerksamkeit gerückt. Es 
kommt ihnen ein sozialkompensatorischer und subsidiärer Versor-
gungsauftrag von der Geburt bis ans Lebensende und eine grund-
sätzliche Bedeutung für ein funktionierendes Gesundheitssystem 
zu – laut Gesetz nicht nur für die Aufsicht über alle Einrichtungen des 
Gesundheitswesens, sondern auch für Prävention, Gesundheitshilfen 
und Betreuung in besonderen Lebenslagen oder bei psychischen 
Erkrankungen sowie für eine übergreifende und gerechte Gesund-
heitsplanung. Gesundheitsämter sollen mehr Möglichkeiten zur Dia-
gnostik und Therapie bekommen, wo die etablierten Strukturen nicht 
ausreichen oder versagen. 
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Diese umfassenden Aufgaben können mit den derzeitigen Ausstat-
tungen an Personal und Infrastruktur nicht annähernd erfüllt werden, 
zumal der „Pakt für den ÖGD“, durch den die Gesundheitsämter 
durch Bundesmittel seit 2021 gestärkt wurden, im Jahr 2026 ersatz-
los ausläuft. Wir wollen eine Offensive für den ÖGD, die alle gesetz-
lichen Aufgaben mit Stellen und Infrastruktur absichert sowie offene 
Stellen besetzt.

Wir schlagen vor, die Attraktivität des ÖGD für Gesundheitspersonal 
zu steigern, auch über eine Änderung des Zulassungsrechts zu den 
Berliner Hochschulen für Psychologie, Medizin und Soziale Arbeit.

Angesichts sinkender Impfquoten fordern wir eine Intensivierung der 
Kampagnen. Die Nutzung von Vorsorge-, Zahn- und Einschulungs-
untersuchungen sowie Impfberatung und -durchführung wollen wir 
verstärken.

Wir halten an den Zielen der Initiative Fast Track Cities (FTC) fest. 
Wir fordern eine verlässliche Finanzierung der Berliner Infrastruktur 
gegen HIV/AIDS. Prävention und Behandlung müssen für alle zu-
gänglich sein – auch für Geflüchtete. Jede Person soll Zugang zu 
Medikamenten zur Präexpositionsprophylaxe (PrEP) und antiretrovi-
raler Therapie haben. Diskriminierung und Stigmatisierung wollen wir 
konsequent bekämpfen. Um den Kampf gegen HIV besser zu koordi-
nieren, streben wir einen ressortübergreifenden Berliner Aktionsplan 
unter Mitwirkung des FTC-Netzwerks an.

Ein besonderes Augenmerk legen wir auf die gesundheitlichen Fol-
gen von Wohnungslosigkeit und Armut: Armutsprävention ist Ge-
sundheitsvorsorge.

Die bestehenden Strukturen zur medizinischen Versorgung von 
Obdach- und Wohnungslosen in Berlin sind durch viel Engagement 
und Eigeninitiative entstanden – und in hohem Maße angewiesen auf 
Spenden und ehrenamtliches Engagement. In Arztpraxen und Kran-
kenhäusern fehlen oft die Zeit und die Möglichkeiten, sich angemes-
sen mit diesen Patient*innen zu beschäftigen. Das Recht auf Zugang 
zu gesundheitlicher Versorgung kann für Obdachlose und Menschen 
ohne Krankenversicherung derzeit nicht ausreichend gesichert wer-
den. Zu viele fallen durch das Netz. 
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Unser Ziel ist es, niedrigschwellige Angebote zur Erstversorgung 
der spezifischen Bedarfe von obdachlosen Menschen, zur Prä-
vention, aber auch zur Versorgung von chronischen Krankheiten zu 
erarbeiten. Wir wollen zwei Versorgungszentren für obdach- und 
wohnungslose Menschen finanzieren, in denen speziell geschulte 
Ärzt*innen, Pfleger*innen sowie Therapeut*innen und Sozialarbei-
ter*innen tätig sind. In diesen können alle Versorgungsleistungen 
erbracht werden, für die kein stationärer Aufenthalt notwendig ist. 
Neben fachärztlichen und zahnmedizinischen Leistungen sind das 
etwa Beratung bei psychischen und Suchterkrankungen, aber auch 
Unterstützung bei Hygiene, Vorbereitung zur stationären Aufnah-
me, Labordiagnostik sowie die Verzahnung mit anderen Angeboten 
des Hilfesystems. Die Zentren können bestehende Versorgungs-
angebote absichern und ausbauen. Wir wollen auch Programme zur 
aufsuchenden gesundheitlichen Versorgung für Unversicherte und 
Wohnungslose sowie andere vulnerable Gruppen einrichten.

Marginalisierte Gruppen stoßen im Gesundheitssystem auf viele 
Hindernisse – von Diskriminierung bis zur fehlenden Barrierefreiheit. 
Wir setzen uns für Fortbildungen gegen rassistische, sexistische, 
antisemitische oder ableistische Diskriminierung ein, für barrierefreie 
Praxisräume und ein Lots*innensystem für Gesundheitsangebote.

Im Rahmen des Berliner Gesundheitsdienstgesetzes (GDG) wollen 
wir die subsidiäre und sozialkompensatorische Gesundheitsför-
derung, Suchthilfe und psychiatrische Versorgung für Kinder und 
Jugendliche sowie für Erwachsene ausweiten auf Möglichkeiten 
zur Übernahme von Diagnostik und Therapie, auch zulasten der 
gesetzlichen Krankenversicherung, insbesondere in den Regionen 
und Fachgruppen, in denen die Kassenärztliche Vereinigung ihrem 
Sicherstellungsauftrag nicht nachkommt. Das gemeinsame Landes-
gremium nach § 90a SGB V wollen wir ermutigen, in diesem Sinne 
auf den Zulassungsausschuss einzuwirken.

Ambulante Versorgung – übersichtlich und erreichbar

Die ambulante Versorgung in Deutschland ist sehr intransparent 
und schlecht koordiniert. Patient*innen – insbesondere diejenigen 
mit den größten Belastungen – haben große Probleme, zum pas-



131

senden Angebot zu kommen. Gerade Primärversorgungsstrukturen 
können sinnvoll die Versorgung mit Lebensweltbezug umsetzen. 
Aber auch hier drängen immer mehr kommerzialisierte Angebote 
herein.

Traditionelle unternehmerische Einzel- und Gemeinschaftspraxen 
(Berufsausübungsgemeinschaften, kurz: BAG) stehen neben profit-
orientierten medizinischen Versorgungszentren (MVZ) und ambu-
lanten Kliniken. Bis ein Verbot Investor*innen-betriebener MVZ auf 
Bundesebene kommt, setzen wir auf die Durchsetzung des Berliner 
Heilberufekammergesetzes, das derzeit noch nicht-ärztliche Lei-
tung ausschließt.

In vielen Bezirken herrscht ein zunehmender Mangel an nahezu al-
len Gesundheitsberufen. Monatelange Wartezeiten, kurz gehaltene 
Termine und fehlende Kontinuität oder Hausbesuche mindern die 
Versorgungsqualität. Die Beschäftigten sind zunehmend von der 
Krise der ambulanten Versorgung betroffen. Ihre Belastung nimmt 
immer weiter zu, sodass das Fehler- und Krankheitsrisiko steigt 
und die Arbeitszufriedenheit sinkt.

Im Rahmen einer sektorenübergreifenden Gesundheitsplanung 
wollen wir das Landesgremium nach § 90a SGB V sinnvoll erweitern 
– etwa um Vertreter*innen der Bezirke und der Patient*innen – und 
zu einem verbindlichen Vereinbarungs- und Steuerungsgremium 
entwickeln. Hierzu fordern wir eine Bundesratsinitiative zur Reform 
des § 90a SGB V.

Gesundheitszentren gegen die Unter- und Fehlversorgung

Die bestehende Förderung gemeinnütziger multiprofessioneller 
Gesundheitszentren z. B. im Rahmen von Sorgezentren, in denen 
nicht nur Hausärzt*innen, sondern je nach regionalen Bedarfen 
auch weitere Professionen wie Gemeindepflege (Community Health 
Nurse), Psychotherapeut*innen, Sozial- und Suchtberatung und 
Fachärzt*innen verschiedener Richtungen unter einem Dach und 
aus einer Hand zu finden sind, wollen wir fortsetzen und ausbauen. 
Der Ärzt*innenmangel bei Haus-, Kinder- und Fachärzt*innen dul-
det keinen Aufschub. Wir wollen ein Sonderprogramm zum Aufbau 
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von medizinischen Versorgungszentren (MVZ) in öffentlicher Hand 
oder gemeinnütziger Trägerschaft, um das Problem in den unterver-
sorgten Teilen der Stadt und insbesondere im Osten Berlins konkret 
anzugehen. In der Gesundheitsverwaltung wird dazu eine Stabsstel-
le eingerichtet, die mit der Umsetzung des Sonderprogramms zum 
Aufbau von MVZ in öffentlicher oder gemeinnütziger Trägerschaft 
befasst ist. Zu dem Sonderprogramm zählen folgende Maßnahmen:

Zur Bekämpfung der Unterversorgung mit Haus- und Fachärzt*innen 
sowie Psychotherapeut*innen bringen wir im Sinne des § 90a SGB 
V Bezirke, Krankenhausträger und Kassenärztliche Vereinigung an 
einen Tisch, um die Einrichtung von kommunalen, landeseigenen 
und gemeinnützigen MVZ der Grundversorgung zu beschleunigen. 
In dem landeseigenen Gesundheitsunternehmen Vivantes (oder dem 
Tochterunternehmen Vivantes MVZ) wird eine Taskforce eingerich-
tet, um die Anforderungen und Bedarfe zur erfolgreichen Einrichtung 
von MVZ in landeseigener Trägerschaft mit Ausrichtung auf die 
Primärversorgung zu prüfen. Für solche MVZ in landeseigener Trä-
gerschaft sowie für mögliche kommunale MVZ wird ein Sonderfonds 
zur Anschubfinanzierung aus dem Landeshaushalt bereitgestellt. Für 
nicht-öffentliche, aber gemeinnützige Träger setzen wir uns für eine 
gemeinsame Anschubfinanzierung durch das Land und die Kassen-
ärztliche Vereinigung ein.

Gerade die Außenbezirke brauchen mehr Haus- und Fachärzt*innen. 
Dafür müssen auch ausreichend barrierefreie und bezahlbare Praxis-
räume bereitgestellt werden. Teilweise leer stehende oder sanie-
rungsbedürftige landeseigene Immobilien mit Praxisräumen müssen 
prioritär ertüchtigt werden, damit diese Räume für die ambulante 
Versorgung wieder zur Verfügung stehen.

Um die notwendigen Räume zu erschließen, prüfen wir auch die Nut-
zung und Umwidmung leer stehender Gewerbeflächen. Die Landes-
eigenen Wohnungsunternehmen werden verpflichtet, Einrichtungen 
der Gesundheitsversorgung bei jeder Planung mitzudenken. Die bau-
rechtlichen Möglichkeiten, im Rahmen von Genehmigungsverfahren 
Praxisräume verpflichtend einzuplanen, werden ausgeschöpft. Wir 
unterstützen Praxisraumbörsen, die es bereits in Treptow-Köpenick 
und Marzahn-Hellersdorf gibt, und prüfen einen Gewerbemietende-
ckel für Einrichtungen der Primärversorgung.
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Community Health Nursing stärken

Community Health Nurses können eine wichtige Rolle in der 
wohnortnahen Gesundheitsversorgung spielen. Sie arbeiten 
im Sozialraum, beraten Menschen zu gesundheitlichen Fragen, 
unterstützen bei chronischen Erkrankungen und helfen dabei, 
gesundheitliche Risiken frühzeitig zu erkennen. Gerade für ältere 
Menschen, Menschen mit komplexem Unterstützungsbedarf oder 
Menschen mit eingeschränktem Zugang zum Gesundheitssystem 
können Community Health Nurses eine wichtige Brücke zur medi-
zinischen Versorgung sein. Wir wollen deshalb Modellprojekte für 
Community Health Nursing ausbauen und diese Perspektive stärker 
in kommunale Gesundheitszentren und lokale Versorgungsstruktu-
ren integrieren.

Wir begrüßen Weiterbildungen und Studiengänge hier sehr und set-
zen uns für eine Förderung dieser ein.

Versorgung von Menschen mit ME/CFS, Long Covid und Post 
Vac sicherstellen

Die medizinische Versorgung für nicht-transportfähige Patient*in-
nen mit ME/CFS, Long Covid und Post Vac wollen wir verbessern: 
Barrierefreie Zugänge wie Hausbesuche oder Telemedizin müssen 
angeboten werden. Eine Aufklärungskampagne inklusive Infekti-
onsschutz als Prävention ist nötig, da es bisher im Gesundheitssys-
tem an der Anerkennung der Krankheit und Fortbildungen mangelt.

Die bestehenden Angebote zur speziellen Versorgung von Long-
Covid-Erkrankten wollen wir unterstützen und ausbauen, da die 
Kapazitäten dem Bedarf nicht gerecht werden. 
 
 
Wir setzen uns für Forschungsförderung ein, die der Schwere, der 
Häufigkeit und dem Forschungsrückstand bei ME/CFS angemessen 
ist und die die Verfügbarkeit von Medikamenten zum Ziel hat.
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Apotheken und Versorgungssicherheit

Die Zahl der Berliner Apotheken sank binnen zehn Jahren um 20 
Prozent, trotz Bevölkerungswachstums. Die Arzneimittelversorgung 
verschlechtert sich: 97 Prozent der Praxen berichten über Liefer-
probleme. In einigen Bezirken schloss jede vierte Apotheke. Die 
Linke fordert den Erhalt wohnortnaher Apotheken und ihre stärkere 
Einbindung in Versorgungsstrukturen. Wir setzen uns für den Aus-
bau der Ausbildungskapazitäten für Pharmazeut*innen und PTA 
und auf Bundesebene für die Anpassung der Vergütungsstrukturen 
ein.

Krankenhäuser für die Menschen, nicht für den Erlös

Mehrere Krankenhäuser in Berlin stehen vor der Schließung. Nicht 
etwa, weil ihre Versorgungsrelevanz geprüft und die Häuser für 
entbehrlich befunden worden wären, sondern weil sie ihren Trä-
gern als wirtschaftlich unrentabel erscheinen. Statt planvoller und 
bedarfsorientierter Steuerung entscheiden einzelne Anbieter nach 
ihren ökonomischen Kennzahlen, welche Abteilungen und welche 
Häuser wachsen oder schließen.

Öffentliche Verantwortung statt Kommerzialisierung von 
Krankenhäusern

Die Krankenhausreform im Bund führt nicht zu der versprochenen 
Entkommerzialisierung oder Entbürokratisierung. Konkret heißt es 
weiterhin: In rentablen Bereichen wird ein Überangebot aufgebaut, 
während unterfinanzierte Notaufnahmen überlaufen und Abtei-
lungen für Geburtsmedizin, Kinderheilkunde oder Palliativmedizin 
fehlen oder geschlossen werden. Von den Beschäftigten hören wir, 
wie der Erlösdruck am Krankenbett wirkt: Frühzeitige Entlassungen 
in überforderte häusliche Strukturen und zu überforderten pflegen-
den Angehörigen, Auswahl von Patient*innen nach Erlöserwartung, 
überfordertes, unzureichend ausgebildetes und schlecht angeleite-
tes Personal. Patient*innen geht mit Recht das Vertrauen verloren, 
dass die Krankenhäuser in ihrem Interesse handeln. Wir setzen uns 
daher im Bund weiter für eine echte Überwindung des Systems der 
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Fallpauschalen (Diagnosis Related Groups, kurz: DRGs) ein und ver-
suchen im Land, die Arbeit am Bett von deren Wirkung zu isolieren.

Zwischen dem ermittelten Investitionsbedarf der Berliner Kranken-
häuser und den tatsächlich verfügbaren Mitteln klafft eine kumu-
lative Lücke von Hunderten Millionen Euro. Krankenhäuser erwirt-
schaften ihre Infrastrukturinvestitionen aus den Erlösen, die für 
die Behandlung von Patient*innen gedacht sind. Die Folge: hoher 
Druck auf die Beschäftigten, marode Gebäude und Fehlversorgung. 
Das darf nicht sein. Wir wollen, dass das Land seiner gesetzlichen 
Verpflichtung zur Krankenhausfinanzierung im erforderlichen Um-
fang nachkommt.

Investitionsfinanzierung des Landes ausbauen, Krankenhaus-
planung auf Bedarfe orientieren

Wir werden die vom jetzigen Senat verursachten Kürzungen nicht 
nur zurücknehmen, sondern die Krankenhausinvestitionen auf ein 
bedarfsgerechtes Niveau steigern. Dazu prüfen wir die Nutzung 
neuer Finanzierungsmodelle und die ausgeweitete Nutzung des 
Sondervermögens Klima und Infrastruktur. Wir sind für projekt-
bezogene Finanzierung statt pauschaler Mittelvergabe. Besonders 
dringende Investitionen wie bspw. in die Psychiatrien im Kran-
kenhaus Hedwigshöhe sowie im Urbankrankenhaus wollen wir 
schnellstmöglich angehen. Wir wollen das Jüdische Krankenhaus 
Berlin als vollwertiges Krankenhaus erhalten – am besten in Koope-
ration mit der öffentlichen Hand.

Die anstehende Krankenhausreform auf Bundesebene gibt den 
Ländern die Verantwortung, welche Leistungen in welchen Kran-
kenhäusern angeboten werden. Berlin muss diese Chance nutzen, 
um dem Marktversagen eine starke, demokratische Planung ent-
gegenzusetzen.

Kommunalisierung und Demokratisierung von Krankenhäusern

Krankenhäuser sind Teil der Daseinsvorsorge und gehören nicht in 
die Hände renditeorientierter Investor*innen. Wir stehen klar zum 
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Ausbau unserer kommunalen Träger Charité und Vivantes. Wir 
streben die Rekommunalisierung an, wo Private sich aus der Ver-
antwortung ziehen und Häuser oder Abteilungen aufgeben und 
Qualitäts- und Personalstandards unterlaufen. Die Rechtsform 
kommunaler Häuser muss öffentliche Transparenz und demokrati-
sche Kontrolle sichern – statt GmbH-Logik und Geschäftsgeheim-
nisse. Dafür wollen wir die in öffentlicher Trägerschaft befindli-
chen Krankenhäuser von Charité und Vivantes umstrukturieren: 
Wir setzen auf gemeinwohlorientierte Organisationsstrukturen 
mit klarer Verantwortlichkeit: Planungs- und Leitungsgremien, in 
denen Beschäftigte, Patient*innenvertretungen, Bezirksvertre-
ter*innen, das Land und der Öffentliche Gesundheitsdienst mit-
entscheiden.

Ziel ist eine Krankenhausorganisation, die Entscheidungen wis-
senschaftlich, fürsorglich und im Interesse der Patient*innen trifft 
– nicht im Interesse von Bilanzen.

Wir setzen uns für die bessere Ausstattung von Krankenhäusern 
mit Stationsapotheker*innen ein.

Psychische Gesundheit in der Metropole

Alle Menschen sollen die psychotherapeutische und psychiatri-
sche Versorgung bekommen, die sie benötigen. In der ambulan-
ten Psychotherapie kommt es zu langen Wartezeiten auf einen 
Therapieplatz. Wenn gesetzlich Versicherte bei Psychothera-
peut*innen mit Kassensitz keinen Termin bekommen, können sie 
ins Kostenerstattungsverfahren gehen – allerdings werden diese 
oft abgelehnt. Die Linke setzt sich dafür ein, die bundesweit 2400 
fehlenden Kassensitze gemäß GBA-Studie anteilig für Berlin zu 
schaffen. Zusätzlich soll eine Stelle eingerichtet werden, die für 
Aufsicht, Aufklärung und Dokumentation über gestellte Kosten-
erstattungsverfahren zuständig ist und neue Bedarfsplanungen 
anstößt. Möglich wäre dies über eine Sonderzulassung.

Pilotprojekte wie aufsuchende Therapie sollen ältere und immobi-
le Menschen wohnortnah versorgen. Bürokratie soll durch niedrig-
schwellige Angebote, Versorgungsverbünde und Clearingstellen 
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abgebaut werden und wissenschaftlich anerkannte Verfahren 
sollen in Modellprojekten gefördert werden.

Wir fordern eine möglichst gewaltfreie Psychiatrie, am Genesungs-
grad orientierte Aufenthaltsdauern und die Rückführung ausgelager-
ter Therapiebereiche.

Sozialpsychiatrische Versorgung mit Tageskliniken, psychiatrische 
Institutsambulanzen und stationsäquivalente Behandlungen müs-
sen flächendeckend gegeben sein. Kriseninterventionszentren mit 
Kurzzeitaufnahme, Notfall-Chats und aufsuchenden Hilfen sollen 
in jedem Bezirk eingerichtet werden. Der Berliner Krisendienst soll 
stabil finanziert und ausgebaut werden.

Psychosoziale Kontakt- und Beratungsstellen sollen in jedem Bezirk 
mit Einzel- und Gruppenberatung, Workshops und Teilhabe am All-
tagsleben bestehen. Multiprofessionelle Teams mit Psychiatrieerfah-
renen sollen Alltagsunterstützung sowie aufsuchende Hilfen leisten 
und zur Vernetzung aller beteiligten Institutionen beitragen.

Einsamkeit ist ein gesellschaftliches Problem mit psychischen und 
physischen Folgen. Die Linke fordert eine*n Einsamkeitsbeauftrag-
te*n in jedem Bezirk.

Psychische Gesundheit soll durch Unterricht oder Projektwochen 
fester Bestandteil der schulischen Bildung werden, um Kinder und 
Jugendliche über Erkrankungen, Versorgung und Therapieformen 
aufzuklären, Resilienz zu fördern und Stigmatisierung zu verringern.

Die Linke setzt sich dafür ein, dass Kliniken mehr Plätze für Psycho-
therapeut*innen in Weiterbildung nach PsychThApprO bereitstellen. 
Psychotherapeut*innen in Ausbildung sollen eine angemessene Aus-
bildungsvergütung erhalten.

Wohnen, Teilhabe und Arbeit sollen durch den Ausbau von betreu-
tem Wohnen und psychiatrischer Einzelfallhilfe gesichert werden. 
Klient*innenbezogene Arbeits- und Betätigungsfelder wie niedrig-
schwellige Freizeitangebote sowie Tätigkeiten in z. B. Werkstätten 
oder in nachhaltigen Bauernhöfen sollen gefördert werden. 
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Psychische Belastungen sollen in die Arbeitsstättenverordnung auf-
genommen, regelmäßige Kontrollen durchgeführt und Gesundheits-
förderung verbindlich umgesetzt werden. Arbeitgeber sollen stärker 
in die Verantwortung genommen werden und Beschäftigte sollen bei 
Maßnahmen zur Verbesserung mit einbezogen werden.

Angebote für traumatisierte Menschen sollen gefördert, Fachper-
sonal traumaspezifisch weitergebildet und mehrsprachige Versor-
gungsstrukturen ausgebaut werden.

Die Versorgung von Menschen mit Psychosen wollen wir unbedingt 
verbessern – nicht zuletzt durch eine Ausstattung und Vernetzung 
der sozial-psychiatrischen Dienste.

Geschlechtersensible Forschung und Versorgung sollen gefördert, 
spezialisierte Angebote für trans*, inter* und nicht-binäre Personen 
ausgebaut und Gendergerechtigkeit in Diagnostik, Therapie und Prä-
vention sichergestellt werden.

Die räumlichen und personellen Bedingungen im Krankenhaus des 
Maßregelvollzugs müssen dringend verbessert werden. Wir wollen 
schnellstmöglich einen Erweiterungsbau in die konkrete Umsetzung 
bringen. Langfristig wollen wir Alternativen zum Maßregelvollzug 
schaffen.

Gute Arbeit in allen Gesundheitsberufen

Die Arbeit im Gesundheitswesen ist von Personalmangel, Arbeits-
zeitverdichtung und hoher physischer wie psychischer Belastung 
geprägt, während Lohn und gesellschaftliche Wertschätzung unzu-
reichend bleiben. Streben nach Gewinnmaximierung und Sparzwän-
ge verschlechtern die Bedingungen weiter, Verantwortung wird auf 
zu wenige verteilt. Das begünstigt Fehler und gefährdet Patient*in-
nen.

Um die Attraktivität der Gesundheitsberufe zu steigern, unterstützen 
wir den Kampf um bessere Gehälter, insbesondere für Berufsein-
steiger*innen, sowie um verbindliche Standards für Personalquoten 
in Einrichtungen. Outsourcing, das zu Zwei-Klassen-Löhnen führt, 



139

lehnen wir ab und kämpfen für die Eingliederung ausgelagerter Be-
reiche wie bei der Charité Facility Management und den Töchtern 
von Vivantes. Wir werden mit einem trägeroffenen Fonds für Gute 
Arbeit Krankenhausträger bei der Umsetzung guter Arbeits- und 
Tarifbedingungen fördern.

Arbeitnehmer*innenrechte müssen bereits in der Ausbildung ver-
mittelt werden. Für Fachkräfte aus dem Ausland wollen wir Inte-
grationsangebote und ein Beratungsportal zu rechtlichen Fragen 
schaffen. Prekäre Arbeitsverhältnisse, etwa von internationalen 
Pflegekräften in Privathaushalten, müssen einen verbindlichen recht-
lichen Rahmen bekommen.

Die Pflegepersonalregelung 2.0 (PPR 2.0) ist ein wichtiger Schritt. 
Wir setzen uns deshalb für verbindliche Personalbemessung in 
allen Bereichen ein, in denen Patient*innen versorgt werden. Unser 
Ziel sind eine messbar bessere pflegerische Versorgung, sichere 
Arbeitsbedingungen und größtmögliche Transparenz gegenüber 
Patientinnen und Patienten.

Modellstudiengänge in Physio- und Ergotherapie müssen an Hoch-
schulen gesichert und gefördert werden.

Eine Eins-zu-eins-Betreuung von Schwangeren und Gebärenden, 
auch bei Fehlgeburt oder Abbruch, soll durch bessere Personal-
schlüssel statt Lohneinbußen ermöglicht werden.

Zur Notfallversorgung wollen wir Gewaltprävention, Erste-Hilfe-
Schulungen an Schulen und Sensibilisierung der Bevölkerung, um 
den Rettungsdienst zu entlasten. Angesichts der drohenden Versor-
gungskrise unterstützen wir gewerkschaftliche Initiativen.

Gesundheitsberufe müssen auch für junge Menschen attraktiver 
werden. Ausbildungsbedingungen sollen verbessert, Weiterbildungs-
möglichkeiten ausgebaut und akademische Perspektiven gestärkt 
werden.

Die Linke Berlin steht zum Ausbau des Berliner Bildungscampus für 
Gesundheitsberufe (BBG) am Standort des ehemaligen Wencke-
bach-Klinikums. 
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Wir brauchen eine bessere Erfassung der Arbeitsbedingungen ins-
besondere in der ambulanten Versorgung und eine Verbesserung für 
die hier Beschäftigten mit angemessener Entlohnung und Tarifver-
trägen in bisher ungeregelten Bereichen sowie besseren Bedingun-
gen in Therapiepraxen und der ambulanten Pflege.

Beschäftigte im Gesundheitswesen sehen sich vermehrt Gewalt aus-
gesetzt. Gewalt im Gesundheitswesen betrifft uns alle. Wir wollen 
deshalb Präventionsprogramme und Schutzkonzepte für Einrichtun-
gen im Gesundheitswesen ausbauen. Gleichzeitig braucht es eine 
gesellschaftliche Sensibilisierung für Gewalt gegen Beschäftigte im 
Gesundheitswesen.

Ein sicheres Arbeitsumfeld ist Voraussetzung für gute medizinische 
Versorgung.

Pflege bezahlbar machen – Angehörige entlasten

Die stetig steigenden Eigenanteile in der stationären Pflege belasten 
Bewohnerinnen und Bewohner von Pflegeeinrichtungen zunehmend. 
Auch im ambulanten Bereich können mit Pflegegeld und Sachleis-
tungsbudgets immer weniger Leistungen eingekauft werden. Das 
führt zu einer Überforderung der pflegenden Angehörigen und zu 
einer Unterversorgung der Pflegebedürftigen. Entlastende Angebote 
wie Kurzzeit- und Tagespflegeplätze sind vielerorts Mangelware. Es 
braucht daher eine grundlegende Wende in der Pflegepolitik. 
Wir wollen, dass das Land seiner Verantwortung bei der Finanzie-
rung der Investitionskosten in vollstationären Pflegeeinrichtungen 
nachkommt. Daher setzen wir uns für die Einführung eines Pflege-
wohngelds ein, dass die Heimbewohner*innen unmittelbar entlastet. 
Zudem streben wir an, den Anteil öffentlich getragener Pflegeein-
richtungen deutlich zu erhöhen.

Das Land Berlin soll sich darüber hinaus im Bundesrat dafür einset-
zen, dass die Eigenanteile bundesweit sinken. Langfristig setzen wir 
uns auf Bundesebene für eine solidarische Pflegevollversicherung 
ein, die Pflegebedürftige und ihre Angehörigen entlastet.
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Die Mitwirkungsmöglichkeiten von Heim- und Bewohner*innenbei-
räten werden wir stärken und sicherstellen, dass ihnen die hierfür 
notwendigen Arbeitsmittel zur Verfügung stehen.

Als unabhängige Beratungs- und Vermittlungsstellen übernehmen 
die Pflegestützpunkte eine zentrale Lotsenfunktion im komplexen 
System der Pflege-, Sozial- und Gesundheitsdienste. Wir wollen die 
Pflegestützpunkte daher weiter ausbauen. Ergänzend wollen wir ein 
Pflegenottelefon nach Hamburger Vorbild etablieren, das insbeson-
dere nachts und am Wochenende, wenn etablierte Strukturen nicht 
erreichbar sind, Beratungs- und Vermittlungsleistungen übernimmt.

Zur besseren Unterstützung pflegender Angehöriger bauen wir die 
Kurzzeitpflege aus und schließen Versorgungslücken in der Tages-
pflege. Die Linke Berlin setzt den „Landespflegeplan 2025“ konse-
quent um und treibt eine verbindliche Landespflegestrukturplanung 
auf Landes- und Bezirksebene voran. Zentral sind für uns kieznahe, 
bedarfsgerechte Versorgungsangebote, lokale Netzwerke und die 
Entlastung pflegender Angehöriger. Modellprojektergebnisse wie 
vom „Runden Tisch Pflege“ in Treptow-Köpenick greifen wir auf, um 
Strukturen der bezirklichen Pflegeplanung stadtweit zu entwickeln.

Gender und Gesundheit
Frauengesundheit, körperliche Selbstbestimmung und ge-
schlechtssensible Medizin

Die Gesundheit von Frauen und FLINTA* wird in Medizin, Forschung 
und Versorgung noch nicht ausreichend berücksichtigt. Auch in der 
Verteilung von Forschungsgeldern zeigt sich eine strukturelle Schief-
lage, da frauenspezifische Gesundheitsthemen weiterhin deutlich 
unterfinanziert sind.

Wir setzen uns deshalb für eine geschlechtssensible Medizin ein, die 
Forschung zu Erkrankungen wie Endometriose, Polyzystisches Ovarial-
syndrom und Lipödem ausbaut, geschlechtsspezifische Studien bei 
Medikamentenzulassungen verbindlich macht und dieses Wissen in 
Lehre, Ausbildung und Praxis verankert. Um die Versorgung zu ver-
bessern, wollen wir das Berliner Endometriosezentrum stärken und ein 
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Pilotprojekt entwickeln, das multimodale Schmerztherapie systema-
tisch in die Behandlung von Betroffenen einbezieht. Zur Stärkung der 
Frauengesundheit soll in Berlin jährlich eine Fachtagung ausgerichtet 
werden.

Um struktureller Misogynie entgegenzuwirken, müssen Ausbildungs-, 
Fort- und Weiterbildungsinhalte aller medizinischen Berufe moderni-
siert und um verpflichtende Sensibilisierungen ergänzt werden, die 
sowohl in Krankenhäusern als auch in Praxen stattfinden. Zudem sollen 
Erste-Hilfe-Kurse künftig stärker vermitteln und trainieren, wie lebens-
rettende Maßnahmen bei Frauen und FLINTA* anzuwenden sind.

Selbstbestimmung über den eigenen Körper ist ein Grundrecht. Wir 
setzen uns deshalb auf Bundesebene für die Streichung des § 218 
StGB ein und werden hierzu eine entsprechende Gesetzesinitiative in 
den Bundesrat einbringen. Wir treten für die Abschaffung des Bera-
tungszwangs und der dreitägigen Wartefrist bei Schwangerschafts-
abbrüchen ein. Schwangerschaftsabbrüche sollen in allen Plankran-
kenhäusern mit gynäkologischen Abteilungen durchgeführt werden 
können und die Kosten müssen von den Krankenkassen übernommen 
werden. Zusätzlich fordern wir einen erleichterten und selbstbestimm-
ten Zugang zu Sterilisationen.

Auch nach sexualisierter Gewalt muss die medizinische Versorgung 
verbessert werden. Die anonyme und vertrauliche Spurensicherung 
muss in Berlin flächendeckend, dezentral und rund um die Uhr ver-
fügbar sein.

Menstruation darf kein Tabuthema sein. Wir setzen uns für die Ent-
stigmatisierung der Menstruation und für eine wirksame Bekämpfung 
von Menstruationsarmut ein. Dazu sollen Menstruationsprodukte in 
allen öffentlichen Einrichtungen kostenfrei zur Verfügung stehen.

Wir setzen uns dafür ein, dass für Frauen mit Suchtmittelabhängig-
keiten suchtakzeptierende Unterstützungsangebote geschaffen 
werden und dass wohnungslose Frauen Zugang zu sicheren und 
geeigneten Unterkünften erhalten.
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Gesundheitsversorgung für trans* Personen verbessern

Trans* Personen stoßen im Gesundheitssystem häufig auf große 
Hürden. Lange Wartezeiten, bürokratische Verfahren und fehlende 
spezialisierte Angebote erschweren den Zugang zu notwendiger 
medizinischer Versorgung.

Wir wollen deshalb die medizinische Versorgung für trans* Personen 
in Berlin verbessern und spezialisierte Angebote stärken. Wir fordern 
daher mehr Therapieplätze bei qualifizierten Psychotherapeut*innen, 
einen erleichterten Zugang zu Hormontherapien sowie eine unkom-
plizierte Kostenübernahme geschlechtsangleichender Maßnahmen 
durch die Krankenkassen. 

Transspezifische Gesundheitskompetenz soll stärker in der Ausbil-
dung von medizinischem Personal verankert werden, um Diskrimi-
nierung abzubauen und die Qualität der Versorgung zu verbessern.

Klima und Gesundheit

Die Klimakrise hat direkte Auswirkungen auf die Gesundheit. So 
kommt es u. a. zu einer Zunahme hitzebedingter Erkrankungen, 
Atemwegserkrankungen durch Luftverschmutzung oder zur Aus-
breitung neuer Infektionserkrankungen. Besonders betroffen sind 
vulnerable Gruppen wie Kinder, ältere Menschen und Menschen mit 
prekären Wohn- und Arbeitsverhältnissen sowie Menschen, die sich 
kaum vor diesen Belastungen schützen können. Um Hitzeperioden 
wirksam zu begegnen, braucht es abgestimmte Hitzeaktionspläne – 
auf Landes- und Bezirksebene sowie für Einrichtungen wie Kranken-
häuser und Pflegeheime.

Es bedarf Initiativen, die den Ressourcenverbrauch im Gesundheits-
system reduzieren, ohne die Versorgungsqualität zu beeinträchti-
gen. Ziel ist ein Gesundheitssystem, das Versorgungssicherheit mit 
ökologischer und ökonomischer Nachhaltigkeit vereint. Wir setzen 
uns für die energetische Sanierung und den klimaneutralen Umbau 
von Kliniken, Pflegeeinrichtungen und Gesundheitszentren ein und 
möchten den klimatischen Fußabdruck des Gesundheitswesens ver-
ringern.
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Digitalisierung im Gesundheits- und Pflegebereich

Gesundheitsdaten von Patient*innen sind begehrt und werden zu-
nehmend zur Ware. Gleichzeitig eröffnen digitale Anwendungen 
neue Chancen für Diagnostik, Pflege und Therapie. Die Linke setzt 
sich dafür ein, dass die Möglichkeiten für Versorgung und Gesund-
heitsplanung genutzt werden und gleichzeitig der persönliche 
Schutz gewahrt bleibt. Krankenhausinformationssysteme müssen 
sich daran messen lassen, dass die Daten vor Zugriffen durch Unbe-
fugte sicher sind und einen versorgungsbezogenen Austausch von 
Patient*innendaten zwischen den Institutionen ermöglichen. 
 
Krankenhäuser, Arztpraxen, Pflegeeinrichtungen und Gesundheits-
ämter sollen besser miteinander vernetzt werden, z. B. bei der Be-
kämpfung von Infektionskrankheiten oder zur Kontrolle der Trink-
wasserqualität. Damit alle Beteiligten sehen können, wie moderne 
digitale Lösungen funktionieren, sollen in Berlin Orte entstehen, an 
denen man solche Technik ausprobieren kann. Digitalisierung muss 
ein integraler Bestandteil der Ausbildung in allen Gesundheitsberu-
fen werden.

Drogenpolitik

Wir stehen für eine grundlegend andere Drogenpolitik. Wir nutzen 
alle Spielräume, um in Berlin eine verantwortungsvolle Drogenpolitik 
umzusetzen, die Drogenkonsum nicht kriminalisiert und Konsumie-
rende nicht stigmatisiert, sondern versucht, die gesundheitlichen 
und sozialen Risiken für die Konsumierenden zu reduzieren.

Auf Bundesebene werden wir uns für eine weitreichende Reform 
des Betäubungsmittelgesetzes einsetzen, welches für Konsumieren-
de legale Bezugsmöglichkeiten für bisher illegalisierte Substanzen 
schafft.

Diese Bezugsmöglichkeiten dürfen nicht profitorientiert sein und 
müssen mit Aufklärung, Jugendschutz und Prävention einhergehen.

Der in Berlin erfolgreich durchgeführte Ausbau von Drogenkonsum-
räumen sorgt nicht nur für mehr gesundheitlichen Schutz für die 
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Konsumierenden, sondern entlastet ebenso die vom Drogenkonsum 
belasteten Orte. Insbesondere der Crackkonsum im öffentlichen 
Raum stellt eine Herausforderung für Anwohner*innen, Parknut-
zer*innen und Gewerbetreibende dar. Um diesem Phänomen ad-
äquat begegnen zu können, setzen wir uns für innovative Konzepte 
der niedrigschwelligen Drogenhilfe ein, etwa durch Inhalationsräume 
für Crackkonsum nach dem Vorbild der Schweiz. Die strikte Ver-
folgung des Mikrohandels trägt zur Kriminalisierung von Konsumie-
renden bei und schadet daher mehr, als sie nutzt. Das werden wir 
ändern. 
 
Angebote zur Suchtprävention und Aufklärung sowie zur Sucht- und 
Drogenhilfe werden wir verstetigen und ausbauen, um die ge-
sellschaftliche Teilhabe von Menschen mit Suchterkrankungen zu 
fördern. Bedarfsorientierte ambulante Therapieangebote werden wir 
ausbauen. Psychosoziale sowie sozialpädagogische Betreuungs-
angebote für Abhängige müssen weiterentwickelt und der niedrig-
schwellige Zugang zur Substitutionsbehandlung vorangetrieben 
werden.

Die Linke Berlin setzt sich dafür ein, dass die Genehmigungspraxis 
für Cannabis-Anbauvereine in der Stadt vereinfacht wird. Die bis-
herigen rechtlichen Rahmenbedingungen sind äußerst komplex und 
stellen eine große Herausforderung für die ehrenamtlich tätigen Ver-
eine dar, der Verwaltungsaufwand ist mit der maximalen Größe von 
500 Mitgliedern je Verein nur äußerst schwer vereinbar. Dass der 
gemeinsame Konsum von Cannabis in einem Cannabis-Anbauverein 
verboten ist, ist absurd und dieses Verbot muss abgeschafft wer-
den. Das Vereinsleben in Cannabis-Anbauvereinen muss gestärkt 
und nicht verhindert werden. Wir setzen uns dafür ein, dass das 
Land Berlin Beratungsangebote für in Gründung befindliche Vereine 
anbietet.

Das Drug-Checking-Projekt ist ein Erfolgsmodell hinsichtlich des Ge-
sundheitsschutzes der Konsumierenden und der Transparenz über 
die im Umlauf befindlichen Substanzen. Darum setzen wir uns für 
den Ausbau der aktuell zu knappen Kapazitäten ein, für ein mobiles 
Drug-Checking-Angebot sowie für die Ausweitung auch auf Drogen-
konsumräume. Wir möchten ein Drug Checking für alle! 
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Eine entstigmatisierende Politik rettet Leben. Ein entsprechender 
Paradigmenwechsel hat daher oberste Priorität. In Berlin sind dafür 
erfolgreiche progressive Ansätze entwickelt worden, die wir wieder 
aufnehmen und weiterführen werden. Drogenkonsum gehört zur ge-
sellschaftlichen Realität. Daher fordert Die Linke eine evidenzbasier-
te und menschenwürdige Drogenpolitik.

Militarisierung im Gesundheitswesen

In Berlin wird das Gesundheitswesen kriegstüchtig gemacht. Ge-
sundheitsarbeiter*innen werden dabei als menschliche Ressourcen 
verplant. Im Rahmenplan zur zivilen Verteidigung Krankenhaus wird 
bereits heute der Umbau des Berliner Gesundheitswesens nach 
militärischen Maßstäben vorangetrieben. Im Bündnis- oder Vertei-
digungsfall soll die Versorgung des Militärs Vorrang vor der Berliner 
Bevölkerung haben.

Die Linke fordert, die Versorgung nach sozialen und bedarfsgerech-
ten Kriterien zu strukturieren, nicht nach Kriegslogik. Wir lehnen die 
Beteiligung der Berliner Gesundheitseinrichtungen an Übungen für 
den Kriegsfall ab. Die Gesundheitsberufe müssen der Erhaltung des 
Friedens dienen, nicht der Kriegsvorbereitung.
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09 Senior*innenpolitik

Gutes Leben im Alter

Als Stadt für die Menschen muss Berlin auch ein Zuhause für die 
fast eine Million Bewohner*innen sein, die älter als 60 Jahre sind. 
Davon ist diese Stadt durch die gegenwärtige Politik des CDU/
SPD-Senats immer weiter entfernt. Wohnungen fehlen für alle – für 
die Älteren jedoch vor allem barrierefreier und gleichzeitig bezahl-
barer Wohnraum. Immer mehr ältere Menschen sind durch hohe 
Miet- und Heizkosten alternativlos von Wohnungsverlust bedroht. 
Eine angemessene medizinische Versorgung ist in manchen Teilen 
der Stadt nur noch eingeschränkt gegeben, die Wege zum Arzt 
oder zu Ärztin werden teurer und länger. Im öffentlichen Raum 
fehlen Sitzmöbel, fußläufig erreichbare Lebensmittelmärkte schlie-
ßen. S-Bahnen, Busse und Bahnen fallen aus oder stehen im Stau. 
Pflegeleistungen sind Mangelware. Immer mehr ältere Menschen 
verarmen, werden so vom sozialen Leben abgeschnitten und ver-
einsamen.

Altersarmut wirksam bekämpfen

Niedrige Löhne und Brüche im Arbeitsleben bei gleichzeitig explo-
dierenden Mieten und anhaltend hoher Inflation führen dazu, dass 
viele lebensältere Berliner*innen, insbesondere Frauen, von Armut 
betroffen sind – und es werden immer mehr. Die geplanten Ein-
schnitte bei der Grundsicherung werden diese Entwicklung noch 
verstärken. Das nehmen wir nicht hin. Auf Bundesebene kämpft 
Die Linke deshalb auch weiterhin für die Anhebung des Renten-
niveaus zur Lebensstandardsicherung, für Mindestrenten, die vor 
Armut schützen, und für einen Mindestlohn, der existenzsichernde 
Rentenansprüche sichert. Auf Landes- und Bezirksebene wollen wir 
eigenständige Maßnahmen etablieren, um die Auswirkungen von 
Altersarmut zu mindern und eine gute Lebensqualität zu sichern. 
Dazu gehört für uns, eine flächendeckende, verbindlich geregelte 
soziale Infrastruktur aus Stadtteilzentren, Beratungsstellen, Kiez-
clubs, Senior*innentreffs, Mobilitätsdiensten usw. in allen Bezirken 
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bedarfsgerecht auszubauen, auch in neuen Wohnquartieren. Dafür 
müssen die notwendigen Investitionsmittel bereitgestellt werden.

Gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen: ein Altenhilfestruktur-
gesetz für Berlin

Dafür, aber auch damit individualrechtliche Ansprüche der Alten-
hilfe unabhängig vom individuellen Geldbeutel endlich bezirksüber-
greifend wahrgenommen werden können, kämpft Die Linke schon 
seit Jahren für die Schaffung eines Altenhilfestrukturgesetzes zur 
landesgesetzlichen Ausgestaltung von § 71 SGB XII. Die Linke wird 
dieses Gesetz zu einem politischen Schwerpunkt machen, unver-
züglich ein Gesetzgebungsverfahren auf der Grundlage des Ent-
wurfes des Berliner Landesseniorenbeirates aus dem Jahr 2023 auf 
den Weg bringen und alle nötigen finanziellen Mittel bedarfsgerecht 
bereitstellen. Wir fordern verbindliche Kriterien und Regelungen für 
soziale Infrastruktur und damit vergleichbarere Lebensbedingungen 
für lebensältere Berliner*innen in allen Bezirken.

Politische Teilhabe stärken: Ehrenamt und Mitbestimmung

Wir wollen die rechtliche Stellung der Senior*innenvertretungen 
stärken und in allen Bezirken einheitlich umsetzen. Dazu gehört ein 
Antrags- und Rederecht in allen BVVen, aber auch eine entspre-
chende Ausstattung mit Ressourcen. Dazu werden wir das Senioren-
mitwirkungsgesetz endlich novellieren. Um die Wahlbeteiligung zu 
erhöhen, wollen wir die Wahlen gemeinsam mit denen zum Abgeord-
netenhaus durchführen. Hinderliche Widersprüchlichkeiten zwischen 
Seniorenmitwirkungs- und Bezirksverwaltungsgesetz werden wir 
beseitigen. Für die ehrenamtliche Arbeit in den Senior*innenvertre-
tungen wollen wir gezielt mehr Senior*innen mit Migrationsgeschich-
te gewinnen.

Beratungsangebote ausbauen

Für Die Linke ist prioritär, die „Berliner Hausbesuche“ flächende-
ckend in allen Kiezen Berlins auszurollen, um auf diese Weise allen 
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interessierten Senior*innen Hilfestellung zu ermöglichen und gleich-
zeitig Versorgungsbedarfe zu erfassen. Wir wollen das Projekt so 
weiterentwickeln, dass auch die besonders sensible Phase des 
Ruhestandseintritts besser unterstützt wird. Dafür werden wir die fi-
nanziellen Mittel erhöhen und mehr qualifiziertes Personal gewinnen, 
z. B. durch eine bessere Bezahlung. Wir wollen sie zudem mit an-
deren aufsuchenden Angeboten abstimmen, insbesondere mit den 
bezirklichen Sozialkommissionen. Diese wollen wir durch verstärkte 
Öffentlichkeitsarbeit bekannter machen und sie außerdem mit mehr 
Kompetenzen versehen sowie eine bessere Ausstattung prüfen. Zu-
dem wollen wir den Ausbau mehrsprachiger Angebote unterstützen. 
Langfristig verfolgen wir das Ziel, Beratungen für Senior*innen aus 
einer Hand und verstärkt aufsuchend anzubieten.

Verlässliche Kommunikation ermöglichen – digital und analog

Inklusion bedeutet für uns, dass niemand zurückgelassen werden 
darf, auch diejenigen nicht, die bisher keinen Zugang zu digita-
ler Kommunikation gefunden haben. Wir setzen uns deshalb dafür 
ein, dass es auch für Menschen, die digitale Medien nicht nutzen 
können oder wollen, zuverlässige und ausreichend Möglichkeiten 
geben muss, z. B. ihre Verwaltungsangelegenheiten auf anderen 
Zugangswegen zu erledigen: durch persönliche Vorsprache, auf 
telefonischem oder schriftlichem Weg oder durch die Etablierung 
von Assistent*innen in den Bürgerämtern. Wir wollen darüber hinaus 
auch weiterhin gezielt Angebote für Senior*innen fördern, die sie 
zum Umgang mit digitalen Angeboten befähigen und/oder sie bei 
der Nutzung unterstützen.

Keine Altersdiskriminierung

Die Linke kämpft gegen jede Form der Diskriminierung aus Alters-
gründen. Auf Bundesebene setzen wir uns für eine entsprechende 
Grundgesetzänderung ein. Das bedeutet für uns auch, gegen die 
Diskriminierung junger Menschen einzutreten. Wir fördern generatio-
nenübergreifende Projekte, z. B. in der Gestaltung des öffentlichen 
Raums.
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Sicher im Verkehr

Wir setzen uns für einen Senior*innen-gerechten öffentlichen 
Raum und ÖPNV ein. Zudem wollen wir mehr Ampeln an viel be-
fahrenen Straßen und Ampelschaltungen, die eine sichere langsame 
Überquerung ermöglichen. Es darf keine Haltestellen in der Stadt ohne 
Überdachung und Sitzgelegenheiten geben.

Ältere Menschen und Familien mit Kindern brauchen ein Konzept 
gegen gefährdende Abstellung von Leih-E-Bikes und -Rollern auf 
Gehwegen, einschließlich entsprechender Sanktionen.

Nahversorgung und Senior*innen-gerechtes Wohnen

Berlin braucht Kieze mit kurzen Wegen und barrierefreier Infrastruk-
tur. Wir vertreten das Konzept der 15-Minuten-Stadt: Alltägliche Ein-
richtungen und Angebote müssen fußläufig auch für ältere Menschen 
erreichbar sein. In diesem Sinne kämpfen wir gegen den weiteren Ab-
bau von Nahversorgungsangeboten. Neben ausreichend Sitzmöglich-
keiten im öffentlichen Raum braucht es zudem eine solide Infrastruktur 
mit kostenfreien öffentlichen Toiletten. Außerdem setzen wir uns 
dafür ein, dass sich Menschen auch im Alter ihre Wohnung noch leis-
ten können, niemand seine Wohnung verliert und lebensältere Men-
schen in ihrem angestammten Umfeld einen würdigen Lebensabend 
verbringen können. Wir fördern Initiativen, die junge und lebensältere 
Menschen bei dem Wunsch begleiten, miteinander zu wohnen. 
 
 
Gesundheit und Pflege

Hausbesuche müssen für Hausärzt*innen besser vergütet werden, 
um auch für pflegebedürftige Berliner*innen eine gute gesundheitli-
che Versorgung in der Häuslichkeit sicherzustellen. Die Kassenärztli-
che Vereinigung muss dafür sorgen, dass die gesundheitliche Ver-
sorgung älterer Menschen besser wird. Dazu gehört, die telefonische 
Erreichbarkeit von Arztpraxen verbindlich zu regeln.

Wir wollen ein Programm für die Rekommunalisierung von Pflegeein-
richtungen. Dafür und für dringend erforderliche Plätze zur Tages- 
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und Kurzeitpflege fordern wir öffentliche Investitionen in die Pflegein-
frastruktur. Nötig ist eine bedarfsdeckende personelle und finanzielle 
Ausstattung der Sozialämter für eine schnellere Bearbeitung von 
Anträgen der Hilfe zur Pflege. Erforderlich ist die Einführung einer 
Regelung zur Vorabbewilligung mit Antragstellung.

Hitzeschutz

Gegen zunehmende Hitzebelastungen fordern wir mehr spezielle 
Angebote für ältere Menschen. Alle kommunalen Begegnungsstätten 
sollen als Kühlorte in Hitzeperioden ausgebaut sein. Auch Senior*in-
nenwohn- und Pflegeeinrichtungen müssen hitzefest werden. In 
öffentlichen Gebäuden fordern wir, flächendeckend Trinkwasser-
spender zu installieren. Zusätzlich braucht es mehr Trinkbrunnen im 
öffentlichen Raum. Morgentermine bei Ärzt*innen und in Bürgeräm-
tern erleichtern unvermeidliche Wege. Vor allem für allein lebende 
ältere Berliner*innen müssen spezielle aufsuchende Angebote der 
Nachbarschaftshilfe ausgebaut werden.
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10 Bildung

Gute Bildung für alle: Unser Ziel heißt Bildungsgerechtigkeit

So wie Schule ist, kann sie nicht bleiben: Sie reproduziert soziale Un-
gleichheit, ist veraltet, unterausgestattet und stresst sowohl Schü-
ler*innen und Kolleg*innen als auch Familien. Bildungseinrichtungen 
sollen in unserer komplexen Gesellschaft immer mehr Aufgaben 
übernehmen, wurden und werden dabei aber zu oft alleingelassen. 
Gleichzeitig leisten viele Schulen unter schweren Bedingungen 
großartige und auch innovative Arbeit. Diese Erfahrungen wollen wir 
wertschätzen und stärken, um die Berliner Schule endlich zu einem 
Ort der Bildungsgerechtigkeit zu machen. Aufgabe von Schule ist die 
umfassende Persönlichkeitsbildung jedes und jeder einzelnen Schü-
ler*in. Die Linke verwehrt sich entschieden gegen die Reduzierung 
auf die bloße Vermittlung von Basiskompetenzen. Am Lebens- und 
Lernort Schule werden die Grundlagen für Teilhabe an einer demo-
kratischen, inklusiven und solidarischen Gesellschaft und für ein 
selbstbestimmtes Leben gelegt. Hier wird ein friedliches Zusammen-
leben in einer heterogenen Gesellschaft eingeübt. Schulen sollen 
Orte echter Emanzipation sein, an denen junge Menschen nicht von 
der Logik reiner Profitmaximierung und Konkurrenz bestimmt wer-
den, sondern ihren Schulalltag zunehmend selbstbestimmt mitge-
stalten können. Bildung soll sie befähigen, Gesellschaft kritisch zu 
verstehen und solidarisch zu verändern. Lehrkräfte wollen wir be-
stärken, emanzipatorische und partizipative pädagogische Konzepte 
anzuwenden. Auch in der Schule gilt für uns: Jede nach den eigenen 
Fähigkeiten, jede nach den eigenen Bedürfnissen.

Wir werden weiterhin dafür kämpfen, dass der Zugang zu qualitativ 
hochwertiger Bildung nicht von der finanziellen Situation der Eltern 
oder dem Stadtteil, in dem man wohnt, abhängt und dass die Ber-
liner Schule den Lebensrealitäten all ihrer Schüler*innen gerecht 
werden kann. Wir lassen kein Kind zurück!
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Kostenfrei und eine gute Investition

Die Linke steht fest zum Prinzip der gebührenfreien Bildung von der 
Kita bis zur Hochschule. Wir wollen nicht nur das kostenfreie Schü-
ler*innenticket für alle Berliner Schüler*innen beibehalten, wir wollen 
außerdem den gebührenfreien eFöB (ergänzende Förderung und 
Betreuung, früher: Hort) auf die Jahrgangsstufe vier sowie die Lern-
mittelfreiheit und das kostenfreie Mittagessen auf die Mittel- und 
Oberstufe ausweiten, denn Bildung ist eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe und Teil der Daseinsvorsorge. Gebührenfreiheit ist gerade 
in einer Stadt wie Berlin, in der jedes vierte Kind in Armut aufwächst, 
essenziell. Für den Zugang zum eFöB wollen wir auch künftig auf eine 
Bedarfsprüfung verzichten.

Eine Schule für alle: Mehr Gemeinschaftsschulen für Berlin!

Den Berliner Gemeinschaftsschulen gelingt es, den Lernfortschritt 
der Schüler*innen von ihrer sozialen Herkunft zu entkoppeln. An ih-
nen lernen Schüler*innen wie in vielen anderen Ländern von der Ein-
schulung bis zum Abschluss gemeinsam, ohne das Bangen um einen 
Schulplatz an der gewünschten Oberschule. Wir wollen die Debatte 
um die Schulstruktur deshalb wieder vehementer führen, mit dem 
mittelfristigen Ziel, das gegliederte Schulsystem zu überwinden. Wir 
werden die Anzahl der Berliner Gemeinschaftsschulen als Schulen 
der Zukunft deutlich ausbauen. Dabei muss der Senat eine stärker 
steuernde Rolle einnehmen und die Bezirke verpflichten, bis 2031 
jeweils mindestens zwei neue Gemeinschaftsschulen auf den Weg 
zu bringen. Schulneubauten wollen wir vorrangig als Gemeinschafts-
schulen realisieren und sie innerhalb der Berliner Schulbauoffensive 
(BSO) priorisieren. Durch verbindliche Verfahren mit klaren Zustän-
digkeiten sollen aber auch Fusionen und Umwandlungen unterstützt 
und beschleunigt werden. Insbesondere Gymnasien ermutigen wir 
dazu, sich in Gemeinschaftsschulen umzuwandeln, und werden die 
nötigen baulichen Voraussetzungen schaffen.

Zudem wollen wir qualitative Mindeststandards etablieren, u. a. das 
Recht auf eine eigene Oberstufe und zur Zügigkeit in Grund- und 
Mittelstufe. Entscheiden sich Bestandsschulen dafür, Gemein-
schaftsschulen zu werden, müssen sie Mittel für eine externe Pro-
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zessbegleitung sowie eine zeitweilige personelle Verstärkung erhal-
ten. In Hinsicht auf Gelder aus dem Berliner Schulbudget dürfen sie 
nicht schlechter gestellt werden als zuvor. Der Ausbau der Gemein-
schaftsschulen soll durch eine Längsschnittstudie von Jahrgangs-
stufe 1 bis 13 wissenschaftlich begleitet werden.

Gute Arbeit am Arbeits- und Lernort Schule

Die Pädagog*innen an den Berliner Schulen leisten jeden Tag Gro-
ßes – und das trotz zunehmend schlechter Arbeitsbedingungen. 
Denn nicht die Rückkehr zur Verbeamtung, sondern allein Rechen-
tricks des Senats haben den Lehrkräftemangel in den letzten Jahren 
reduziert, zulasten derjenigen, die den Laden seit Jahren am Laufen 
halten. Dieses Vorgehen lehnen wir ab. Stattdessen müssen der tat-
sächliche Personalbedarf klar benannt, die Ausbildungskapazitäten 
erhöht und das vorhandene Personal nachhaltig entlastet werden, 
perspektivisch auch durch kleinere Klassen. Dieses Ziel und den 
Weg dahin wollen wir tarifvertraglich oder schulgesetzlich regeln. 
Wir streben zudem eine gerechtere Verteilung von ausgebildeten 
Lehrkräften – auch unter Berücksichtigung der Fächer – auf die Be-
zirke, Schulformen und Schulen an, um der aktuellen Schieflage und 
dem immensen Mangel an einzelnen Schulen entgegenzusteuern. 
Insbesondere bei der Einstellung voll ausgebildeter Lehrkräfte wer-
den wir stärker steuern, das Castingverfahren in seiner bestehenden 
Form wollen wir abschaffen und durch ein zentrales Bewerbungs-
verfahren unter Angabe von Wunschschulen ersetzen.

Pro Jahr leisten Berliner Lehrkräfte zwei Millionen Stunden unbe-
zahlte Mehrarbeit. Wir unterstützen deshalb die gewerkschaftliche 
Forderung nach einer verbindlichen Arbeitszeiterfassung und wollen 
diese ausgehend von einem bezirklichen Pilotprojekt schnellst-
möglich umsetzen. Zudem wollen wir mit den Personalvertretungen 
Regelungen zum Abbau von Mehrarbeit vereinbaren. Eine Vertre-
tungsreserve von 10 Prozent erscheint aktuell aufgrund des hohen 
Lehrkräftemangels unrealistisch. Unser Ziel bleibt es, ausreichend 
Lehrkräfte auszubilden, damit dieses Ziel möglichst schnell umsetz-
bar wird. Analog dazu wollen wir auch für den Ganztag eine Ver-
tretungsreserve etablieren. Die temporäre Aussetzung des Profil-
bedarfs II sowie die erhöhte Lehrverpflichtung für Referendar*innen 
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– zusammen eine Streichung von 470 Vollzeitstellen – wollen wir 
rückgängig machen und die von Schwarz-Rot abgeschaffte Kom-
pensation für Lehrkräfte, die nicht verbeamtet werden wollen, wie-
der einführen.

Die Linke setzt sich für die bessere Vereinbarkeit von Beruf und 
Care-Arbeit ein. Mit einem Pilotprojekt Jobsharing für Schulleitun-
gen wollen wir Führung im Team ermöglichen und diese mit mehr als 
100 Prozent Stellenanteilen ausstatten, um so u. a. Absprachezeiten 
zu ermöglichen. Für Erzieher*innen wollen wir neue Karrierewege 
eröffnen, z. B. durch zusätzliche Funktionsstellen für die fachliche 
Beratung der Kolleg*innen im Ganztag oder die Schaffung einer 
Weiterqualifizierung zum*r Facherzieher*in für Medienpädagogik. 
Die Koordinierenden Erzieher*innen wollen wir stärken und fest als 
Leitungskräfte im Schulgesetz verankern.

Bei der Anerkennung von im Ausland erworbenen Lehramtsab-
schlüssen streben wir Erleichterungen an, insbesondere die Einstel-
lung mit nur einem Fach der Berliner Schule, unabhängig davon, ob 
es sich um ein Mangelfach handelt oder nicht. Außerdem wollen 
wir für eine bessere Begleitung während des Anpassungslehrgangs 
bzw. der Studien sorgen und die Sprachanforderungen zumindest 
in ausgewählten Schulfächern wie in anderen Bundesländern auf C1 
absenken. Die Anerkennung von Berufspraxis wollen wir flexibilisie-
ren.

Zu Guter Arbeit gehören starke Beschäftigtenvertretungen. Deshalb 
wollen wir die aktuelle Personalvertretungsstruktur im Schulbereich 
beibehalten.

Schule im Team voranbringen!

Es braucht flächendeckende Verbesserungen bei der Zumessung 
von Pädagogischen Unterrichtshilfen, Betreuer*innen und Schulas-
sistent*innen bzw. Schulhelfer*innen, die Teil der Basiszumessung 
werden müssen. Parallel dazu streben wir eine bessere Ausstat-
tung mit Verwaltungsleitungen und IT- Administrator*innen an, 
jede Schule benötigt je eine volle Stelle, große und sehr große 
Schulen entsprechend mehr. Neben den Schulhausmeister*innen 
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müssen auch die im Zuge der Rekommunalisierung der Schulrei-
nigung perspektivisch wieder im öffentlichen Dienst beschäftig-
ten Reinigungskräfte fester Bestandteil der Schulgemeinschaften 
werden.

Darüber hinaus wollen wir ein flexibles Personalkostenbudget für 
multiprofessionelle Kollegien schaffen, das Schulen in die Lage 
versetzt, eigenverantwortlich zusätzliches Personal (z. B. Schul-
gesundheitsfachkräfte, Ergotherapeut*innen, Lerntherapeut*innen, 
Logopäd*innen etc.) entsprechend ihrer jeweiligen Bedarfslage fest 
einzustellen. Dafür erhalten sie zusätzliche Mittel, gestaffelt nach 
Schulgröße, Schultypisierung und Schulart. Sowohl dieses flexible 
Personalkostenbudget als auch die oben genannten Verbesserun-
gen bei der Personalzumessung sollen zuerst an Schulen mit hoher 
Schultypisierung eingeführt und stufenweise auf alle Berliner Schu-
len ausgeweitet werden. Die Möglichkeit, nicht besetzte Lehrkräfte-
stellen temporär und mit der Möglichkeit zur Rückumwandlung in 
andere Professionen umzuwandeln, wollen wir während des andau-
ernden Lehrkräftemangels erhalten. Sie ersetzt jedoch nicht den von 
uns angestrebten dauerhaften Ausbau multiprofessioneller Kollegien.

Multiprofessionalität lebt von Kooperation auf Augenhöhe. Dafür 
braucht es Strukturen, die nötige Haltung und feste Zeiten für Ab-
sprache und Austausch. Alle unmittelbar mit Schüler*innen arbeiten-
den Professionen benötigen deshalb Teamstunden als festen Teil 
ihrer Arbeitszeit, zusätzlich zu den bereits bestehenden Regelungen 
zu mittelbarer pädagogischer Arbeit. Sie benötigen zudem Arbeits-
plätze, klare Personalstrukturen und müssen in den schulischen 
Gremien vertreten sein.

Bildungsqualität vor -quantität

Der Lehrkräftemangel wird Berlin auch in den nächsten Jahren vor 
Herausforderungen stellen. Deswegen streben wir einen Paradig-
menwechsel an: weg von Unterrichtsquantität hin zu Bildungsqua-
lität. Mit deutlich weniger als 100 Prozent an Lehrkräften können 
nicht 100 Prozent der Aufgaben abgedeckt werden. Das aktuelle 
dogmatische Primat der Stundentafel gegenüber Zumessungen für 
Inklusion und Sprachförderung hat zur Folge, dass der Lehrkräfte-



157

mangel auf dem Rücken der Schüler*innen ausgetragen wird, die am 
stärksten auf individuelle Förderung angewiesen sind. Das finden wir 
falsch und wollen deshalb ein Primat von Sprach- und individueller 
Förderung in den Zumessungsrichtlinien verankern. Wir wollen eine 
überlegte Priorisierung von Stundentafel und Unterrichtsinhalten 
statt unkontrolliertem Ausfall oder Notnagel-Vertretungsunterricht. 
Schulen müssen bei anhaltendem Lehrkräftemangel die Möglichkeit 
bekommen, ihren Stundenplan temporär gezielt zu reduzieren. Um 
diesen Paradigmenwechsel gemeinsam mit Schüler*innen, Päda-
gog*innen und Eltern zu gestalten, werden wir geeignete Beteili-
gungsformate, z. B. in Form runder Tische, durchführen. Ziel ist es, 
gemeinsam funktionierende und auf Bildungsgerechtigkeit hinge-
richtete Lösungen für den Umgang mit dem Mangel zu finden sowie 
den Schulen Orientierung und Unterstützung anzubieten. Darüber 
hinaus wollen wir die teilweise veralteten und überfüllten Lehrpläne 
entrümpeln und Lehrpläne wie -formate zeitgemäß gestalten.

Besondere Schulen brauchen besondere Lösungen

Wir kämpfen dafür, dass jedes Kind Zugang zu qualitativ hochwer-
tiger Bildung hat. Wir stellen klar fest, dass das Berliner Bildungs-
system viele Kinder und Jugendliche strukturell stark benachteiligt. 
Damit Bildungsgerechtigkeit keine leere Worthülse wird, wollen wir 
die Schulen am stärksten unterstützen, an denen sich Herausfor-
derungen bündeln. Sie brauchen weiterhin zusätzliche Ressourcen. 
Das Ergänzungsbudget zum Berliner Schulbudget (früher Bonus-
programm) werden wir fortsetzen und dafür sorgen, dass die Mittel 
aus dem Startchancenprogramm von Bund und Ländern schnell, 
zielgenau und so unbürokratisch wie möglich dort ankommen, wo sie 
am dringendsten gebraucht werden. Verbesserungen im Bereich der 
Zumessung sollen prioritär besonders belasteten Schulen zugute-
kommen. Im Ganztagsbereich wollen wir umfangreichere Stunden-
anteile für mittelbare pädagogische Arbeit vorsehen als an anderen 
Schulen.

Zudem wollen wir das Modellprojekt „Zukunftsschulen“ etablieren, 
an dem sich Schulen, die eine sehr hohe Schultypisierung aufweisen, 
auf freiwilliger Basis beteiligen können. Es soll Schulen ermöglichen, 
ausgehend von den Bedürfnissen und Lerninteressen ihrer Schü-
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ler*innen zu arbeiten, freier mit den Lehrplänen umzugehen und 
verstärkt reformpädagogische Elemente in ihre Arbeit zu integrieren.

Außerdem sollen die Modellschulen für einen planungssicheren Zeit-
raum zusätzliche Unterstützung und Ressourcen für Schulentwick-
lung sowie über die bisherigen Unterstützungsprogramme hinaus 
Stellen für Lehrkräfte und weitere pädagogische Professionen erhal-
ten. Das Projekt soll wissenschaftlich begleitet werden.

Die Berliner Schultypisierung halten wir grundsätzlich für ein gutes 
Steuerungsinstrument, wollen sie aber auf unbeabsichtigte Neben-
effekte überprüfen und optimieren. Die Schulinspektionen wollen wir 
weiterentwickeln – für alle Schulen und nicht nur für diejenigen, de-
nen von der jeweiligen Schulaufsicht ein besonderer Entwicklungs-
bedarf attestiert wird. Dabei wollen wir die Bedeutung von Indikato-
ren wie demokratischer Schulentwicklung, Inklusion und der Existenz 
von Antidiskriminierungs- und Beschwerdestrukturen stärken.

Mentale Gesundheit von Kindern und Jugendlichen stärken

Zur Stärkung der psychosozialen Versorgung von Kindern und 
Jugendlichen braucht es bezirkliche Rahmenkonzeptionen sowie 
fachübergreifende Vernetzung auf Bezirks- und Landesebene in 
den Fachbereichen Bildung, Jugend und Gesundheit. Analog zum 
Landesprogramm Schulsozialarbeit wollen wir zudem ein Landes-
programm Psychologie an Schulen einrichten und so eine*n 
Psycholog*in auf 800 Schüler*innen an die Schulen bringen. Diese 
sollen als niedrigschwellige Ansprechpersonen für Schüler*in-
nen, Beratungslehrkräfte und Schulprojekte dienen. Aber auch alle 
anderen an Schulen tätigen pädagogischen Berufsgruppen müssen 
für Fragen der mentalen Gesundheit von Kindern und Jugendlichen 
sensibilisiert und durch praxisorientierte Fortbildungen in ihrem 
professionellen Handeln gestärkt werden. Auch die Schüler*innen 
selbst müssen für ihre Bedürfnisse sensibilisiert werden. Insbeson-
dere Selbstregulationskompetenzen wollen wir stärken. Dazu bedarf 
es einer Verankerung des Themas mentale Gesundheit in den schul-
internen Curricula und des Ausbaus von Peer-to-Peer-Programmen. 
Wir wollen die Etablierung eines Schuldistanz-Teams nach Neuköll-
ner Vorbild in allen Berliner Bezirken ermöglichen.
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Landesprogramm Schulsozialarbeit

Im Rahmen des Landesprogramms sollte inzwischen jede Schule, 
einschließlich der Oberstufenzentren, über mindestens eine Stelle 
für Schulsozialarbeit verfügen. Diese Basisausstattung wollen 
wir endlich flächendeckend umsetzen, auch bei neu gegründeten 
Schulen. Perspektivisch streben wir einen Schlüssel von einem*r 
Schulsozialarbeiter*in auf 150 Schüler*innen an. Darüber hinaus 
wollen wir das Landesprogramm weiterentwickeln und im Dialog mit 
den Trägern verbindliche Qualitätsstandards für die verschiedenen 
Angebote im Bereich Schulsozialarbeit erreichen. Insbesondere 
wollen wir die Overheadkosten im Landesprogramm an die tat-
sächlichen Kosten anpassen und einen Mechanismus zur regel-
mäßigen Aktualisierung schaffen. Zudem prüfen wir die Schaffung 
eines kommunalen Trägers, um auf diesem Weg im Rahmen des 
Landesprogramms Anstellungsverhältnisse im öffentlichen Dienst 
zu ermöglichen und gleichzeitig die Unabhängigkeit der Kolleg*in-
nen zu wahren.

Inklusion konsequent umsetzen

Jedes Kind hat Anspruch auf einen inklusiven Schulbesuch und das 
gemeinsame Lernen mit anderen Kindern. Die Linke steht fest zur 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention. Den Aus- und 
Neubau sonderpädagogischer Förderzentren lehnt Die Linke deshalb 
vehement ab. Stattdessen werden wir ein Landeskonzept schulische 
Inklusion auf den Weg bringen, das über die aktuelle Legislaturperio-
de hinausweist und darlegt, wie mittelfristig verlässlich der wohnort-
nahe inklusive Schulbesuch aller Kinder gewährleistet werden kann. 
Dieses Konzept, das auch die möglichst flächendeckende Herstel-
lung baulicher Barrierefreiheit beinhaltet, wollen wir mit verbindli-
chen Zielen und Zeiträumen unterlegen und die notwendigen Inves-
titionsmittel in der Finanzplanung des Landes einstellen. Im Rahmen 
eines Pilotprojekts prüfen wir die Öffnung eines Förderzentrums für 
alle Schüler*innen.

Kurzfristig wollen wir die inklusiven Schwerpunktschulen als 
Brückenlösung deutlich ausbauen und die geplanten 36 inklusiven 
Schwerpunktschulen realisieren. Dazu müssen die notwendigen In-
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vestitionsmittel bereitgestellt werden. Der Schwerpunkt soll dabei 
auf dem Ausbau der Plätze für Geistige Entwicklung und Autismus 
liegen, denn den Zustand, dass mehrere Tausend Berliner Kinder und 
Jugendliche nur verkürzt oder gar nicht beschult werden, können 
wir nicht akzeptieren. Der Ausbau temporärer Kleinklassen kann 
dabei unterstützen. Wichtig ist uns jedoch die Befristung und damit 
die Perspektive auf einen inklusiven Schulbesuch, die stets gegeben 
sein muss. Zum anderen wollen wir verbindliche Ausstattungsstan-
dards für inklusiv arbeitende Schulen festlegen: Die Zuweisung der 
Lehrkräftestunden für (Sprach-)Förderung und Inklusion muss ent-
sprechend dem tatsächlichen Bedarf ohne Deckelung erfolgen. Sie 
darf nicht für Vertretungsstunden genutzt werden. Wir werden dafür 
sorgen, dass die Unterstützung bei den Schüler*innen ankommt, für 
die sie vorgesehen ist. Zudem müssen den Schulen 100 Prozent ihrer 
Stunden für Inklusion tatsächlich zugemessen werden. Eine bezirkli-
che Nachsteuerungsreserve ist als zusätzliche Maßnahme sinnvoll.

Das aktuelle Gießkannenprinzip bei der Zuweisung von Lehrkräf-
testunden für die Förderschwerpunktgruppe I an Grundschulen 
werden wir ersetzen durch einen Mix aus verlässlicher Grundaus-
stattung und einer zusätzlichen Zuweisung nach dem tatsächlichen 
Bedarf der Schule auf Hamburger Niveau. Eine Anwendung der 
verlässlichen Grundausstattung auf Oberschulen lehnen wir ab. Auch 
Gymnasien als Schulform, an der bisher nicht einmal ein Prozent 
Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf lernt, müs-
sen verstärkt inklusiv arbeiten und sich für Kinder und Jugendliche 
mit Unterstützungsbedarf öffnen.

Wir wollen, dass auch Schüler*innen z. B. mit dem sonderpädagogi-
schen Förderbedarf Lernen an den Prüfungen zur BBR, eBBR oder 
zum MSA teilnehmen können. Die Regelungen zum Nachteilsaus-
gleich wollen wir ausweiten. Die Deckelung der Stunden für schuli-
sche Inklusionsassistenz wollen wir aufheben.

Rechte und Antragsverfahren der schulischen Inklusion sind so un-
übersichtlich, dass Schulen und viele Eltern den Überblick verlieren. 
Hier wollen wir für mehr Klarheit sorgen.

An den Schulpsychologischen und Inklusionspädagogischen Bera-
tungs- und Unterstützungszentren (SIBUZ) werden wir den Fach-
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bereich Inklusionspädagogik personell stärken. Die Beförderung von 
Schüler*innen, die aufgrund einer Behinderung nicht in der Lage 
sind, ihre Schule selbstständig zu erreichen, muss sichergestellt 
werden. Das schließt die Fahrt zum Früh- und Spätmodul der eFöB 
sowie zu außerunterrichtlichen Aktivitäten (z. B. Praktika, Ausflü-
ge) und Ferienschulen mit ein. Dafür wollen wir einen Rechtsan-
spruch gesetzlich verankern. Auch die Beförderung zum und vom 
Schwimmunterricht in angemessener Zeit muss für alle Schüler*in-
nen sichergestellt werden. Die Kosten für Schulwegbeförderung 
und Schwimmbusse müssen den Bezirken vom Land erstattet wer-
den.

Alternative Bildungswege ermöglichen

Die Linke steht für Inklusion. Gleichzeitig erkennt sie an, dass ein-
zelne Schüler*innen z. B. in bestimmten Krisensituationen für einen 
begrenzten Zeitraum eine andere Lernumgebung benötigen. Plätze 
in Schulersatzprojekten stehen oft nicht oder erst nach langer War-
tezeit zur Verfügung. Daher wollen wir mehr entsprechende Plätze 
schaffen. Bezirke dürfen für die Bereitstellung solcher Plätze nicht 
finanziell bestraft werden.

Gelingende Übergänge gestalten

Übergänge stellen eine sensible Phase in der Bildungsbiografie von 
Kindern und Jugendlichen dar, die mit vielen Ängsten und Unsicher-
heiten, angesichts fehlender Schulplätze aber auch mit enormem 
Leistungsdruck, Stress und viel Frustration verbunden sind. Bei der 
Entscheidung darüber, welche Schulform einem Kind ab der Sekun-
darstufe I empfohlen wird, wollen wir nicht nur die Leistungen in Ma-
the, Deutsch und Englisch einbeziehen, sondern wieder umfassen-
der die Stärken der Schüler*innen würdigen und der pädagogischen 
Einschätzung der Klassenkonferenzen mehr Gewicht verleihen. Den 
Verzicht auf Probejahr und Abschulen werden wir beibehalten. Den 
Probeunterricht wollen wir abschaffen. Beim Übergangsverfahren 
an die weiterführende Schule wollen wir die Quote für Härtefälle und 
Geschwisterkinder beibehalten und den Anteil der über Los verge-
benen Plätze ausbauen. Bei den Plätzen, die über Auswahlkriterien 
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der Schulen vergeben werden, wollen wir sozialräumliche Koope-
rationen stärker einbeziehen. Sitzenbleiben wollen wir auch an 
Gymnasien abschaffen, freiwilliges Verweilen aber weiterhin ermög-
lichen, wenn es pädagogisch sinnvoll ist. Bildungsverbünde wollen 
wir stärken und ausweiten, beim Übergang von Kita zur Grundschu-
le, aber auch beim Übergang von der Grund- zur Oberschule. Alle 
Gemeinschaftsschulen und Integrierten Sekundarschulen sollen eine 
eigene Oberstufe, ggf. im Verbund, erhalten. Ergänzend zum mit-
tel- und langfristigen Ziel der Schaffung von mehr Gemeinschafts-
schulen, bekennt sich Die Linke zudem zur sechsjährigen Berliner 
Grundschule mit festen Einschulungsgebieten, um der zunehmenden 
Segregation im Bildungsbereich entgegenzuwirken.

Gegen Mobbing und Diskriminierung

Die Linke setzt sich konsequent gegen Rassismus, Antisemitis-
mus, Sexismus, Queerfeindlichkeit, Ableismus, Diskriminierung 
aufgrund des sozio-ökonomischen Status, Mobbing und Gewalt 
an Berliner Schulen ein. Dafür braucht es eine abgestimmte und 
funktionsfähige Antidiskriminierungsarchitektur. Kernstück ist eine 
unabhängige Beschwerdestelle, angedockt an die Landesantidis-
kriminierungsstelle. Sie soll als niedrigschwellige Beratungs- und 
Unterstützungsstelle für Schüler*innen und Eltern dienen und neben 
den Diskriminierungstatbeständen nach dem Berliner Landesanti-
diskriminierungsgesetz (LADG) auch in Konfliktlagen tätig werden 
können, die sich aus dem Schulgesetz ergeben, z. B. im Bereich 
Inklusion. Dafür muss sie mit den entsprechenden Akteneinsichts- 
und Durchgriffsrechten ausgestattet sein. Im Falle des Nichttätig-
werdens der neuen Beschwerdestelle für Schulbeschäftigte nach § 
13 AGG sollen sich diese ebenfalls an die unabhängige Beschwer-
destelle wenden können. Zudem wollen wir die Stelle und den Ein-
fluss des*der Antidiskriminierungs- sowie Mobbingbeauftragten der 
Bildungsverwaltung stärken. Ihre Zuständigkeit sehen wir vor allem 
im Bereich der diskriminierungssensiblen Organisationsentwicklung 
innerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Bildungsverwaltung. Dazu 
zählt neben der Überarbeitung von Verordnungen auch die Etab-
lierung von Antidiskriminierungs- und Beschwerdestrukturen auf 
Einzelschulebene. Auf Bezirksebene wird der*die Antidiskriminie-
rungsbeauftragte durch bezirkliche Stellen unterstützt, die ihm*ihr 
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unterstehen und als Anlaufstellen für die Schulen dienen, aber keine 
Einzelfallberatung anbieten. Außerschulische Bildungs- und Emp-
owermentangebote in den Bereichen Antidiskriminierung, antiras-
sistische und inklusionssensible Bildung, Antisemitismusprävention, 
queere Bildung, Armutssensibilisierung, Mobbing- und Gewaltprä-
vention, die die Berliner Schulen durch Projektarbeit, Fortbildungen 
und bei der Schulentwicklung unterstützen, wollen wir absichern 
und verstetigen.

Den Schatz heben: Mehrsprachigkeit fördern

Mehrsprachigkeit sehen wir als wertvolle Kompetenz und wollen 
sie fördern. Den erstsprachlichen Unterricht an Berliner Schulen 
werden wir bedarfsgerecht weiter ausbauen, insbesondere auch an 
weiterführenden Schulen. Wir planen die Ausweitung des Angebots 
der Staatlichen Europa-Schule um weitere Standorte und Sprachen, 
vor allem im Ostteil der Stadt. Außerdem wollen wir die Schaffung 
eines deutsch-arabischen oder deutsch-kurdischen Schulzweiges 
prüfen. Darüber hinaus wollen wir die Liste der in Berlin zu erlernen-
den Fremdsprachen erweitern, u. a. um Arabisch und Kurdisch. Den 
Prozess der Anerkennung bereits vorhandener Fremdsprachenkom-
petenzen bei Schüler*innen wollen wir erleichtern. 
 
 
Das Recht auf Bildung gilt für alle

Jedes Kind hat das Recht auf schulische Bildung, unabhängig von 
seiner Herkunft – und zwar ab der Ankunft in Berlin. Diesen Anspruch 
wollen wir umsetzen, u. a. indem wir Räumlichkeiten in Schulen, die 
für nicht-schulische Zwecke genutzt werden, freiziehen und so 
Platz für mehr Willkommensklassen schaffen, aber auch indem wir 
notfalls vorübergehend die Frequenz in Willkommensklassen leicht 
erhöhen. Willkommensklassen bieten einen geschützten Raum des 
ersten Ankommens. Dabei muss von Beginn an Kontakt zu Gleich-
altrigen in Regelklassen sowie die Perspektive eines zeitnahen 
Übergangs gegeben sein. Dafür muss das Übergangsmanagement 
in den Bezirken verbessert werden. Insbesondere den Übergang mit 
dem Wechsel in die Sekundarstufe I wollen wir durch die Stärkung 
des Losanteils diskriminierungsfreier und einfacher gestalten. Einen 
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segregierten Schulbesuch in Gemeinschaftsunterkünften lehnen wir 
entschieden ab, genauso wie fixe Altersgrenzen für den Besuch von 
Willkommensklassen.

Schule gegen Rechts!

Der gesellschaftliche Rechtsruck der letzten Jahre stellt auch die 
Schulgemeinschaften vor große Herausforderungen. Wir wollen 
Schulen dabei unterstützen, sich diesen zu stellen: durch aus-
kömmlich finanzierte Präventions- und Empowermentangebote für 
Schüler*innen, durch Fortbildungen für Pädagog*innen, durch Leit-
linien zum Umgang mit extremen Rechten an Schulen und durch ein 
ganz klares Bekenntnis zum wertegeleiteten Bildungsauftrag aus 
§ 1 Schulgesetz: Aufgabe von Schule und Lehrkräften ist es, sich 
demokratiefeindlichen Akteur*innen aktiv entgegenzustellen und 
Schüler*innen zu mündigen Persönlichkeiten zu erziehen. Sowohl 
Schüler*innen als auch Pädagog*innen und Schulleitungen kön-
nen sich im Falle extrem rechter Vorkommnisse oder Anfeindungen 
unserer Unterstützung sicher sein. Für von Schüler*innen initiierte 
Projekte gegen Rechts und für Demokratie wollen wir spezielle För-
dermöglichkeiten schaffen.

Demokratische Schule

Wir wollen die Berliner Schulen weiter demokratisieren und Demo-
kratie im Schulalltag erlebbar machen. Den Klassenrat verstehen wir 
dabei als zentrales Instrument. Die Arbeit der Schüler*innenvertre-
tungen werden wir durch ein eigenes Budget und klare Rechte stär-
ken, insbesondere auch an Grundschulen, und partizipative Projekte 
wie die Schüler*innenhaushalte ausbauen. Schüler*innen brauchen 
auch in der Schule Rückzugsorte und selbstorganisierte Räume, in 
denen sie sich begegnen, ausprobieren und ihren Schulalltag mitge-
stalten können, ohne bewertet oder benotet zu werden. Solche Orte, 
wie Schulclubs an weiterführenden Schulen, wollen wir fördern. Die 
schulgesetzlich vorgeschriebenen Gremien auf Schul-, Bezirks und 
Landesebene wollen wir bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben stär-
ker unterstützen. Erweiterte Schulleitungen wollen wir verbindlich an 
allen Schulen etablieren.
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Politische Bildung stärken

Ziel des Schulfachs Politische Bildung ist es, junge Menschen zu 
politischer Mündigkeit und demokratischem Handeln zu befähi-
gen. Wir wollen das bestehende Schulfach stärken und auch an 
Grundschulen (ab Jahrgangsstufe 4) sowie an beruflichen Schulen 
etablieren. Dazu werden wir Lehrkräften beständig Fort- und Wei-
terbildungsangebote unterbreiten, um die Professionalisierung des 
Unterrichts voranzutreiben. Besonderes Augenmerk wollen wir dabei 
auf den Bereich der kritischen Medienbildung legen, denn junge 
Menschen brauchen Räume, um aktuelle Ereignisse und ihre mediale 
Repräsentation zu reflektieren und den Umgang insbesondere mit 
sozialen Medien einzuüben. Das Programm „Politische Bildung an 
Berliner Schulen“ wollen wir stärken und Kooperationen zwischen 
Schule und außerschulischen Trägern durch eine auskömmlich fi-
nanzierte Koordinierungsstelle unterstützen, denn Politische Bildung 
und Demokratiebildung finden auch an vielfältigen außerschulischen 
Lernorten statt.

Wir wollen diese Vielfalt erhalten und den Trägern durch längerfristi-
ge Förderung Verlässlichkeit und Planungssicherheit bieten. 
Die Berliner Landeszentrale für politische Bildung als zentrale Akteu-
rin im Bereich der politischen Bildung von der frühkindlichen bis zur 
Erwachsenenbildung wollen wir in ihrer Unabhängigkeit stärken 
und institutionell sowie finanziell absichern.

Medienbildung und Schuldigitalisierung

Der selbstbestimmte und differenzierte Umgang mit Medien und 
Informationen, nicht nur, aber auch im digitalen Raum, ist eine Kern-
kompetenz der heutigen Gesellschaft. Die Algorithmen großer Digi-
talkonzerne sind gezielt auf maximale Bildschirmzeit ausgelegt – mit 
allen negativen Konsequenzen. Medienmündigkeit von Kindern und 
Jugendlichen gehört deshalb zu den zentralen Zielen einer zukunfts-
orientierten Bildung. Medienbildung inklusive des reflektierten und 
kritischen Umgangs mit digitalen Werkzeugen, künstlicher Intelligenz 
und Datenschutzfragen, aber auch Mediensuchtprävention müssen 
bereits ab der Grundschule verbindlich in den Rahmenlehrplänen und 
schulinternen Curricula verankert werden. Die Schulgemeinschaften 
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müssen entsprechend geschult und die Ressourcen für Elternarbeit 
ausgebaut werden, um auch sie frühzeitig einzubeziehen.

Für die Umsetzung braucht es klare Verantwortlichkeiten, verbind-
liche Personalressourcen sowie eine zeitgemäße Ausstattung. Wir 
wollen die Rolle der IT-Beauftragten zu Medienbeauftragten weiter-
entwickeln und mit festen Stundenkontingenten ausstatten. Sie 
sollen künftig nicht mehr für Wartungs- und IT- Aufgaben einge-
setzt werden, sondern die Schulen ausschließlich bei der digitalen 
Schulentwicklung beraten. Perspektivisch wollen wir auch andere 
Berufsgruppen als Medienbeauftragte an die Schulen holen, z. B. 
Medienpädagog*innen. Für Wartungs- und IT-Aufgaben braucht es 
IT-Admins an allen Schulen, mit angemessen eingruppierten Stellen, 
bevorzugt im öffentlichen Dienst. Die Medienkompetenzzentren in 
den Bezirken als unterstützende Strukturen wollen wir stärken.

Alle Schüler*innen müssen für schulische Zwecke Zugang zu digita-
len Endgeräten wie z. B. Laptops haben. Jugendlichen, deren Fami-
lien dies nicht leisten können, muss ein Endgerät gestellt werden. 
Dafür wollen wir die im DigitalPakt 2.0 vorgesehenen Mittel nutzen 
und den Zugang dazu so barrierearm wie möglich gestalten. Auch 
der kostenfreie Zugang zum Internet für schulische Zwecke muss für 
alle Schüler*innen sichergestellt werden. Um im Unterricht Kom-
plikationen durch unterschiedliche Betriebssysteme, Gerätetypen, 
Wartungsstände etc. zu vermeiden und das Arbeiten mit digitalen 
Endgeräten einzuüben, planen wir die Anschaffung von Klassensät-
zen, auch für Grundschulen, die in Verwaltung der Schulen für ein-
zelne Unterrichtsstunden oder auch -reihen genutzt werden können. 
Dabei sollen nachhaltige Beschaffungskriterien verpflichtend sein. 
Wir wollen, dass es an Schulen ausreichend digitale Arbeitsplätze 
gibt, die von Schüler*innen selbstständig genutzt werden kön-
nen. Die Endgeräte für das pädagogische Personal müssen in ihrer 
Funktionalität weiterentwickelt und an die tatsächlichen Bedürfnisse 
angepasst werden. Sie sollen auch weiterhin zentral administriert 
werden.

Wir wollen den nicht-kommerziellen Lernraum Berlin als Open-
Source-Plattform weiterentwickeln. Die Landesplattform für offene 
Bildungsressourcen soll ausgebaut werden, die Erstellung von Open 
Educational Resources (OER) durch Lehrkräfte wollen wir fördern. 
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Den Einsatz KI-basierter Tools in Schulen begleiten wir kritisch, 
insbesondere muss ausgeschlossen sein, dass Schüler*innendaten 
sowie Daten von Pädagog*innen an System-Anbieter abfließen. 
Bewertungen dürfen nicht automatisiert werden, sondern müssen 
weiterhin durch Lehrkräfte erfolgen. Wenn KI-Tools an Schulen zum 
Einsatz kommen, sind die aktuell aus öffentlichen Mitteln geförder-
ten länderübergreifenden Entwicklungen zu bevorzugen.

Handyregeln demokratisch entwickeln

Mit den Chancen und Risiken der Nutzung von Handys und Social 
Media gehen wir konstruktiv um. Pauschale Verbote für alle Jahr-
gangsstufen lehnen wir ab, stattdessen wollen wir Regelungen, die 
von der Schulgemeinschaft demokratisch entwickelt und kollektiv 
getragen werden. Wir stärken Pausen als Zeiten der Gemeinschaft 
statt der Vereinzelung am Bildschirm. Solange keine andere, von der 
Schulgemeinschaft beschlossene Regelung vorliegt, gilt für uns des-
halb ein handyfreier Schultag bis einschließlich Jahrgangsstufe 9 als 
Grundsatz. Schulen, die bereits über ein Konzept zur Handynutzung 
verfügen, können dieses beibehalten. An allen anderen sind die Schul-
gemeinschaften aufgerufen, ein solches demokratisch zu erarbeiten. 
Zur Unterstützung erhalten sie Leitlinien mit Best-Practice-Beispielen 
und können für die Konzeptentwicklung einen zusätzlichen Studientag 
nutzen.

Abhängigkeiten von kommerzieller Software reduzieren

Zur Förderung von Medienkompetenzen sehen wir es als Aufgabe 
des öffentlichen Bildungssystems, Kinder und Jugendliche, wann 
immer möglich, gezielt an Open-Source-Lösungen und unabhängige 
Medienplattformen heranzuführen. Auch soziale Netzwerke, Filesha-
ring und Chats können damit altersgerecht aufgebaut werden, indem 
sie selbst betrieben und Feed-Algorithmen sowie Moderationsregeln 
selbst kontrolliert werden. Auf diese Weise entsteht Digitalkompe-
tenz und Unabhängigkeit von Anbeginn.
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Schule ohne Hausaufgaben und Noten?

Ziffernnoten wollen wir an allen Schularten bis einschließlich Klasse 
9 durch mündliche und schriftliche Rückmeldungen zum Leistungs-
stand ersetzen. Dieses Grundprinzip wollen wir im Schulgesetz fest-
schreiben, die Schulkonferenz soll Abweichungen davon beschließen 
können. Das Ziel ist es, den zunehmend belastenden Leistungsdruck 
zu mindern und die Eigenmotivation von Schüler*innen zu fördern. 
Gemeinsam mit Expert*innen und Schüler*innen organisieren wir 
Veranstaltungen, die Konzepte und Wege erarbeiten, wie eine Schule 
auch nach der neunten Klasse ohne klassische Ziffernnoten auskom-
men könnte. Hausaufgaben übersetzen soziale Ungleichheit direkt in 
ungleichen Schulerfolg. Vor allem Schüler*innen aus finanziell ärmeren 
Verhältnissen haben weniger Zeit, Räume, Ruhe und Unterstützung 
beim Erledigen von Hausaufgaben. Nachhilfeunterricht können sich 
nicht alle leisten. Deshalb wollen wir Hausaufgaben abbauen. Übungs-
aufgaben hingegen dienen dem Einüben und Festigen von bereits Ge-
lerntem und können selbstständig bearbeitet werden, z. B. das Lernen 
von Vokabeln. Das Einüben und Festigen soll vorrangig in der Schule 
stattfinden. Damit alle Schüler*innen Übungsaufgaben unter guten 
Bedingungen bearbeiten können, braucht es kostenfreie, gut ausge-
stattete und ruhige Räume in- und außerhalb der Schule. Dort muss 
es auch die Möglichkeit geben, Unterstützung durch pädagogische 
Fachkräfte zu bekommen. Wichtig ist uns: Schüler*innen brauchen 
Freizeit ohne verpflichtende Aufgaben außerhalb der Schule.

Darüber hinaus wollen wir prüfen, die Anzahl der Klassenarbeiten zu 
reduzieren, um so Schüler*innen und Lehrkräfte zu entlasten, und 
flexiblere, zeitgemäße Prüfungsformate etablieren.

Unsere Kinder kriegt ihr nicht!

Schulen sind keine Rekrutierungsorte der Bundeswehr. Die zuneh-
mende Präsenz von Jugendoffizier*innen in Berliner Klassenzim-
mern, Social-Media-Kampagnen sowie die Präsenz der Bundeswehr 
auf Ausbildungsmessen, die sich gezielt an Minderjährige richten, 
verletzen die Grundsätze politischer Bildung wie Überwältigungs-
verbot und Kontroversitätsgebot. Stattdessen wollen wir Schule als 
militärfreien Ort stärken und zivile Friedenspädagogik verbindlich 
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verankern. Wir wollen deshalb alle Kooperationen zwischen Bundes-
wehr und Berliner Schulen beenden und setzen uns für das Verbot 
jeglicher Werbung und Rekrutierung Minderjähriger ein. Auf Bundes-
ebene streiten wir auch weiterhin für die konsequente Umsetzung 
des Straight-18-Standards der Vereinten Nationen sowie der UN-
Kinderrechtskonvention und damit den Verzicht auf die Rekrutierung 
Minderjähriger, für die Deutschland bereits mehrfach von der UN 
kritisiert wurde. Auch die Wiedereinführung der Wehrpflicht – egal in 
welcher Form – und die zunehmende Militarisierung der Gesellschaft 
lehnen wir vehement ab.

Schulbau und sozialräumliche Öffnung voranbringen

Die Berliner Schulbauoffensive hat seit 2016 50.000 Schulplätze 
geschaffen, dennoch fehlen nach wie vor über 25.000 Schulplätze. 
Deshalb wollen wir die Schulbauoffensive ausgehend von einer 
wiedereinzuführenden landesweiten Schulentwicklungsplanung, die 
durch verbindliche bezirkliche Schulentwicklungsplanungen ergänzt 
wird, fortsetzen und wo möglich beschleunigen. Neubauten sollen 
weiterhin nach Compartment-Standard entstehen. Daneben wer-
den wir die Sanierung im Bestand vorantreiben, um zu vermeiden, 
dass bestehende Schulplätze wegfallen. Beim Denkmalschutz wollen 
wir gezielte Flexibilisierungen und Standardisierungen für Schul-
sanierungen erreichen. Insbesondere für den Neubau von Gemein-
schaftsschulen wollen wir auch durch gestapelte Typenbauten neue 
Wege eröffnen. Die HOWOGE als verlässliche Partnerin wollen wir 
stärken. Schulgebäude wollen wir zudem stärker in den Sozialraum 
öffnen, nicht nur für den Breitensport, sondern z. B. auch für Musik-
schulen, Chöre und Lai*innenensembles und andere Nutzungen. 
Dafür braucht es eine verbindliche landesweite Regelung analog zu 
den Sportanlagen-Nutzungsvorschriften (SPAN). Die sich daraus 
ergebenden Bedarfe müssen bereits bei der Planung von Schulneu-
bauten berücksichtigt werden.

Angesichts des immensen Investitionsbedarfs an Kitas, Schulen und 
Hochschulen wollen wir eine Bundesratsinitiative für ein Sonderver-
mögen Bildung starten.
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Ganztägiges Lernen fördern

Die Bundesmittel aus dem Investitionsprogramm „Ganztagsausbau“ 
wollen wir einsetzen, um die Bildungsqualität an Grundschulen zu 
verbessern. Eine vollzeitbeschäftigte Fachkraft soll nur noch für 15 
Kinder plus Personalzuschläge statt der bisher rechnerisch 22 Kinder 
zuständig sein. Die Leitungsausstattung im Ganztagsbereich wol-
len wir verbessern und an die gestiegenen Anforderungen anpas-
sen. Wir planen die schrittweise Einführung eines kindgebundenen 
Schlüssels von 1 zu 150 mit einer Deckelung von maximal zwei Voll-
zeitstellen. Für Ausfallzeiten wie Langzeiterkrankungen, Sabbatjahre 
und Schwangerschaften braucht es eine Vertretungsreserve, analog 
zu der, die wir für Lehrkräfte fordern. Es müssen auch weiterhin fes-
te Stunden für mittelbare pädagogische Arbeit mit den Beschäftig-
tenvertretungen vereinbart werden – über die bereits vereinbarten 
vier Stunden für beim Land beschäftigte Erzieher*innen hinaus 
endlich auch bei Freien Trägern. Die Bezahlung von Erzieher*innen 
nach Tarifvertrag wollen wir zur Bedingung für eine Finanzierung aus 
Landesmitteln machen. Ein für den Unterricht festgestellter sonder-
pädagogischer Förderbedarf muss auch für den Ganztag Berück-
sichtigung finden und entsprechende Personalzuschläge begründen.

Wo irgend möglich müssen trotz des Schulplatzdefizits weiterhin 
eigene Räumlichkeiten für den Ganztag erhalten bzw. geschaffen 
werden, dafür könnten auch nicht mehr benötigte Räumlichkeiten in 
Kitas genutzt werden. Der Mensaausbau muss vorangetrieben wer-
den, insbesondere im Bereich der Oberschulen, denn wer ganztägig 
eine Schule besucht, muss gesund und warm essen können. Be-
stehende Schulbibliotheken wollen wir unter Bestandsschutz stellen 
und die Vernetzungsstelle stärken. Außerdem wollen wir Schulen 
dabei unterstützen, neue Standorte einzurichten und zu betreiben.

Kommunalisierung von Schulreinigung und Mittagessenversor-
gung

Die Reinigung der Berliner Schulen soll innerhalb der bevorstehen-
den Legislaturperiode kommunalisiert werden. Da die Schulreini-
gung zu den Aufgaben der Bezirke gehört, muss das Land ihnen 
dafür die notwendigen Stellen und finanziellen Mittel zur Verfü-
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gung stellen. Eine Kommunalisierung der Mittagessenversorgung 
werden wir prüfen. Die Essensausgabe sowie die digitale Bestel-
lung muss barrierefrei gestaltet sein, sodass tatsächlich alle Kinder, 
die das wünschen, eine qualitativ hochwertige warme Mahlzeit 
erhalten.

Außerschulische Bildungsangebote stärken

Der Wert der vielfältigen außerschulischen Bildungslandschaft 
Berlins ist nicht hoch genug einzuschätzen. Wir kämpfen für eine 
auskömmliche Finanzierung der Träger und wollen Kooperationen 
zwischen Schulen und außerschulischen Angeboten intensivieren, 
insbesondere auch im Ganztagsbereich. Die staatlichen Einrichtun-
gen der außerschulischen Bildungsarbeit – Jugendkunstschulen, 
Jugendverkehrsschulen, Gartenarbeitsschulen und andere grüne 
Lernorte sowie Musikschulen – wollen wir stärken. Die Vermittlung 
kultureller Bildung ist der Schlüssel für kulturelle Teilhabe nicht nur 
von Kindern und Jugendlichen, sondern langfristig auch von Er-
wachsenen. Wir wollen sie deshalb auf verlässliche Füße stellen und 
dafür sorgen, dass sie nicht mit jedem Doppelhaushalt erneut um ihr 
Fortbestehen bangen muss. Auch die Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung wollen wir voranbringen.

Berufsorientierung und berufliche Bildung

Die Linke steht zum Prinzip der Gleichwertigkeit von beruflicher und 
Allgemeinbildung. Die technische Ausstattung der Oberstufenzent-
ren (OSZ) soll flächendeckend modernisiert und dauerhaft gesichert 
werden. Dazu werden wir ein verbindliches Refinanzierungsmodell 
erarbeiten und entsprechend ausfinanzieren. Dieses erstreckt sich 
auch auf den Ersatz von IT-Hardware und Telefonanlagen.

Die Lehrkräfteausbildung für die OSZ und Arbeitslehre an der Tech-
nischen Universität, die Kooperationen mit den Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften sowie den Quereinstiegs-Master und 
die Weiterbildung in diesen Fächern wollen wir deutlich stärken. Den 
„Lehrkräften für Fachpraxis“ an den OSZ soll ermöglicht werden, 
über einen speziellen Quereinstieg für diese Gruppe berufsbeglei-
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tend den Masterabschluss und die Zweite Staatsprüfung abzulegen. 
Wir wollen für sie eine eigene Laufbahn schaffen.

Außerdem wollen wir mehr Werkstattmeister*innen für unsere Schu-
len gewinnen.

Die Berufsorientierung ist als wichtige Aufgabe der gesamten Schule 
zu etablieren und zu kontrollieren. Sie muss bereits in der Grund-
schule ansetzen. Projekte wie den Berliner Schulpaten wollen wir 
ausbauen. Den WAT-(Wirtschaft-Arbeit-Technik-)Unterricht wollen 
wir an allen Schularten stärken. Dazu wollen wir stufenweise an allen 
Schulen Werkstätten einrichten und modern ausstatten. Zudem prü-
fen wir die Wiedereinrichtung eines Beirates für Arbeitslehre/WAT. 
Das Landeskonzept Berufsorientierung wollen wir wissenschaftlich 
evaluieren und davon ausgehend weiterentwickeln. Maßnahmen 
müssen konzeptionell besser aufeinander abgestimmt werden. An-
gebote wie das Produktive Lernen und die Praxislerngruppen wollen 
wir ausbauen. Die Zusammenarbeit mit dem Institut für Produktives 
Lernen wollen wir fortsetzen. Qualität und Anzahl der Praktika müs-
sen erhöht werden. Sie müssen angemessen vor- und nachbereitet 
und in den allgemeinen Unterricht integriert werden. Die allgemein-
bildenden Schulen müssen in die Verantwortung genommen werden, 
den jungen Menschen eine weitreichende Anschlussperspektive zu 
eröffnen. Der Übergang von der Schule in den Beruf soll als Qualitäts-
kriterium ins Indikatorenmodell und in die Schulverträge aufgenom-
men werden.

Die Teams für Berufs- und Studienorientierung (BSO-Teams/-Tan-
dems) an den Schulen wollen wir stärken und mit mehr Anrech-
nungsstunden ausstatten.

Wir wollen, dass jede*r Schüler*in die Schule mit einer Perspektive 
für eine berufliche oder akademische Ausbildung verlässt. Alle jun-
gen Menschen sollen unter Beachtung ihrer individuellen Vorausset-
zungen ein Angebot erhalten, das mit ihren Interessen, Wünschen 
und Neigungen in Übereinstimmung steht. Alle jungen Menschen, die 
kein Studium aufnehmen wollen, erhalten ein Angebot für einen Aus-
bildungsplatz (Ausbildungsgarantie). (zur Ausbildungsplatzumlage -> 
siehe Kapitel „06 Arbeit“ auf Seite 99) 
 



173

Das elfte Pflichtschuljahr wollen wir zu einem echten Chancenjahr 
weiterentwickeln. Schüler*innen im Bildungsgang Integrierte Berufs-
ausbildungsvorbereitung sollen verstärkt unterstützt werden, auch 
unterjährig in die duale Ausbildung zu wechseln.

Die Zuständigkeit für schulische und betriebliche Berufsbildung 
muss zukünftig in einer einzigen Senatsverwaltung liegen, um Soll-
bruchstellen beim Übergang von Schule zu Beruf zu vermeiden. Wir 
prüfen zudem die Gründung eines Landesinstituts.

Die Arbeit der Jugendberufsagentur wollen wir weiterentwickeln und 
insbesondere die aufsuchende Beratung stärken. Außerdem wollen 
wir dafür sorgen, dass verbindliche Regelungen für die berufliche 
Förderung von Mädchen und jungen Frauen, von jungen Menschen 
mit Migrations- und Fluchtgeschichte, von Alleinerziehenden und 
jungen Menschen mit Behinderungen geschaffen und umgesetzt 
werden. Alle Angebote müssen schrittweise barrierefrei gestaltet und 
interkulturell geöffnet werden. Dafür werden wir die Ausstattung mit 
personellen und sächlichen Ressourcen verbessern. Dies gilt auch für 
die bezirklichen Angebote der Jugendberufshilfe und sozialintegrative 
Leistungen.

Ethik für alle

Wir bekennen uns zum Ethikunterricht als ordentlichem Schulfach 
der Berliner Schule. Die Einführung von verpflichtendem Religions-
unterricht lehnen wir ab, auch in Form eines Wahlpflichtfachs.

Sonderungsverbot durchsetzen

Für Die Linke hat das öffentliche Schulsystem Priorität. Wir sprechen 
uns deshalb für eine verbindliche Schulgeldtabelle aus und pochen 
auf die Einhaltung des im Grundgesetz festgeschriebenen Sonde-
rungsverbots. Öffentliche Baukostenzuschüsse, verkürzte Warte-
zeiten und andere Anreize für die Neugründung von Schulen in freier 
Trägerschaft lehnen wir ab, insbesondere im Primarbereich.
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Grundbildung stärken, Teilhabe ermöglichen

Grundkompetenzen im Lesen, Schreiben und Rechnen sind zentral für 
die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Tatsächlich jedoch verfügt 
jede*r achte Erwachsene nicht über entsprechende Kenntnisse. Wir 
wollen deshalb die vielfältigen Angebote der Alphabetisierung und 
Grundbildung weiter bedarfsgerecht ausfinanzieren. Das betrifft so-
wohl die Angebote der Berliner Volkshochschulen, von Freien Trägern 
sowie die landesgeförderte Stiftung Grundbildung. Ziel ist es, das 
Thema zu enttabuisieren und niedrigschwellige Zugänge zu eröffnen.

Gute Arbeit für die Dozent*innen der Berliner Volkshochschulen 
und Musikschulen

Die Dozent*innen an den Berliner Musik- und Volkshochschulen 
brauchen sichere berufliche Perspektiven und die Verantwortlichen 
in den Bezirken Rechtssicherheit. Deshalb wollen wir den bisher frei-
beruflich beschäftigten Kolleg*innen ein Einstellungsangebot ma-
chen, ohne Neubewerbung. Dafür muss das Land den Bezirken die 
entsprechende Finanzierung bereitstellen. Auch für diejenigen, die 
weiterhin ohne Festanstellung tätig sein wollen, müssen ausgehend 
von der auf Bundesebene geplanten Neuregelung auf Landesebene 
rechtssichere Lösungen gefunden werden. Die Dozent*innenvertre-
tungen sowie die zuständigen Gewerkschaften wollen wir eng in den 
Prozess einbeziehen.
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11 Kinder, Jugend, Familie

Unsere Vision für ein junges Berlin

Wir engagieren uns für ein lebenswertes und diskriminierungsfreies 
Berlin, das allen gehört. Kinder und Jugendliche sind genauso Teil 
der Stadtgesellschaft wie Erwachsene, gleichzeitig sind sie politisch 
noch immer stark unterrepräsentiert. Ihre Bedürfnisse müssen im Fo-
kus unserer Politik stehen. Wir setzen uns dafür ein, dass Kinder und 
Jugendliche an allen sie und ihre Zukunft betreffenden Entscheidun-
gen beteiligt werden. Die vielfältigen Angebote für Kinder, Jugend-
liche und ihre Familien sind für uns selbstverständlicher Teil der 
öffentlichen Daseinsfürsorge und stehen nicht als Einsparpotenziale 
zur Disposition. Wir gestalten die Kinder- und Jugendhilfe partizi-
pativ und gewaltfrei, der junge Mensch steht jederzeit im Mittel-
punkt. Kein Kind darf in Armut leben, jedes Kind muss unbeschwert 
aufwachsen dürfen. Kinder sollen unabhängig vom Geldbeutel der 
Eltern die vielfältigen Berliner Freizeit- und Kulturangebote nutzen 
können. Kitas sind für uns Räume, in denen die Basis für Gemeinschaft 
und Bildungsgerechtigkeit gelegt wird und in denen unsere Kinder 
soziale, kulturelle und demokratische Kompetenzen erwerben. Die 
Linke kämpft für ein vielfältiges junges Leben in unserer Stadt. Wir 
stellen uns entschlossen der Kommerzialisierung, Militarisierung und 
dem Erstarken autoritärer Gesinnungen im öffentlichen Raum entge-
gen – für eine bunte und zukunftsgewandte Stadt, die bestehenden 
Ungerechtigkeiten ideenreich, aktiv und beharrlich entgegentritt.

Jugend: Beteiligungsrechte ausbauen

Die Linke hat sich seit vielen Jahren für das Wahlrecht ab 16 enga-
giert, dieses erfolgreich mit durchgesetzt und bekennt sich weiterhin 
klar dazu. Für eine breitere Repräsentation junger Menschen im poli-
tischen Raum prüfen wir eine weitere Absenkung des Wahlalters. Wir 
werden darauf hinarbeiten, dass das Wahlrecht eines jungen Men-
schen unabhängig vom Nachweis der deutschen Staatsbürgerschaft 
an seinen tatsächlichen Lebensmittelpunkt gekoppelt ist. 
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Auf Bundesebene fordern wir die Aufnahme der Kinderrechte ins 
Grundgesetz in einer Form, die nicht hinter der UN-Kinderrechtskon-
vention und der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
zurückbleibt. Wir setzen einen entschiedenen Konterpunkt zu den 
bundespolitischen Bestrebungen, die Wehrpflicht wieder einzuführen. 
Demokratische Jugendverbände und Vertreter*innenorganisationen 
von Kindern und Jugendlichen sowie Jugendbildungsstätten sind für 
uns unverzichtbare Partner.

Wir setzen uns für verbindliche Rede- und Beteiligungsrechte junger 
Menschen in den Bezirksverordnetenversammlungen, Jugendhilfe-
ausschüssen und allen anderen relevanten Gremien ein, denn ob 
Bildung, Verkehr, Kultur, Stadtentwicklung oder Sicherheit – Entschei-
dungen in all diesen Politikfeldern nehmen unmittelbar Einfluss auf die 
Lebenswirklichkeiten junger Menschen. Auch auf Landesebene wollen 
wir die Beteiligungsstrukturen für junge Menschen ausbauen und 
dabei innovative Wege gehen. Die Vielfalt der Formate und eine breite 
Repräsentanz aller Kinder und Jugendlichen sind hier für uns zentral 
wichtig.

Das bundesweit einzigartige Berliner Kinder- und Jugendförder- und 
Beteiligungsgesetz (JugFöG) haben wir als Linke in Regierungsver-
antwortung maßgeblich mitgestaltet und durchgesetzt. Daran an-
knüpfend wollen wir Räume der Kinder- und Jugendbeteiligung wie 
bezirkliche Kinder- und Jugendparlamente stärken und sie mit weitge-
henden Rechten ausstatten. Um wirksame Unterstützungs- und För-
derangebote für Kinder- und Jugendbeteiligung zu etablieren, braucht 
es eine lebensweltorientierte Planung mit Verbindlichkeit, Rückkopp-
lung und einer zeitnahen Umsetzung der formulierten Bedarfe.

Den Jugenddemokratiefonds wollen wir finanziell aufstocken. Wir 
werden das JugFöG weiterentwickeln und echte Kinder- und Jugend-
beteiligung mit verbindlichen Jugendbudgets in allen Bezirken ver-
ankern. Dabei setzen wir auf niedrigschwellige Zugänge und breite 
Beteiligung, sodass potenziell alle jungen Menschen echte Mitgestal-
tungsrechte und Selbstwirksamkeit erfahren. So investieren wir in die 
Jugend und in die demokratische und soziale Zukunft unserer Stadt. 
Das JugFöG schreibt für Berliner*innen zwischen sechs und 27 Jahren 
ein breites Spektrum an Angeboten fest: Kinder- und Jugendfreizeit-
einrichtungen, Ferienreisen, Kinder- und Jugendbauernhöfe, internati-
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onale Begegnungen und kulturelle Freizeitangebote werden in Qualität 
und Umfang definiert. Diese Angebote sind für Die Linke grundle-
gende, schützenswerte Infrastruktur. Für die Weiterentwicklung des 
JugFöG und seiner Angebote braucht es auch in Zukunft ein klares 
politisches Bekenntnis, eine auskömmliche Finanzierung, Koordinie-
rungsstellen in den Jugendämtern sowie die maßgebliche Beteiligung 
der Kinder und Jugendlichen selbst.

Wem gehört die Stadt? – Freiräume sichern

Jugendliche brauchen Räume jenseits von Schule, Elternhaus und 
Kommerz, in denen sie sich selbstbestimmt treffen, ausprobieren und 
gestalten können. Ob Jugendclub, Abenteuerspielplatz, Sporthalle, 
Stadtbibliothek oder selbstverwalteter Treffpunkt – all diese Angebote 
wollen wir sichern und ausbauen. Für eine verbesserte abendliche und 
wetterunabhängige Nutzung von Räumen werden wir kreative Wege 
finden und die Kooperation der Jugendarbeit mit anderen Akteuren im 
Sozialraum wie bspw. Stadtteilzentren oder Kultur- und Sportvereinen 
stärken.

Jugendclubs verstehen wir als ideale Orte politischer Bildungsarbeit 
und niedrigschwelliger Beteiligung, da in Schulen oder Jugendparla-
menten häufig soziale Ausschlussmechanismen greifen und privi-
legierte Positionen überrepräsentiert sind. Die Linke wird sich für 
mindestens einen selbstverwalteten Jugendort pro Bezirk einsetzen, 
denn diese sind unverzichtbare Orte der kritischen Auseinanderset-
zung, Solidarität und Entwicklung alternativer Lebensentwürfe.

Verdrängung und Gentrifizierung treffen besonders häufig Kinder 
und Jugendliche, die über wenig Finanzkraft verfügen. Ihre spezi-
fischen Bedürfnisse wie bspw. ausreichende Parkbänke müssen 
bei der Stadt- und Grünflächenplanung Berücksichtigung finden. Die 
Linke wird sich weiter für unkommerzielle Orte wie z. B. Jugendclubs 
einsetzen. Wir stellen uns der Militarisierung des öffentlichen Raums 
entschlossen entgegen und erteilen der aktiven Ansprache junger 
Menschen durch die Bundeswehr bspw. auf Stadtteilfesten eine klare 
Absage. Verdachtsunabhängige Kontrollen der Polizei treffen über-
proportional häufig junge Menschen mit vermuteter Migrationsge-
schichte – diese diskriminierende Praxis werden wir abschaffen. 
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Junge Menschen sind mit am häufigsten von Mietarmut betroffen. 
Wir werden die Mieten für Studierendenwohnheimplätze begrenzen 
und die Gründung einer Berliner Jugendwohnagentur unterstützen. 
Wir wollen das Studierendenwerk und das zu gründende Auszu-
bildendenwerk kreditfähig machen, damit diese selbst in den Woh-
nungsbau einsteigen und den Bestand schneller sanieren können. 
Über das Sicher-Wohnen-Gesetz werden wir Kontingente festlegen, 
die an sogenannte Wohnungsnotfälle vergeben werden müssen. 
Dazu zählen auch Careleaver, die aus der stationären Jugendhilfe 
oder Pflegefamilien heraus eine eigene Wohnung suchen. Wir wollen 
für Jugendliche mehr Plätze im betreuten Wohnen und in Jugend-
wohngruppen schaffen.

Die Linke entwickelt ein generationenübergreifendes Programm, 
welches ältere Menschen mit substanziellen finanziellen Anreizen 
dazu motiviert, junge wohnungssuchende Menschen bei sich auf-
zunehmen. Soziale Träger begleiten dabei mit einem abgestimmten 
Konzept das Zusammenleben, vermitteln bei Konflikten und schaffen 
Sicherheit für beide Seiten – finanziell und menschlich.

Auch Mobilität ist ein Schlüssel zur Teilhabe: Wir setzen uns für 
das dauerhaft kostenlose ÖPNV-Ticket für alle Schüler*innen, 
Auszubildenden, Freiwilligendienstleistenden und Careleaver in 
Berlin ein.

Digitale Souveränität und Verbraucher*innenschutz

Wir wollen eine Kinder- und Jugendarbeit, die die digitale Reali-
tät junger Menschen ernst nimmt. Wir werden digitale Räume als 
Orte der Selbstentfaltung schützen. Soziale Medien wirken aber 
teilweise wie ein Brennglas gesellschaftlicher Problemlagen, junge 
Menschen werden hier oft zum Spielball kommerzieller Interessen. 
Unser Grundsatz lautet: Wir kontrollieren Plattformen, nicht Kinder 
und Jugendliche. Statt auf eine rigide Verbotspolitik setzen wir auf 
Befähigung: Wir wollen gut ausgestattete Medienkompetenzzentren 
in allen Bezirken, kostenfreie, pädagogisch begleitete Angebote und 
regelmäßige Schulungen für pädagogische Fachkräfte, damit junge 
Menschen, Eltern und Fachkräfte souverän und kritisch mit digitalen 
Medien umgehen können. Junge Menschen müssen als Zielgruppe 
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von Vermarktungsstrategien bspw. beim Online-Shopping oder bei 
der Ernährung alle Hilfen bekommen, um Konsumfallen zu erkennen 
und nachhaltig zu handeln.

Psychosoziale Gesundheit stärken

Berlin braucht ein abgestimmtes Konzept zur psychosozialen Prä-
vention und eine bessere psychosoziale Versorgung für Kinder und 
Jugendliche. Einsamkeit, Mobbing- und Diskriminierungserfah-
rungen, Süchte, psychische Erkrankungen und Neurodivergenzen 
junger Menschen gilt es anzuerkennen und strukturell aufzufangen. 
Hierfür werden wir die Kooperation der Akteure des Gesundheits-
wesens, der Jugendsozialarbeit, der Schulen und der Jugendhilfe 
stärken. Der Jugendarbeit kommt in diesem Zusammenhang eine 
Lotsinnenfunktion zu: Sie hilft, bestehende Angebote wie etwa 
Familienberatungsstellen bekannt zu machen. Niedrigschwellige 
Krisenchats und -telefone sowie analoge Anlaufstellen an den realen 
Aufenthaltsorten von Kindern und Jugendlichen wollen wir stärken.

Diskriminierungssensible Jugendarbeit und Inklusion

Wir setzen uns für eine diskriminierungssensible Jugendarbeit ein. 
Jugendarbeit muss ein sicherer Ort für alle und ein eigenständi-
ger Schwerpunkt einer stadtweiten Antidiskriminierungsstrategie 
sein, hier braucht es Empowermentansätze, zielgruppengerechte 
politische Bildung, (digitale) Gewaltprävention und Diversitätsma-
nagement in Jugendverbänden und Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendarbeit. Wir setzen uns flächendeckend in allen Bezirken für 
Antirassismus sowie für feministische und queere Projekte ein, damit 
jeder junge Mensch unsere Stadt gleichberechtigt mitgestalten kann. 
Ernst gemeinte Inklusion bedeutet Strukturwandel. Wir werden 
sicherstellen, dass die Inklusive Kinder- und Jugendhilfe kein Spar-
modell wird. Einrichtungen der offenen Jugendarbeit müssen bau-
lich, personell und konzeptionell so ausgestattet werden, dass junge 
Menschen mit Beeinträchtigungen nicht nur mitgemeint, sondern 
selbstverständlicher Teil der Gemeinschaft sind. Dafür braucht es 
auch eine bessere Ausgestaltung der Schnittstellen zwischen Ju-
gendhilfe, Sozialhilfe und Schule, insbesondere im Hinblick auf klare 
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Zuständigkeiten. Zudem muss Politik verständlich sein: Wir setzen 
uns dafür ein, dass politische Informationen für junge Menschen in 
Leichter Sprache und in zielgruppengerechten Formaten zur Verfü-
gung gestellt werden.

Antifaschismus in der Jugendarbeit

Extreme Rechte werben vermehrt unter Jugendlichen für ihr Welt-
bild, suchen sich Zugang zu Jugendfreizeiteinrichtungen oder spre-
chen gezielt offene Bedürfnislagen von Jugendlichen an. Hier brau-
chen wir eine Stärkung der bezirklichen Straßensozialarbeit sowie 
klare Handlungsanweisungen, Zuständigkeiten und Meldeketten, die 
bei akuten Vorkommnissen deeskalierend wirken und die Betroffe-
nen schützen. Wir werden zielgruppenspezifische Aussteiger*innen-
programme und Maßnahmen ausbauen, die begünstigende Faktoren 
wie eigene Gewalterfahrungen, erschwerte Bildungszugänge sowie 
fehlende berufliche und soziale Integration abmildern. Angebote zur 
Bekämpfung von Kinderarmut müssen enger miteinander verzahnt 
werden, denn soziale Ungerechtigkeit macht junge Menschen nach-
weislich anfälliger für autoritäres Gedankengut.

Die Meinungsfreiheit der Träger der Jugendarbeit ist ein hohes Gut, 
das eine differenzierte Auseinandersetzung mit extremen Rechten 
und Demokratiefeindlichkeit erst ermöglicht und das Die Linke vehe-
ment verteidigt.

Klimagerechtigkeit und ökologische Zukunft

Die Klimakrise bedroht die Freiheit zukünftiger Generationen massiv. 
Wir solidarisieren uns mit der jungen Klimabewegung und verstehen 
Klimaschutz als soziale Frage. Jugendarbeit ist ein zentraler Ort, an 
dem junge Menschen darin gestärkt werden, ihre Zukunft selbst-
bestimmt zu gestalten und sich für eine gerechte und nachhaltige 
Gesellschaft einzusetzen, die die Umwelt schützt und sich für Res-
pekt, Mitgefühl und Verantwortungsbewusstsein gegenüber Tieren 
einsetzt. In den vielfältigen Angeboten der Jugendarbeit entwickeln 
Kinder und Jugendliche im Sinne einer Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung die Fähigkeiten und die kollektive Kraft, Veränderungen an-
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zustoßen. Ihre Forderungen werden wir mittels verbindlicher Beteili-
gungsstrukturen in unsere politischen Entscheidungen einbeziehen.

Verlässliche Strukturen und Gute Arbeit

Angebote der Kinder- und Jugendhilfe dürfen auch bei knapper Kas-
senlage keine Verhandlungsmasse sein. Wir wollen kommunale Ange-
bote stärken, gleichzeitig bleiben gemeinnützige und tarifgebundene 
Freie Träger unsere unverzichtbaren Partner. Die Linke prüft, wie der 
Zuwendungszeitraum verlängert werden kann. Mittelfristig sprechen 
wir uns für eine neue Finanzierungslogik und eine Abkehr vom Pro-
jektcharakter der Kinder- und Jugendhilfe aus, denn kontinuierliche 
Beziehungsarbeit erfordert langfristige, verlässliche Förderstrukturen.

Weiterhin setzt sich Die Linke analog zu den bereits vorhandenen 
Anreizmodellen des JugFöG für eine Zweckbindung der Mittel für 
die gesamte Kinder- und Jugendhilfe ein: Geld, das für Jugendclubs 
vorgesehen ist, muss auch bei den Jugendclubs ankommen und darf 
von den Bezirken nicht für andere Zwecke ausgegeben werden.

Wir wollen, dass alle Angebote der Kinder- und Jugendhilfe von 
qualifizierten Beschäftigten in Guter Arbeit erbracht werden: Die 
Linke setzt sich für eine Tarifbindung im Zuwendungsbereich und bei 
öffentlichen und Freien Trägern ein. Die Gründung und Arbeit von 
Betriebs- und Personalräten werden wir fördern und für ihre gesamt-
gesellschaftliche Bedeutung werben.

Jugendhilfe: der Mensch im Mittelpunkt

Das Recht des jungen Menschen auf Partizipation und Beteiligung 
spielt gerade in Krisensituationen und fragilen familiären Kontexten 
eine herausgehobene Rolle. Wir stehen für eine Haltung, bei der die 
im Rahmen von Hilfen zur Erziehung (HzE) notwendigen Entschei-
dungen mit den jungen Betroffenen gemeinsam auf Augenhöhe und 
nicht über sie hinweg gefällt werden. Für mehr Struktur und Trans-
parenz bei Konflikten in der Kinder- und Jugendhilfe werden wir die 
bestehenden unabhängigen Schieds- und Ombudsstellen ausbau-
en und bekannter machen. Auch gilt für uns der Grundsatz: Mate-



182

rielle Notlagen in der Familie dürfen niemals der alleinige Grund für 
eine Trennung von Eltern und Kindern sein.

Junge Volljährige

Berlin braucht einen konsequenten Schutz für junge Volljährige. 
Besonders unbegleitete minderjährige Geflüchtete, aber auch vie-
le andere Careleaver fallen mit dem Tag der Volljährigkeit aus dem 
Jugendhilfesystem und mittelfristig in die Wohnungslosigkeit. Da-
bei besteht ein Rechtsanspruch auf HzE bis zum 21. Lebensjahr, in 
begründeten Einzelfällen bis zum 27. Lebensjahr. Auch mit Blick auf 
die bestehenden Überlastungen in den Jugend- und Sozialämtern 
wollen wir die sensible Übergangszeit zwischen Volljährigkeit und 
Erwachsenenalter mit einer konzeptionellen und finanziellen Stär-
kung in den Fokus rücken.

Geflüchtete Kinder und Jugendliche – gleiche Rechte für alle!

Die Linke setzt sich für das Recht auf Kindheit für alle und eine um-
fassende rechtliche Gleichstellung junger Geflüchteter ein. Viele 
junge Menschen – insbesondere mit Flucht- oder Diskriminierungs-
erfahrungen – erhalten erst dann psychosoziale Hilfe, wenn die 
Krise bereits akut ist. Wir fordern einen sofortigen, unbürokratischen 
Zugang zu niedrigschwelligen, frühzeitig ansetzenden Hilfsangebo-
ten wie psychosozialen Zentren sowie zur traumatherapeutischen 
Behandlung. Im stationären Bereich der HzE müssen Plätze für 
unbegleitete minderjährige Geflüchtete in einem Umfang vorgehalten 
werden, welcher der unsteten weltpolitischen Lage Rechnung trägt.

Familien: in all ihrer Vielfalt stärken

Für uns ist Familie dort, wo Menschen miteinander leben und fürein-
ander sorgen. Unser Familienbegriff ist offen und divers. Wir setzen 
uns für die Rechte von Alleinerziehenden, Patchwork- und Soloeltern, 
Regenbogen- und Pflegefamilien ein. Wir unterstützen alle Familien-
formen und wollen Strukturen schaffen und ausbauen, die sie im All-
tag konkret brauchen. So werden wir bspw. die Netzwerkstrukturen 
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für Alleinerziehende gezielt ausbauen und ihre soziale und finanzielle 
Absicherung verbessern. Einzelpersonen entscheiden sich trotz 
Interesses häufig gegen die Aufnahme eines Pflegekindes, da es 
hier an struktureller und finanzieller Unterstützung zur Vereinbarkeit 
von Berufstätigkeit und Solo-Pflegeelternschaft fehlt. Dies werden 
wir ändern und außerdem alle Pflegekinderfamilien anderen Familien 
wirtschaftlich gleichstellen. Für Familien mit versorgungsintensiven 
Kindern muss regelhaft die Möglichkeit einer Auszeit, wie sie die 
Kurzzeitpflege ermöglicht, geschaffen werden.

Das Berliner Familienfördergesetz (FamFöG) ist ein linker Erfolg. Es 
legt verbindliche Standards der Familienförderung in Umfang, Quali-
tät und Finanzierung fest und schafft so in den Bezirken flächen-
deckend Infrastruktur zur niedrigschwelligen Unterstützung von 
Familien. Wir werden das FamFöG konsequent umsetzen und wei-
terentwickeln, um Familienzentren, Familienservicebüros und Erzie-
hungs- und Familienberatungsstellen zu sichern. Eine wirkungsvolle 
Familienförderung braucht verlässliche Strukturen und dauerhafte 
Finanzierung.

Kinder- und Familienarmut entschieden bekämpfen

Kinderarmut ist Familienarmut. In Berlin ist fast ein Drittel aller Min-
derjährigen auf staatliche Hilfen angewiesen. Armut ist nicht nur 
materieller Mangel, sie schließt junge Menschen auch von gesell-
schaftlicher Teilhabe, Bildung und einer gesunden Entwicklung aus. 
Die Landeskommission zur Prävention von Kinder- und Familienarmut 
entwickelt eine ressortübergreifende gesamtstädtische Strategie zur 
Verbesserung der Lage von armen und armutsgefährdeten Kindern, 
Jugendlichen und deren Familien. Wir setzen uns für eine finanzielle 
und strukturelle Stärkung der Landeskommission ein. Die Einführung 
einer Kindergrundsicherung auf Bundesebene ist gescheitert. Wir 
werden uns über den Bundesrat für eine echte, armutsfeste Kinder-
grundsicherung starkmachen.

Wir wollen, dass alle Angebote der öffentlichen Daseinsvorsorge für 
Kinder und Jugendliche kostenfrei sind, ohne komplizierte Anträge 
und stigmatisierende Bedarfsprüfungen. Für die gebührenfreie Kita, 
den kostenfreien Hortbesuch bis Klasse 3 und kostenfreies Essen an 
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Grundschulen haben wir bereits gesorgt. Aber es muss weitergehen: 
Jedes Kind muss kostenlos ins Schwimmbad gehen oder im Jugend-
club kochen können. Wir werden neue Formen der Gebühren- bzw. 
Kostenfreiheit prüfen.

Kita: Qualität in den Fokus!

Wir bekennen uns zum Recht eines jeden Kindes auf hochwertige früh-
kindliche Bildung, Erziehung und Betreuung, die seine ganzheitliche 
Entwicklung fördern. Der pädagogisch-konzeptionelle Grundstein 
ist hierfür seit vielen Jahren gelegt, das Berliner Bildungsprogramm 
galt bislang bundesweit als beispielhaft. Für Die Linke ist klar, dass 
es kein Rollback beim Verständnis von frühkindlicher Bildung geben 
darf. Wir setzen uns entschieden für ein Bildungsprogramm ein, wel-
ches das Kind als aktive*n Akteur*in der eigenen Entwicklungs- und 
Bildungsprozesse sieht und in dem Vielfalt, Diskriminierungssensibili-
tät und Partizipation eine bedeutende Rolle spielen. Gegenteiligen, 
rückwärtsgewandten Absichten erteilen wir eine klare Absage.

Für ein qualitativ hochwertiges Kitaangebot mit gelingender Sprach-
förderung, Inklusion und Kinderschutzsicherung brauchen alle Berliner 
Kitas eine sachgerechte und an wissenschaftliche Erkenntnisse ge-
knüpfte Raum- und Personalausstattung. Wir wollen die Quadratmeter-
zahl pro Kind erhöhen. Den Geburtenrückgang werden wir nutzen, um 
den Personalschlüssel nachhaltig zu verbessern. Unser Ziel ist, dass 
auf eine Fachkraft rechnerisch drei Kinder unter drei Jahren bzw. 7,5 
Kinder über drei Jahren entfallen. Die Fehlzeiten der Fachkräfte auf-
grund von Krankheit, Urlaub und Fortbildung müssen in der Personal-
zumessung realistisch berücksichtigt werden, ebenso die Zeiten für 
Dokumentation, Elternarbeit und Dienstbesprechungen. Nur aus-
gebildete Fachkräfte sollen auf den Personalschlüssel einer Kita voll 
angerechnet werden dürfen. In einem offenen Diskussionsprozess 
mit Fachwelt und Praxis wollen wir die gültigen Personalzuschläge 
prüfen, öffnen und verbessern.

Die Kita ist häufig der erste Ort, an dem potenzielle Kinderschutzfälle 
ersichtlich werden. Die Linke wird den Kinderschutz in Kitas weiter 
stärken. Ausnahmslos alle Fachkräfte müssen sattelfest und hand-
lungssicher im Kinderschutzverfahren sein. Wir wollen verbindliche 
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Zeitkontingente für entsprechende Qualifikationen und Supervisio-
nen festlegen. Für die Präventions- und Beratungsarbeit der Kin-
derschutzfachkräfte in den Kitas wollen wir feste Zeitbudgets oder 
Personalzuschläge zur Verfügung stellen.

In Kitas herrscht eine hohe Personalfluktuation. Keine Beschäftigten-
gruppe weist mehr Arbeitsunfähigkeitstage auf als die der Kitaerzie-
her*innen. Die Fachkräfte tragen Verantwortung für unser Wertvolls-
tes, unsere Kinder, und brennen in großer Zahl über die schwierigen 
Arbeitsbedingungen aus.

Hinzu kommen körperliche Belastungen, ein Lärmpegel von 90 Dezi-
bel ist in Kitas keine Seltenheit. Wir setzen uns für einen aktiven Ge-
sundheits- und Lärmschutz sowie Hitzeschutzkonzepte in allen Kitas 
ein. Nur so bleibt das Arbeitsfeld Kita langfristig für die Fachkräfte 
attraktiv, das im Kern auf kontinuierlicher Beziehungsarbeit basiert.

Tun, was wirkt: Kita-Sozialarbeit ausbauen

Kita-Sozialarbeit wirbt im Kiez für den Kitabesuch, hilft den Familien 
bei bürokratischen Herausforderungen und vermittelt sie bei Be-
darf passgenau in nachgeordnete Hilfesysteme weiter. Sie stärkt 
den Kinderschutz, wirkt präventiv und minimiert Folgekosten in der 
ressourcenintensiveren Kinder- und Jugendhilfe. Kita-Sozialarbeit 
entlastet Fachkräfte und Kitaleitungen und sorgt so für eine Verrin-
gerung von Krankheitsfällen und Personalengpässen. Diese Art der 
Beziehungsarbeit erfordert Verlässlichkeit und Regelhaftigkeit: Wir 
setzen uns für den Erhalt, die Weiterentwicklung und die mehrstufi-
ge Ausweitung des Modelprogramms Kita-Sozialarbeit ein, sodass 
mittelfristig 10 Prozent der Berliner Kitakinder von ihr profitieren, 
insbesondere in herausfordernden Lagen. Langfristiges Ziel ist die 
flächendeckende Verankerung von Kita-Sozialarbeit im Land Berlin 
sowie ihre Regelfinanzierung.

Kita-Ressourcen sichern und neu denken

Der Kitaplatzausbau in Berlin nähert sich seinem vorläufigen Ende. 
Wir werden mit Sanierungen die Plätze im Bestand planvoll sichern. 
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In Zeiten rückläufiger Kinderzahlen wollen wir mit aller Kraft Kita-
Ressourcen wie Raum und Personal im System halten, sodass sie 
weiterhin den Kindern und Familien dieser Stadt zugutekommen. 
Frei werdende Räume und Sanierungsmittel werden wir bspw. für 
Sprachförderung, Therapieangebote und Barrierefreiheit einsetzen.

Angesichts der unsteten Weltlage sind keine verlässlichen demo-
grafischen Aussagen möglich. Deshalb müssen wir das System Kita 
flexibel und krisenfest ausrichten. Wir werden vorübergehend nicht 
benötigte Kitaräume unbürokratisch für die Kinder- und Jugendhilfe, 
die Ganztagsgrundschule und das Familienzentrum aus dem Kiez 
öffnen, ebenso für Gemeinschaftsunterkünfte und Volkshochschu-
len.

Außerdem wollen wir das großartige Fachpersonal im Kitabereich 
und in den angrenzenden Fachbereichen halten und hierfür nachhal-
tige Konzepte entwickeln.

Die fünf Kitaeigenbetriebe des Landes Berlin haben seit vielen Jah-
ren bewiesen, dass in Kitas auch sehr schwierige Situationen ge-
meistert werden können. Das zeigt z. B. die prioritäre Aufnahme sehr 
versorgungsintensiver Kinder oder von Kindern mit Fluchterfahrung. 
Für eine stabile Basis wollen wir die Eigenbetriebe des Landes Berlin 
stärken und ihren Anteil am gesamten Berliner Kitaplatzangebot auf 
ein Drittel erhöhen. Wir werden prüfen, wie die Eigenbetriebe in be-
grenztem Umfang Kredite aufnehmen und bei städtebaulichen Ver-
trägen stärker Berücksichtigung finden können.

Kitas sind strukturell unterfinanziert. Wir werden den derzeitigen Ei-
genanteil der Kitaträger zur Platzfinanzierung von 5 Prozent schritt-
weise abschmelzen. Im Sinne einer auskömmlichen und krisenfesten 
Finanzierung werden wir die gesamte kindbezogene Finanzierungs-
struktur der Berliner Kitas einer grundsätzlichen kritischen Prüfung 
unterziehen. Alternativen oder Zusätze wie flexible Budgets für Kitas 
sind ernsthaft in Betracht zu ziehen, so wie es einer langjährigen 
Forderung der Kitaträger entspricht. Die Linke prüft die Einführung 
einer gestaffelten Sonderabgabe für Arbeitgeber*innen (Kitafonds), 
die zweckgebunden eine gute frühkindliche Bildung und Betreuung 
für alle Kinder in Berlin ausfinanzieren soll. Weil lebenslanges Lernen 
schon bei den Jüngsten beginnt, gehört frühkindliche Bildung für uns 
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untrennbar zum Bildungssystem. Wir setzen uns daher dafür ein, die 
Kita perspektivisch auch strukturell im Bildungsbereich zu verankern.

Hürden senken, Kitazugänge erleichtern

Die Kita ist der erste wichtige Bildungsort jenseits der Familie. Doch 
Kindern mit Behinderung oder aus finanziell benachteiligten oder 
kulturell marginalisierten Gruppen bleibt der Kitazugang oftmals 
verwehrt. Wir wollen allen Kindern einen breiten, transparenten und 
gerechten Zugang zu grundlegenden Bildungs- und Lebensräumen 
ermöglichen. Jeder Berliner Familie muss zum ersten Geburtstag 
ihres Kindes der gut verständliche, auch in Leichter Sprache und 
mehrsprachig verfasste Kita-Gutschein zugehen. Mit einer Stärkung 
aufsuchender Sozialarbeit im Kiez werden wir Hürden beim Kitazu-
gang senken und dabei gezielt Familienzentren, Arztpraxen, Gemein-
schaftsunterkünfte und Stadtteilmütter mit einbinden. Es gilt: Egal 
wo ein Kind in Berlin aufwächst, Familien müssen überall ein gutes 
Kitaplatzangebot vorfinden. 
 
Wir bekennen uns zum Wunsch- und Wahlrecht der Eltern auf 
Kitaplatzsuche. Uns ist wichtig, dass die Jugendämter ein Zugriffs-
recht auf einen bestimmten Prozentsatz von Kitaplätzen haben, um 
den Bedarfen besonders herausgeforderter Kinder und Familien 
entsprechen zu können. Das Freihalten einer bestimmten Zahl von 
Plätzen bei Freien Trägern und in den Eigenbetrieben wollen wir 
finanzieren. Nicht nur die Kita, auch Kindertagespflegeeinrichtun-
gen brauchen eine soziale und finanzielle Absicherung. Wir setzen 
uns hier für eine Vergütung ein, die die tatsächlichen Lebens-
haltungskosten und Mieten deckt. Der verbesserte Betreuungs-
schlüssel in Kitas muss ohne finanzielle Einbußen auf Kindertages-
pflegeeinrichtungen übertragen werden. Der sozialen Abgrenzung 
privilegierter Gruppen durch Zusatzzahlungen – wie etwa über 
verpflichtende Mitgliedschaften in Kitafördervereinen – treten wir 
entschieden entgegen. 
 
Mehrsprachigkeit in der Kita ist eine wertvolle Ressource, von der 
alle profitieren. Die eigene Herkunftssprache wirkt identitätsstif-
tend und es ist erwiesen, dass das gute Sprechen der Herkunfts-
sprache auch das gute Erlernen weiterer Sprachen begünstigt. Wir 
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setzen uns dafür ein, dass die Vielfalt der Herkunftssprachen in 
der Ansprache von Eltern und im Kitaalltag Anerkennung, Bestär-
kung und Anwendung findet, etwa in kitaeigenen Sprachwerkstät-
ten. So trägt Berlin der vielfältigen Stadtgesellschaft Rechnung, 
vermeidet Ausgrenzung und befördert den Erwerb der deutschen 
Sprache.

Jedes Kind hat ein Recht auf Sprachförderung. Wir stehen für 
das Ziel ein, allen Kindern einen mindestens 24-monatigen Ki-
tabesuch vor Schuleintritt zu ermöglichen, denn der Zusammen-
hang zwischen der Sprachkompetenz von Erstklässler*innen und 
Kitabesuchsjahren ist evident. Die Zuständigkeit der bezirklichen 
Jugend- und Schulämter für die Sprachstandsfeststellungen muss 
neu geordnet werden. Die Linke spricht sich gegen Bußgelder für 
vermeintlich unkooperative Eltern aus und setzt sich für eine ver-
trauensbasierte Sozialarbeit in den Kiezen ein.

Kinder mit Behinderung oder besonderem Unterstützungsbedarf 
werden beim Kitazugang systematisch benachteiligt. Wir werden 
eine Offensive für barrierefreie frühkindliche Bildung mit klaren 
Qualitätsstandards erarbeiten, welche Inklusion in Kitas nicht als 
Option sieht, sondern selbstverständlich macht. Hierfür braucht 
es ausreichend barrierefreie Kitaplätze in Wohnortnähe, eine An-
erkennung individueller Förderbedarfe jenseits starrer Förderka-
tegorien sowie die konsequente Ausstattung aller Kitas mit heil-, 
sozial- und inklusionspädagogischen Fachkräften. Wir setzen uns 
für die inklusive Pädagogik als integralen Bestandteil aller Ausbil-
dungsgänge im Kitakontext ein. Im Sinne guter Übergänge wollen 
wir dafür sorgen, dass bei Schuleintritt die nahtlose Fortsetzung 
der individuellen sonderpädagogischen Förderung der Kinder 
gewährleistet wird.

Um den Kontakt der Kitas mit den Eltern zu stärken, die Kommuni-
kation im Sozialraum zu sichern und die Arbeit im Team und in der 
Dokumentation zu erleichtern, werden wir uns für eine regelhafte 
Ausstattung von Kitas mit modernen Medien einsetzen. Die Ent-
wicklung und den Einsatz medienpädagogischer Konzepte, welche 
die Sprachbildung und Inklusion fördern, wollen wir im Kitaalltag 
fest verankern. 
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Fachkräfte werden zukünftig in der Aus- und Weiterbildung intensi-
ver zur Nutzung moderner Medien befähigt.

An morgen denken: Professionalität und Ausbildung

Berlin braucht eine verlässliche, kontinuierliche und hochwertige 
Erzieher*innenausbildung. Zahlreiche Fachkräfte werden in den 
kommenden Jahren in den wohlverdienten Ruhestand gehen, Die 
Linke will gezielt für das Berufsfeld Kita werben. Bildung, Erzie-
hung und Betreuung stellen einen komplexen Auftrag dar. Den 
gegenwärtigen Deprofessionalisierungstendenzen im Berufsfeld 
treten wir entschieden entgegen.

Auch die Arbeit von Quereinsteigenden und Erzieher*innen in be-
rufsbegleitender Ausbildung bleibt wertvoll. Die Fachschulen brau-
chen hier zusätzliche Ressourcen für die Kooperationsarbeit mit 
den verschiedenen Praxiseinrichtungen. Den Quereinsteigenden 
wollen wir umfassende Qualifizierungsangebote bieten, sodass sie 
das Ausbildungsniveau 6 gemäß Deutschem Qualifikationsrahmen 
(DQR) erreichen und somit in Kompetenz, Status und Bezahlung 
voll ausgebildeten Erzieher*innen gleichgestellt sind.

Wir werden eine Qualitätsinitiative in der Ausbildung in Gang 
setzen und den Anteil der staatlichen Schulen an der Ausbildung 
von Erzieher*innen und Sozialpädagog*innen erhöhen. Für private 
Schulen für Sozialwesen sollen die gleichen Qualitätsstandards 
gelten wie für staatliche Schulen. Dazu werden wir mit allen ausbil-
denden Einrichtungen Zielvereinbarungen zur Qualitätssicherung 
abschließen, die künftig Voraussetzung für die staatliche Geneh-
migung und Förderung der Ausbildungsgänge sind.

Die Berliner Linke setzt sich für bundesweit einheitliche pädagogi-
sche und Ausstattungsstandards in den Kitas ein und plädiert für 
eine Vereinheitlichung und Fokussierung der derzeitigen Vielzahl so-
zialpädagogischer Ausbildungsgänge. Die Praxisstunden im Rahmen 
einer Ausbildung müssen grundsätzlich vergütet werden. Wir kämp-
fen für die Einführung expliziter Ausbildungsverträge in Abgrenzung 
zu regulären Beschäftigungsverhältnissen.
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Hilfen zur Erziehung – Strukturen ändern

Die HzE umfassen ein weites Spektrum an Hilfe- und Förderleis-
tungen für Kinder, junge Menschen und Familien in herausfor-
dernden Lebenslagen. Die finanzielle Absicherung der Leistungen 
erfolgt über die bezirklichen Haushalte, welche allerdings nicht 
ausfinanziert sind. Die Linke wird für eine verlässliche, frühzeitige 
und bedarfsgerechte Bereitstellung von HzE eintreten, Qualitäts-
standards absichern, die finanzielle und personelle Ausstattung 
der Bezirke verbessern und Haushaltszwänge niemals über die 
konkrete Ausgestaltung der individuellen Hilfen entscheiden las-
sen. Für umfassend arbeitsfähige Jugendämter müssen die Kosten 
für die HzE vom Land Berlin in vollem Umfang getragen werden.

 
Die Linke steht für eine starke öffentliche Verantwortung in der Ju-
gendhilfe. Wir wollen die Abhängigkeit von marktwirtschaftlichen 
Mechanismen beenden und die Steuerungshoheit der Jugendäm-
ter zurückgewinnen. Dazu werden wir den Aufbau eigener kom-
munaler Angebote (Rekommunalisierung) vorantreiben – insbeson-
dere zur Absicherung von Notfällen und dort, wo private Märkte 
versagen. Ziel ist ein starker öffentlicher Kern, der (Qualitäts-)
Standards setzt und Krisenfestigkeit garantiert.

Gleichzeitig erkennen wir den hohen Wert der Trägervielfalt an. Ge-
meinnützige, tarifgebundene Freie Träger bleiben unverzichtbare 
Partner, um passgenaue Schutzräume und vielfältige pädagogische 
Ansätze zu gewährleisten. Um den destruktiven Wettbewerb um 
Plätze zu beenden, führen wir ein berlinweites, transparentes Be-
legungsmanagement ein. Dieses stellt sicher, dass die Platzver-
gabe ausschließlich nach fachlichen Kriterien erfolgt, nicht nach 
ökonomischen Interessen. Wir prüfen in diesem Kontext ein Verbot 
von gewinnorientierten Konzernen in der Jugendhilfe.

Regionaler Sozialer Dienst und Kinderschutz

Der Regionale Soziale Dienst (RSD) braucht eine Personaloffensi-
ve: Wir streben eine deutliche Reduktion des fallzahlorientierten 
Personalstandards an und schließen uns in der Zielsetzung den 
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qualifizierten Forderungen der Gewerkschaften an. Die Arbeit im 
RSD muss attraktiver werden: Die Linke setzt sich für ein verbind-
liches Recht auf regelmäßige Supervision und Fortbildung ein und 
wird alle zwei Jahre die sachgerechte Personal- und Sachmittel-
ausstattung überprüfen. In diesem Kontext sind innovative Maß-
nahmen wie die Einstellung von Verwaltungsfachkräften analog 
zur Schule oder der Ausbau spezieller Ausbildungsmodule mit dem 
Fokus Jugendamt zu prüfen.

Das Netzwerk Kinderschutz hat sich bewährt. Wir wollen es mit 
den Schwerpunkten Prävention und Frühe Hilfen auch künftig för-
dern und konzeptionell weiterentwickeln. Land und Bezirke müs-
sen gemeinsam den Hausbesuch nach der Geburt eines Kindes 
sicherstellen. Den Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) wollen 
wir als wichtigen Teil der Meldekette sachgerecht ausstatten. In 
der Aus- und Fortbildung für die Arbeit der Familiengerichte müs-
sen die speziellen Belange des Kinderschutzes Lehrinhalt sein. Wir 
verpflichten alle Einrichtungen, in welchen sich junge Menschen 
mehrere Stunden am Tag aufhalten, zur Erstellung und Umsetzung 
von Schutzkonzepten gegen sexualisierte und körperliche Ge-
walt, die unter Beteiligung der Kinder und Jugendlichen erarbeitet 
werden.
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12 Klima, Umwelt, Tierschutz

Klima

Klimaschutz und Klimagerechtigkeit umsetzen

Die weltweite Klimakrise, die durch die Dynamiken der kapitalis-
tischen Wirtschaftsform weiter verschärft wird, bedroht unsere 
Zukunft und unser Zusammenleben. In Berlin sind ihre Folgen schon 
lange spürbar. Berlin muss seinen Beitrag für mehr Klimaschutz leis-
ten und sich an die Folgen der Klimakrise anpassen. Unter der Klima-
krise leiden global und lokal diejenigen am meisten, die am wenigs-
ten zu ihr beigetragen haben. Auch in Berlin verschärft sie soziale 
Ungerechtigkeiten. Wir machen Klimapolitik für und mit den Berli-
ner*innen – für mehr sozialen Zusammenhalt und eine lebenswerte 
Stadt für alle. Wir fordern wirksame Klimapolitik, die nicht zulasten 
von Menschen mit geringem Einkommen und anderen marginalisier-
ten Gruppen geht. Unser Ziel ist, dass alle Menschen selbstbestimmt 
und in Würde, in solidarischem Miteinander, mit einem stabilen Klima 
und intakten Ökosystemen leben können.

Wir wollen, dass Berlin bis spätestens 2040 zu einer klimaneutra-
len Stadt wird, das im Klimaschutzgesetz verankerte CO2-Budget 
einhält und so seinen Beitrag zur Einhaltung der Ziele des Pariser 
Klimaschutzabkommens leistet. Wir wollen, dass Klimaschutz als 
Ziel in der Berliner Landesverfassung verankert wird. Wir wollen 
die Klimafolgenabschätzung ausweiten zu einem Klimavorbehalt, 
sodass bei allen Gesetzes- und Senatsvorlagen im Zweifel klima-
freundlichere Alternativen zu wählen sind. Wir fordern ein verbes-
sertes Monitoring der Klimapolitik und wollen die Verantwortung 
des gesamten Senats für die Klimapolitik stärker hervorheben. Die 
Sektorziele für die Bereiche Energieversorgung, Verkehr, Gebäude 
und Wirtschaft werden wir vor allem durch Energieeinsparung, 
Steigerung der Energieeffizienz und Nutzung erneuerbarer Energien, 
Verkehrsvermeidung und -verlagerung, Umstieg auf Elektroantriebe 
sowie flächensparendes Bauen erreichen. Dafür werden wir Sektor-
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budgets und Mechanismen zu deren Einhaltung verankern. Die Ver-
netzung mit anderen Städten zur Erreichung der Klimaziele wollen 
wir gezielt stärken, um von deren Erfolgen und Herausforderungen 
lernen zu können.

Das Berliner Energie- und Klimaschutzprogramm muss weiterentwi-
ckelt, stärker an die Klimakrise angepasst und endlich vom Abge-
ordnetenhaus beschlossen werden.

Es braucht massive Investitionen in den Ausbau des ÖPNV, in Elek-
trobusse, in den klimagerechten Umbau der Fernwärme, in die Stei-
gerung der Leistungsfähigkeit des Stromnetzes, in sozialverträgliche 
energetische Gebäudesanierung und vieles mehr. Dazu müssen der 
Klimapakt mit den öffentlichen Unternehmen über dessen gesamte 
Laufzeit konsequent umgesetzt sowie Mittel aus dem Infrastruk-
tursondervermögen des Bundes herangezogen werden. Auch die 
Bezirke müssen für ihre Klimaschutzmaßnahmen adäquat finanziell 
ausgestattet werden.

Beteiligungsinstrumente im Klimaschutz wie geloste Bürger*innen-
räte oder Bürger*innenhaushalte werden wir stärken, damit Bür-
ger*innen konkret an der Gestaltung lokaler Klimaschutzmaßnahmen 
teilhaben können. Außerdem werden wir das Mandat und die Aus-
stattung des Berliner Klimaschutzrates ausbauen.

Die Zusammenarbeit mit Brandenburg, insbesondere im Hinblick 
auf die Produktion von Wind- und Solarenergie, wollen wir verstär-
ken. Wir unterstützen das zeitnahe Ende der Kohlenutzung in Bran-
denburg und setzen uns dafür ein, dass die negativen Auswirkun-
gen des Braunkohletagebaus auf die Berliner Wasserversorgung 
reduziert werden.

Energetische Gebäudesanierung sozialverträglich gestalten

Der Gebäudesektor ist für etwa die Hälfte der CO2-Emissionen verant-
wortlich. Die energetische Sanierung und die Umstellung der Wärme-
versorgung auf erneuerbare Energien sind die wichtigsten Hebel, um 
einen klimaneutralen Gebäudebestand zu erreichen. Daher wollen wir 
die Sanierungsrate von Gebäuden auf mindestens 2 Prozent pro Jahr 
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erhöhen und dabei den Schwerpunkt auf die energetisch schlech-
testen Gebäude legen. Dabei ist zu beachten, dass die Wärmewende 
nicht auf Kosten der Mieter*innen umgesetzt werden darf und nicht zu 
deren Verdrängung führt.

Öffentliche Gebäude sollen eine Vorreiterrolle bei der energetischen 
und ökologischen Sanierung spielen. Dazu wollen wir die Mittel für die 
energetische Sanierung öffentlicher Gebäude deutlich erhöhen und ein 
Sanierungsprogramm für die „Worst-Performing Buildings“ der Landes-
eigenen Wohnungsunternehmen auflegen, damit der milliardenschwere 
Sanierungsstau abgebaut wird.

Wir wollen, dass bestehende Kohle-, Öl- und Gasheizungen möglichst 
schnell durch klimafreundliche Heizungen ersetzt werden. Außerhalb 
von Wärmenetzen ist Elektrifizierung in den meisten Fällen und ge-
samtgesellschaftlich betrachtet die effizienteste Lösung. Auch Gashei-
zungen sollen in öffentlichen Gebäuden nicht mehr eingebaut werden.

Für die energetische Sanierung sind zuschussbasierte Förderpro-
gramme auszubauen, die sicherstellen, dass Fördermittel nicht auf die 
Miete umgelegt werden und die Warmmiete nach der Sanierung nicht 
steigt. Bei Inanspruchnahme von Landesförderprogrammen sollen 
Vermieter*innen u. a. zur Erstellung eines Sanierungsfahrplans so-
wie zu begleitender Mieter*innenberatung verpflichtet werden. Wo 
dies rechtlich möglich ist, sollen Vermieter*innen verpflichtet werden, 
Förderprogramme in Anspruch zu nehmen. Damit können die Moder-
nisierungsumlagen deutlich gesenkt, steigende Mieten nach Sanierun-
gen begrenzt und warmmietenneutrale Modernisierungen ermöglicht 
werden.

Daneben schlagen wir die Schaffung einer zentralen Anlaufstelle vor, 
die Mieter*innen hilft, reale Energieeinsparungen durch Sanierungen 
nachzuvollziehen und Kosten-Nutzen-Analysen zu erstellen.

Kommunale Wärmeplanung und Wärmewende konsequent um-
setzen

Zentrale Steuerungselemente für die Wärmewende in Berlin sind die 
Kommunale Wärmeplanung sowie der Dekarbonisierungsfahrplan für 
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die Fernwärme, die detaillierte langfristige Planungen für den Ausstieg 
aus den fossilen Energieträgern im Wärmesektor enthalten müssen. Sie 
sind elementar, um zu einem klimaneutralen Gebäudesektor zu kommen. 
Bei der Umsetzung der Wärmeplanung werden wir die Berliner*innen mit 
Beratung durch eine Wärmeagentur und Förderung umfassend unter-
stützen. Die Bezirke unterstützen wir bei der Schaffung von Strukturen 
zur Umsetzung der Wärmeplanung und Entwicklung von Quartiers-
konzepten u. a. mit mehr Personal und Mitteln für die Beteiligung der 
Bewohner*innen.

Wir setzen uns für einen Ausbau des Fernwärmenetzes und den 
Ausbau von Nahwärmenetzen in verdichteten Gebieten ein. Ins-
besondere in Prüfgebieten der Wärmeplanung braucht es eine klare 
Orientierung, damit durch individuelle Lösungen spätere Wärmenet-
ze nicht unwirtschaftlich werden und so für angeschlossene Haus-
halte höhere Kosten entstehen. Unser Ziel ist dabei die Dekarboni-
sierung der Wärmelieferungen durch Nutzung erneuerbarer Wärme 
bei gleichzeitiger Sicherstellung von Versorgungssicherheit und 
Bezahlbarkeit. Außerhalb des zentralen Fernwärmenetzes werden 
wir Quartiersansätze und kalte und warme Nahwärmenetze gezielt 
unterstützen.

Ab 2027 werden wir basierend auf der Kommunalen Wärmeplanung 
festlegen, wo in Berlin ein Anschluss an ein Wärmenetz möglich sein 
wird. Außerhalb des zentralen Fernwärmenetzes werden wir Quar-
tiersansätze und Nahwärmenetze gezielt unterstützen und hierfür 
auch den Anschluss öffentlicher Gebäude vorantreiben. Geeignete 
Standorte für Energieinfrastruktur wollen wir sichern.

Der auch für die Wärmewende notwendige Ausbau des Berliner 
Stromnetzes muss in der Kommunalen Wärmeplanung berücksichtigt 
und durch das Land Berlin konsequent umgesetzt werden. Das erfor-
derliche Eigenkapital werden wir bereitstellen. Wir prüfen, ob Anla-
gen zur Daseinsvorsorge prioritär an das Stromnetz angeschlossen 
werden können.

Die Holzverbrennung ist keine klimaneutrale Alternative und darf 
aufgrund der begrenzten Verfügbarkeit und den Umweltauswir-
kungen nur in einem sehr begrenzten Ausmaß zur Deckung des 
Wärmebedarfs eingesetzt werden. Dabei ist ausschließlich Alt- oder 
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Schadholz zu verwenden. Für den Standort Klingenberg werden wir 
Alternativen zur Holzverbrennung suchen.

Wir wollen einen intelligenten Mix der Wärmeerzeugung, der alle 
Potenziale erneuerbarer Wärme bzw. Abwärme (z. B. aus Rechen-
zentren) nutzt. Neubaugebiete sind klimaneutral z. B. durch geo-
thermische Nahwärmenetze oder Wärme aus Abwasser zu ver-
sorgen. Wir wollen die Potenziale von Großwärmepumpen, die z. B. 
Fluss- und Abwasser nutzen, für die Wärmeversorgung erschließen. 
Die Nutzung der begrenzten Ressource Abwasserwärme wollen wir 
koordiniert für die Umsetzung der Wärmeplanung sicherstellen. Die 
systematische Erschließung von Geothermie stellt einen wichtigen 
Beitrag zur Dekarbonisierung dar. Die Erkundung und Erschließung 
des Potenzials tiefer Geothermie führen wir beschleunigt fort, erhö-
hen die Anzahl an Erkundungsbohrungen und sichern sie ab.

Wir wollen weitere Anlagen, die überschüssigen Strom aus erneuer-
baren Energien in Wärme umwandeln (Power to Heat), zum Einsatz 
bringen.

Um genügend Wärme im Winter zu haben und die Flexibilität zu er-
höhen, müssen zusätzliche Wärmespeicher installiert werden. Das 
gilt auch für die Kraft-Wärme-Kopplung, sodass wir den Wärmever-
lust bei der konventionellen Stromerzeugung speichern können.

Die thermische Verwertung von organischen Abfällen werden wir auf 
das notwendige Maß beschränken. Bei der Klärschlammverbren-
nung ist die Reduzierung von Lachgasemissionen voranzubringen.

Müllverbrennung zur Erzeugung von Wärme ist kein Beitrag zur De-
karbonisierung der Fernwärme und soll auf das absolut notwendige 
Maß begrenzt werden. Dabei werden wir die verbleibenden Mengen 
möglichst effizient für Strom und Wärme nutzen.

Erneuerbare Energien im Strombereich ausbauen

Die erneuerbaren Energien in Berlin müssen konsequent weiter aus-
gebaut werden. Wir werden Berlin auf den Pfad bringen, die Ziel-
vorgabe des Masterplans Solarcity, ein Solarstrompotenzial von 4,4 
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Gigawatt auszuschöpfen, zu erreichen. Bis spätestens 2030 setzen 
wir die Installation von Solaranlagen auf allen geeigneten Dächern 
öffentlicher Gebäude um, überprüfen die Einhaltung und versehen 
die Nichtbeachtung mit angemessenen Konsequenzen. Bestehende 
Hürden für Balkonkraftwerke wollen wir abbauen und die bestehen-
de Förderung so fortführen, dass einkommensschwache Haushalte 
stärker unterstützt werden.

Als Konsequenz aus den Anschlägen auf das Stromnetz werden wir 
die Stromnetz Berlin GmbH bei der Umsetzung von Maßnahmen zur 
Resilienz und Sicherung der Strominfrastruktur unterstützen. Weitere 
Maßnahmen zur Absicherung bei Stromausfällen, wie z. B. die Stär-
kung der Notstromversorgung und von Inselnetzen sowie die Nach-
rüstung von durch die Berliner Stadtwerke betriebenen PV-Anlagen 
mit notstromfähigen Batteriespeichern, werden wir gezielt umsetzen.

Wir streben den Ausbau von Windenergieanlagen unter Beteiligung 
der Anwohner*innen und Bezirke an und wollen das Wind-an-Land-
Gesetz umsetzen. Dies darf jedoch nicht auf Kosten des Umwelt- 
und Naturschutzes geschehen und Windkraftanlagen sollen bevor-
zugt in industriell genutzten Gebieten errichtet werden. Die Bezirke 
sollen an den Gewinnen finanziell beteiligt werden.

In Berlin soll nur aus erneuerbaren Energien produzierter grüner 
Wasserstoff zum Einsatz kommen. Dieser ist kostbar, denn er muss 
aufwändig hergestellt werden und hat hohe Umwandlungsverluste. 
Er soll deshalb nur dort genutzt werden, wo es keine direkte elektri-
sche Alternative gibt, z. B. als Treibstoff für Schiffe und Flugzeuge, 
in der Industrie oder zur Abdeckung von Verbrauchsspitzen in der 
Fernwärmeversorgung. Die Ausrüstung von landeseigenen Schiffen 
sowie Schiffen im Berlin-Tourismus mit emissionsfreien Antrieben ist 
finanziell zu fördern. Die Entwicklung von Speichertechnologien für 
erneuerbare Energien in Berlin soll weiter gefördert werden.

Energiearmut bekämpfen

Wir wollen die Maßnahmen zur Vermeidung von Energiearmut sowie 
von Strom- und Gassperren weiter fortführen. Die Energieschulden-
beratung der Verbraucherzentrale und weitere Beratungsangebote 
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zur Energieeinsparung wollen wir ausbauen und die Zuschüsse zur 
Anschaffung energieeffizienter Geräte für einkommensschwache 
Haushalte ausweiten.

Um sozialverträgliche Wärmepreise und die Akzeptanz der Wärme-
wende sicherzustellen, müssen die steigenden Kosten der Fernwär-
me begrenzt werden. Dies muss durch Förderung der Investitionen, 
umfassende Transparenzvorschriften zur Preisgestaltung, Preiskon-
trollen und einen Preisdeckel bzw. eine Obergrenze, die sich an kon-
kurrierenden Versorgungslösungen orientiert, sichergestellt werden, 
um Monopolpreise zu verhindern.

Wärmeversorgung über externe Anbieter, die die komplette Wärme-
versorgung eines Gebäudes übernehmen (Wärmecontracting), ist 
häufig von intransparenter Preisgestaltung geprägt und Mieter*in-
nenschutz greift nur unzureichend. Auf Bundesebene werden wir 
uns für klare und Mieter*innen-freundliche Regeln zum Wärmecon-
tracting einsetzen.

Über den Bundesrat wollen wir uns für sozial gestaffelte Strompreise 
mit einem preisgünstigen Grundkontingent für alle sowie für ein 
Verbot von Energiesperren einsetzen.

Öffentliches Eigentum für die Energiewende nutzen

Die Berliner Strom- und Fernwärmenetze befinden sich auch auf-
grund unseres jahrelangen Einsatzes in kommunaler Hand und die 
Berliner Stadtwerke sind als ein wichtiger Akteur etabliert. Auf-
grund ihrer wachsenden Aufgaben und der zunehmenden Bedeu-
tung sollen die Berliner Stadtwerke als eigenständiges Unterneh-
men organisiert und aus den Berliner Wasserbetrieben herausgelöst 
werden, um eine tragende Rolle in der Energiewende einnehmen 
zu können.

Um die Wärmewende und den Erdgasausstieg vor allem sozialver-
träglich, aber auch effizient und infrastrukturell abgestimmt umzu-
setzen, setzen wir uns, sofern der Kaufpreis angemessen ist, für die 
Rekommunalisierung oder Vergesellschaftung der GASAG ein. 
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Die öffentlichen Unternehmen wollen wir aktiv nutzen, um konse-
quent auf eine klimaneutrale und soziale Energieversorgung umzu-
steuern und die nötigen Investitionen für die Energiewende sicher-
zustellen.

Gewinne der Energieunternehmen sollen vorrangig in den Netz-
ausbau, die Förderung erneuerbarer Energien und zur Verhinderung 
von Energiearmut eingesetzt werden. Die Struktur der öffentlichen 
Energiewirtschaft in Berlin werden wir neu ordnen, um Kompetenzen 
zu bündeln und die Zusammenarbeit zu verbessern. Alle öffentlichen 
Unternehmen sollen eng mit den Berliner Stadtwerken zusammen-
arbeiten. Bei der Berliner Energie und Wärme (BEW) werden wir die 
Beteiligung von Bürger*innen und der Zivilgesellschaft stärken.

Für Klimaschutz auf Bundesebene einsetzen

Viele der dringend notwendigen Maßnahmen können nur auf Bun-
desebene getroffen werden. Wir werden uns dafür einsetzen, dass 
Berlin im Bundesrat für wirksame Maßnahmen und Fördermittel für 
Klimaschutz und Klimaanpassung durch den Bund eintritt und Klima-
schutz als Gemeinschaftsaufgabe im Grundgesetz verankert wird. 
Die Modernisierungsumlage wollen wir abschaffen. Wir setzen uns 
für bessere Rahmenbedingungen für Mieterstrom, bei dem lokal 
erzeugter, kostengünstiger Strom direkt an die Mieter*innen vor 
Ort geliefert wird, ein. Außerdem wollen wir auf Bundesebene eine 
stärkere Regulierung und gezielte Förderung des Ausbaus und der 
Dekarbonisierung von Wärmenetzen konsequent vorantreiben. Wir 
setzen uns für progressiv wirkende Förderprogramme ein, die nach 
Einkommensklassen gestaffelt werden, damit Haushalte mit niedri-
gen und mittleren Einkommen besonders unterstützt werden.

An die Klimakrise anpassen

Berlin erlebt durch die Klimakrise immer mehr Hitzetage und zuneh-
mende Trockenheit. Ohnehin benachteiligte Bevölkerungsgruppen 
sind besonders stark davon betroffen. Wir werden Defizite in be-
sonders belasteten Stadtgebieten abbauen, um allen Berliner*innen 
ein gutes Leben zu ermöglichen. 
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Auf der Grundlage des beschlossenen BäumePlus-Gesetzes werden 
wir den Berliner Straßenbaumbestand auf eine Million bis zum Jahr 
2040 ausweiten und die dafür nötigen finanziellen Mittel zur Pflan-
zung und Pflege zur Verfügung stellen. Wir wollen zur Finanzierung 
das Sondervermögen des Bundes sowie alle Fördermöglichkeiten in-
klusive Städtebaufördermittel nutzen. Auch die Bürger*innen wollen 
wir durch verschiedene Beteiligungsmöglichkeiten in die Umsetzung 
einbinden. Für die effektive Umsetzung des BaumEntscheids sind 
auch Parkplätze heranzuziehen, wenn andere Flächen nicht zur Ver-
fügung stehen.

Unsere Berliner Bäume wollen wir pflegen und erhalten. Für unum-
gängliche Fällungen wollen wir die Ausgleichszahlung dem realen 
Aufwand anpassen und erhöhen. Dabei ist der Kronendurchmesser 
als Orientierung für die ökologische Leistung zu berücksichtigen. Die 
Bewässerung der Stadtbäume soll durch personell und finanziell ge-
stärkte Straßen- und Grünflächenämter erfolgen. Bei der Bewässe-
rungsstrategie ist auf die Wasserverfügbarkeit zu achten. Wir wollen 
unsere bezirklichen Bauhöfe und Gartenreviere stärken, indem wir 
sie rekommunalisieren. Die Begrünung von Plätzen und die Schaf-
fung von Grüninseln ist ein Muss. Die Grünzüge sollen gestärkt und 
vernetzt werden.

Die Hauptstadt braucht einen sozialräumlich differenzierten Hitze-
schutzplan mit verbindlichen Maßnahmen, einheitlichen Vorgaben 
für die Bezirke und auskömmlicher Finanzierung für Gesundheits-
einrichtungen, Wohnquartiere und den öffentlichen Raum. Baulicher 
Hitzeschutz in Wohngebäuden sowie in Gebäuden, in denen Men-
schen sich dauerhaft aufhalten müssen (wie z. B. Justizvollzugs-
anstalten, Krankenhäuser, Pflegeheime), ist eine Pflicht. Wir wollen 
kühle Innenräume in öffentlichen Gebäuden in jedem Kiez schaffen. 
Öffentliche Spielplätze, Planschen und Wasserbecken sollen mit 
Sonnenschutzsegeln ausgestattet werden. Kaltluftentstehungsge-
biete wie das Tempelhofer Feld dürfen nicht bebaut werden.
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Umwelt

Umwelt-, Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit verbinden

Die an Dynamik zunehmende Klimakrise stellt uns speziell in den 
Städten vor besondere Herausforderungen. Die gesundheitlichen 
und finanziellen Belastungen sind räumlich und sozial höchst un-
gleich verteilt. Wer arm ist, lebt häufiger in einer Umwelt, die heute 
schon krank macht, ist mehr Lärmbelastungen und schlechterer Luft 
ausgesetzt, muss oft höhere Energiekosten aufbringen und hat we-
niger Grün im Wohnumfeld. Umweltgerechtigkeit heißt für uns, dass 
grüne Freiräume, saubere Luft und wohnortnahe Erholungsmöglich-
keiten Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge sind. Insbesondere in 
sozial benachteiligten Kiezen werden wir auf Grundlage des alle 
zwei Jahre zu aktualisierenden Umweltgerechtigkeitsatlas Maßnah-
men zur Lärmminderung, Luftreinhaltung, zum Hitzeschutz und zur 
besseren Versorgung mit Grünflächen und Stadtbäumen konsequent 
umsetzen, damit die Stadt lebenswert für alle wird.

Stadtgrün schützen und biologische Vielfalt fördern

Ausreichend Parks, Friedhöfe, Grünstreifen, Bäume und Kleingärten 
sind nicht nur für die Berliner*innen, sondern auch für den Schutz 
des Artenreichtums von Flora und Fauna unerlässlich. Die wach-
sende Stadt Berlin braucht eine ausreichende und wohnortnahe 
Stadtbegrünung. Wir wollen dafür mehr Naturflächen schaffen und 
bereits existierende unter Schutz stellen. In diesem Sinne werden 
wir gesetzliche Regelungen für einen besseren Schutz von Grün-
anlagen und -flächen weiterentwickeln, um Grünflächen dauerhaft 
zu sichern. Die Charta Berliner Stadtgrün ist fortzuschreiben und mit 
einem neuen Zeitplan zu untersetzen. Biotope sollen zu Biotopver-
bünden vernetzt werden, Lichtverschmutzung muss reduziert wer-
den. Wir wollen die fach- und klimagerechte Pflege von Park- und 
Gartenanlagen sowie von Stadtbäumen mit Priorität auf Biodiversität 
konsequent absichern und ausbauen. Wir werden den seit Jahren 
überfälligen Artenschutzleitfaden neu aufsetzen. 
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Den Friedhofsentwicklungsplan wollen wir anpassen, um Friedhöfe 
als öffentliche Grünflächen zu erhalten. Bei allen Neubauvorhaben 
werden wir einen verbindlichen Mindestanteil an Grünflächen vor-
schreiben (Biotopflächenfaktor), um Hitze zu reduzieren, Lebens-
räume für Tiere und Pflanzen zu sichern und die Versickerung von 
Regen zu verbessern. Die „Gärten der Welt“ werden 2027 40 Jahre 
alt. Wir werden diesen Anlass gebührend begehen und allen Berline-
rinnen und Berlinern am 9. Mai 2027, dem Tag der Gründung, kos-
tenlosen Eintritt in die Gärten ermöglichen. Anlässlich des 40-jäh-
rigen Jubiläums werden wir einen Zukunftsplan für die „Gärten der 
Welt“ entwickeln.

Zu Berlin gehören auch die vielen Waldgebiete, die dem Naturschutz, 
der Erholung, aber auch der Kühlung der Stadt dienen. Notwendige 
Maßnahmen zum Erhalt und zur Sicherung des Waldbestands wollen 
wir ergreifen. Den sogenannten Waldumbau zu klimaangepassten 
Mischwäldern wollen wir hinsichtlich der Erhöhung der Waldqualität 
fachlich bewerten lassen. Grundsätzlich wollen wir den Berliner Wald 
weniger forstwirtschaftlich nach Holzerträgen betrachten als viel-
mehr naturnah als sich selbst tragendes Ökosystem.

Wir werden die europäische Renaturierungsverordnung konsequent 
umsetzen und bringen verloren gegangene Natur wieder zurück und 
in einen guten Zustand, z. B. Moore und Grünflächen. In benach-
teiligten Stadtteilen brauchen wir den Ankauf von Flächen und den 
Ausbau zu Grünflächen. Parks, Wälder, Friedhöfe, Kleingärten und 
Wasserflächen sind für das Leben in der sommerlichen Stadt essen-
ziell wichtig. Sie dürfen nicht bebaut werden.

Den Boden schützen

Boden ist ein Gemeingut. Wir treten für eine Netto-Null-Versie-
gelung bis 2030 ein. Wo versiegelt wird, muss innerhalb Berlins in 
gleicher Größe entsiegelt werden. Das Entsiegelungsprogramm 
wird in der nächsten Wahlperiode konsequent umgesetzt. Bei un-
abwendbarer Flächeninanspruchnahme setzen wir uns verpflich-
tend für möglichst nahe Ausgleichsflächen ein. Um den Flächenver-
brauch besser zu steuern, wollen wir den Verlust und Gewinn von 
Grünflächen inklusive Ausgleichsflächen sowie Neu- und Ersatz-
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pflanzungen in einem Kataster transparent erfassen. Wir wollen 
die Bodenschutzkonzeption fertigstellen und dem Berliner Abge-
ordnetenhaus vorlegen, damit diese endlich umgesetzt werden 
kann. Moore wie z. B. den Barssee im Grunewald wollen wir wieder 
vernässen und erhalten, um ihre Funktion als Kohlenstoffspeicher 
wiederherzustellen und langfristig zu sichern. Der Verschmutzung 
durch die Ewigkeitschemikalien PFAS, Mikroplastik und andere 
umweltgefährdende Stoffe wollen wir entgegenwirken, indem wir 
für mehr Aufklärung und eine nachhaltige Kontrolle sorgen. Bei den 
Sanierungskosten gilt das Verursacher*innenprinzip. Unsere Böden 
brauchen auch Ruhe und extensive Pflege für eine gute Humusbil-
dung.

Wasserqualität und Grundwassermanagement

Wir wollen die hohe Qualität des Berliner Wassers und der Trink-
wasserversorgung ebenso wie die natur- und stadtverträgliche 
Regulierung des Wasserhaushalts langfristig sichern. Die Kosten für 
den Wasserschutz gilt es Verursacher*innen-gerecht umzulegen. 
Der Vorrang der Trinkwasserversorgung muss bei allen Verwal-
tungsentscheidungen beachtet und durchgesetzt werden. Dazu 
gehört auch die Festlegung von Mindestgrundwasserständen im 
Rahmen der Genehmigungsverfahren für die Grundwassernutzung.

Wir unterstützen enge Absprachen mit den Gremien in Branden-
burg und Sachsen. Wir werden eine Anzeigepflicht für alle privaten 
Brunnen und für gewerbliche Wasserförderung zur Offenlegung der 
Fördermengen einführen. Zum Schutz vor Grund- und Schichten-
wasserschäden sind Maßnahmen zur Pflege und Erneuerung von 
Drainagen einzuleiten. Die Europäische Wasserrahmenrichtlinie 
(EU-WRRL) muss bis 2031 auch zur Vermeidung von EU-Sank-
tionen endlich umgesetzt werden. Teiche und Pfuhle werden wir 
durch ein „Gewässergütebauprogramm Kleingewässer“ vor Ver-
sandung schützen und ökologisch reaktivieren. Der Verkehr von 
Miet- und privaten Booten sollte besser reguliert werden, um für 
den Uferbereich schädlichen Wellenschlag und Lärm zu reduzieren. 
Wir werden von Firmen ein Entgelt für die Entnahme von Ober-
flächenwasser erheben. Trinkbrunnen, Zierbrunnen, Notbrunnen 
und Schwengelpumpen müssen erhalten, instand gesetzt und 
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ausgebaut werden. Bäume sollen nicht mit Trinkwasser gewässert 
werden, sondern mit Regen- und aufbereitetem Grauwasser.

Berlin wird zur Schwammstadt

Berlin verfolgt das Schwammstadtprinzip durch Entsiegelung, Re-
genwassermanagement und Ausbau und Pflege von Naturflächen. 
Das Regenwassermanagement wollen wir durch die Versickerung 
vor Ort auch im Liegenschaftsbestand für spätere Nutzung erweitern. 
Dabei spielen die Landeseigenen Wohnungsunternehmen und öf-
fentlichen Liegenschaften eine wichtige Rolle. Damit Abwasser nicht 
mehr in die Spree und andere Gewässer fließt, werden wir im Gebiet 
der Mischwasserkanalisation die Rahmenbedingungen für die Ab-
kopplung von Flächen verbessern. Dabei werden vorrangig solche 
Gebiete bearbeitet, die Notabwasserüberläufe in offenen Gewässern 
haben. Grundstücksübergreifende Lösungen der Regenwasserbe-
wirtschaftung bieten hierbei die Chance, Abkopplung im Bestand mit 
der Bewässerung des Stadtgrüns bzw. der Straßenbäume zusam-
menzudenken. Die Einleitung ungeklärten Wassers in unsere Gewäs-
ser muss überprüft und möglichst beendet werden.

Die Berliner Regenwasseragentur als zentrale Beratungsstelle für den 
Umbau zur Schwammstadt wird aufgabengerecht besser ausgestat-
tet. Einen sparsamen Wasserverbrauch und die verstärkte Nutzung 
von Grauwasser wollen wir durch gesetzliche Regelungen voran-
bringen. Wir werden bei Landeseigenen Wohnungsunternehmen 
Pilotprojekte fördern, die Grauwassernutzung im Bestand erforschen 
und voranbringen. Wir werden die Installation von Regentonnen im 
öffentlichen Raum erleichtern und dadurch auch Bürger*innen er-
möglichen, den Umbau zur Schwammstadt zu unterstützen.

Kleingärten und Urban Gardening

Kleingärten und Urban-Gardening-Flächen leisten als Bestandteil 
des Berliner Stadtgrüns einen unverzichtbaren Beitrag zum Erhalt 
der Artenvielfalt, zum Naturschutz und zur Erholung der Einwoh-
ner*innen. Sie sind wichtig als Kohlenstoffsenken und Kaltluftent-
stehungsgebiete. Sie haben auch eine wichtige soziale Bedeutung, 
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sind generationsübergreifende Begegnungs- und Bildungsorte und 
tragen zur lokalen und nachhaltigen Lebensmittelproduktion bei. 
Wir werden öffentliche und private Kleingartenflächen sowie Ge-
meinschaftsgärten daher durch ein Gesetz sichern sowie durch den 
Flächennutzungsplan und Bebauungspläne dauerhaft erhalten und 
ausbauen. Den Kleingartenentwicklungsplan wollen wir unter Betei-
ligung der Stadtgesellschaft als Stadtentwicklungsplan Kleingärten 
fortschreiben und vom Abgeordnetenhaus beschließen lassen. Wir 
setzen uns dafür ein, dass neue Grünflächen verbindliche Anteile 
von Gemeinschaftsgärten enthalten.

Saubere Luft und weniger Lärm

Wir wollen die Maßnahmen des Luftreinhalteplans unverzüglich 
umsetzen und diesen stets aktualisieren. Die Luftverschmutzung 
und den Verkehrslärm werden wir u. a. durch die Reduzierung des 
motorisierten Individualverkehrs, Temporeduzierungen, den lärm-
mindernden Umbau von Straßen und Bahntrassen sowie das 
Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern reduzieren. Der Umge-
bungslärm in besonders ausgewiesenen, touristisch stark genutzten 
Stadtgebieten soll gemindert werden. Im Lärmminderungsplan sind 
weitere Maßnahmen zur Minderung von Fluglärm im Umfeld des BER 
darzustellen. Gegenüber den Gesellschafter*innen der Flughafenge-
sellschaft treten wir für die Ausweitung des Nachtflugverbots auf 22 
bis 6 Uhr ein. Wir setzen uns auf Bundesebene für ein umfassendes 
Böllerverbot ein.

Abfall vermeiden, wiederverwenden und verwerten

In der Abfallpolitik gilt der Grundsatz: Vermeiden – wiederverwenden 
– verwerten – beseitigen. Wir fördern den Ausbau einer Kreislauf-
wirtschaft in Berlin. Wir verstetigen den Reparaturbonus und weiten 
diesen ebenso wie die Reparaturnetzwerke aus. Wir setzen uns 
dafür ein, weitere Secondhand-Kaufhäuser in Berlin – mindestens ein 
Kaufhaus je Bezirk – einzurichten. Um kreislauffähige Lebensstile zu 
fördern, Ressourcen zu schonen und Abfallmengen zu reduzieren, ist 
ein Ziel, in jedem Bezirk mindestens ein nachbarschaftliches Kreis-
laufzentrum aufzubauen. Damit wird Reparieren und Leihen als ge-
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meinschaftsgetragene, solidarisch finanzierte und für alle Menschen 
zugängliche Grundinfrastruktur überall in der Stadt verfügbar. Wir 
unterstützen Handwerks- und Reparaturbetriebe wie z. B. Ände-
rungsschneidereien, Elektroniker*innen oder Uhrmacher*innen als 
wichtigen Teil einer funktionierenden Kreislaufwirtschaft. Wir setzen 
uns dafür ein, dass Handel und Gastronomie überschüssige Lebens-
mittel an gemeinnützige Einrichtungen spenden.

Die Zero-Waste-Agentur wird aufgabengerecht besser ausgestattet, 
um den Grundsätzen der Abfallvermeidung und Wiederverwendung 
sowie dem Upcycling mehr Raum zu geben. Stadtweite Kompeten-
zen werden in der Agentur gebündelt, Abfallberatung und Bildungs-
angebote erweitert und Fördermittel ausgereicht. Die Recycling- und 
die Sammelquote für Kunststoff, Glas, Papier, Kleidung und Elektro-
schrott muss erhöht werden. Wir wollen den Umstieg von Einweg- 
auf Mehrwegverpackungen fördern. Dazu schlagen wir ein Mehr-
wegförderprogramm für kleine und mittlere Gastronomiebetriebe 
vor, um die Umstellung zu erleichtern und zu unterstützen.

Künftig werden Verstöße gegen die Mehrwegangebotspflicht sys-
tematisch durch die Ordnungsämter geahndet, die hierfür und 
entsprechend ihren vielfältigen Aufgaben personell und finanziell 
gestärkt werden. Wir wollen Pfandboxen an stark frequentierten 
Orten einführen, um eine bessere Sammlung von Pfandflaschen zu 
gewährleisten. Durch Kampagnen mit der Stadtöffentlichkeit und der 
Wohnungswirtschaft werden die noch ungenutzten Potenziale zur 
Steigerung der Biomasse gehoben. Zur klimaschonenden Verwer-
tung erhöhter Bioabfallmengen werden wir die nötigen finanziellen 
Mittel bereitstellen, um eine zweite Biogasanlage in Berlin zu bauen. 
Wir werden Pilotprojekte für alternative Bioabfallnutzung wie z. B. 
die energetische Verwertung von Grasschnitt und Laub schaffen. Es 
braucht zusätzliche Investitionen in die Instandhaltung der Anlagen 
der BSR. Das Abfallwirtschaftskonzept werden wir unter Beteiligung 
der Stadtgesellschaft fortschreiben.

Saubere Stadt

Zur Vermeidung der illegalen Müllablagerung und für eine lebens-
werte Stadt wollen wir die Angebote der Müllentsorgung ausweiten 
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und nah bei den Menschen organisieren. Müllentsorgung darf nicht 
vom Geldbeutel abhängen. Wir brauchen in einer wachsenden Stadt 
mehr Recyclinghöfe und wohnortnahe Entsorgungsmöglichkeiten, z. 
B. mit dedizierten Sperrmüllplätzen in Großwohnsiedlungen. Hierfür 
werden künftig Flächen in den neuen Stadtquartieren ausgewiesen. 
Unterflurcontainer können einen wichtigen Beitrag dazu leisten, be-
stehende Wohnsiedlungen sauber zu halten, und sollen in den neuen 
Stadtquartieren priorisiert werden. Die sogenannten Kieztage für 
Sperrmüll und Recycling durch die BSR weiten wir aus. Hier braucht 
es eine hohe Verlässlichkeit hinsichtlich des Orts und der Regelmä-
ßigkeit, damit die Angebote noch besser angenommen werden. Es 
sollen verstärkt Parkplätze vom Einzelhandel für die Durchführung 
von Kieztagen verwendet werden. Zusätzlich soll die Sperrmüllab-
holung zukünftig pro Haushalt zweimal pro Jahr kostenlos sein. Wir 
fördern Aufräumaktionen in den Kiezen, um das öffentliche Bewusst-
sein für die saubere Stadt zu stärken. In Stadtteilen, die besonders 
von Verschmutzung betroffen sind, werden wir vermehrt Straßenrei-
nigungen durchführen lassen und die Anzahl der öffentlichen Müll-
eimer erhöhen. Wohnungsbauunternehmen sollen für ihre Quartiere 
flächendeckend und an den Bedarf angepasst Hausmeister*innen 
einstellen. Die Hausmeister*innen leisten einen wichtigen Beitrag für 
die Sauberkeit in den Wohnquartieren. Die Anwohnenden bzw. Quar-
tiersräte sollen zukünftig ebenfalls stärker eingebunden werden.

Die Systematik der Straßenreinigungsklassen sowie die Kostenver-
teilung und Zuverlässigkeit der Straßenreinigung müssen evaluiert 
und an die Lebensrealität der Menschen angepasst werden. Die BSR 
muss strukturell gestärkt und gefördert werden. Es braucht mehr 
Beschäftigte bei der BSR, um den Anforderungen einer wachsen-
den Stadt gerecht zu werden. Die Bezirke sollen mit mehr finan-
ziellen Mitteln für die Pflege und Sauberkeit von Park- und Grün-
flächen ausgestattet werden. Die Parkläufer*innen müssen in die 
Regelfinanzierung durch den Senat überführt und ihre Tätigkeiten 
ausgeweitet werden.

Umweltbildung stärken

Der Schutz unseres Klimas und der Erhalt unserer natürlichen Um-
welt ist eine Querschnittsaufgabe für die ganze Stadt. Wir wollen 
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daher auch die Umweltbildungsmaßnahmen für Kinder, Jugendliche 
und Erwachsene ausbauen, wie bspw. in Schulgärten. Dazu gehören 
auch die Stadtnatur-Ranger*innen und Parkläufer*innen. In Kitas 
und Schulen sollen verstärkt Inhalte zur Klima- und Umweltbildung 
vermittelt werden. Die Angebote von Waldschulen spielen dabei 
eine wichtige Rolle. Wir wollen die Projekte der „Essbaren Stadt“ und 
der „grünen Lernorte“ sowie den Langen Tag der Stadtnatur weiter 
fördern. Die Koordinierungsstellen für Umweltbildung in den Bezir-
ken werden wir stärken. Schulhöfe werden künftig klimaresilient und 
naturnah unter Beteiligung der Schüler*innen umgestaltet.

Kostenlose öffentliche Toiletten für Berlin – Nutzungsgebühren 
aufheben und Standorte ausbauen!

Die Toilettenversorgung ist Teil der öffentlichen Infrastruktur und 
entscheidet darüber, wer sich wie im öffentlichen Raum bewegen 
und damit am öffentlichen Leben teilhaben kann. Während Pissoirs 
bereits grundsätzlich kostenfrei zur Nutzung bereitstehen, wird bei 
vielen öffentlichen Toilettenkabinen eine Nutzungsgebühr erhoben. 
Wir wollen die Ungleichbehandlung von Menschen an den öffentli-
chen City-Toiletten beenden. Dafür wollen wir öffentliche Toiletten 
für alle in Berlin rund um die Uhr kostenfrei zugänglich machen. Die 
regelmäßige Instandhaltung und Reinigung muss finanziell und per-
sonell sichergestellt und der barrierefreie sowie ökologische Ausbau 
der Toilettenstandorte vorangetrieben werden.

Die Platzierung von neuen Toilettenanlagen soll in einem breiten Be-
teiligungsprozess, insbesondere unter Einbeziehung von Vertretun-
gen von Menschen mit Behinderungen und Senior*innen, erfolgen 
sowie in besonderer Weise die Nähe zu Haltestellen des ÖPNV zur 
Gewährleistung von Mobilitätsketten, die Nähe zum Berliner Stadt-
grün sowie zu Spielplätzen berücksichtigen. Die Bedarfe der Bezirke 
sollen regelmäßig erfasst und eine Meldestelle für die Bedarfe der 
Bürger*innen eingerichtet werden. Für die neu zu errichtenden Toi-
lettenanlagen sind insbesondere ökologische und wasserschonende 
Alternativen zu berücksichtigen. Soweit möglich, sollen Toilettenan-
lagen Trinkwasserspender an der Außenseite erhalten und Dächer 
der Toilettenanlagen begrünt oder mit Solarpanels ausgestattet 
werden.
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Tierschutz

Tierschutz und Tierrechte stärken

Tierschutz genießt in Berlin Verfassungsrang. Tiere sind als fühlende 
Lebewesen zu achten und vor vermeidbarem Leiden zu schützen. 
Dies muss Maßstab für das politische Handeln in allen Bereichen 
werden. Wir setzen uns deshalb konsequent für Tierrechte ein, un-
abhängig davon, ob die Tiere in Freiheit, im Zoo, im Zirkus, im Ver-
suchslabor oder im Privathaushalt leben.

Die Einrichtung eines*r unabhängig agierenden hauptamtlichen Lan-
destierschutzbeauftragten mit einem angemessenen Budget für Ver-
anstaltungen und Weiterbildungen wird wiederbelebt. Das Berliner 
Tierschutzverbandsklagegesetz wird weiterentwickelt.

Alternativmethoden zu Tierversuchen werden wir strukturell för-
dern. Zusammen mit Vertreter*innen aus Forschung, Wissenschaft, 
Industrie und Tierschutzorganisationen wird ein Plan zum Ausstieg 
aus Tierversuchen entwickelt. Ähnlich wie in den Niederlanden soll 
es konkrete Maßnahmen und Zeitpläne zur Reduzierung und Beendi-
gung von Tierversuchen in den unterschiedlichen Bereichen geben. 
Der Forschungspreis des Landes Berlin für Alternativen zu Tierver-
suchen wird wiederbelebt.

Das Tierheim Berlin wird ausreichend finanziert, damit es Tierschutz-
bildung und Aufklärung rund um die tiergerechte Haltung anbieten 
kann. Für  die Kastration von Straßenkatzen sollen Gelder bereitge-
stellt werden. Die Berliner Tiertafel wird unterstützt, damit die Tiere 
bei Geldnot ihrer Halter*innen nicht leiden.

Wir lehnen die Vorverurteilung von Hunden aufgrund ihrer Rasse 
ab und wollen deshalb auch in Berlin die Rasseliste abschaffen. Das 
Einschläfern von Hunden nach Bissunfällen lehnen wir ab. Stattdes-
sen sollen Strategien zur Gefahrenabwehr bei den Hundehalter*innen 
ansetzen, die ihre Eignung zur Hundehaltung nachweisen müssen. Wir 
streben die Erhaltung und Ausweitung von Freilaufflächen für Hunde 
an geeigneten Standorten an und stellen Mittel dafür bereit. 
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Eine der häufigsten Todesursachen von Vögeln ist die Kollision 
mit Glasfassaden an Gebäuden. Bereits während der Bauplanung 
muss dies sowie der Schutz von Gebäudebrütern und Fledermäusen 
berücksichtigt werden. Bei Sanierungen und Abrissen sind Ornitho-
log*innen hinzuzuziehen.

Wir wollen ein Taubenmanagement einführen, mit dem das Tierwohl 
mit Aspekten der Stadtsauberkeit verknüpft wird. In betreuten Tau-
benschlägen in Zuständigkeit der Bezirke soll gesundes Futter und 
Wasser bereitstehen, die Schläge gereinigt und durch Austausch der 
Eier die Population reguliert werden.

Wir werden ein Rattenmanagement entwickeln, mit dem die Anforde-
rungen an eine gesunde Stadt, der Wasserschutz und das Tierwohl 
in Einklang gebracht werden.

Unser Jagdrecht ist veraltet. Es braucht eine grundsätzliche Jagd-
reform, die den Fokus auf Tier- und Naturschutz legt. Dementspre-
chend fordern wir ein vollständiges Verbot der Verwendung bleihal-
tiger Munition sowie die Beendigung der Jagd auf Beutegreifer wie 
Fuchs und Marder.

In allen öffentlichen Kantinen muss das pflanzliche Angebot ausge-
weitet und mindestens ein pflanzliches Gericht bereitgestellt wer-
den. In die Lehrpläne sollen Tierethik sowie Aufklärung zu gesunder 
und klimafreundlicher Ernährung aufgenommen werden.

Da der Tierschutz nicht zwischen Wildtieren und Haustieren unter-
scheidet, setzen wir uns dafür ein, den Bereich Tiere in einem alle 
Tierarten umfassenden Ressort für Umwelt und Tierschutz zu ver-
walten.

Auf Bundesebene setzen wir uns für höhere Standards bei der 
Haltung von Heim- und sogenannten Nutztieren, für ein Verbot von 
Tieren in Zirkussen sowie für die Senkung der Mehrwertsteuer auf 
pflanzliche Produkte ein.
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13 Feministische Politik

Feministische Politik für ein gutes Leben ohne Unterdrückung

Geschlechtergerechtigkeit muss überall stattfinden. Feministische 
Politik zielt jedoch nicht nur auf Gleichstellung in einzelnen Berei-
chen und Aspekten ab, sondern auf die Aufhebung der Strukturen, 
die allen Menschen, die aufgrund ihres Geschlechts diskriminiert 
werden, gleiche Teilhabe und eine freie Wahl von Lebensentwürfen 
verwehren. Dazu gehört ebenso die Erkenntnis, dass von Rassis-
mus betroffene, behinderte oder arme Frauen und queere Menschen 
mehrfacher Diskriminierung ausgesetzt sind und aufgrund dessen 
besonderen Schutz- und Unterstützungsbedarf haben.

Gleicher guter Lohn und faire Chancen

Ungerechtigkeiten zwischen den Geschlechtern sind kein Auslauf-
modell – im Gegenteil: Pandemie und Krisen haben bestehende Un-
gleichheiten bei Einkommen, Vermögen, Arbeitsbedingungen, Freizeit, 
Zugängen und gesellschaftlich notwendiger Arbeit wieder verschärft. 
Das wollen wir ändern.

Wir wollen den Anteil von Frauen in sozialversicherungspflichtiger Be-
schäftigung, in Fach- und Führungspositionen erhöhen und die Ver-
einbarkeit von Privatleben und Beruf verbessern. Branchen mit hohem 
Frauenanteil, etwa Pflege, Reinigung, Sozial- und Erziehungsberufe, 
Hebammenwesen, Gastronomie und Einzelhandel, müssen endlich 
strukturell und finanziell aufgewertet werden.

Jahrzehntelange Sparpolitik hat hier zu schlechter Bezahlung und 
Überlastung geführt. Wir setzen uns für bedarfsgerechte Personalbe-
messung und angemessene Entlohnung ein.

Zudem bauen wir Programme aus, die Frauen den Zugang zu und den 
Aufstieg in von Männern dominierten Branchen erleichtern: durch ge-
zielte Qualifizierung, Mentoring, verbindliche Gleichstellungsziele, den 
Abbau struktureller Hürden und eine öffentliche Förderung, die Unter-
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nehmen zu gleichstellungsorientierter Personal- und Organisationsent-
wicklung verpflichtet. Unser Ziel ist echte Chancengleichheit in techni-
schen Berufen und Führungspositionen – unabhängig von Geschlecht 
und sozialer Herkunft.

Wir setzen uns in Berlin für eine senatsübergreifende Strategie zur 
Bekämpfung von Entgeltungleichheit und für mehr Lohngerechtig-
keit ein. Auch wenn zentrale Regelungen auf Bundesebene getroffen 
werden müssen, kann das Land Berlin bereits heute wichtige Wei-
chen stellen, etwa durch die Stärkung der Tarifbindung, die Auf-
wertung von Berufen mit hohem Frauenanteil, die Schaffung von 
Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Erwerbs- und Sorge-
arbeit sowie den lebenslangen Anspruch auf zeitgemäße Qualifizie-
rung und Weiterbildung.

Alleinerziehende stärken

Alleinerziehende sind besonders häufig von prekären Arbeitsbedingun-
gen und schlechter Bezahlung betroffen. In Berlin sind über 85 Prozent 
von ihnen Frauen, davon haben rund 30 Prozent eine Migrationsge-
schichte. Diese strukturelle Schieflage beeinträchtigt Bildungswege, 
Teilhabe und Lebenschancen von ihnen und ihren Kindern und führt in 
vielen Fällen zu gesundheitlichen Belastungen.

Die Linke will bestehende Landesprogramme für Alleinerziehende fort-
führen und ausbauen: durch bessere Möglichkeiten, Schul- und Berufs-
abschlüsse nachzuholen, mehr Teilzeitausbildungsplätze sowie eine 
verlässliche, langfristige Begleitung und Beratung. Die Aufnahme und 
Ausübung von Erwerbsarbeit sowie die Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben wollen wir erleichtern, indem Kinderbetreuung auch über die üb-
lichen Zeiten hinaus angeboten und ermöglicht wird.

Für geflüchtete Alleinerziehende sollen zielgruppenorientierte Angebote 
erweitert und neue geschaffen werden, um Spracherwerb und beruf-
liche Qualifizierung möglichst niedrigschwellig zu gewährleisten. 
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Berlin zur Sorgenden Stadt machen

Unbezahlte Sorgearbeit wird noch immer überwiegend von Frauen 
geleistet. Der Gender-Care-Gap zeigt, dass sie täglich deutlich mehr 
Zeit für Kinderbetreuung, Hausarbeit und Pflege aufbringen als Männer. 
Gleichzeitig führen Privatisierungen in der Daseinsvorsorge dazu, dass 
immer mehr Sorgearbeit privat abgefedert werden muss. Das belastet 
vor allem Haushalte mit geringem Einkommen und erschwert Frauen 
ihre gesellschaftliche Teilhabe. Entlastungen in der Sorgearbeit sind ein 
wesentlicher Schritt für den gleichberechtigten Zugang zu guter Be-
schäftigung, Lohn und Zeit.

Unser Ziel ist eine Stadt, in der die Sorge umeinander den Alltag er-
leichtert, Lebensqualität schafft und Gemeinschaft stärkt.

-> siehe Kapitel „02 Stadtentwicklung“ auf Seite 41

Fraueninfrastruktur verteidigen und stärken

Frauenprojekte wie Frauenhäuser, Mädchentreffs und -clubs, Frauen-
zentren, Beratungsstellen und selbstorganisierte Initiativen sind Aus-
druck feministischer Selbstorganisation sowie Orte der Solidarität, 
Emanzipation und gegenseitigen Unterstützung. Sie schaffen ge-
schützte Räume, fördern Selbstbestimmung und leisten wertvolle Bei-
träge zur gesellschaftlichen Gleichstellung. Durch ihre enge Vernetzung 
verfügen sie über hohe fachliche Kompetenz und unterstützen Frauen 
dabei, schwierige Lebenssituationen zu bewältigen. Wir setzen uns 
dafür ein, die Fraueninfrastruktur langfristig zu sichern, auszubauen und 
finanziell zu stärken. Beschäftigte in Frauenprojekten müssen tarifge-
recht und entsprechend ihrer Qualifikation bezahlt werden. Nur so kann 
die kontinuierliche und qualifizierte Arbeit dieser Einrichtungen gewähr-
leistet werden.

Istanbul-Konvention

Geschlechtsspezifische Gewalt, sexualisierte Belästigung, Sexismus 
sowie Tötungen von Frauen und Mädchen dürfen in unserer Gesell-
schaft keinen Platz haben. Wir setzen uns dafür ein, dass jede Form 
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von Gewalt entschieden geächtet und konsequent bekämpft wird. 
Frauen, Mädchen, nicht-binäre, intergeschlechtliche und trans* Perso-
nen sind nach wie vor insbesondere im häuslichen und privaten Umfeld, 
aber auch in der Öffentlichkeit überproportional von Gewalt betroffen. 
Unser Ziel ist es, diesen Missständen wirksam entgegenzutreten und 
Betroffene umfassend zu schützen.

Wir fordern, dass das Gewalthilfegesetz sowie die Vorgaben der 
Istanbul-Konvention konsequent und durch alle Senatsverwaltungen 
umgesetzt werden. Der Eigenanteil des Landes an der Finanzierung der 
Anti-Gewalt-Arbeit und Hilfestrukturen darf dabei nicht durch Bundes-
mittel des Gewalthilfegesetzes ersetzt werden. Wir setzen uns für eine 
Bundesratsinitiative ein, die eine Ausweitung des Gewalthilfegesetzes 
auf trans*, intergeschlechtliche und nicht-binäre Menschen sowie auf 
geflüchtete und migrierte Betroffene geschlechtsspezifischer Gewalt 
vorsieht, um ihren Anspruch auf Unterbringung in Schutzräumen und 
auf qualifizierte Beratung verbindlich zu gewährleisten.

Zur wirksamen Umsetzung fordern wir die Einrichtung einer Landes-
koordinierungsstelle für die Umsetzung der Istanbul-Konvention. Diese 
soll die strategische Zusammenarbeit zwischen Land und Bezirken ver-
bessern, die Qualität der Maßnahmen sichern und eine sozialräumlich 
gerechte Verteilung von Projekten in ganz Berlin gewährleisten, insbe-
sondere in den Außenbezirken.

Darüber hinaus werden wir präventive Ansätze stärken und die 
Arbeit mit Täter*innen im Kontext häuslicher Gewalt dauerhaft 
institutionell absichern. Täter*innenkurse müssen für Personen, die 
häusliche Gewalt ausüben, verpflichtend angeboten und konsequent 
umgesetzt werden. Aufklärung und Weiterbildung – insbesondere 
in Schulen – müssen gezielt über Sexismus, häusliche Gewalt und 
stereotype Rollenbilder informieren. Um Gewalt in all ihren Formen 
effektiv zu bekämpfen, müssen auch staatliche Strukturen und 
Institutionen selbst kritisch überprüft und weiterentwickelt werden. 
 
Wir setzen uns für konsequenten Gewaltschutz für Menschen mit 
Behinderungen ein und verankern gut ausgestattete Frauenbe-
auftragte in gemeinschaftlichen Wohnformen. Der Senat soll ver-
bindliche inhaltliche Mindeststandards für Gewaltschutzkonzepte 
festlegen und deren Umsetzung regelmäßig durch die zuständige 
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Aufsichtsbehörde überprüfen. Die Heimaufsicht soll zudem eine ge-
zielte Vernetzung und enge Zusammenarbeit mit den bestehenden 
Anti-Gewalt-Beratungsstrukturen in Berlin fördern.

Selbstbestimmtheit in der Sexarbeit

Wir setzen uns für eine Überarbeitung des Berliner Prostituierten-
schutzgesetzes ein, die auf der Expertise von Sexarbeitenden beruht. 
Sexarbeitende dürfen weder kriminalisiert noch durch gesetzliche 
Regelungen stigmatisiert werden. Das von der Selbstvertretung der 
Sexarbeitenden erarbeitete Sexarbeitsgesetz betrachten wir als ge-
eignete Grundlage, um bessere Arbeitsbedingungen, mehr Sicherheit 
und Gesundheit sowie eine Stärkung der Rechte von Sexarbeitenden zu 
gewährleisten. Wir sind gegen die Einrichtung von Sperrbezirken. Wir 
setzen uns für menschenwürdige Arbeitsorte in der Sexarbeit ein, etwa 
für sogenannte Verrichtungsboxen, die Sicherheit und hygienische 
Standards für Sexarbeitende gewährleisten.

Migrantische Sexarbeitende benötigen spezifische, niedrigschwellige 
und mehrsprachige Beratungsangebote sowie verlässlichen Schutz 
und Perspektiven, insbesondere bei prekärem Aufenthaltsstatus. Der 
Zugang zu Beratung, Gesundheitsversorgung und Schutz muss unab-
hängig vom Aufenthaltsstatus gewährleistet sein.

Wir fordern die Einrichtung eines Drogenkonsumraums speziell für 
Frauen, nicht-binäre, intergeschlechtliche und trans* Personen, die 
in der Sexarbeit tätig sind.
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14 Queerpolitik

Berlin: Regenbogenhauptstadt und Schutzraum für alle

Berlin ist und bleibt ein Sehnsuchtsort für queere Menschen aus aller 
Welt. Damit das so bleibt, darf sich die Stadt nicht auf vergangenen 
Erfolgen ausruhen. Die Linke Berlin wird die Initiative „Berlin tritt ein für 
Selbstbestimmung und die Akzeptanz geschlechtlicher und sexueller 
Vielfalt“ (IGSV) gemeinsam mit den Communitys kritisch evaluieren und 
konsequent weiterentwickeln. Die IGSV soll aus der Verwaltung wieder 
ins Parlament geholt werden. Bestehende Formen der Repräsentation 
queerer Communitys wollen wir demokratisch weiterentwickeln, etwa 
durch die Einführung eines queeren Beirats.

Wir rücken die soziale Frage in den Mittelpunkt der Queerpolitik, denn 
queere Menschen sind überproportional von Armut und Prekarisierung 
betroffen. Unser Fokus liegt daher auf jenen, die Mehrfachdiskriminie-
rung erleben. Wir entwickeln gezielte Angebote für queere Geflüchtete, 
Queers mit Behinderung sowie für trans* und nicht-binäre Menschen 
auf dem Arbeitsmarkt. Die wertvolle Arbeit der queeren Community 
braucht Sicherheit. Wir sorgen für langfristige Finanzierung statt kurz-
fristiger Projektitis und setzen uns für die volle Übernahme von Tarifan-
passungen bei den Trägern ein, damit Gute Arbeit auch in der queeren 
Szene gilt.

Ein besonderes Augenmerk legen wir auf die lesbische Sichtbarkeit, 
um sie aus der Nische zu holen. Lesben haben in Berlin oft solidarische 
Arbeit geleistet, blieben dabei aber häufig unsichtbar. Das wollen wir 
ändern. Das alarmierende Sterben lesbischer Bars und Treffpunkte 
muss gestoppt werden. Wir werden gezielt kulturelle Orte und Projek-
te fördern, die lesbische Geschichte und Gegenwart sichtbar machen 
und Vernetzung ermöglichen. Zudem setzen wir uns dafür ein, dass 
verdiente lesbische Vorkämpferinnen im Stadtbild, etwa durch Stra-
ßenbenennungen und Denkmäler, endlich den Platz bekommen, der 
ihnen zusteht. Wir wirken darauf hin, dass die spezifischen Belange von 
Lesben, wie Diskriminierung am Arbeitsmarkt und Gewalterfahrungen, 
in allen politischen Strategien explizit mitgedacht werden. 
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Die medizinische Versorgung in Berlin darf keine Frage des Geldbeutels 
oder der Identität sein. Wir fordern eine diskriminierungsfreie Gesund-
heitsversorgung für alle. Dazu gehört der barrierefreie und kostenlose 
Zugang zu PrEP für alle, die es benötigen. Auch die unzumutbar langen 
Wartezeiten für trans*spezifische Behandlungen wie Operationen und 
Hormontherapien müssen abgebaut werden. Wir setzen uns für den 
Ausbau von Schwerpunktpraxen und die Stärkung der Kapazitäten an 
den Kliniken ein. Dafür wollen wir Ärzt*innen und Therapeut*innen zu 
queeren Identitäten schulen. Die Gesundheit von jungen TIN* Perso-
nen ist uns ein besonderes Anliegen. Queere Jugendzentren brauchen 
finanzielle Mittel, um sich Gender-affirming Produkte und Maßnahmen 
leisten zu können. Insgesamt halten wir fest, dass queere Jugend-
arbeit ein wichtiger Teil von queerem Leben in Berlin ist, und stellen uns 
gegen die Kürzungspolitik des aktuellen Senats.

Der Mangel an bezahlbarem Wohnraum ist für viele Queers existenzbe-
drohend. Wir verpflichten städtische Wohnungsbaugesellschaften zum 
Aufbau wirksamerer Antidiskriminierungsstellen und bauen Angebote 
zur Verhinderung von Wohnungslosigkeit bei LSBTIQ+ aus. Projekte für 
queeres Wohnen im Alter und generationenübergreifende Hausprojekte 
werden wir massiv fördern und bei der Vergabe landeseigener Grund-
stücke priorisieren. Da queere Geflüchtete in Sammelunterkünften oft 
Gewalt ausgesetzt sind, fordern wir eine dezentrale Unterbringung und 
den Erhalt sowie Ausbau spezifischer Schutzunterkünfte für LSBTIQ+-
Geflüchtete.

Queere Bars, Clubs und Zentren sind keine reinen Wirtschaftsbetriebe, 
sondern unverzichtbare Schutz- und Freiräume, die durch Verdrängung 
bedroht sind. Statt martialischer Pläne setzen wir auf eine Strategie zur 
Raumsicherung. Wir wollen queere Orte als „Kulturschutzgebiete“ im 
Bundesrecht verankern, um sie dem rein profitgetriebenen Immobilien-
markt zu entziehen. Orte, die Ziel queerfeindlicher Angriffe werden, 
erhalten unbürokratische finanzielle Hilfe zur Beseitigung von Schäden. 
Wir unterstützen queere Orte zudem gezielt dabei, bauliche Barrieren 
abzubauen, damit Teilhabe für alle möglich ist.

Es ist Zeit für volle rechtliche Gleichstellung. Wir kämpfen für die Auf-
nahme der sexuellen Identität in Artikel 3 GG und eine Reform des 
Abstammungsrechts, die Regenbogenfamilien endlich gleichstellt. Im 
Bundesrat werden wir uns für eine fortschrittliche Weiterentwicklung 
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des Selbstbestimmungsgesetzes (SBGG) einsetzen und uns jedem Ver-
such einer rechten Rückabwicklung entschieden entgegenstellen.

Die Gewalt gegen queere Menschen nimmt zu, doch wir wissen, dass 
mehr Polizei für viele in der Community – insbesondere für BIPoC und 
trans* Personen – nicht automatisch mehr Sicherheit bedeutet. Wir 
brauchen wirksame Maßnahmen gegen Hassgewalt, die fest in der 
IGSV verankert sind, Ursachen bekämpfen und Sensibilisierung in 
Behörden zur Pflicht machen. Wir fordern den Ausbau unabhängiger 
Meldestellen für queerfeindliche Gewalt und die Stärkung der Opferbe-
ratungsstellen, damit Betroffene auch ohne Anzeige Hilfe finden.

Die zunehmende Militarisierung der Gesellschaft macht auch vor Versu-
chen nicht halt, die queere Community zu instrumentalisieren. Wir leh-
nen es ab, dass die Bundeswehr vermehrt queere Orte als Werbeplatt-
form zur Rekrutierung benutzt. Wir werden uns dafür einsetzen, dass 
die Bundeswehr auch an deren Finanzierung nicht beteiligt wird.

Queerfeindlichkeit an Schulen treten wir entschieden entgegen. Wir 
sorgen für qualifizierte Verantwortliche für geschlechtliche und sexuelle 
Vielfalt an jeder Schule und stärken die externe queere Bildungsarbeit. 
Es braucht verbindliche Leitlinien für den Umgang mit trans* und nicht-
binären Schüler*innen. Der diskriminierungsfreie Zugang zu Schul-
plätzen muss möglich sein. Geschlechtliche Vielfalt soll explizit in den 
Rahmenlehrplänen Verankerung finden.

Berlin hat eine stolze Tradition queerer Sichtbarkeit. Angesichts rech-
ter Mobilmachung garantiert Die Linke, dass queere Menschen ihr 
Demonstrationsrecht sicher ausüben können und CSDs politisch und 
strukturell unterstützt werden.
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15 Hochschulen, Wissenschaft, 
Lehrkräftebildung

Gute Bildung und freie Wissenschaft sind Grundrechte und Säulen 
unserer Demokratie. Wir als Linke stellen uns aktiv allen Bestrebun-
gen entgegen, diese Grundrechte einzuschränken. Wir sehen uns 
verpflichtet, den Zugang zu akademischer Bildung und Wissenschaft 
zu öffnen und soziale Hürden abzubauen. Wir stehen für starke 
öffentlich finanzierte Hochschulen und Forschungseinrichtungen, 
die gemeinsam mit unserer Stadt und in ihrem Dienste Wissen von 
morgen erarbeiten. Unsere Hochschulen müssen Orte der offenen 
Debatte und des demokratischen Diskurses bleiben.

Hochschulfinanzierung verlässlich sichern

Wir wollen nach der Kahlschlagpolitik des CDU-SPD-Senats ver-
lässliche Hochschulverträge abschließen, welche den Aufgaben der 
Hochschulen gerecht werden und diese auskömmlich finanzieren. 
Dazu werden wir sofort nach der Wahl eine Bestandsaufnahme der 
Kürzungen bei Finanzen, Stellen und Studienkapazitäten durchführen 
und Finanzbedarfe der Hochschulen erfassen. Gemeinsam mit den 
Hochschulen erarbeiten wir ein Zielbild zur Entwicklung der Hochschul-
landschaft 2035, das die Grundlage der weiteren Strukturentwicklungs-
prozesse bildet. Insbesondere muss die Sicherung der Studienplätze 
Priorität haben. Dies schließt auch die künstlerischen Hochschulen 
sowie die konfessionellen Hochschulen ein, die einen wichtigen Beitrag 
für die Bildung gerade im sozialen Bereich und für die Kulturlandschaft 
weit über die Stadt hinaus leisten. Abstimmungen zur strukturellen Aus-
richtung der einzelnen Hochschulen sollen durch die Senatsverwaltung 
unterstützt werden, ohne den Hochschulen ihre Autonomie und sie aus 
der Verantwortung zu nehmen. Vielmehr sind sowohl die Struktur- als 
auch die Entwicklungs- und Personalplanung durch die direkt gewähl-
ten Gremien der Hochschulen zu erarbeiten.

Gute Bildung und Wissenschaft braucht gute Lern- und Arbeitsbedin-
gungen. Wir wollen den Sanierungs- und Investitionsstau abbauen. 
Eine zu dessen Finanzierung genutzte kreditfähige öffentliche 
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Hochschulbaugesellschaft wird es mit uns nur dann geben, wenn 
die Mitbestimmung der Hochschulen, ihrer Mitglieder und Beschäf-
tigten gesichert ist, wenn die Arbeitsplätze in den Bauabteilungen 
der Hochschulen gesichert sind, wenn gesichert ist, dass über die 
Hochschulbaugesellschaft weder Outsourcing noch Tarifflucht 
betrieben wird, und wenn gesichert ist, dass durch die Hochschul-
baugesellschaft keine studentischen oder Freiräume verdrängt 
werden. Die Entscheidung über Art und Ausgestaltung der Bau- und 
Sanierungsvorhaben verbleibt bei den Hochschulen. PPP-Konzepte, bei 
denen Gewinne einseitig dem privaten Sektor zugutekommen, Grund-
stücke an Investoren abgegeben werden und die Risiken bei den Hoch-
schulen oder dem Land verbleiben, lehnen wir ab. An den Prozessen 
der Umsetzung werden wir die Betroffenen über die Hochschulgremien 
angemessen beteiligen.

Das Studium in Berlin bleibt studiengebührenfrei – auch für inter-
nationale Studierende. Wir werden die Landeszuschüsse an das 
Studierendenwerk bedarfsgerecht steigern, um Unterstützung für 
Studierende in allen Bereichen von Beratung und Essen bis Wohnen 
zu sichern.

Wissenschaft in Berlin öffnen, weiter digitalisieren und für die Stadt 
entwickeln

Ohne Wissenschaft wäre Berlin nicht Berlin. Wir wollen die Vielfalt 
der wissenschaftlichen Aktivitäten von Hochschulen, Forschungs-
instituten, Akademien, wissenschaftlichen Vereinen und weiteren 
wissenschaftlichen Akteur*innen erhalten und ausbauen und weiter 
im Dialog mit der Stadtgesellschaft verbinden. Dabei geht es nicht 
nur um den Transfer und Austausch mit Kultureinrichtungen, Sozial-
trägern oder Privatwirtschaft, sondern auch um Hochschulen als 
Orte des demokratischen Diskurses. Hierbei wollen wir als Linke das 
Augenmerk auch auf die große Mehrheit der Gesellschaft richten, 
die jenseits von Forschungsprojekten wissenschaftliche Lösungs-
ansätze für ihre bedeutenden Problemstellungen benötigt – sei es 
im Bereich der ökologischen Stadtentwicklung, im Kampf gegen den 
Klimawandel und dessen Auswirkungen in einer heißer werdenden 
Stadt oder in der Inklusion aller Menschen, ob Zugezogene oder hier 
Geborene. 
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So sollen die Aufgaben und Forschungsfragen der Hochschulen 
gemeinsam mit der Stadtgesellschaft entwickelt werden und die 
wissenschaftlichen Ergebnisse geeignet der Stadtgesellschaft zur 
Verfügung gestellt werden. Wir wollen Open Science durch gezielte 
Förderung weiter ausbauen und Forschende und Lehrende stärker 
dabei unterstützen, ihre Ergebnisse der Allgemeinheit im Sinne von 
Open Research und Open Access zur Verfügung zu stellen, sowie 
hierzu entsprechende gesetzliche Vorgaben umsetzen. Zudem 
sollen Maßnahmen zur Wissenschaftskommunikation ausgebaut und 
abgesichert werden. Wir wollen die Senatsverwaltung in die Lage 
versetzen, diesen Prozess geeignet anzuregen und zu begleiten.

Gute Arbeit und verlässliche Personalstrukturen

Moderne Wissenschaft ist Teamarbeit. Dies muss die Personalstruktur 
abbilden und den offenen Zugang zu Wissenschaft als Beruf sichern. 
Hierbei müssen Daueraufgaben grundsätzlich durch Dauerstellen abge-
sichert sein. Alle an den Hochschulen Beschäftigten tragen durch ihre 
Tätigkeiten zur Aufgabenerfüllung und damit zum Erfolg bei. Dies muss 
sich auch in der Zuordnung der Tätigkeitsprofile und Kompetenzen 
widerspiegeln. Hierzu wollen wir eine zentrale Stelle zur Bewertung der 
Tätigkeitsprofile der Mitarbeitenden in Technik, Service, Verwaltung, 
Lehre und Forschung einführen.

Wir unterstützen die weitere Implementierung von Departmentstruktu-
ren und damit von mehr wissenschaftlicher Selbstständigkeit neben der 
Professur. Dazu gehört auch die Abschaffung des faktischen Lehrstuhl-
prinzips. In diesem Zusammenhang sind auch die Dienst- und Fachauf-
sichten für Mitarbeitende in Technik, Service und Verwaltung neu zu 
bewerten und zu regeln.

Wir setzen uns dafür ein, dass die Entgelte für Lehraufträge so 
bemessen sind, dass alle entstehenden Aufwände der Lehrbeauf-
tragten abgedeckt sind und insbesondere ein Unterlaufen des Min-
destlohns ausgeschlossen ist. Lehraufträge sollen der Vermittlung 
zusätzlicher Qualifikationen dienen und dürfen nicht grundständige 
Lehre des fest angestellten wissenschaftliches Personals ersetzen. 
Wir werden uns weiter gegen Maßnahmen des Lohndumpings wie das 
massive Outsourcing grundlegender Tätigkeitsbereiche einsetzen, von 
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denen insbesondere die Beschäftigten in Technik, Service und Verwal-
tung betroffen sind, und diese Bereiche wo nötig wieder in die Hoch-
schule integrieren.

Zur Verbesserung der strukturellen Arbeitsbedingungen wollen wir das 
„Forum Gute Arbeit“ arbeitsfähig gestalten und die Umsetzung dort ent-
wickelter Maßnahmen forcieren; hierbei sind alle Beschäftigtengruppen 
– Mitarbeitende in Technik, Service und Verwaltung, wissenschaftliche 
Mitarbeitende einschließlich der Lehrbeauftragten und Privatdozieren-
den, studentische Beschäftige und Professor*innen – zu berücksichti-
gen. Zudem unterstützen wir die Arbeit der Personalvertretungen auch 
im Hinblick auf die Umsetzung der tarifvertraglichen Regelungen.

Die Änderungen in der Hochschullandschaft und der Aufgabener-
bringung wollen wir im Sinne der Beteiligten nutzen und bspw. beim 
Ausbau der Forschung an den Hochschulen für angewandte Wissen-
schaften eine Berücksichtigung in der Lehrverpflichtung vornehmen.

Hochschulen für alle – für Gleichstellung und Schutz vor 
Diskriminierung

Wir wollen die strukturellen Hürden für das Studium und die wissen-
schaftliche Betätigung an den Hochschulen abbauen. Hierzu wollen wir 
Mentoringprogramme und Maßnahmen zur Unterstützung von Studie-
renden aus nicht-akademischen Elternhäusern sowie von Studierenden 
mit Migrationsgeschichte ausbauen und verstetigen sowie das Orientie-
rungsstudium sichern.

Entsprechende Möglichkeiten des Studiums neben einer Beschäftigung 
oder der Wahrnehmung von Care-Aufgaben sollen erweitert werden. 
Wir wollen die Anerkennung der Hochschulzugangsberechtigung für 
ausländische Bewerbende in die Hände der Hochschulen zurückführen 
und damit eine Alternative zu Uni-Assist entwickeln.

Wir wollen die Inklusion von Menschen mit besonderen Bedürfnissen 
bzw. Behinderungen stärken, indem wir die Einrichtung entsprechender 
Studien- und Arbeitsplätze fördern und administrative Hürden abbauen. 
Zudem wollen wir die Unterstützungsangebote für Personengruppen, 
die von Benachteiligungen betroffen sind, einschließlich nonbinärer und 
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queerer Personen, ausbauen und verstetigen, um nachhaltig Benachtei-
ligungen für alle Minderheitengruppen abzubauen.

Alle Mitglieder der Hochschulen tragen zur Erfüllung der Aufgaben der 
Hochschulen bei. Die Beteiligung aller Gruppen wollen wir durch die 
weitere Demokratisierung der Gremienstrukturen an den Hochschulen 
stärken und die Möglichkeiten der Mitbestimmung fördern. Wir werden 
den pauschalen Ausschluss der Mitarbeitenden in Technik, Service und 
Verwaltung von der akademischen Selbstverwaltung abschaffen und sie 
auch bei Berufungen mitbestimmen lassen. Zudem unterstützen wir die 
Hochschulen bei der Einführung viertelparitätischer Gremien.

Die gesetzlichen Vorgaben zur Antidiskriminierungsarbeit wollen wir 
endlich umsetzen und weitere Maßnahmen zur Verhinderung von 
Machtmissbrauch ergreifen. Dafür wollen wir zentrale wie dezentrale 
Strukturen der Antidiskriminierungsarbeit ausbauen und stärken. Wir 
werden einen Fokus auf Prävention und Verhinderung von Diskriminie-
rung und Machtmissbrauch legen.

Die Gleichstellung von Frauen in der Wissenschaft braucht einen neuen 
Schub. Das Berliner Programm für Chancengleichheit werden wir aus-
bauen und bei allen Strukturprozessen gegen die Benachteiligung von 
Frauen vorgehen.

In den Hochschulen wollen wir die Stellen zur Unterstützung der Be-
troffenen und die akademische Selbstverwaltung durch die verpflich-
tende Mitwirkung bei allen strukturellen Entscheidungen auf zentraler 
wie dezentraler Ebene stärken.

Qualität in Lehre und Studium fördern

Innovative Lehre, die auch die Herausforderungen der zukünftigen 
Gesellschaft adressiert, ist forschungsgebunden. Wir wollen daher die 
forschungsorientierte Lehre an den Hochschulen weiter stärken. Hierzu 
wollen wir auch Kooperationen mit Forschungseinrichtungen ausbauen 
und unterstützen. Zudem fördern wir die Qualität der Lehre, indem wir 
das Berliner Zentrum für Hochschullehre (BZHL) weiter unterstützen. 
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Um die Hürden beim Umgang mit Lehrinhalten zu reduzieren, wollen wir 
die studentischen Tutorien ausbauen und absichern. Zudem wollen wir 
die Feedback-Kultur zwischen Studierenden und Lehrenden stärken und 
sehen dies als einen zentralen Aspekt zur Qualitätssicherung der Lehre 
an. Die Qualitätssicherungssysteme (Akkreditierungssysteme) sollen auf 
die wesentlichen Maßnahmen fokussiert werden und insbesondere das 
Feedback und die Expertise der Studierenden an Bedeutung gewinnen, 
bspw. durch Stärkung der Ausbildungskommissionen. Alle Verfahren der 
Qualitätssicherung der Studiengänge wollen wir öffentlich und transpa-
rent gestalten.

Wir wollen die modularisierten Studiengänge studierbarer gestalten 
und die Möglichkeiten der Anerkennung von Studienleistungen, die 
an anderen Hochschulen insbesondere im Hochschulraum Berlin-
Brandenburg erbracht wurden, erleichtern. Zudem wollen wir die 
Prüfungsorganisation im Sinne der Beteiligten vereinfachen und die 
Prüfungslast auf das notwendige Maß reduzieren.

Wir wollen die Ordnungsmaßnahmen im Berliner Hochschulge-
setz, welche einseitig auf eine Disziplinierung der Studierenden 
setzen, abschaffen.

Wissenschaftslandschaft integrieren, Freiheit von Forschung und 
Lehre sichern

Aktuell werden auch bei uns Forschende und Forschungsinhalte von 
rechts massiv angegriffen oder auch einem kommerziellen Verwer-
tungsdruck unterworfen. Wir wollen die Freiheit der Forschung sichern, 
indem wir Hochschulen und Wissenschaft finanziell gut ausstatten und 
ihre Autonomie schützen. Für die Verstetigung der Beschäftigung der 
in der Wissenschaft Tätigen wollen wir Möglichkeiten des Poolings 
eröffnen, die es gestatten, über die aktuelle Projektförderung hinaus 
längerfristig Forschungs- und Wissenschaftsmanagementaufgaben 
wahrzunehmen, um bspw. längerfristige Themen und Bedarfe, wie in 
der medizinischen Krebsforschung, abzusichern.

Wir werden die Kooperation von Universitäten und Hochschulen sowie 
Forschungseinrichtungen fördern und die Wissenschaftslandschaft 
stärker integrieren – auch jenseits der Exzellenzstrategie. Hürden der 
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Kooperation wollen wir abbauen und Synergien etwa im Bereich von 
Infrastruktur und Geräten noch stärker nutzen.

Wir wollen kritische und bedrohte Wissenschaftsansätze, -disziplinen 
und die beteiligten Wissenschaftler*innen sichern und unterstützen 
– etwa im Bereich Friedens- und Konfliktforschung, einer vielfältigen 
Ökonomie, in der Geschlechter- und Diversitätsforschung, aber auch in 
der Public-Health-Forschung. Wissenschaftler*innen, die wegen ihrer 
Arbeit bedroht und angefeindet werden, brauchen Schutz und Unter-
stützung.

Wir setzen uns dafür ein, dass sich die Hochschulen und For-
schungsinstitute der friedlichen Entwicklung der Gesellschaft ver-
pflichtet sehen, und setzen auf die Umsetzung und Ausweitung von 
Zivilklauseln. Wir wenden uns gegen eine zunehmende „Versicher-
heitlichung“ der internationalen wissenschaftlichen Zusammenarbeit, 
die unter der Flagge der „Forschungssicherheit“ die Kooperation mit 
wichtigen wissenschaftlichen Partnern unter Generalverdacht stellt.

Berlin braucht mehr Lehrkräfte!

Das Land Berlin muss bedarfsgerecht Lehrkräfte ausbilden. Wir stre-
ben eine Zielzahl von 3.000 Lehramtsabsolvent*innen jährlich an, da 
auch in den kommenden Jahren durchgehend ein Einstellungsbedarf 
in dieser Höhe besteht. Um dieses Ziel zu erreichen, wollen wir den 
lehrkräftebildenden Hochschulen über die Hochschulverträge hinaus 
für die gesamte Legislatur zusätzliche Mittel zur Verfügung stellen, 
mindestens im Umfang der bisherigen Sonderprogramme „Beste 
Lehrkräftebildung“ und „Steigerung Lehramtsabsolvierende“. Wir 
wollen gesetzlich regeln, dass die Ausbildungskapazitäten an den 
Hochschulen verbindlich an den prognostizierten Einstellungsbedarf 
angepasst werden müssen. Zudem setzen wir uns für einen bundes-
weiten Staatsvertrag zur bedarfsgerechten Lehrkräfteausbildung 
inklusive Bund-Länder-Finanzierung ein und werden eine entspre-
chende Bundesratsinitiative starten.
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Lehramtsstudium besser und praxisnäher gestalten

Wir wollen die Qualität des Lehramtsstudiums erhöhen. Dazu muss die 
Bedeutung der Lehramtsausbildung an den lehrkräftebildenden Hoch-
schulen gestärkt und das Studium selbst universitätsübergreifend 
flexibler gestaltet und professionalisiert werden.

Die Studierenden brauchen die Gewissheit, dass ihr Studium sie 
auf ihre Tätigkeit als Lehrkraft wirklich vorbereitet. Dazu wollen wir 
professionsbezogene Anteile und die Theorie-Praxis-Verzahnung im 
Lehramtsstudium ausbauen und das Lehrkräftebildungsgesetz sowie 
die Lehramtszugangsverordnung entsprechend anpassen. Didaktik-
lehrende sollen eigene Praxiserfahrung im Unterrichten mitbringen. 
Auch abgeordnete Lehrkräfte wollen wir deshalb wieder verstärkt in 
der universitären Lehrkräftebildung einsetzen.

Die Anteile von anwendungsorientierter Didaktik, Erziehungswis-
senschaften und Schulpraxis werden wir ab dem Bachelorstudium 
stärken. Zudem wollen wir sie besser mit der fachwissenschaftlichen 
Ausbildung verzahnen und bei der Auswahl, welche fachwissen-
schaftlichen Anteile lehramtsrelevant sind, stärker priorisieren. Dazu 
wollen wir Tandems aus Fachwissenschaft und Fachdidaktik schaf-
fen und Ressourcen für die konzeptionelle Weiterentwicklung von 
Studienformaten bereitstellen. Zudem wollen wir prüfen, in welchen 
Fächern eigene Lehrveranstaltungen für Lehramtsstudierende mög-
lich sind, die konkreter auf sie zugeschnitten sind als solche, die für 
Studierende der Fachwissenschaften konzipiert sind. Darüber hinaus 
wollen wir auch Lehramtsstudierenden mehr eigene Schwerpunktset-
zung ermöglichen.

Bei der konzeptionellen Überarbeitung des Lehramtsstudiums muss 
sichergestellt werden, dass die Querschnittsthemen pädagogische 
Haltung und multiprofessionelles Arbeiten, Selbst- und Sozialkom-
petenzen, Beziehungsarbeit und Antidiskriminierung, Umgang mit 
Diversität, inklusive Pädagogik, Medienbildung, Demokratiebildung, 
Schulentwicklung, Deutsch als Zweitsprache, Elternarbeit sowie 
armutssensible Pädagogik im Studium verbindlich mehr Raum be-
kommen. Ihre Vermittlung muss auf die realen Anforderungen des 
Lehrer*innenberufes vorbereiten. Die Reflexion der eigenen Bildungs-
biografie, frühzeitige Unterrichtslabore mit Schüler*innen sowie die 
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direkte Begegnung mit verschiedenen Schulrealitäten sollen helfen, 
den verbreiteten defizitorientierten Blick durch eine Schüler*innen-
orientierte Haltung zu ersetzen.

Wir wollen die Kooperationen von Schulen und Universitäten aus-
bauen und prüfen die Einrichtung einer Universitäts- bzw. La-
borschule. Auch darüber hinaus wollen wir die Zusammenarbeit 
zwischen Schulen und Forschungseinrichtungen erleichtern. Die 
Durchlässigkeit zwischen Lehramtsausbildung und Fachwissen-
schaft wollen wir gewährleisten und dafür sorgen, dass auch mit 
Lehramtsabschlüssen immer noch die Chance auf ein Fachmaster-
studium oder eine wissenschaftliche Laufbahn besteht. Die Debatte 
über eine Einführung eines Bachelor of Education halten wir aktuell 
angesichts der Überlastung der Hochschulen für nicht zielführend. 
Um einen schnelleren Übergang vom Masterstudium ins Referenda-
riat zu ermöglichen, streben wir an, die Prüfungslast im Lehramtsstu-
dium zu verringern. Die Quereinstiegs- Master wollen wir ausbauen 
und prüfen, sie auf weitere Fächer auszuweiten. Für die Ausbildung 
von Lehrkräften für berufliche Schulen wollen wir die Kooperation 
mit den Hochschulen für angewandte Wissenschaften stärken.

Praxissemester besser begleiten

Das Praxissemester ist ein zentraler Bestandteil des Lehramts-
studiums. Wir wollen die Betreuung der Studierenden während 
dieser Zeit verbessern. Dazu braucht es zum einen mehr Abminde-
rungsstunden für die betreuenden Mentor*innen an den Schulen, 
zum anderen werden wir die lehrkräftebildenden Einheiten der 
Hochschulen so ausstatten, dass sie die Studierenden besser 
begleiten können. Den neuen Flex-Master wollen wir bedarfsgerecht 
ausbauen, damit Lehramtsstudierende aller Fachrichtungen 
Studium und Erwerbstätigkeit künftig auf diese Weise verbinden 
können. Auch alle anderen Studierenden müssen für ihre Tätigkeit 
im Praxissemester entlohnt werden. Für Lehramtsstudierende, die 
bereits während ihres Studiums eigenverantwortlich unterrichten, 
wollen wir verbindliche Angebote schaffen, in denen sie ihre 
Praxiserfahrungen angeleitet reflektieren können.
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Referendariat: Lernzeit statt Lücken füllen

Die Ausbildungsqualität im Referendariat wollen wir erhöhen. Die Be-
gleitung der Referendar*innen durch Anleitung, Mentoring und Hospi-
tation muss abgesichert werden. Dafür wollen wir Abminderungsstun-
den für die sie anleitenden Kolleg*innen in den Zumessungsrichtlinien 
verankern. Im Referendariat steht die Ausbildung im Vordergrund, 
nicht das Stopfen der Löcher im Stundenplan. Deshalb wollen wir die 
Anrechnung der wöchentlichen Unterrichtsverpflichtung wieder auf 
sieben Stunden senken. Die Ausbildung in den Basisgruppen (früher: 
Fach- und Hauptseminare) wollen wir beibehalten. Die aktuell von der 
schwarz-roten Koalition vorgesehene Reform des Vorbereitungs-
dienstes, an der diese trotz aller fachlichen Kritik und des absehba-
ren Chaos unbedingt festhalten will, lehnen wir in dieser Form ab.

Referendar*innen müssen von ihrer Vollzeittätigkeit leben können. Da-
her werden wir die Bezüge im Referendariat auf mindestens 1.800 Euro 
erhöhen. Die Vereinbarkeit von Referendariat und Care-Arbeit wollen 
wir durch bessere Teilzeitregelungen steigern.

Den Quereinstieg sehen wir weiterhin als eine Möglichkeit, neue Lehr-
kräfte zu gewinnen. Die Liste von sogenannten Mangelfächern, die die 
Voraussetzung für den Zugang zum Quereinstieg darstellt, muss auf 
den Prüfstand gestellt und erweitert (z. B. Anerkennung von Deutsch 
als Zweitsprache für das Schulfach Deutsch, Zugang zum Quereinstieg 
ins Lehramt Grundschule auch mit einem Abschluss in Erziehungswis-
senschaft und Nachstudium des Fachanteils etc.) oder in ihrer jetzi-
gen Form ganz abgeschafft werden. Den Zugang zum Quereinstieg 
wollen wir auch denjenigen Bewerber*innen ermöglichen, die bereits 
ein Fach der Berliner Schule studiert haben, das kein Mangelfach ist, 
aber im Rahmen des Quereinstiegs ein Mangelfach nachstudieren 
würden. Das Land Berlin muss auch Personen mit wissenschaftlicher 
Ausbildung in nur einem Fach der Berliner Schule ermöglichen, nach 
entsprechender pädagogischer Weiterqualifizierung als Lehrkräfte mit 
einem Unterrichtsfach an Berliner Schulen tätig zu sein. Dazu wollen wir 
den Quereinstieg auch für Bewerber*innen mit einem Fach ohne das 
verpflichtende Studium eines zweiten Fachs öffnen. Falls von ihnen ge-
wünscht, müssen Lehrkräfte mit einem Unterrichtsfach die Möglichkeit 
zur berufsbegleitenden Weiterqualifikation in einem zweiten Schulfach 
erhalten. Lehrkräften ohne volle Lehrbefähigung (LovL, auch: Seitenein-
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steiger*innen), die bisher vom Zugang zu Weiterqualifizierungen ausge-
schlossen sind, muss der Weg in den Quereinstieg bzw. einen Q-Mas-
ter mit entsprechenden Ermäßigungsstunden eröffnet und damit eine 
dauerhafte Perspektive für sie geschaffen werden – je nach Wunsch in 
einem oder zwei Fächern.

Den Quereinstieg am bisherigen Studienzentrum für Erziehung, 
Pädagogik und Schule (StEPS) werden wir extern evaluieren lassen, 
insbesondere im Hinblick auf die Qualität der fachwissenschaftlichen 
Ausbildung im zweiten bzw. zweiten und dritten Fach. Zudem wollen 
wir verstärkt universitäre Expertise in die Ausbildung der Querein-
steiger*innen einbeziehen.

Gute und praxisnahe Fort- und Weiterbildungen

Wir setzen uns für ein attraktives, qualitativ gutes und praxisnahes Fort- 
und Weiterbildungsangebot für die Beschäftigten der Berliner Schulen 
ein. Die Möglichkeit zum lebenslangen Lernen ist ein wichtiger Baustein 
sowohl für die persönliche Weiterentwicklung als auch die Verbesse-
rung der Bildungsqualität an Berliner Schulen. Wir wollen den weiteren 
Aufbau des Berliner Landesinstituts für Qualifizierung und Qualitäts-
entwicklung an Schulen (BLiQ) deutlich transparenter gestalten und es 
zeitnah evaluieren. Dabei wollen wir die Perspektiven verschiedener 
Gruppen, darunter Lehramtsanwärter*innen, Lehrkräfte und Schü-
ler*innen, stärker berücksichtigen. Zudem werden wir die Universitäten 
eng in das Fort- und Weiterbildungsangebot einbeziehen. Wir wollen 
gemeinsame Formate für Lehramtsstudierende und bereits aktive Lehr-
kräfte etablieren, um auch so den kritischen Austausch zwischen neuen 
Ansätzen und etablierter Praxis zu verstärken. Die Themenfelder Inklu-
sion, Antidiskriminierung, Demokratiebildung und Medienbildung wollen 
wir durch verbindliche Fort- und Weiterbildungsangebote stärken. Dazu 
sollen Schulen zusätzliche Studientage erhalten und die Themen eine 
feste, auch personelle Verankerung im BLiQ erhalten.
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16 Kultur

Kultur ist Arbeit. Kultur ist Leben. Kultur bleibt solidarisch

Was Berlin wesentlich ausmacht, ist seine Kultur. Viele Menschen 
leben von ihr. Noch mehr Menschen messen ihre Lebensqualität 
auch und wesentlich an den kulturellen Angeboten der Stadt und 
viele kommen wegen dieser Angebote oder der Möglichkeit, in der 
und für die Kultur zu arbeiten, nach Berlin. Rund 8 Prozent aller 
Berliner*innen sind im Kulturbereich beschäftigt, die meisten von 
ihnen arbeiten unter prekären Bedingungen.

Kultur ist kein Luxus, sondern Ausdruck von Freiheit und Motor 
gesellschaftlicher Veränderung. Die Möglichkeit, Kultur zu erleben, 
und die Ermöglichung kultureller Teilhabe sind nach linkem Ver-
ständnis Grundrechte. Wir verteidigen Berlin als Kulturstadt der 
vielen – als postmigrantische Stadtgesellschaft, deren vielfältige 
Kultur wir feiern und stärken.

Berlins Kulturlandschaft umfasst die großen Institutionen ebenso 
wie die Freie Szene, den Amateur*innenbereich ebenso wie die 
Clubkultur – und all die Menschen, die in dieser Stadt künstlerisch 
tätig sind, Kultur erleben und mitgestalten. All das braucht Räume, 
Förderung, gute Arbeitsbedingungen und eine Politik, die Kultur als 
öffentliche Aufgabe versteht, nicht als Verhandlungsmasse. Rech-
ten und autoritären Kulturstrategien begegnen wir mit einer Trans-
formation der kulturellen Infrastruktur: weg von der Repräsentation 
hin zu Stabilität und Nachhaltigkeit, mit einem Kulturbegriff, der 
auf Diversität und Solidarität beruht.

Wir stehen dafür, dass kulturelle Angebote und Räume für kul-
turelle Betätigung allen Menschen zugänglich sind – unabhängig 
von Einkommen, Identität, Herkunft, Migrationsgeschichte, Ge-
schlecht, Geschlechtsidentität oder Geschlechtsausdruck, sexuel-
ler Orientierung, Religion oder Weltanschauung, Behinderung oder 
chronischer Erkrankung, sozialer Herkunft oder Alter. Richtschnur 
für diesen Anspruch sind das Landesantidiskriminierungsgesetz 
(LADG) und das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG).  
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Wir unterstützen die Erhebung von Gleichstellungsdaten im Kultur-
bereich.

Unser Kulturbegriff ist untrennbar mit Kunstfreiheit verbunden. Auf 
Bundesebene unterstützen wir die Forderung nach einem Staats-
ziel Kultur im Grundgesetz.

Kultur braucht Kunstfreiheit

Die Kultur ist zum zentralen Kampffeld der Rechten geworden. Diese 
„kulturelle Konterrevolution“ zielt darauf ab, Freiheit und Solidarität 
völkisch-national umzudeuten. Gleichzeitig erleben wir einen autori-
tären Umbau der Gesellschaft von der Mitte aus. Linke Kulturpolitik 
verteidigt zivilgesellschaftliche Netzwerke und stellt sich entschie-
den gegen staatliche Gesinnungsprüfung. Kulturtätige müssen ihrer 
Arbeit frei von Furcht und Repression nachgehen können.

Es ist ein beispielloser autoritärer Vorgang, wenn Kultur- und Zivil-
gesellschaft ungefragt durch den Verfassungsschutz durchleuchtet 
werden. Die Anwendung des sogenannten Haber-Verfahrens zum 
gezielten Ausschluss linker Buchläden von Staatspreisen sowie die 
anhaltenden politischen Angriffe auf Initiativen im Bundesprogramm 
„Demokratie leben!“ sind ein direkter Schlag gegen die kritische Zi-
vilgesellschaft. Die massiven Kürzungen seit dem Nachtragshaushalt 
2024 sind kein rein fiskalischer Akt – sie sind ein direkter Angriff auf 
die freie, gesellschaftskritische Szene. Wir leisten Widerstand gegen 
diesen ökonomischen Rasenmäher.

Der Kampf gegen jede Form von Rassismus, Antisemitismus und 
Menschenfeindlichkeit ist ein unverrückbares Fundament linker 
Kulturpolitik. Für uns schließt die Losung »Nie wieder ist jetzt!« das 
Einstehen für die Grundrechte aller ein. Wir wehren uns jedoch ent-
schieden dagegen, wenn solche Schutzmechanismen zweckent-
fremdet und instrumentalisiert werden, um legitime kritische Positio-
nen aus der öffentlichen Förderung zu drängen.

Wir werden die Freiheit und Autonomie des Kunst- und Kulturbe-
reichs bewahren und gegen die Zumutungen der Marktökonomie 
sowie gegen politische Angriffe von rechts verteidigen. Wir unter-
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stützen Projekte, die die Diversität der Stadt widerspiegeln. Wir 
stärken migrantische und jüdische Kulturen sowie die der Sinti*zze 
und Rom*nja und Schwarzen Deutschen und wollen, dass sich die 
ganze ethnische Vielfalt unserer Stadt in den Kulturinstitutionen 
wiederfindet.

Kultur braucht Geld

Die Koalition hat den Kulturhaushalt zum Spielball ihrer rücksichts-
losen Kürzungspolitik gemacht und damit das Signal gesetzt, dass 
Kultur für sie Verhandlungsmasse ist. Seit dem Nachtragshaushalt 
2024 ist der ohnehin kleinste Haushalt Berlins auf unter 2 Prozent 
des Gesamthaushalts geschrumpft worden. Wir wollen, dass in den 
kommenden Jahren dieser Anteil auf 3 Prozent ansteigt – kurzfristig 
auf 2,5 Prozent. Damit werden wir die Bezirke stärken und besser als 
bislang für gute Kulturarbeit, den Ausbau Dritter Orte und die Angebo-
te für kulturelle Teilhabe ausstatten.

Wir setzen uns dafür ein, dass ein fester Anteil der City Tax künftig für 
die kulturelle Infrastruktur und Grundversorgung eingesetzt wird: für 
Bibliotheken, Jugendkunstschulen, Musikschulen, Soziokultur.

Die Kultur muss ihren Anteil an Sondervermögen und Investitionskre-
diten bekommen. Wir setzen uns dafür ein, dass ein Teil der dem Land 
zufließenden Bundesmittel für klimaneutrale Kultureinrichtungen, digi-
tale Archive sowie barrierefreie Museen und Theater eingesetzt wird.

Der Hauptstadtfinanzierungsvertrag zwischen Berlin und dem Bund ist 
ein unverzichtbares Instrument der Kulturfinanzierung. Wir setzen uns 
dafür ein, dass der Hauptstadtkulturfonds bei der nächsten Verhand-
lungsrunde nicht gekürzt, sondern ausgebaut wird.

Auf Bundesebene setzen wir uns für die Wiedereinführung einer Ver-
mögensteuer ein. Wer in dieser Gesellschaft über großes Vermögen 
verfügt, muss seinen Beitrag zu Gemeinschaftsgütern leisten – dazu 
gehört auch die öffentliche Kulturförderung.

Wir prüfen die Einführung einer Leerstandsteuer auf dauerhaft leer 
stehende Gewerbeimmobilien. Berlin weist aktuell mindestens 8 Pro-
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zent Leerstand bei Gewerbeflächen auf – insgesamt rund 1,75 Millio-
nen Quadratmeter. Da neue Steuerarten einer bundesgesetzlichen 
Grundlage bedürfen (Art. 105 GG), setzen wir uns über den Bundesrat 
für die entsprechende Rechtsgrundlage ein. Auf Landesebene nutzen 
wir bereits heute das Zweckentfremdungsverbot und ordnungsrecht-
liche Instrumente gegen spekulativen Leerstand.

Kultur braucht Förderung, Demokratisierung und Mitbestim-
mung

Wir werden die in Teilen komplizierte Fördersystematik gemeinsam 
mit den Fachverbänden und Interessenvertretungen evaluieren und 
vereinfachen. Das Zuwendungsrecht muss im Sinne der Kulturak-
teur*innen und des Zugangs zu öffentlichen Geldern transparenter 
werden. Wir wollen partizipative Prozesse bei der Gestaltung und 
Steuerung ausweiten – bis hin zu modellhaften, von Grund auf de-
mokratisch gestalteten Organisationsstrukturen.

Wir unterstützen den laufenden Beteiligungsprozess für ein Berliner 
Kulturfördergesetz, das als Leitlinie zur Handhabung der Förde-
rung, Finanzierung und Entwicklung von Kultur in der Stadt dient. 
Wir werden dafür sorgen, dass Künstler*innen, Berufsverbände und 
Interessenvertretungen sowie Kulturinstitutionen in die Entwicklung 
und Evaluation von Förderprogrammen einbezogen werden. Die 
Gleichstellung mit dem Sport hinsichtlich der Nutzung öffentlicher 
Räume soll hergestellt werden.

Eine grundlegende Überarbeitung der Vergabepraxis muss mit der 
Ausweitung des Systems unabhängiger Jurys und Fachbeiräte ein-
hergehen. Sowohl die Besetzung der Jurys als auch die Juryarbeit 
selbst werden wir unter Mitsprache der jeweiligen Verbände syste-
matisieren und vereinheitlichen, um transparente Verfahren herzu-
stellen. Jurybeschlüsse sind für die Politik bindend und werden von 
ihr nicht infrage gestellt. 

Machtmissbrauch im Kulturbetrieb ist ein strukturelles Problem, 
das wir anerkennen und ernst nehmen. Wir schaffen eine unab-
hängige Anlaufstelle für Betroffene und setzen uns für verbindliche 
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Standardverfahren im Beschwerde- und Konfliktmanagement ein. 
Betroffenenzentrierte Ansätze haben Vorrang. Um Machtasymmet-
rien besser sichtbar zu machen, fordern wir Honorartransparenz an 
allen staatlichen Kulturinstitutionen sowie die Offenlegung der In-
tendant*innengehälter. Wir unterstützen Modellprojekte, bei denen 
Kulturinstitutionen als Cultural Commons organisiert und verwaltet 
werden und die die demokratische Selbstorganisation der Berli-
ner*innen fördern.

Wir setzen uns dafür ein, dass der Senat Transparenz über private 
Drittmittel im öffentlich geförderten Kulturbetrieb herstellt und öf-
fentlich zugänglich macht.

Kultur braucht gute Arbeitsbedingungen

Kunst- und Kulturförderung ist für viele freiberufliche Kulturak-
teur*innen eine lebensnotwendige Einkommensquelle. Gleichzeitig 
liegt für einen großen Teil das Jahreseinkommen aus freiberuflicher 
künstlerischer Tätigkeit unter dem Median (2023 unter 15.000 Euro), 
also unter dem Schwellenwert der Armutsgefährdungsgrenze. Nach 
vorliegenden Erhebungen arbeiten allein rund 10.000 freie bildende 
Künstler*innen in der Stadt, von denen nur 2 bis 4 Prozent akzepta-
bel verdienen.

Bundesweit hat sich Berlin als eines der ersten Länder in öffentlich 
geförderten Projekten an Mindesthonoraren und -gagen orientiert. 
Wir stehen für eine Weiterentwicklung dieser Empfehlungen und 
werden uns in allen Förderlinien für angemessene und somit stei-
gende Mindesthonorare einsetzen – ebenso für verbindliche Hono-
rarrichtlinien und Mindeststandards, die den steigenden Lebenshal-
tungskosten Rechnung tragen.

Wir werden uns für Tarifverträge in allen Kultureinrichtungen ein-
setzen, orientiert an TVöD und TV-L. Wir sind gegen die Ausweitung 
der Normalvertrag-(NV-)Bühne-Vertragsverhältnisse auf technische 
Gewerke. Die Praxis der Nichtverlängerung als strukturellen Druck-
mittels gegenüber Beschäftigten lehnen wir ab und unterstützen die 
entsprechenden Forderungen der zuständigen Gewerkschaften. Ta-
rifflucht – z. B. durch die Überführung der landeseigenen Bühnen in 



235

ein anderes Modell – wird es mit uns nicht geben. Wir sagen: Hände 
weg von den landeseigenen Theatern!

Wir wollen die Festanstellung aller Honorarkräfte an Musikschulen, 
die das möchten, um die seit dem Herrenberg-Urteil als rechtswidrig 
erkannte Praxis zu beenden. Die dafür notwendigen Mittel (rund 19 
Millionen Euro jährlich) werden wir in den Haushalt einstellen. Bislang 
sind im kommenden Doppelhaushalt dafür keine Mittel vorgesehen.

Der Gender-Pay-Gap beträgt laut Erhebungen der Künstlersozialkas-
se je nach Sparte zwischen 25 und 33 Prozent und muss geschlos-
sen werden. Wir wollen ein Konzept, wie das langfristig gelingen 
kann, und werden ein besonderes Augenmerk auf Künstler*innen mit 
Care-Verantwortung legen. Wir unterstützen die Idee eines Fonds 
für Wiedereinstiegsstipendien nach Care-Arbeits-bedingten Berufs-
pausen. Eine Ausweitung der Förderung von FLINTA*-Akteur*innen 
im Kulturbereich ist für uns selbstverständlich. Dafür prüfen wir 
neben Quotierungen auch andere Maßnahmen zur Erleichterung des 
Zugangs von FLINTA*-Personen zum Berliner Kulturbereich.

Auf Bundesebene verteidigen wir die Künstlersozialkasse (KSK), 
wollen sie für alle kreativen Berufe öffnen und den Zugang erleich-
tern. Wir fordern eine obligatorische Arbeitslosen- und Altersvorsor-
ge für Soloselbstständige gegen drohende Altersarmut.

Unsere Partnerinnen in diesen Kämpfen sind die Personalvertretun-
gen der Kulturinstitutionen, die Gewerkschaften und die Interessen-
vertretungen der Freien Szene. 

Kultur braucht kulturelle Weiterbildung

Wir stärken die Stiftung für Kulturelle Weiterbildung und Kulturbe-
ratung finanziell und personell und sichern ihre Arbeit langfristig. 
Denn sie bündelt Kompetenzen im Bereich der kulturellen Bildung 
(kultur_formen), des Abbaus von Diskriminierung und der gleichbe-
rechtigten Zugänge zu Kunst und Kultur (Diversity Arts Culture) und 
stärkt durch ihre Untersuchungen die wissenschaftliche Grundlage 
für evidenzbasierte Kulturpolitik (Institut für Kulturelle Teilhabefor-
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schung). Auch unterstützt die Stiftung die bezirklichen Musikschulen 
mit ihren rund 60.000 Schüler*innen bei ihrer Arbeit (servicezentrum 
musikschulen Berlin). Diese Tätigkeiten wollen wir gezielt ausbauen. 
In allen Kulturinstitutionen sollen Fortbildungen im Bereich der Dis-
kriminierungssensibilität und Prävention verpflichtend werden. Wir 
unterstützen die im Kulturbereich bereits bestehenden mit Antidis-
kriminierung befassten Strukturen in ihrer Arbeit und sorgen dafür, 
dass ihnen ausreichend Gelder zur Verfügung stehen.

Kultur braucht eine starke Freie Szene

Die Freie Szene ist das kreative Herz Berlins. Sie ist Ort des Experi-
ments, der gesellschaftlichen Auseinandersetzung und der künstle-
rischen Innovation – und sie ist strukturell auf verlässliche Unterstüt-
zung angewiesen. Freie bildende Künstler*innen, freie darstellende 
Künste, Tanz, Literatur, Musik und Clubkultur brauchen eine Kultur-
politik, die sie nicht als Ergänzung zu den Institutionen, sondern als 
eigenständigen Sektor begreift.

Wir stehen für stabile, mehrjährige Förderung statt jährlicher Un-
gewissheit und für ausreichende Tarifvorsorge, die nicht zulasten 
der künstlerischen Programme geht. Wir wollen spartenspezifische 
Förderinstrumente weiterentwickeln: verlässliche Projektstipen-
dien, kontinuierliche Konzeptförderung und Ausstellungshonorare 
als Standard. Die Einstiegsförderung bauen wir aus. Das Programm 
„Künstlerische Forschung“ werden wir wieder einführen. Die Förde-
rung von Kultur im öffentlichen Raum und Stadtraum muss in einem 
ersten Schritt auf das Niveau vor den Kürzungen 2024 angehoben 
und langfristig ausgebaut werden.

Kultur braucht Clubkultur

Die Berliner Clubkultur gehört zur DNA dieser Stadt. Clubs sind 
Schutzräume für Communitys, Orte kultureller Innovation und Teil 
des internationalen Ansehens Berlins. Viele stehen durch steigende 
Gewerbemieten und Verdrängungsdruck vor dem Aus. 
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Wir wollen alle notwendigen Maßnahmen ergreifen, um Clubs vor 
Verdrängung zu schützen. Auf Bundesebene setzen wir uns für 
einen Mietendeckel für Gewerbe, besseren Kündigungsschutz und 
die Verankerung von Clubs als Kultureinrichtungen im Baugesetz-
buch sowie eine Lärmschutzreform ein. Auf Landesebene wollen wir 
eine Spielstättenförderung einführen, die Clubs mit gesellschafts-
politischem Engagement würdigt, den Schallschutzfonds ausbauen 
und Genehmigungsverfahren vereinfachen. Die Nutzung öffentlicher 
Räume für unkommerzielle Freiluftveranstaltungen werden wir deut-
lich erleichtern. Den jährlichen Tag für Clubkultur wollen wir erhalten. 
Wir fördern gemeinwohlorientierte und kollektiv betriebene Club-
strukturen, stärken Awareness-Arbeit in Clubs sowie niedrigschwel-
lige Angebote zur Schadensminimierung beim Drogenkonsum.

Kultur braucht Räume

Viele Künstler*innen können sich auf dem freien Markt angebotene 
Atelier- und Arbeitsräume nicht leisten. Wir haben in Regierungs-
verantwortung mit der Atelierförderung und dem Arbeitsraumpro-
gramm für viele die Möglichkeit geschaffen, bezahlbaren Arbeits-
raum nutzen zu können. Atelier-, Projekt-, Studio- und Proberäume 
sind notwendige Infrastruktur für Kulturakteur*innen in Berlin – Orte 
des Experimentierens, kreativen Schaffens und der Existenzsiche-
rung, die jenseits der Prinzipien des Marktes funktionieren und in die 
Nachbarschaften und Kieze hineinwirken.

Die Kosten für dieses weltweit einmalige Programm beliefen sich auf 
2,4 Prozent des Kulturetats. Der Nachtragshaushalt 2024 kürzte das 
Arbeitsraumprogramm um die Hälfte der Mittel; die Koalition schreibt 
diesen Kahlschlag mit dem Doppelhaushalt 2026/27 fort.

Wir werden uns für eine Raumpolitik im Kulturbereich einsetzen, 
die den wachsenden Bedarf an bezahlbaren Arbeitsräumen für alle 
Sparten auf lange Sicht sichert. Wir setzen uns dafür ein, dass zu 
dem Bestand in den kommenden Jahren 1.000 neue Arbeitsräume 
zur Kostenmiete dazukommen. Dazu braucht es eine verlässliche öf-
fentliche Generalanmietung von Arbeitsräumen, Transparenz bei der 
Vergabe und die Ausweitung der bestehenden Förderprogramme.
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Wir fördern den Aufbau gemeinsam genutzter Ressourceninfrastruk-
turen – Materiallager, Technikpools, Produktionsgemeinschaften – als 
Modelle ressourcenschonender Kulturproduktion.

Wir wollen die kulturelle Nutzung leer stehender Immobilien erleich-
tern und Zwischennutzungen ausweiten. 1,82 Millionen Quadratmeter 
Bürofläche stehen in Berlin leer (Stand 2025). Die Politik hat die Ver-
antwortung, alles zu versuchen, um diesem extrem hohen Leerstand 
mit der gleichzeitig extrem hohen Raumnot mit neuen Lösungen zu 
begegnen. Dafür prüfen wir neben Zwischennutzungen auch genos-
senschaftliche Modelle, Kooperationen oder Vergesellschaftung.

Bei der Entwicklung neuer Stadtquartiere sowie bei allen anderen 
größeren Neubauvorhaben werden mit uns Orte für Kunst und Kultur 
verpflichtend geplant und gebaut. Schulen wollen wir dabei unter-
stützen, offene Kulturorte für die Bewohner*innen der Stadtteile und 
Kieze zu werden. Wir machen uns gegen jegliche Privatisierungen 
bestehender Kulturorte stark.

Kultur braucht Dritte Orte und starke Bezirke

Dritte Orte sind notwendige Voraussetzung für kulturelle Teilhabe in 
der Fläche. Sie sind Orte der Demokratie, des Zusammenhalts, der 
Bildung und der Gemeinschaft. Bibliotheken, Musikschulen, Volks-
hochschulen, Jugendkunstschulen und Kommunale Galerien brau-
chen ein Konzept, das auf Langfristigkeit und Ausweitung setzt sowie 
Verlässlichkeit und Planbarkeit schafft. In die Konzepte zur Entwick-
lung der sozialen Infrastruktur (SIKo) gehören diese Einrichtungen 
ebenso wie kleine Spielstätten und Arbeitsräume für Künstler*innen. 
Dabei sind die Bezirke verpflichtend zu beteiligen.

Den Bezirken kommt die entscheidende Rolle zu, wenn es darum 
geht, Kultur in der Fläche, wohnortnah und für alle zur Verfügung 
zu stellen. Die Finanzierung der Bezirke für deren Kulturarbeit reicht 
nicht aus. Dabei muss Konnexität für alle Bereiche gelten: Wer be-
stellt, bezahlt.

Es kann nicht sein, dass den Bezirken mit der Begründung der Haus-
haltskonsolidierung Kosten und Aufgaben übertragen werden, für 
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die sie nicht ausreichend ausgestattet sind. Es braucht verbindliche 
Mindeststandards für alle Bereiche der bezirklichen Kultur, ein Bib-
liotheksentwicklungsgesetz und ein Musikschulgesetz. Die Musik-
schulen müssen strukturell rechtssicher gemacht werden. Dafür 
braucht es neben der Festanstellung der Honorarkräfte auch ein 
gesetzliches Fundament wie das Musikschulgesetz und das Kultur-
fördergesetz, das langfristige Planbarkeit gewährleistet.

Erhebungen zeigen: Berlin fehlen 68 Bibliotheksstandorte – und es 
fehlt eine Landesbibliothek an einem zentralen Standort mit aus-
reichend Platz für alle, die diese Einrichtung nutzen möchten. Wir 
setzen uns für eine klare Entscheidung für einen neuen Standort der 
Zentral- und Landesbibliothek (ZLB) am Alexanderplatz und den Er-
halt der bisherigen Standorte – Breite Straße und Amerika-Gedenk-
bibliothek – als Kulturstandorte ein.

Kultur braucht Teilhabe und Barrierefreiheit

Die Chance auf kulturelle Teilhabe und Bildung vom ersten Lebens-
jahr an braucht niedrigschwellige Angebote in allen Planungsräumen: 
jenseits der Bibliotheken weitere Dritte Orte, offene Kulturformate und 
Kooperationen zwischen Kultureinrichtungen, Schulen und Kitas wie 
TUSCH (Theater und Schule) und TUKI (Theater und Kita), Kinder-
kulturmonat, Urbane Praxis. Diese müssen ressortübergreifend ausrei-
chend finanziert werden.

KulturPass und eintrittsfreier Museumssonntag sind Maßnahmen, 
die unmittelbar der Teilhabe dienen. Wir setzen uns für die dauer-
hafte Einführung des Landes-KulturPasses für junge Menschen von 
16 bis 21 Jahren ein; das Guthaben soll 100 Euro pro Person und 
Jahr betragen. Wir wollen ein verbindliches 3-Euro-Ticket in allen 
öffentlichen Kulturinstitutionen einführen – online erhältlich. Darüber 
hinaus wollen wir die Einführung eines Soli-Tickets prüfen, mit dem wir 
allen Menschen den Zugang zu Kulturangeboten ermöglichen können, 
die sich viele Kulturerlebnisse ansonsten nicht leisten könnten. Auf 
Bundesebene werden wir für die Wiedereinführung des abgeschafften 
KulturPasses streiten. Die kommunalen Bezirksgalerien werden für die 
Ausweitung ihrer kostenfreien Angebote besser ausgestattet, ebenso 
die kulturellen Angebote für Inhaber*innen der Ehrenamtskarte.
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Zur Teilhabe gehört für uns, dass Menschen, die in unserem Land 
Schutz suchen und in Geflüchtetenunterkünften leben, mitgedacht 
und einbezogen werden. Aufsuchende Kulturarbeit sowie Angebote 
der kulturellen Bildung und Teilhabe für Kinder und Jugendliche in den 
Unterkünften braucht es dringend – und dafür braucht es die Unter-
stützung all der Initiativen und Projekte, die sich genau das auf die 
Fahnen geschrieben haben.

Um die flächendeckende Barrierefreiheit von Kultureinrichtungen und 
Kulturangeboten ist es nicht gut bestellt. Barrierefreiheit umfasst den 
physischen Zugang zu Kulturorten genauso wie barrierefreie Kom-
munikation und das Schaffen barrierefreier Arbeitsbedingungen und 
inklusiver Förderstrukturen.

Gemeinsam mit den Institutionen und Interessenvertretungen werden 
wir eine langfristige Strategie für barrierefreies Kulturleben entwi-
ckeln. Dabei ist uns wichtig, dass Menschen mit Behinderungen nicht 
nur als Teil des Publikums gesehen werden. Wir streben Barrierefrei-
heit sowohl für die Kulturnutzenden als auch für die in den Kulturein-
richtungen Arbeitenden an – und unterlegen diese Maßnahmen auch 
finanziell.

Kultur braucht Nachhaltigkeit und Digitalität

Kultureinrichtungen müssen Teil der ökologischen Transformation 
sein. Wir setzen uns für Förderprogramme ein, die klimaneutrale Pro-
duktionen und die ökologische Umrüstung von Häusern unterstüt-
zen. Nachhaltigkeitskriterien verankern wir in der Förderung – mit 
Beratung statt bürokratischer Überforderung.

Die Digitalisierung des Kulturbereichs braucht eine eigenstän-
dige Strategie: Langzeitarchivierung, barrierefreie digitale Ver-
mittlung und digitale Co-Creation müssen gefördert werden. Im 
Bereich künstliche Intelligenz setzen wir uns für den Schutz der 
Urheber*innenrechte ein: Transparenz über Trainingsdaten, Opt-out/
Opt-in-Mechanismen und faire Vergütung müssen in Landesförde-
rungen verankert werden. Auf Bundesebene unterstützen wir ent-
sprechende Regelungen zum Schutz künstlerischer Arbeit.
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Erinnerungskultur

Berlin trägt eine besondere Verantwortung für das Erinnern. In 
Berlin ist die wechselvolle Geschichte der vergangenen Jahrhun-
derte und Jahrzehnte in ihrer Widersprüchlichkeit präsent. Die Stadt 
vereinigt Orte von Unterdrückung, Diktatur und Barbarei mit Orten 
sozialistischer, demokratischer und emanzipatorischer Bewegungen 
sowie Orte der Teilung und Wiedervereinigung zweier Staaten mit 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Systemen. Berlin ist einer der 
Gründungsorte der weltweiten sozialistischen Bewegung, zu deren 
Selbstverständnis wir mit unserem historisch-kritischen Umgang mit 
der eigenen Geschichte beitragen wollen. Die Linke setzt sich für 
eine unvoreingenommene Aufarbeitung der Geschichte der beiden 
Stadthälften und ihrer Bewohner*innen mit ihren unterschiedlichen 
Erfahrungen in verschiedenen Gesellschaftssystemen ein. Wir stellen 
uns jedem Geschichtsrevisionismus entschieden entgegen und trei-
ben die Aufarbeitung der Geschichte gemeinsam mit Interessenver-
tretungen und Initiativen weiter voran. Wir stehen für eine lebendige, 
der Gegenwart zugewandte Erinnerungs- und Gedenkstättenarbeit, 
die nicht nur historisch dokumentiert, sondern Verbindungen zur 
heutigen Bedrohung von Demokratie und Menschenrechten her-
stellt. Diese Arbeit muss ausreichend finanziert und vor politischen 
Eingriffen geschützt werden.

Nationalsozialismus und Holocaust

Als Hauptstadt des Deutschen Reiches und Ort zentraler NS-Insti-
tutionen trägt Berlin eine besondere Verantwortung für das Erinnern 
an die Verbrechen des Nationalsozialismus und den Holocaust. Hier 
wurden die Shoah, der Porajmos und der Zweite Weltkrieg geplant; 
der Massenmord an Jüd*innen, an Rom*nja und Sinti*zze, an Men-
schen mit Behinderungen, queeren Menschen und Gegner*innen des 
Nationalsozialismus nahm hier seinen Ausgang. Wir werden weiter-
hin engagiert an diese Verbrechen erinnern und deren Aufarbeitung 
fortsetzen. Wir wollen in der Erinnerungskultur der diverser wer-
denden Stadt und den Herausforderungen des „Gedenkens ohne 
Zeitzeug*innen“ gerecht werden. Hierzu entwickeln wir digitale und 
partizipative Formate weiter, stärken das kritisch-historische Lernen 
und die aktive Vermittlungsarbeit. Auch setzen wir die Arbeit mit den 
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Initiativen aktiver Erinnerungsarbeit fort, denen wir für ihre wertvolle 
Arbeit danken. In dem Zusammenhang setzen wir uns für den 8. Mai 
als jährlich wiederkehrenden arbeitsfreien Gedenktag ein.

Wir werden zudem die Erinnerung an die Millionen ermordeten sow-
jetischen Kriegsgefangenen bewahren.

DDR-Geschichte

Die DDR-Geschichte ist integraler Teil der gesamtdeutschen Ge-
schichte und damit auch Berliner Erinnerungsgeschichte. Wir wür-
digen die kulturellen Errungenschaften und Lebensleistungen der 
Menschen im Osten, ohne das staatliche Unrecht und die mangelnde 
Demokratie der SED-Diktatur zu verschweigen. Eine differenzierte, 
gesamtdeutsche Erinnerungskultur ist Aufgabe des Landes Berlin.

Kolonialismus

Als Austragungsort der sogenannten Afrika-Konferenz 1884/85 trägt 
Berlin in besonderem Maße die Zeichen des deutschen Kolonialis-
mus. Straßen und Plätze tragen die Namen Verantwortlicher für 
Ausbeutung und Völkermord. Wir setzen uns für die Einsetzung einer 
Kommission zur Aufarbeitung des kolonialen Erbes Berlins ein, in der 
zivilgesellschaftliche Akteur*innen die Umbenennung von Straßen 
und Plätzen aushandeln und das Gedenken im Stadtbild erweitern. 
Wir stärken das Team „Kolonialismus Erinnern“ im Berliner Stadtmu-
seum und die Koordinierungsstelle bei Decolonize Berlin und treiben 
die Errichtung eines zentralen Lern- und Erinnerungsortes Deutscher 
Kolonialismus voran.

Zivilgesellschaft und Ehrenamt

Berlins soziale Infrastruktur wird getragen von den vielen Stadtteil-
zentren, Nachbarschaftshäusern, Senior*innentreffs und Begeg-
nungsstätten, Kiezcafés, Beratungsstellen und Initiativen der Nach-
barschaften und des gesellschaftlichen Zusammenhalts. Sie gehören 
zu einer lebendigen und demokratischen Kiez- und Stadtkultur 
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und eröffnen Möglichkeiten und Räume für zivilgesellschaftliches 
Engagement und Teilhabe für alle. Wir wollen diese wohnortnahe 
Infrastruktur erhalten und ausbauen – zugänglich, barrierefrei und 
kultursensibel. Die aufsuchende Stadtteilarbeit, die der schwarz-rote 
Senat abgewickelt hat, wollen wir weiterführen.

Viele Berliner*innen engagieren sich ehrenamtlich in ihrer Nachbar-
schaft, in Vereinen, Bürger*inneninitiativen, Selbsthilfegruppen, im 
Kulturbereich, in Senior*innenvertretungen, bei der Unterstützung 
geflüchteter Menschen. Für den sozialen Zusammenhalt der Stadt ist 
dieses Engagement unverzichtbar. Ehrenamt braucht Unterstützung, 
Räume fürs Zusammenkommen, Strukturen und eine Kultur der An-
erkennung und Förderung. Wir werden gemeinsam mit den Aktiven 
die Förderung bürgerschaftlichen Engagements weiterentwickeln 
und setzen uns beim Schulneubau dafür ein, dass Gebäude auch 
offene Kultur- und Engagementorte für die Bewohner*innen der 
Stadtteile und Kieze sind.

Wo neue Wohnquartiere entstehen, müssen Räume für soziale Infra-
struktur von Anfang an mitgeplant werden. Das erfordert, die Bezirke 
finanziell so auszustatten, dass sie den damit verbundenen Auftrag 
erfüllen können.
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17 Medien und Digitalisierung

Für eine demokratische Medienpolitik

Berlin ist eine pulsierende, vielfältige und weltoffene Medienmetro-
pole. Zehntausende Menschen arbeiten in ihr. Veränderungen der 
Medienwelt lassen sich hier wie unter einem Brennglas erfassen 
– und selten vollzogen sie sich so schnell wie in den vergangenen 
Jahren. Die Medienbranche befindet sich in einer neuen Phase des 
digitalen Wandels. KI-gestützte Prozesse, datenbasierte Geschäfts-
modelle und die wachsende Macht großer Plattformen verändern 
Produktion, Nutzung und öffentliche Debatten tiefgreifend. Dies 
prägt auch die Arbeits- und Marktbedingungen in der Medienmetro-
pole Berlin. In diesem Wandel wird sich Die Linke weiterhin gemein-
sam mit Medienmacher*innen, Beschäftigten, Gewerkschaften und 
Institutionen dafür einsetzen, dass Berlin eine bunte, starke, freie 
und dadurch erfolgreiche Medienmetropole bleibt – mit Ausstrahlung 
über ihre Grenzen hinaus.

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk

Mit seiner im Grundgesetz verankerten Freiheit, das Programm 
unabhängig von staatlicher oder wirtschaftlicher Einflussnahme 
zu gestalten, ist der öffentlich-rechtliche Rundfunk unverzichtbar 
für unsere demokratische Gesellschaft. In einer Zeit, in der globale 
digitale Plattform- und Big-Tech-Konzerne zunehmend den Infor-
mationsfluss kontrollieren und auch extrem rechte Akteur*innen im 
Internet rassistische Inhalte massenhaft verbreiten, stellt er eine un-
verzichtbare Säule der Demokratie dar.

Um seiner Bedeutung für unsere Gesellschaft gerecht werden zu 
können und gegen Angriffe von rechts gewappnet zu sein, muss der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk weiterentwickelt werden, muss das, 
was sich als gut erwiesen hat, geschützt und müssen Fehlentwick-
lungen korrigiert werden. Die Linke Berlin setzt sich dafür ein, dass 
notwendige Reformen zu einem Abbau der Verwaltung führen und 
nicht weiter zulasten der Beschäftigten, des Programms und damit 
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der Nutzer*innen gehen. Die Zeit ist reif für eine echte Reform des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunksystems – im Sinne breiter medialer 
Teilhabe, sozialer Gerechtigkeit, mehr Information und Kultur in den 
Sendeinhalten, größerer Transparenz in Entscheidungsprozessen 
und bei der Mittelverwendung, mehr Partizipation sowie einer Aus-
richtung an aktuellen technischen Standards und unterschiedlichen 
Nutzungsgewohnheiten. Publizistische Vielfalt muss erhalten blei-
ben.

Die Buntheit unserer Gesellschaft muss sich im Programm ebenso 
wie in den Anstalten selbst widerspiegeln.

Wir machen uns dafür stark, dass zumindest die DAB+-Technologie 
als dauerhafter terrestrischer Verbreitungsweg erhalten bleibt. Die 
Verlagerung weiter Teile des Hörfunk- und TV-Angebots ausschließ-
lich ins Netz würde nicht nur immer noch Teile der Nutzer*innen 
ausschließen, sondern eine „zweite Rundfunkgebühr“ über individu-
ell zu tragende regelmäßige Kosten für einen Provider bedeuten. Das 
wäre ungerecht.

Die bewährte unabhängige Ermittlung des Rundfunkbeitrags muss 
erhalten bleiben und durch die Ausweitung von Beitragsbefreiungen 
ergänzt werden, die aus Steuermitteln zu kompensieren sind.

Rundfunk Berlin-Brandenburg (rbb)

Als öffentlich-rechtlichem Rundfunk für unsere Stadt und Region 
kommt dem Rundfunk Berlin-Brandenburg (rbb) besondere Bedeu-
tung zu. Die Selbstbedienungsmentalität an der Spitze der Sendean-
stalt in der Vergangenheit hat das Image des rbb stark beschädigt. 
Positiv bleibt die Rolle festzuhalten, die die Mitarbeiter*innen bei 
der Aufklärung der Missstände gespielt haben. Wir als Linke set-
zen uns umso mehr für einen Ausbau von Transparenzregelungen 
im rbb-Staatsvertrag und eine Ausweitung von Mitbestimmung ein. 
Auch muss der Teufelskreis aus Personalabbau und Kürzungen im 
Programm endlich ein Ende haben, zumal die Begründung, dem rbb 
fehlten Einnahmen, nicht stimmt. Für uns gilt: Einen guten rbb gibt es 
nicht geschenkt. Nur über ein gutes Programm kann die Akzeptanz 
dauerhaft gesichert werden. 
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Gleiches Geld für gleiche Arbeit sollte auch für den rbb eine Selbst-
verständlichkeit sein. Dennoch ist die Bezahlung freier Mitarbei-
ter*innen im Programmbereich selbst bei vergleichbarer Arbeit 
schlechter als bei angestellten Kolleg*innen. Die Linke unterstützt 
den Kampf der freien Mitarbeiter*innen um Honorarangleichung. 
Obwohl die Einbeziehung der Arbeitnehmer*innen-ähnlichen Freien 
unter den Schutz des Bundespersonalvertretungsgesetzes nach 
langer Zeit endlich erreicht wurde, sind Arbeitnehmer*innen-ähnli-
che Frauen weiterhin benachteiligt. Die Linke fordert eine Anpassung 
des Landesgleichstellungsgesetzes Berlin, damit Arbeitnehmer*in-
nen-ähnliche Frauen endlich in dessen Geltungsbereich einbezogen 
werden.

Die Fortdauer der terrestrischen Ausstrahlung der rbb-Hörfunkwel-
len sichert die Teilhabe aller Bevölkerungsgruppen. Die Linke wird 
sich auch weiterhin dafür einsetzen, dass der dauerhafte Erhalt von 
DAB+ im rbb-Staatsvertrag garantiert wird. Ebendort wollen wir eine 
Stärkung der deutsch-polnischen Zusammenarbeit ebenso wie die 
Berichterstattung aus den Landesparlamenten verankern. Die Zu-
sammensetzung des Rundfunkrats wollen wir so reformieren, dass 
er die gewachsene Vielfalt Berlins abbildet.

Private Medien – Medienanstalt Berlin-Brandenburg

Besonders die Entwicklung im Bereich der neuen Medien verlief in 
den letzten Jahren rasant. Die großen kommerziellen digitalen Platt-
formen wie Meta, TikTok oder Google haben nicht nur eine Gate-
keeperfunktion zwischen Sender*innen und Empfänger*innen im 
Netz inne. Durch den Einsatz von Algorithmen und Personalisierung 
treffen sie eine Auswahl, welche Informationen Nutzende erhalten. 
Dies schädigt auch die Demokratie, denn eine gemeinsame Basis für 
gesellschaftliche Debatte und ein Verständnis für die anderen wird 
erschwert. Zudem finden ungehindert volksverhetzende, antisemiti-
sche und rassistische Inhalte ihr Ziel. 
Als Linke wollen wir die großen freiheitlichen Potenziale des Inter-
nets bewahren und gerade deshalb der Macht der Oligopole ent-
gegenarbeiten. Wir werden uns dafür einsetzen, dass das Medien-
konzentrationsrecht so erweitert wird, dass die Kommission zur 
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Ermittlung der Konzentration im Medienbereich auch die marktbe-
herrschenden Plattformen mit ihrer plattformübergreifenden Mei-
nungsmacht wirksam erfasst und Maßnahmen ergreifen kann.

In Berlin ist die Medienanstalt Berlin-Brandenburg (mabb) für die pri-
vaten Medien von TV und Hörfunk bis zu den digitalen Plattformen 
zuständig. Die Linke sieht die mabb durch ihre regulierende Aufgabe 
einerseits wie durch ihre Fördertätigkeit andererseits als eine Garan-
tin unserer Medienvielfalt. Sie muss für künftige Herausforderungen 
gestärkt werden.

Wir setzen uns dafür ein, dass der geplante Digitale-Medien-Staats-
vertrag kein stumpfes Schwert bleibt, sondern den Landesmedien-
anstalten tatsächlich wirksame Mittel in die Hand gibt, die Macht der 
großen kommerziellen Online-Plattformen zu regulieren, Diskriminie-
rung zu bekämpfen und Transparenz zu stärken.

Doch wollen wir die mabb nicht nur rechtlich in die Lage versetzen, 
mit den Herausforderungen einer sich weiter verändernden digitalen 
Mediengesellschaft Schritt zu halten. Um ihre Schlüsselfunktionen 
ausfüllen zu können, muss die mabb zudem ausreichend mit finanzi-
ellen Mitteln ausgestattet sein. Wir kämpfen dafür, den sachfremden 
„Vorwegabzug“, also die Kürzung des der mabb zustehenden Anteils 
am Rundfunkbeitrag, endlich vollständig zu streichen.

Zugleich heben wir hervor: Aufsicht und Regulierung sind nur eine 
Seite der Medaille. Besonders Jugendmedienschutz wollen wir nicht 
nur über technische Systeme erreichen. Vielmehr betonen wir als 
Linke die Rolle von Medienkompetenzbildung, die mit jungen Men-
schen für junge Menschen entwickelt wird. Dies ist nicht nur eine 
Aufgabe der mabb, es ist eine klassische Aufgabe Freier Träger 
in Berlin. Wir werden uns im Rahmen der Haushaltsverhandlungen 
dafür einsetzen, dass Mittel bereitgestellt werden. Jeder Euro in die 
Stärkung der eigenen Urteilskraft und kritischen Teilnahme an unse-
rer Mediengesellschaft ist gut investiert. 
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Freie Radios und Lokaljournalismus

Nicht-kommerzielle Lokalradios geben gesellschaftlichen Gruppen 
eine Stimme, die in klassischen Medien wenig vorkommen. Men-
schen können selbstbestimmt Radio machen, ohne hohe Hürden. 
Das demokratisiert Medienproduktion und schafft eine Art Schutz-
raum für kulturelle und soziale Vielfalt. Als Berliner Linke setzen wir 
uns dafür ein, dass dieser spezifischen Bedeutung freier Radios 
Rechnung getragen wird, indem freie Radios im Private-Medien-
Staatsvertrag der mabb rechtlich als „dritte Säule“ anerkannt und 
gesichert werden. Zudem streben wir im Dialog mit freien Radios und 
mabb eine Sockelfinanzierung aus Personal- und Sachkosten an.

Lokaljournalistische Angebote informieren über das unmittelbare 
Lebensumfeld der Menschen. Damit bilden sie eine Voraussetzung 
für politische Meinungsbildung und demokratische Teilhabe auf Be-
zirks- und Kiezebene. Die Berliner Linke will die bestehende Förde-
rung verstetigen, um lokaljournalistische Strukturen zu stärken und 
auszubauen.

Medienboard: Film, Festivals, Games

Die Geschichte der Filmstadt Berlin ist eine Erfolgsgeschichte mit 
langer Tradition, welche Die Linke fortsetzen und weiterentwickeln 
will. Dafür wollen wir das Medienboard mit den Mitteln ausstatten, 
die es braucht, um Berlin im nationalen wie internationalen Stand-
ortwettbewerb zukunftsfest zu machen. Neben der Förderung von 
„Leuchttürmen“, die nicht nur kulturelle Aufmerksamkeit, sondern 
auch einen großen wirtschaftlichen Multiplikationseffekt erzeugen, 
setzt sich Die Linke für die Förderung der vollen Breite an Filmspar-
ten wie Dokumentar-, Animations-, Experimental- sowie Kurz- und 
Kinderfilm ein. Die Umstellung auf ein gremienbasiertes Modell bei 
der Förderung von Filmproduktionen und New Media durch das 
Medienboard begrüßen wir. Zugleich regen wir eine Anwendung 
auch bei der Förderentscheidungen für Filmfestivals an. Denn nicht 
nur die Filmproduktion gehört zur Filmstadt Berlin, die zahlreichen 
Filmfestivals sind unverzichtbar. Sie stehen für die bunte Vielfalt 
Berlins und spiegeln diese wider. Wir haben uns erfolgreich dafür 
eingesetzt, dass die Förderung aufgestockt wird. Diesen Weg wollen 
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wir weitergehen. Das Medienboard soll zudem gemeinsam mit den 
Akteur*innen aus der Festivalszene nachvollziehbare Förderkriterien 
erstellen, die bei der Antragsstellung Berücksichtigung finden.

Die Games-Branche ist längst ein zentraler Teil der Berliner Me-
dien- und Kreativwirtschaft. Seit Beginn der Förderung 2008 hat das 
Medienboard mehrere Hundert Games-Projekte mit deutlich über 20 
Millionen Euro gefördert und die Hauptstadtregion so zum größten 
Ökosystem der Branche in Deutschland gemacht. Zu diesem Erfolg 
tragen nicht zuletzt kleinere und mittlere Firmen bei, deren Unter-
stützung wir uns besonders auf die Agenda gesetzt haben. Doch als 
Linke sehen wir nicht nur den wirtschaftlichen Effekt.

Games können gesellschaftliche Themen erfahrbar machen und 
neue Perspektiven politischer und kultureller Bildung aufzeigen. 
So reiht sich auch der Games-Standort Berlin in jene vielschichtige 
Medienmetropole Berlin ein, die wir weiter stärken wollen. VFX-(Vi-
sual-Effects-)Unternehmen sind Teil desselben technologischen 
Ökosystems. Ihre erfolgreiche Förderung wollen wir fortsetzen.

Kinos sind als Kulturorte unverzichtbar für Berlin. Besonders die 
Berliner Programm-, Kiez- und Arthouse-Kinos leisten nicht nur 
einen wichtigen Beitrag zur Diversität der Filmstadt Berlin, sondern 
ebenso zur sozialen Teilhabe. Sie machen Filmkultur niedrigschwellig 
zugänglich. Als Linke wollen wir die Berliner Kinolandschaft dauer-
haft stärken und absichern. Dafür ist es unser Ziel, die Förderung für 
Kinos als Kulturorte im Landeshaushalt zu verstetigen. Wir setzen 
uns zudem dafür ein, dass Berlin als Filmmetropole und Ort zahl-
reicher filmkultureller Institutionen sich stärker für die Digitalisierung 
des Filmerbes engagiert als bisher.

Unabhängige Presse, unabhängiger Journalismus

Gerade in Zeiten von Desinformation und Hetze braucht Demokratie 
eine vielfältige und unabhängige Presse. Doch auch in Berlin geraten 
Zeitungen vor allem durch die Dominanz der digitalen Plattformen 
unter Druck. Um die publizistische Vielfalt zu sichern, wollen wir als 
Berliner Linke neue Wege gehen. Mit anderen Bundesländern soll 
Berlin Modelle einer innovationsoffenen Presseförderung voran-
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bringen, die gemeinwohlorientierte Medien und neue digitale Ge-
schäftsmodelle unterstützt, ohne in die redaktionelle Unabhängigkeit 
einzugreifen.

Unabhängiger Journalismus ohne das Engagement aktiver und 
kritischer Journalist*innen ist undenkbar. Mit SLAPPs – strategisch 
eingesetzten Klagen mächtiger Akteure oder großer Unternehmen 
gegen Journalist*innen – soll die demokratische Öffentlichkeit ge-
schwächt werden. Standen Betroffene lange allein, stellt die Anti-
SLAPP-Richtlinie der Europäischen Union zwar eine Verbesserung 
dar. Der Anwendungsbereich in Deutschland muss jedoch auf inner-
staatliche Fälle erweitert werden.

Auch Gewalt gegen Journalist*innen hat zugenommen. Wir setzen 
uns dafür ein, dass Journalist*innen ungefährdet ihren Beruf aus-
üben können.

Gute Arbeit

Eine starke Medienlandschaft gibt es nur mit Guter Arbeit. Wir ma-
chen uns dafür stark, dass sozialversicherungspflichtige Arbeit und 
die Einhaltung von Tarifverträgen bzw. vergleichbarer branchen-
üblicher Vergütungs- und Arbeitsmodelle bei einer Auftragsvergabe 
durch die Anstalten sowie bei Filmproduktionen weiter verbessert 
wird. Wer Fördergelder erhält, muss faire Honorare zahlen, verläss-
liche Arbeitsbedingungen bieten und Transparenz über Beschäfti-
gungsstrukturen herstellen.

Der Einsatz von künstlicher Intelligenz verändert Arbeitsprozesse 
in den Medien grundlegend. Ohne klare Regeln bringt sie jedoch 
Arbeitsverdichtung, Intransparenz und Sorge vor Arbeitsplatzverlust 
mit sich. Die Linke setzt sich deshalb für eine menschenzentrierte 
Nutzung von KI nach klaren Regeln, mit starker Mitbestimmung ein. 
Künstliche Intelligenz darf weder Gute Arbeit verdrängen noch krea-
tive oder journalistische Berufe entwerten. 
 
Arbeitsbedingungen und Arbeitszeitmodelle sollen sich zudem 
stärker an der Vereinbarkeit mit Sorge- und Erziehungsarbeit orien-
tieren.
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Gleichberechtigung und Diversität

Auch heute ist Gleichberechtigung in der Medienbranche immer 
noch nicht erreicht. Wir setzen uns für eine Erhöhung des Anteils von 
Frauen nicht nur an der Spitze, sondern auch in der Breite ein.

Um unsere Stadtgesellschaft angemessen zu repräsentieren und zu 
adressieren, müssen mehr Lebensrealitäten mit ihren Teilöffentlich-
keiten in der Medienlandschaft zum Ausdruck kommen. Wir machen 
uns für eine diverse Zusammensetzung beteiligter Berufsgruppen in 
Sinne der Charta der Vielfalt stark.

Digitale Grundrechte, Unabhängigkeit und demokratische Kont-
rolle

Digitalpolitik ist eine Machtfrage. In Berlin hängen zentrale Ver-
waltungsabläufe, Fachverfahren und Plattformangebote weiterhin 
an Systemen externer Anbieter. Dies schafft strukturelle Abhängig-
keiten und schwächt demokratische Kontrolle. Digitale Unabhängig-
keit bedeutet keine strukturelle Bindung an einzelne Technologie-
konzerne, keine Privatisierung von Bürger*innendaten und keine 
Black-Box-Systeme im Kern staatlicher Infrastruktur. Eine gemein-
wohlorientierte Digitalisierung richtet sich konsequent am Schutz 
informationeller Selbstbestimmung aus.

Digitale Freiheitsrechte sind nicht verhandelbar. Maßnahmen wie 
Staatstrojaner, also Quellentelekommunikationsüberwachung und 
Online-Durchsuchungen ermöglichen den Zugriff auf gesamte infor-
mationstechnische Systeme. Wenn Sicherheitslücken bewusst offen 
gehalten werden, entsteht ein Konflikt zwischen Gefahrenabwehr 
und IT-Sicherheit insgesamt. 
 
Bei staatlichen Online-Angeboten ist Tracking über technisch zwin-
gende Erfordernisse hinaus auszuschließen. Der Einsatz externer 
Tracking-Dienste führt zu Datenabflüssen in nicht kontrollierbare 
Strukturen. Verwaltungsleistungen müssen webbasiert, interopera-
bel und auf offenen Standards beruhend zugänglich sein. 
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Die Landesdatenschutzbeauftragte ist so auszustatten, dass 
sie anordnend und prüfend tätig werden kann. Sie benötigt Zu-
griff auf Systemarchitekturen, Dokumentationen und Verträge mit 
IT-Dienstleistern. Data Stewards in den Fachverwaltungen doku-
mentieren Datenflüsse und fungieren als Schnittstelle zwischen 
Fachamt, IT-Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ) und Daten-
schutzaufsicht.

Demokratische Verwaltungsdigitalisierung und öffentliche 
Infrastruktur

In Berlin existieren zahlreiche parallele Digitalisierungsprojekte, die 
nicht ausreichend koordiniert sind. Das führt zu Doppelentwicklun-
gen, inkompatiblen Fachverfahren und unnötiger Ressourcenbin-
dung. Das Bündnis Digitale Stadt Berlin ist als ressortübergreifende 
Koordinierungsstruktur zu reaktivieren. Es muss mit klar definierten 
Entscheidungsbefugnissen ausgestattet werden, damit Digitalisie-
rungsprojekte nicht nebeneinanderher laufen.

Die Steuerung digitaler Projekte muss daher zentral dokumentiert, 
priorisiert und überprüfbar gemacht werden. Dazu gehört auch ein 
transparentes Monitoring, das sichtbar macht, wie viele der Bür-
ger*innendienste tatsächlich digital verfügbar sind und in welchem 
Entwicklungsstand sich einzelne Fachverfahren befinden.

Offene und standardisierte Schnittstellen, Protokolle und Datei-
formate sind verbindliche Voraussetzung für Interoperabilität 
zwischen Fachverfahren. Ohne dokumentierte Schnittstellen 
entstehen geschlossene Einzellösungen, die nicht nachnutzbar 
sind. Openwashing ist ausdrücklich zu verhindern. Offenheit muss 
technisch nachweisbar sein, insbesondere durch zugänglichen 
Quellcode, Referenzimplementierung und dokumentierte Schnitt-
stellenbeschreibungen. Die Open-Data-Strategie entwickeln wir zu 
einer Linked-Open-Data-Strategie weiter und die Pilotprojekte zu 
maschinenlesbaren und verknüpfbaren Organigramm- und Haus-
haltsdaten verstetigen wir.

Die Berliner Verwaltung ist schrittweise auf Open-Source-Lösun-
gen umzustellen. Gleichzeitig ist die aktive Mitwirkung an beste-
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henden Open-Source-Projekten zu ermöglichen, damit Berlin nicht 
nur Nutzer, sondern Mitgestalter digitaler Infrastruktur wird.

Zentrale Produkte des ITDZ wie der BerlinPC müssen modular 
aufgebaut und administrierbar sein. Der BerlinPC muss so konzi-
piert sein, dass Komponenten austauschbar sind und Schnittstellen 
klar dokumentiert sind. Gleichzeitig ist im ITDZ ein verbindliches 
Qualitätsmanagement umzusetzen. Prozesse, Systemarchitekturen 
und eingesetzte Komponenten sind transparent zu dokumentieren. 
Die IKT-Architekturliste ist öffentlich zugänglich zu machen.

Der Einkauf extern entwickelter Software ist mit anderen Bundes-
ländern zu koordinieren. Einzelbeschaffungen schwächen die Ver-
handlungsmacht der öffentlichen Hand. Durch gebündelte Nach-
frage können modulare und nachnutzbare Open-Source-Lösungen 
beauftragt werden, die mehreren Ländern zugutekommen. Dies 
verhindert parallele Insellösungen und reduziert langfristige Abhän-
gigkeiten von einzelnen Anbietern.

Die Anzahl isolierter Fachverfahren ist aktiv zu reduzieren. Die 
gegenwärtige Vielzahl nicht kompatibler Systeme erschwert Stan-
dardisierung und Automatisierung. Der sogenannte Technikzoo ist 
schrittweise aufzulösen.

Die Ausbildung von Linux-Systemadministratorinnen und -System-
administratoren ist gezielt auszubauen. Gleichzeitig sind Vermitt-
lungsfunktionen zwischen Fachverwaltung und IT strukturell zu 
stärken, um technische Anforderungen präzise zu formulieren und 
Fehlentwicklungen frühzeitig zu vermeiden.

LoRaWAN ist als offene Funkinfrastruktur auszubauen. Freifunk ist 
landesweit zu fördern. Free Wifi Berlin ist technisch weiterzuent-
wickeln und dauerhaft abzusichern. Digitale Infrastruktur ist Teil 
öffentlicher Daseinsvorsorge und darf nicht kommerziellen Ge-
schäftsmodellen überlassen werden. Die Digitalisierung des Strom-
netzes und zugehöriger Steuerungssysteme muss transparent und 
kontrollierbar erfolgen. Krisenresilienz erfordert dezentrale Kommu-
nikationsstrukturen wie die Weiterentwicklung der Kiezbox.
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Soziale, inklusive und generationenübergreifende Digitalisie-
rung

Verwaltungsangebote müssen als eine zentrale Anforderung tech-
nisch barrierefrei programmiert werden: Dazu gehören klare Navi-
gations- und Formularstrukturen, verständliche Sprache und alter-
native Darstellungen von Inhalten z. B. für Screenreader. Digitale 
Verwaltung darf soziale Ungleichheit nicht verstärken, sondern muss 
aktiv ausgleichend wirken.

Niemand darf bei der Inanspruchnahme öffentlicher Leistungen 
zur Nutzung digitaler Angebote gezwungen werden. In der Praxis 
entstehen solche Zwänge etwa dann, wenn Termine ausschließlich 
online buchbar sind oder analoge Antragswege nur mit erheblichem 
Mehraufwand möglich sind. Digitale Angebote können Prozesse ver-
einfachen, dürfen jedoch analoge Zugänge nicht ersetzen, solange 
nicht sichergestellt ist, dass alle Bevölkerungsgruppen gleicherma-
ßen profitieren.

Gleichzeitig müssen digitale Angebote funktional zuverlässig sein. 
Unübersichtliche Benutzer*innenoberflächen, instabile Terminver-
gabesysteme oder nicht kompatible Endgeräte erzeugen Frustration 
und untergraben Vertrauen in staatliche Institutionen. Qualität und 
Nutzbarkeit sind daher integraler Bestandteil sozial gerechter Digita-
lisierung.

Niedrigschwellige digitale Zugänge im öffentlichen Raum sind gezielt 
auszubauen. Kiezkantinen mit kostenfreiem WLAN schaffen Orte, 
an denen digitale Teilhabe unabhängig von privater Ausstattung 
möglich ist. Bibliotheken übernehmen dabei eine wichtige Rolle als 
Beratungs- und Lernorte. Sie bieten nicht nur Infrastruktur, sondern 
auch Unterstützung bei der Nutzung digitaler Verwaltungsangebote. 
Mobile Bürgerämter ergänzen diese Struktur, indem sie Dienstleis-
tungen vor Ort anbieten und so räumliche Hürden abbauen.

Gemeinwohlorientierte Daten-, Smart-City- und Plattformpolitik

Der Grundsatz „Public Money, Public Code“ bedeutet, dass Soft-
ware, die mit öffentlichen Mitteln entwickelt wird, als Quellcode 
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offen zugänglich, nachnutzbar und veränderbar sein muss (Open 
Source). Dies betrifft insbesondere Fachverfahren, Schnittstellen-
lösungen und Plattformkomponenten, die im Auftrag des Landes 
Berlin entwickelt werden. Open Source ermöglicht unabhängige 
Sicherheitsprüfungen, erleichtert die Nachnutzung durch andere 
Verwaltungen und verhindert, dass einzelne Dienstleister dauer-
hafte Monopolstellungen aufbauen. Open Source ist daher nicht nur 
eine Transparenzforderung, sondern ein Instrument zur strukturellen 
Sicherung staatlicher Handlungsfähigkeit.

Digitale Stadtentwicklung darf nicht ausschließlich von Technologie-
anbietern oder Plattformbetreibern definiert werden. Datenschnitt-
stellen, Serverstrukturen und Zugriffsrechte müssen nach dem 
Vorbild der Mobility Data Specification transparent dokumentiert und 
politisch kontrollierbar sein. Eine Smart City ist nur dann demokra-
tisch legitimiert, wenn ihre technischen Grundlagen nachvollziehbar 
und überprüfbar sind.

Dies betrifft marktmächtige Anbieter wie Airbnb, Booking oder 
Freenow, deren Geschäftsmodelle erhebliche Auswirkungen auf 
Wohnungsmarkt und Mobilitätsstrukturen haben. Digitale Plattfor-
men agieren häufig mit eigenen Datensystemen, Preismechanismen 
und algorithmischen Steuerungen, die für öffentliche Stellen nur 
begrenzt einsehbar sind. Regulierung bedeutet daher auch, Daten-
zugang, Transparenzpflichten und Schnittstellenanforderungen ver-
bindlich zu regeln.

Das Taxigewerbe ist strukturell in den öffentlichen Personennahver-
kehr zu integrieren, um einheitliche Standards, faire Wettbewerbs-
bedingungen und soziale Absicherung sicherzustellen. Plattformöko-
nomie darf nicht zu einer Fragmentierung öffentlicher Infrastruktur 
führen. Ein Public-Interest-Innovation-Fonds in Höhe von 20 Millio-
nen Euro fördert gezielt Projekte, die offene Plattformarchitekturen, 
interoperable Schnittstellen und gemeinwohlorientierte Geschäfts-
modelle entwickeln. Damit werden Alternativen zu rein markt-
orientierten Plattformmodellen aufgebaut. Um die Abhängigkeit 
der Berliner Öffentlichkeit von Big-Tech-Plattformen zu verringern, 
stellen wir nach dem Vorbild anderer Bundesländer und der Bundes-
ebene im Land Berlin für Behörden, Organisationen und Vereine eine 
Mastodon-Instanz kostenfrei und unabhängig zur Verfügung.
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Nachhaltige Digitalisierung

Digitale Infrastruktur verursacht erhebliche Energie- und Ressour-
cenverbräuche. Rechenzentren, Serverräume, Netzwerkinfrastruk-
tur und datenintensive Anwendungen erzeugen einen dauerhaften 
Strombedarf, der mit zunehmender Digitalisierung weiter ansteigt. 
Insbesondere Cloud-Dienste, große Datenbanken und kontinuier-
liche Synchronisationsprozesse erhöhen die Last auf Serverstruk-
turen. Der Energieverbrauch von Software und Rechenzentren ist 
daher systematisch zu erfassen und transparent zu dokumentieren. 
Dazu gehört auch die Offenlegung von Standort, Kühlungskonzept 
und Energiequelle eingesetzter Rechenzentren.

Nachhaltigkeit muss bereits in der Systemarchitektur berücksich-
tigt werden.

Die Blauen Engel für Software und für Rechenzentren schaffen 
überprüfbare ökologische Standards. Dabei geht es nicht nur um 
Hardwareeffizienz, sondern auch um Kriterien für energieeffiziente 
Programmierung, nachhaltige Serverauslastung und transparente 
Dokumentation von Energiekennzahlen. Diese Umweltkriterien 
müssen verbindlich in Beschaffungsverfahren integriert werden. 
Bei der Vergabe von IT-Leistungen sind Energieeffizienz, 
Lebensdauer der Hardware und Wartbarkeit der Systeme als 
Entscheidungskriterien zu berücksichtigen.

Repair-Cafés, ein angepasster Reparaturbonus und regulierte 
Sharingdienste verlängern die Lebensdauer digitaler Geräte. Wir 
fördern IT-Reparaturshops und Repair-Cafés mit Projektgeldern für 
Vernetzung, Räumlichkeiten, Werkzeug, Verbrauchsmaterial und 
Ersatzteile. Gerade im Verwaltungsbereich entstehen durch re-
gelmäßige Hardware-Erneuerungen erhebliche Mengen an Elek-
troschrott. Eine nachhaltige Beschaffungspolitik muss daher auf 
Reparierbarkeit, Ersatzteilverfügbarkeit und modulare Bauweise 
achten. Auch im privaten Bereich kann durch Reparaturförderung 
und regulierte Sharingangebote der Ressourcenverbrauch redu-
ziert werden.

Digitale Nachhaltigkeit endet nicht bei der Software, sondern 
betrifft die gesamte Wertschöpfungskette von Geräten, Netz-
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infrastruktur und Datenspeicherung. Digitale Politik muss daher 
produktbezogene und konsumbezogene Aspekte systematisch 
berücksichtigen.

Transparenz, Medienpolitik und digitale Demokratie

Transparenz ist Voraussetzung demokratischer Kontrolle, sie ent-
steht jedoch nicht allein durch politische Absichtserklärungen. Ein 
Transparenzgesetz für Berlin muss konkrete Veröffentlichungs-
pflichten, verbindliche Fristen und maschinenlesbare Formate vor-
sehen. Informationen dürfen nicht nur als gescannte Dokumente 
bereitgestellt werden, sondern müssen strukturiert, durchsuchbar 
und technisch weiterverarbeitbar sein. Offene Schnittstellen und 
standardisierte Datenformate sind Voraussetzung dafür, dass Zivil-
gesellschaft, Wissenschaft und Medien staatliches Handeln nach-
vollziehen können.

Der Grundsatz der Gebührenfreiheit verhindert soziale Zugangshür-
den zu Informationen. Wenn Informationszugang von Zahlungsfähig-
keit abhängt, entsteht faktisch eine soziale Selektion. Digitale Ver-
öffentlichungsplattformen wie berlin.de müssen daher als öffentlicher 
Informationsraum verstanden und technisch entsprechend ausge-
baut werden.

Depublikationspflichten sind kritisch zu überprüfen, insbesondere 
wenn Inhalte mit öffentlichen Mitteln produziert wurden. Mediatheken 
öffentlich finanzierter Angebote sollten langfristig zugänglich bleiben, 
sofern keine rechtlichen Gründe entgegenstehen. Technisch bedeu-
tet dies, dauerhafte Archivierungsstrukturen und stabile Speicher-
lösungen vorzusehen. Creative-Commons-Lizenzen ohne restriktive 
NC-Beschränkungen ermöglichen rechtssichere Nachnutzung und 
Weiterverarbeitung öffentlicher Inhalte.

Whistleblower*innen tragen zur Aufdeckung struktureller Missstände 
bei und sind deshalb wirksam zu schützen. Schutz bedeutet nicht nur 
arbeitsrechtliche Absicherung, sondern auch technisch sichere Mel-
dekanäle. Digitale Hinweisgeber*innensysteme müssen Ende zu Ende 
verschlüsselt sein und eine anonyme Kommunikation ermöglichen. 
Zuständigkeiten für Bearbeitung und Schutz sind klar zu regeln. 
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Eine Medienwerkstatt für Bürgerinnen und Bürger schafft Räume für 
unabhängige digitale Öffentlichkeit und unterstützt zivilgesellschaftli-
che Medienproduktion. Demokratische Beteiligung erfordert nicht nur 
rechtliche Möglichkeiten, sondern auch technische Infrastruktur und 
institutionelle Rückendeckung.

Künstliche Intelligenz, Forschung und digitale Resilienz

Zur Förderung der Entwicklung und Nutzung von KI muss die Risiko-
bewertung in der KI-Verordnung konsequent umgesetzt werden. 
Eingesetzte KI muss nachvollziehbar und ihre Ergebnisse als KI-ge-
neriert gekennzeichnet sein. Wir wollen keine Sicherheitspolitik, die 
neue technische Möglichkeiten wie KI-Tools ausnutzt, um staatliche 
Überwachung zu vergrößern und die Privatsphäre der Menschen 
zunehmend einzuschränken. KI-Werkzeuge zur biometrischen Fern-
identifizierung und zur Analyse von persönlichen Daten durch Dritte 
lehnen wir ab.

Wir setzen die Entwicklung öffentlicher KI-Werkzeuge fort, sofern 
diese messbare Vorteile gegenüber regelbasierter Software bieten, 
andernfalls sollte gut nachnutzbare, modular aufgebaute Open-
Source-Software entwickelt werden. Dabei ist auch der Energie- und 
Ressourcenverbrauch von KI-Lösungen kritisch zu berücksichtigen. 
Jede KI-Anwendung im öffentlichen Sektor muss transparent und 
kontrollierbar sein, Entscheidungen dürfen nicht in Black-Box-Syste-
me ausgelagert werden. Bei erkennbarem Nutzen für das Allgemein-
wohl fördern wir für spezifische Bedarfe hoheitlich betriebene und 
auch trainierte KI-Modelle, um Abhängigkeiten von Großkonzernen 
zu minimieren sowie Datenschutz, Gute Arbeit und möglichst gerin-
gen Energieverbrauch zu ermöglichen. Bei Verwaltungsleistungen 
gewährleisten wir den Anspruch auf Information und Beratung durch 
eine reale Person in der Verwaltung.

Zur Förderung digitaler Resilienz soll IT-Sicherheit nach der NIS-2-
Richtlinie Cyberangriffen gegen kritische Infrastrukturen vorbeugen. 
Sicherheitspolitik im digitalen Raum muss präventiv, defensiv und 
grundrechtskonform ausgestaltet sein. Offensive Cybersicherheits-
politik wie Hackbacks lehnen wir konsequent ab.
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18 Verwaltung, Demokratie, Be-
zirke

Berlin braucht eine besser funktionierende Verwaltung

Eine Bürger*innen-nahe, rechtssichere und schnell arbeitende Ver-
waltung ist essenziell für die Hauptstadt. Menschen mit wenig Geld 
sind dabei in ganz besonderer Weise auf gut funktionierende staat-
liche Strukturen angewiesen und können sich weniger gegen falsches 
Verwaltungshandeln wehren. Auch Akteur*innen in der Wirtschaft, von 
Einzelunternehmer*innen über die mittelständischen Betriebe bis hin 
zu großen Unternehmen, brauchen klare Strukturen und Zuständig-
keiten. Gerade in diesen Zeiten existenzieller Herausforderungen muss 
die Demokratie zeigen, dass sie ein funktionierendes Gemeinwesen or-
ganisieren kann. Trotz der vielfach schwierigen Arbeitsbedingungen im 
öffentlichen Dienst zeigen sehr viele Mitarbeiter*innen großes Enga-
gement bei ihrer Tätigkeit, eben weil sie die Bedeutung ihrer Arbeit für 
das Funktionieren dieser Stadt kennen. Dafür sind wir ihnen dankbar.

Unser Ziel ist, dass die Berliner*innen barrierefrei, bedienungs-
freundlich und direkt mit den Behörden und Ämtern kommunizieren 
können, ob vor Ort oder digital. Die Verwaltung muss allen Men-
schen gleichermaßen zugänglich sein und dafür wollen wir Barrieren 
abbauen und den Zugang diskriminierungsfrei gestalten.

Attraktive Arbeitsbedingungen in den Verwaltungen schaffen

Die Mitarbeiter*innen in den Ämtern und Behörden stehen bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben unter großem öffentlichem Druck und politi-
scher und medialer Kritik. Nachdem lange Zeit Personal vor allem ab-
gebaut worden war, sind nunmehr viele Stellen unbesetzt. Neues, gut 
qualifiziertes Personal zu binden, ist eine große Herausforderung, da 
in den nächsten Jahren ein Großteil des Personals in den Ruhestand 
gehen wird.
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Viele Verwaltungsmitarbeitende verlassen ihren Beruf nach wenigen 
Jahren in Richtung freie Wirtschaft oder Bundesbehörden, da dort 
besser bezahlt wird. Wir werden daher die bereits tarifierte Haupt-
stadtzulage für alle umsetzen, ein Besoldungsniveau im Mittel aller 
Länder anstreben und darüber hinaus Entfristungen und Aufstiegs-
möglichkeiten – das heißt sichere Arbeitsbedingungen und attraktive 
Berufsperspektiven innerhalb der Verwaltung – schaffen.

Der öffentliche Dienst hat als attraktiver Arbeitgeber eine Vorbild-
rolle für ganz Berlin. Wir wollen eine Entfristung von Stellen und die 
Schaffung permanenter Stellen.

Das Angebot flexibler Arbeitszeitmodelle, die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie sowie größtmögliche Homeofficemöglichkeiten 
sollen Standard sein. Gegenüber der Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder werden wir uns dafür einsetzen, dass die Vier-Tage- bzw. 
30-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich im öffentlichen Dienst 
für Modellprojekte geprüft wird. Hospitationen werden ausgebaut 
und können so die Zusammenarbeit zwischen den Ebenen und Be-
hörden und eine moderne projektbezogene und agile Verwaltungs-
kultur fördern. Es muss ein festes Budget für Qualifizierungen und 
Fortbildungen in den Verwaltungen vorgesehen werden, damit alle 
Beschäftigten daran teilhaben können. Alle Aufgaben für Personal 
und Ausbildung müssen bei der Senatsverwaltung für Finanzen in 
der Verantwortung einer für Personal zuständigen Staatssekre-
tär*in gebündelt werden. In diesen herausfordernden Zeiten können 
wir uns keine Reibungsverluste zwischen den Hauptverwaltungen 
leisten. Wir werden im Rahmen der Geschäftsprozessoptimierung 
eine gezielte Organisationsentwicklung und Personalentwicklungs-
planung aufsetzen und den ungeordneten Stellenabbau und -aufbau 
stoppen.

Die Verbesserung der Arbeitsbedingungen bspw. durch Entlastungs-
tarifverträge stellt Träger vor finanzielle Herausforderungen. Wir 
wollen daher einen Fonds für Gute Arbeit einrichten. Über den Fonds 
können Träger, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen, Maßnahmen, 
die der Fachkräftesicherung oder -gewinnung dienen, refinanzieren. 
Voraussetzung ist, dass die Arbeitsbedingungen nachweislich ver-
bessert werden und die öffentliche Daseinsvorsorge dadurch ge-
stärkt wird. 



261

Ausbildung im öffentlichen Dienst stärken

Ein wesentlicher Baustein für mehr Personal im öffentlichen Dienst 
ist eine Ausbildungsoffensive. Wer selbst ausbildet, kann Personal 
besser binden. Dazu muss es für die Mitarbeitenden attraktiver wer-
den, den Nachwuchs auszubilden, durch mehr Entlastung von der 
Facharbeit und mehr Geld für die Doppelbelastung.

Wir brauchen darüber hinaus ein AusbildungsLAB, das die Poten-
ziale für eine offensive Modernisierung der Verwaltung auslotet und 
praxistaugliche Lösungen für die Hauptstadt entwickelt. Das Aus-
bildungsLabor wird als offene Verwaltungseinheit bei der Senats-
verwaltung für Finanzen und Personal eingerichtet. Die Verwaltung 
arbeitet im LAB gemeinsam mit Teilen der Stadtgesellschaft, Trägern 
der Daseinsvorsorge, der Wirtschaft und der Wissenschaft an kon-
kreten Lösungen für eine attraktive und zukunftsorientierte Ausbil-
dung. Das AusbildungsLAB fungiert als ein Dienstleister und Vorden-
ker für die Berliner Verwaltung und für verwaltungsnahe Träger und 
Unternehmen. Als zentrale Anlaufstelle für das Thema Ausbildung 
in der öffentlichen Verwaltung vereint es Denkfabrik, Versuchslabor 
und Best Matching zu einem einzigartigen Knotenpunkt und steht 
sämtlichen relevanten Akteuren für einen gemeinschaftlichen Aus-
tausch und Synergien offen.

Wir setzen uns weiterhin für eine verlässliche Übernahme von Aus-
zubildenden nach ihrem Abschluss, für transparente Laufbahnen 
und Entwicklungsperspektiven ein. Die Auszubildenden und Anwär-
ter*innen erhalten eine komplette Ausstattung mit mobilen Geräten. 
Und wir ermöglichen eine echte Mitbestimmung, denn junge Teams 
wollen Prozesse mitgestalten. Sie können helfen, die Berliner Ver-
waltung zu reformieren und neue Arbeitsweisen und Lösungsansät-
ze zu verbreiten. Besonderes Augenmerk wollen wir auf eine echte 
Wertschätzung geleisteter Arbeit und auf eine zeitgemäße Organisa-
tions- und Führungskultur richten.

Wir werden zusätzliche Wohnungen für Auszubildende in der Ver-
waltung über die kommunalen Wohnungsbaugesellschaften zur 
Verfügung stellen und die Mietpreise an die Vergütungen anzupas-
sen. Den Neubau von Azubi-Wohnheimen auf Landesgrundstücken 
wollen wir forcieren. 
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Digitalisierung stärken, Hürden abbauen

Die umfassende Digitalisierung der Verwaltung ermöglicht einerseits 
eine deutliche Entlastung des Personals und verringert auf der ande-
ren Seite den Aufwand für viele Bürgerinnen und Bürger. Eine digital 
arbeitende Verwaltung ermöglicht zugleich flexible Arbeitsmodelle 
und bietet einen wichtigen Baustein, dem akuten Raumproblem in 
der Berliner Verwaltung zu begegnen. Dafür muss der einheitliche 
BerlinPC flächendeckend für alle Mitarbeiter*innen Standard sein. 
Priorität legen wir auf die beschleunigte Digitalisierung der Ge-
schäftsprozesse und der Bürger*innen-nahen Dienstleistungen. Die 
Geschäftsprozessoptimierung braucht neuen Schwung, dabei sind 
die Expertisen der Wissenschaft, der Zivilgesellschaft und aus der 
Praxis einzubeziehen – etwa an Orten wie dem CityLab. Dazu muss 
die Projektfähigkeit der Verwaltung dringend gestärkt werden. Die 
Organisation ist nicht funktional darauf ausgelegt, IT-Projekte zum 
Erfolg zu bringen. Die regelmäßigen Fehler bei Digitalisierungspro-
jekten dürfen nicht als unvermeidbare Hürden akzeptiert werden 
oder zur Kapitulation vor anspruchsvollen Digitalisierungsprojekten 
führen, wie beim Sozialhilfeportal. Wir werden mit einer organisatori-
schen Neuaufstellung für ein professionelles IT-Projektmanagement 
sorgen, zusammen mit den fachverantwortlichen Senatsverwaltun-
gen und den praktischen Anwender*innen auf der Arbeitsebene. Die 
Durchsetzung offener Standards und das Once-only-Prinzip können 
der digitalen Verwaltung neuen Schub geben und diese auch für die 
Bürger*innen wesentlich einfacher machen.

Wir wollen die Modernisierung und dauerhafte Entwicklung des 
Service-Portals und der mittlerweile abgeschalteten Service-App, in 
denen die Bürger*innen direkten Zugang zu Verwaltungsleistungen 
haben. Das Stadtportal berlin.de wollen wir in kommunaler Hoheit 
zur zentralen Service-, Transparenz- und Informationsplattform un-
serer Stadt entwickeln und mit Fokus auf Barrierefreiheit und Mehr-
sprachigkeit weiter modernisieren. Die digitalen Angebote müssen 
endlich auch für EU-Bürger*innen ohne deutschen Personalausweis 
nutzbar sein: Der EU-Standard existiert.

Prioritär sollen die 15 meistgebuchten Dienstleistungen digitali-
siert werden. Gleichzeitig zur Digitalisierung werden wir an der 
Verschlankung von Verwaltungsprozessen arbeiten, die zugleich 
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den Menschen und der Stadtgesellschaft nutzten, z. B. durch eine 
Reform des Berliner Zuwendungsrechts. Außerdem prüfen wir, wie 
sich der hohe Aufwand von Datenabfragen der Behörden verrin-
gern lässt, obwohl die Daten oftmals bereits vorliegen. Dazu werden 
wir die Möglichkeiten der EUDI-Wallet schnell für die Berliner Ver-
waltung ausschöpfen. Die Unabhängigkeit von nicht-europäischen 
IT-Großunternehmen muss endlich vollzogen werden.

Bedarfsgerechte Finanzausstattung der Bezirke

Im Rahmen der Verwaltungsreform haben wir endlich das Konnexi-
tätsprinzip in der Verfassung verankert, sodass die Bezirke zukünftig 
die entsprechenden finanziellen, personellen und räumlichen Res-
sourcen erhalten, wenn sie neue Aufgaben übernehmen müssen. 
Das grundsätzliche Problem der Unterfinanzierung der Bezirke für 
die bereits bestehenden Aufgaben ist damit jedoch noch nicht ge-
löst. Wir wollen starke Bezirke und eine verbindliche Bezirkspolitik. 
Das wird nur erreicht mit der Sicherung der Handlungsfähigkeit der 
Bezirke mit einer klaren und ehrlichen Ressourcenverteilung, indem 
das Finanzierungssystem der Bezirke grundsätzlich geändert wird. 
Die Budgetierung auf Grundlage des betriebswirtschaftlichen Inst-
ruments der Kosten- und Leistungsrechnung führt zu Fehlanreizen 
bei der Angebotsplanung und -qualität und spielt damit die Bezir-
ke in einem Nullsummenspiel gegeneinander aus. Das bietet keine 
strategische Perspektive für eine qualitative und Bürger*innen-nahe 
Verwaltung. In einem neuen Bezirksfinanzierungssystem muss die 
in der Verfassung vorgesehene Globalsumme bedarfsgerecht und 
auf transparente Weise ermittelt werden. Im Zuge der Neuordnung 
der Bezirksfinanzen werden auch Faktoren wie die soziale Lage, die 
Bevölkerungsentwicklung, die allgemeine Zufriedenheit und Flächen-
faktoren stärker bei der Mittelverteilung berücksichtigt. Dabei sollen 
sich die Senatsverwaltungen auf koordinierende Tätigkeiten be-
schränken und die Bezirke nicht dominieren. Aufsicht muss partner-
schaftlich, unterstützend und transparent ausgestaltet werden, z. B. 
mit Zielvereinbarungen auf Augenhöhe und beidseitigen Feedback-
schleifen. Um die bedarfsgerechte Finanzierung der Bezirke langfris-
tig zu garantieren, schließen wir aber auch umfassendere Reformen 
einschließlich Verfassungsänderungen nicht aus. 
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Starke Bezirke und klare Verantwortung des Senats

Die Bezirke mit ihren Verwaltungen, Bezirksämtern und BVVen ken-
nen ihre Kieze mit den örtlichen Akteur*innen und Einwohner*innen 
am besten. Deshalb braucht es genau diese starken Bezirke mit den 
notwendigen Ressourcen.

Mit der Verwaltungsreform gibt es jetzt endlich auch eine klare 
Steuerungsverantwortung durch den Senat gegenüber den Bezirken. 
Dafür hat der Senat jetzt auch neue Steuerungsinstrumente für eine 
bessere Zusammenarbeit mit den Bezirken. Wir machen uns dafür 
stark, dass die Berliner Landesregierung dem in vollem Umfang 
nachkommt.

Wir werden uns für eine bessere Bezahlung der öffentlich Beschäf-
tigten einsetzen: Altersarmut in den niedrigen Gehaltsgruppen muss 
verhindert werden. Nachdem Berlin in der strukturellen Unterbezah-
lung im Vergleich zu anderen Bundesländern aufgeholt hat, müssen 
wir nun Missverhältnisse von Hauptverwaltung im Vergleich zu den 
Bezirken überwinden. Damit die Bezirke ihre Stellen auch gut be-
setzen können, müssen die schlechtere Arbeitsplatzausstattung und 
schlechtere Bezahlung aufgrund der Bewertungen beendet werden. 
Wir richten dafür eine einheitliche Bewertungsstelle bei der Senats-
verwaltung für Finanzen und Personal ein. Mit einer schrittweisen 
Angleichung der beiden Tarifverträge TVL und TvöD wollen wir 
zugleich auch die Ungleichbehandlung bei Unikliniken und anderen 
Fachbereichen beenden.

Krisenresilienz der Verwaltung stärken

Es braucht eine pragmatische Struktur und Verfahren zur Bearbei-
tung von behördenübergreifenden Themen in Krisen und bei Kon-
flikten. Zusammenarbeit ist Voraussetzung Nummer eins für eine 
krisenresiliente Stadt. Hierzu soll eine Struktur etabliert werden, die 
auch in Krisenzeiten sofort eine handlungsfähige Stadt ermöglicht. 
Diese Struktur benötigt ausgebildetes Personal, flexible Räume, 
kommunikative Ausstattung und klare Verantwortlichkeiten in der 
Teamarbeit. Das muss ebenso gesetzlich abgesichert werden. Die 
interne Beratungseinheit bei der Verwaltungsakademie soll hierbei 
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unterstützen, ein Resilienzteam aufbauen und die aktuellen Task-
force-Strukturen auf den Prüfstand stellen.

Teilhabe und Beteiligung als demokratische Instrumente stärken

Berliner*innen sind betroffen von Entscheidungen der Politik und der 
Verwaltung. Beteiligung der Einwohnerinnen und Einwohner darf keine 
Demokratiesimulation oder Pseudobeteiligung sein.

Wir werden die bisherige Umsetzung der Leitlinien der Bürger*innen-
beteiligung auf Landesebene und in den Bezirken evaluieren und 
verbindliche Mindeststandards der Bürger*innenbeteiligung in einem 
Beteiligungsgesetz festlegen. Das betrifft nicht nur Stadtentwicklung 
und Neubauprojekte, sondern genauso die Verkehrsinfrastruktur, 
die Verkehrsberuhigung und etliche andere Themen. Wir wollen den 
Landesbeirat für die Bürger*innenbeteiligung öffentlich machen und 
die Ergebnisse seiner Arbeit systematisch beim Abgeordnetenhaus an-
binden, um kritische Punkte öffentlich zu diskutieren. Auch die Bezirke 
sollten entsprechende Beteiligungsbeiräte einrichten.

Die digitale Beteiligungsplattform mein.berlin.de ist ein guter Anfang 
und kann noch mehr zur Demokratisierung genutzt werden, um Feed-
back, Priorisierung und echte Mitbestimmung durch die Bevölkerung 
zu ermöglichen. Aktuell heißt es zu oft: Es findet keine Beteiligung 
statt.

Die Beteiligung der Betroffenen sollte wenn möglich beim Bezirk an-
setzen und alle Gruppen von Betroffenen erreichen. Mehrsprachigkeit 
muss dabei zum Standard werden. Den Unterschieden in zeitlichen 
und anderen Ressourcen verschiedener Milieus sollte bei der Beteili-
gung durch aktive Maßnahmen Rechnung getragen werden. Gerade 
weil in der Regel nicht alle mit dem jeweiligen Prozess und dem Ergeb-
nis zufrieden sein werden, sind transparente Kriterien und klare demo-
kratisch legitimierte Entscheidungsprozesse unentbehrlich. Wir werden 
die Beschlüsse der Bezirksämter und des Rates der Bürgermeister 
online transparent machen und die gesetzlichen Voraussetzungen 
schaffen, damit die öffentlichen Sitzungen der Bezirksverordneten-
versammlungen und ihrer Ausschüsse auch digital verfolgt werden 
können und dokumentiert werden. 
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Wir wollen, dass die Berliner*innen bei der Verwendung öffentlicher 
Ressourcen ihre Projekte auch direkt vorschlagen und in Beteili-
gungsgremien selbst entscheiden können. Da trotz guter Erfahrun-
gen mit solchen Bürgerhaushalten in Lichtenberg und Marzahn-Hel-
lersdorf die Verfahren in den Bezirken immer wieder an ihre Grenzen 
stoßen, da viele Vorschläge die Landesebene betreffen, wollen wir 
auch auf Landesebene einen berlinweiten Beteiligungshaushalt 
etablieren. Metropolen wie Paris machen bereits vor, wie dies gehen 
kann. Diese Idee, ihre mögliche Durchführung und die Höhe eines 
solchen Haushaltes wollen wir mit den Berliner*innen diskutieren und 
gemeinsam weiterentwickeln. Eine Möglichkeit für die Beteiligung 
der Berliner*innen bietet auch das Sondervermögen des Bundes.

Berlin in Europa und der Europäischen Union

Berlin ist nach wie vor kosmopolitisch geprägt in seinem Dasein als 
europäische Metropole. Als solche hat Berlin eine tragende Verantwor-
tung für Integration, Verständigung und die Erhaltung diplomatischer 
Verbindungen in Europa. Dementsprechend sehen wir uns als Berli-
ner*innen und Linke in der Verantwortung, die Spaltung der Europäi-
schen Union durch erstarkende autoritäre und nationalistische Kräfte 
mit aller Macht zu bekämpfen. Wir bekennen uns somit klar zur Idee 
eines geeinten, solidarischen Europas, in dem alle Menschen in Frie-
den, sozialer Sicherheit und individueller Freiheit leben können, und 
wollen Berlin zu einem Beispiel machen, wie das aussehen kann. Mit 
uns bleibt Berlin eine Bastion der kulturellen Vielfalt, der transnatio-
nalen Zusammenarbeit und der Solidarität von und mit den Menschen 
Europas.

Als Netzwerk gegen das Programm „Festung Europa“ ist die Stär-
kung von Solidarity Cities und Orten wie Berlin, die sich weiterhin der 
Weltoffenheit und Menschlichkeit im Umgang mit Migrant*innen und 
Geflüchteten auch außerhalb der Europäischen Union verschreiben, 
ebenso von großer Bedeutung. Wir wollen die durch den schwarz-ro-
ten Senat bewusst herbeigeführte Passivität Berlins bei der Durchset-
zung der Absichtsversprechen des Netzwerkes Solidarity Cities durch-
brechen und Taten folgen lassen. Menschen ohne Papiere können 
sich nicht krankenversichern und sehen sich vielfach mit strukturellen 
Schwierigkeiten konfrontiert, ihre Rechte wahrzunehmen. Wir wollen 
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eine volle soziale und gesundheitliche Versorgung und Unterbringung 
unabhängig vom Aufenthaltsstatus. Wir nutzen unsere Kompeten-
zen als Bundesland, um Berlin zu einem schützenden Zufluchtsort 
für Menschen in Not zu machen. Dies kann durch eine Berliner Stadt-
karte ermöglicht werden. Sie kann auch den Zugang zu den dringend 
notwendigen Sprachkursen und eine Teilhabe am kulturellen Leben 
ermöglichen. Nur so können wir, unabhängig von zukünftigen, even-
tuell reaktionären Bundesregierungen, den zentralen Berliner Wert der 
Weltoffenheit weiter verteidigen und Integration und Inklusion sicher-
stellen. Die Umsetzung soll in einer Kommission ausgearbeitet werden.

Beratungsangebote für in der EU lebende Menschen sind von zentraler 
Bedeutung, da sie Orientierung, Unterstützung und Zugang zu Rech-
ten in einem oft komplexen rechtlichen und sozialen Umfeld bieten. 
Viele stehen vor sprachlichen, bürokratischen oder sozialen Hürden, 
die ohne qualifizierte Beratung kaum zu bewältigen sind. Deshalb ist 
es notwendig, die bestehenden Beratungsangebote für sie gezielt zu 
stärken, um gleichberechtigte Teilhabe zu ermöglichen.

Die gute Kooperation mit den polnischen Kommunen und der polni-
schen Zivilgesellschaft wollen wir im Rahmen der Oder-Partnerschaft 
weiter ausbauen. Wir werden uns auch weiterhin für die Fortführung 
des Kulturzuges zwischen Berlin und Polen einsetzen und streben 
Warschau als nächstes Ziel an. Wir wollen die Zusammenarbeit mit 
Städten wie Poznań weiterentwickeln und dafür auch kulturelle Aus-
tauschformate nutzen, die Demokratie und Vielfalt in Europa erlebbar 
machen. Auch mit anderen europäischen Hauptstädten wollen wir 
unsere Beziehung stärken und voneinander lernen. Der Austausch 
zwischen europäischen Metropolen in Wissenschaft und Kultur ist 
unerlässlich, um die gemeinsamen Herausforderungen zusammen zu 
überwinden. Ob soziale Teilhabe und Gleichberechtigung, Anpassung 
der Städte an den Klimawandel und Emissionsreduktion oder Mobilität, 
zusammen sind wir immer stärker 
 
Die Herausforderungen der Zukunft, die wir zu bewältigen haben, er-
fordern eine Europäische Union, die solidarisch zusammensteht.



268

19 Antidiskriminierung, Religi-
ons- und Weltanschauungsfrei-
heit

Struktureller und institutioneller Diskriminierung entgegenwir-
ken, Teilhabe und Diversität sicherstellen

Wir werden den Kampf gegen alle Formen von Rassismus und Anti-
semitismus stärken, vor allem auch die strukturell und institutionell 
verankerten. Wir setzen uns dafür ein, diese wichtige Arbeit lang-
fristig und von Förderperioden unabhängig zu sichern. Wir verstehen 
die Bekämpfung von Rassismus und Antisemitismus als ressortüber-
greifende Querschnittsaufgabe und wollen in allen Senatsverwal-
tungen entsprechende Strategien und Maßnahmen etablieren und 
entsprechende finanzielle und personelle Ressourcen zur Verfügung 
stellen.

Diskriminierung, Rassismus, Antisemitismus sind gesamtgesell-
schaftliche Probleme und kommen in allen gesellschaftlichen Grup-
pen und Milieus vor. Daher braucht es überall Präventionsarbeit und 
ein Benennen der Zustände und ein konsequentes Vorgehen da-
gegen.

Der gesamte öffentliche Dienst des Landes Berlin soll diskriminie-
rungskritisch und menschenrechtsbasiert aufgestellt und geschult 
werden. Dafür braucht es konkrete Organisationsentwicklungsstra-
tegien, u. a. für die Ausgestaltung der Einstellungsverfahren, der 
Personalentwicklungsprozesse sowie für den Erwerb, den Ausbau 
und die Anerkennung von Diversity-Kompetenz. Bei allen exponier-
ten Stellen, die im öffentlichen Dienst besetzt werden, insbesondere 
bei den Ansprechpersonen des Senats, ist darauf zu achten, dass 
sie diskriminierungskritische Expertise und Bewusstsein haben in 
allen Feldern, wie bei Fragen von Rassismus, Antisemitismus, Sexis-
mus, Queerfeindlichkeit und Feindlichkeit gegenüber Menschen mit 
Beeinträchtigungen.
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Wir setzen uns dafür ein, dass Dunkelfeldstudien zu Rassismus, Anti-
semitismus sowie allen weiteren Diskriminierungsformen durchge-
führt werden. Die Arbeit der Monitoringstellen wollen wir absichern. 
Neben der Ermittlung des sogenannten Migrationshintergrundes 
wollen wir die Erhebung von Rassismus- und Diskriminierungs-
erfahrungen in Berlin fördern, damit wir einen Überblick über die 
Erfahrungen von Berliner*innen erhalten und Gegenstrategien und 
Maßnahmen entwickeln können. Bei allen Erfassungen im Antidiskri-
minierungsbereich braucht es ein standardisiertes und transparentes 
System.

Alle bestehenden Fachstellen zur Bekämpfung von Diskriminierung, 
bspw. auf dem Wohnungs- und Arbeitsmarkt sowie im Gesundheits-
bereich, werden wir stärken, ihre Arbeit muss dauerhaft abgesichert 
werden. Wir werden einen Plan für die Bereitstellung muslimischer 
Gräberfelder ausarbeiten und umsetzen.

Alle aktuellen Formen von Rassismus und Antisemitismus sowie das 
koloniale Erbe Berlins müssen ein fester Bestandteil der Aus- und 
Weiterbildung von Lehrkräften sowie weiterem pädagogischen Per-
sonal sein. Unterrichtsmaterialien und -konzepte sind entsprechend 
darauf auszurichten und diese Inhalte systematisch zu berücksichti-
gen.

KI-Systeme dürfen bestehende Diskriminierungen nicht reprodu-
zieren oder verstärken, insbesondere nicht auf dem Arbeits- oder 
Wohnungsmarkt oder in der öffentlichen Verwaltung. Betroffene 
brauchen ein Recht auf menschliche Überprüfung, Begründung 
und Widerspruch gegen automatisierte Entscheidungen. Deswegen 
setzen wir uns für eine menschenrechtsbasierte Regulierung und 
demokratische Kontrolle von künstlicher Intelligenz ein.

Wir wollen die politische, gesellschaftliche und kulturelle Teilhabe 
von Menschen mit Migrationsgeschichte und von Betroffenen von 
Diskriminierung stärken und schaffen Räume für offenen Dialog 
und Safer Spaces. Wir fördern Empowermentarbeit für alle Berliner 
Communitys. In alle Gesetzesvorhaben und landesweit wirkenden 
Strategien und Konzepte ist die Expertise der Zivilgesellschaft durch 
partizipative Verfahren einzubeziehen. 
 



270

Viele Nichtregierungsorganisationen, Migrant*innenselbstorganisa-
tionen sowie Projekte und Einrichtungen für Demokratie, Teilhabe 
und gegen Diskriminierung und die extreme Rechte sind von För-
derperioden abhängig, sie arbeiten oft prekär und unter unsicheren 
Bedingungen. Ihre strukturelle und langfristige Förderung muss u. a. 
über ein Demokratiefördergesetz abgesichert werden. Hierzu wollen 
wir verbindliche Qualitätskriterien festlegen, insbesondere in Bezug 
auf rassismuskritische, antisemitismuskritische und intersektionale 
Ansätze. Zugleich müssen Vereine und NGOs vor Repressionen und 
verengten Diskursräumen geschützt werden, damit sie ihre Arbeit 
unabhängig, kritisch und wirksam fortsetzen können.

Das Landesantidiskriminierungsgesetz ist bundesweit Vorreiter und 
stärkt den Schutz gegen Diskriminierung. Wir wollen es evaluieren, 
weiterentwickeln und Schutzlücken schließen. Es muss um weite-
re Diskriminierungstatbestände wie Aufenthaltsstatus, Staatsbür-
gerschaft, Fürsorgeverantwortung oder Gewichtsdiskriminierung 
ergänzt werden. Die Ombudsstelle werden wir in ihrer Unabhängig-
keit sowie personell stärken und ihre Befugnisse ausweiten. Sie 
soll ein unabhängiges Presserecht und Initiativrecht erhalten. Um 
das Gesetz und die Möglichkeiten, sich gegen Diskriminierung von 
Behörden zu wehren, bekannter zu machen, werden wir eine breit 
angelegte Informationskampagne ins Leben rufen.

Wir setzen uns vehement gegen die staatliche Praktik des Racial 
Profiling ein, die klar im Widerspruch zum Landesantidiskriminie-
rungsgesetz steht.

Außerdem setzen wir uns für eine umfassende Novellierung des All-
gemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) ein und werden hierzu 
eine Bundesratsinitiative einbringen. Schutzlücken, auch im Bereich 
staatlichen Handelns, wollen wir schließen und uns dabei an den 
Forderungen des Bündnisses „AGG-Reform – Jetzt!“ orientieren.

Antisemitismus und Rassismus effektiv bekämpfen

Antisemitische Straftaten und antisemitisches Gedankengut haben 
in den letzten Jahren stark zugenommen. Wir setzen uns für mehr 
Prävention und Aufklärung in allen gesellschaftlichen Bereichen und 
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staatlichen Einrichtungen ein und werden die Projekte stärken, die in 
diesem Feld Vorfälle monitoren, Opfer beraten und Präventionsarbeit 
leisten.

Die Bekämpfung und Prävention von Antisemitismus ist eine gesamt-
gesellschaftliche und langfristige Aufgabe, daher braucht es eine 
verlässliche und auskömmliche Förderung anerkannter und fachlich 
qualifizierter Träger sowie die Stärkung von Dialog- und Empower-
mentformaten statt kurzfristiger befristeter Projektförderungen. Wir 
wollen die Antisemitismusprävention ausbauen und entsprechende 
Strategien, Programme und Konzepte gemeinsam mit Expert*innen 
und Zivilgesellschaft weiterentwickeln. Uns ist wichtig, dass auch die 
Arbeit von Einrichtungen gestärkt wird, die intersektional arbeiten 
und antisemitismuskritische und rassismuskritische Ansätze in ihrer 
Arbeit verbinden.

Die Ansprechperson des Landes Berlin zu Antisemitismus muss aus-
reichende finanzielle und personelle Ressourcen zur Verfügung ge-
stellt bekommen. Die Linke will Antisemitismus wirksam bekämpfen. 
Wir lehnen die politische und mediale Instrumentalisierung von Anti-
semitismusvorwürfen als Mittel zur Diskreditierung und Diffamierung 
von Personen oder Gruppen im politischen, sozialen oder beruflichen 
Umfeld ab. Wir werden die Forschung zum strukturellen und institu-
tionellen Antisemitismus in Berlin fördern.

Antiziganismus und Rassismus gegen Rom*nja und Sinti*zze sind 
weiterhin Alltag, Übergriffe sowie Diskriminierung gibt es in allen Le-
bensbereichen, vor allem in Behörden, auf dem Wohnungs- und auf 
dem Arbeitsmarkt. Wir werden ein Landesprogramm zur Stärkung 
der Teilhabe von Rom*nja und gegen Antiziganismus entwickeln und 
die Ansprechperson gegen Antiziganismus stärken. Der Beirat der 
Angelegenheiten für Rom*nja und Sinti*zze muss mit ausreichenden 
Befugnissen ausgestattet werden, um einen Dialog mit der Ver-
waltung auf Augenhöhe zu ermöglichen. Die vor allem Rom*nja mit 
rumänischer und bulgarischer Staatsangehörigkeit diskriminierende, 
auch in Berliner Jobcentern angewandte Arbeitshilfe der Bundes-
agentur für Arbeit mit dem Titel „Bekämpfung von organisiertem 
Leistungsmissbrauch durch EU-Bürger“ muss abgeschafft werden.
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Antimuslimischer Rassismus und antimuslimische Vorfälle sind zu-
letzt stark gestiegen. Insbesondere die extreme Rechte nutzt anti-
muslimischen Rassismus, um Hass und Hetze gegen Menschen mit 
Migrationsgeschichte und Geflüchtete salonfähig zu machen. Auch 
demokratische Parteien übernehmen inzwischen antimuslimische 
Narrative und tragen so zur Bildung von Vorurteilen, Diskriminierung 
und Kriminalisierung bei. Wir werden eine ressortübergreifende Stra-
tegie zur Bekämpfung von antimuslimischem Rassismus entwickeln 
und umsetzen, die auch für den digitalen Raum gilt. Die Ansprech-
person zu antimuslimischem Rassismus muss wie die anderen An-
sprechpersonen des Senats auch eine Ansprechperson Berlins wer-
den und entsprechend finanziell und personell ausgestattet werden.

Projekte gegen antipalästinensischen Rassismus sind zu fördern. 
Einschränkungen der Meinungs-, Wissenschafts- und Versamm-
lungsfreiheit sowie weiterer Grundrechte müssen im Zusammenhang 
mit dieser spezifischen Rassismusform vertieft erforscht und ihnen 
muss entgegengetreten werden.

Anti-Schwarzer Rassismus und entsprechend motivierte Vorfälle 
steigen seit Jahren. Wir werden alle Einrichtungen, insbesondere 
die Polizei und ihre Datenbanken, diskriminierungskritisch über-
prüfen und diskriminierende Praktiken und Strukturen beenden. Die 
UN-Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft wurde verlängert, 
dem muss auch das Land Berlin gerecht werden. Das in der Antidis-
kriminierungsverwaltung angesiedelte Gremium wollen wir stärken: 
Für einen Austausch auf Augenhöhe und eine erfolgreiche ressort-
übergreifende Bekämpfung von anti-Schwarzem Rassismus muss es 
alle Befugnisse und Zugang zu Unterlagen vom Senat erhalten. Wir 
setzen uns außerdem dafür ein, dass Inhalte zur kolonialen Stadt-
geschichte in den Schulen verbindlich vermittelt und Intersectional 
Black European Studies wieder in der Berliner Studienlandschaft 
abgebildet werden.

Wir setzen uns für die umfassende Aufarbeitung und institutionelle 
Sichtbarmachung antiasiatischen Rassismus ein. Rassistische Erfah-
rungen dürfen nicht länger marginalisiert oder ausgeblendet werden, 
sondern müssen systematisch in Bildung, Erinnerungskultur und 
öffentlicher Verwaltung verankert werden. Dazu gehört die verbind-
liche Integration asiatischer Migrationsgeschichten in Schul- und 
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Hochschulcurricula sowie die kritische Auseinandersetzung mit der 
deutschen Kolonialgeschichte im Asien-Pazifik-Raum.

Wir werden antislawischen Rassismus konsequent thematisieren und 
ihm entschieden entgegentreten. Antislawische Feindbilder haben 
eine lange historische Tradition, diese Kontinuitäten müssen sys-
tematisch aufgearbeitet werden. Intersektionale Perspektiven auf 
antislawischen Rassismus, etwa in Verbindung mit Klassismus, Anti-
ziganismus, Antisemitismus oder religiöser Diskriminierung, sollen in 
Forschung, Bildung und Verwaltung verankert werden.

Auch der spezifische Rassismus gegen kurdische Menschen muss 
stärker erforscht, bekämpft und darüber aufgeklärt werden. Projek-
te, die diese Arbeit leisten, werden wir unterstützen.

Religions- und Weltanschauungsfreiheit verteidigen

Der Schutz und die Sichtbarkeit jüdischen, muslimischen, alevi-
tischen und christlichen Lebens sind für uns zentral wie auch die 
Freiheit der Weltanschauungen. Wir wollen ihre Selbstvertretungen 
stärken und alle Communitys als natürlichen Teil der Migrations-
gesellschaft sichtbar machen. Alle ihre religiösen Feiertage wollen 
wir in öffentlichen Einrichtungen anerkennen und würdigen und die 
Durchführung ihrer Bestattungsrituale in Berlin ermöglichen. Auch 
die Selbstbestimmung Angehöriger weiterer Religionen ist zu wahren 
und zu unterstützen. Niemand darf in Berlin wegen der persönlichen 
Herkunft, Religion oder Haltung bedroht oder diffamiert werden – 
egal ob jemand ein Kreuz trägt, eine Kippa, Hebräisch spricht, arabi-
sche*r Berliner*in ist oder Atheist*in.

Für die politische Rechte ist die Antwort auf diese religiös-weltan-
schauliche Vielfalt die Forderung nach einer Leitkultur oder die Ver-
teidigung dessen, was sie „Abendland“ nennt – gegen ein vermeint-
liches „Morgenland“. Sie fragt nicht danach, wie wir mit Pluralität 
umgehen und die Gesellschaft entwickeln können, sondern grenzt 
mit ihren Antworten aus und schließt Diskussionsräume. Diese 
neue Pluralität muss gegen die politische Rechte verteidigt sowie 
demokratisch und solidarisch gestaltet werden. Toleranz ist mehr 
als das bloße Nebeneinander, sie muss zur Anerkennung führen. 
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Da der Staat verfassungsrechtlich für alle Religionen und Weltan-
schauungen offen ist, muss er auch Pluralität achten, schützen und 
herstellen. Eine Privilegierung der christlichen Kirchen ist nicht zu 
legitimieren. Die Wiederentstehung jüdischen Lebens in Deutschland 
nach 1945 und vor allem nach 1990 begrüßen wir. Auch islamische 
Gemeinschaften sowie andere Religionen und Weltanschauungs-
gemeinschaften müssen einen mit den christlichen Kirchen, jüdi-
schen Religionsgemeinschaften und dem Humanistischen Verband 
Berlin-Brandenburg gleichberechtigten Platz einnehmen können. 
Wir fordern die Einführung religiös neutraler Seelsorger*innen in 
Krankenhäusern, Gefängnissen, der Polizei und der Feuerwehr für 
religionsfreie Menschen durch den Senat als Ergänzung zu religiö-
sen Seelsorger*innen. Die muslimische Seelsorge muss nicht nur in 
Gefängnissen, sondern auch in den anderen Institutionen angeboten 
werden können. Wir setzen uns auf Bundesebene dafür ein, dass 
allen Seelsorger*innen aufgrund des besonderen Vertrauensverhält-
nisses das Zeugnisverweigerungsrecht nach § 53 (1) StPO gewährt 
wird. Wir fordern die Einrichtung eines Lehrstuhls zur Ausbildung von 
Lehrkräften für den alevitischen Religionsunterricht und alevitischen 
Geistlichen.

Wir setzen uns gegen jede Form von religiösem Fundamentalismus 
ein, der teils auch auf Ungleichheitsideologien beruht. Der Be-
drohung von iranischen Aktivist*innen durch Anhänger*innen des 
islamistischen iranischen Regimes stellen wir uns entgegen sowie 
insgesamt der Bedrohung von Menschen sowie Angriffen auf Ein-
richtungen und Organisationen, die sich für Demokratie und Men-
schenrechte einsetzen, durch islamistische Akteur*innen. Neben 
einem konsequenten Vorgehen braucht es eine stärkere Förderung 
von Prävention in allen gesellschaftlichen Bereichen und allen Ein-
richtungen.
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20 Flucht und Migration
Eine diverse, solidarische Stadtgesellschaft

Berlin ist und war schon immer geprägt von verschiedenen Einwande-
rungs- und Fluchtbewegungen. Menschen aus der sogenannten Gast-
arbeiter*innengeneration, Vertragsarbeiter*innen in der DDR, Geflüch-
tete und migrierte Menschen haben Berlin mit aufgebaut und gestalten 
es bis heute. Diese Vielfalt macht Berlin lebens- und liebenswert. Als 
Linke verteidigen wir diese offene und vielfältige Gesellschaft sowie 
das Recht auf Flucht und Migration. Wir möchten, dass alle Berliner*in-
nen die gleichen Rechte haben, unabhängig davon, ob sie hier geboren 
wurden, seit Jahren oder erst seit Kurzem hier leben. Dafür werden wir 
uns weiter starkmachen.

Wir werden weiterhin eng mit Menschen mit Migrationsgeschichte, 
Geflüchteten und ihren Selbstvertretungen sowie Unterstützer*in-
nenorganisationen und weiteren Fachverbänden auf Augenhöhe 
zusammenarbeiten, um ihre Lebensbedingungen in Berlin zu ver-
bessern. Wir setzen uns außerdem dafür ein, dass die bestehenden 
Beteiligungsmöglichkeiten von Migrant*innenselbstorganisationen 
und -selbstvertretungen in Politik, Verwaltung und Wirtschaft aus-
gebaut und gestärkt werden. Auch das ist ein Beitrag zur weiteren 
Demokratisierung von Institutionen und Gesellschaft.

Migration und Flucht

Unser Ziel ist ein grundlegender Politikwechsel – in Richtung globale 
Bewegungsfreiheit, gleiche Rechte für alle und einer solidarischen Mig-
rationsgesellschaft.

Unser Leitbild ist das selbstbestimmte Leben von allen Menschen, auch 
Geflüchteten. Das bedeutet, dass sie gleichberechtigten Zugang zu 
Wohnung, zu Gesundheit, zu Bildung, zu Arbeit, zu Sozialleistungen, 
zu Kultur und allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens erhalten 
müssen. Wir werden uns dafür einsetzen, entsprechende Hürden abzu-
bauen. Wir verfolgen dabei einen menschenrechtsorientierten Ansatz 
gegen jeden Nützlichkeitsrassismus, der Menschen nach ihrem Nutzen 
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für die deutsche Wirtschaft einteilt. Des Weiteren gehört dazu auch die 
Stärkung von Kindern und Jugendlichen mit Migrations- und Fluchtge-
schichte. Jugendarbeit muss als eigenständiger Schwerpunkt stärker 
berücksichtigt werden, insbesondere durch Empowermentansätze, 
politische Bildung, digitale Gewaltprävention sowie Diversitätsmanage-
ment in Jugendverbänden und Einrichtungen der offenen Kinder- und 
Jugendarbeit.

Wir werden einen städtischen Ausweis (nach dem Vorbild der NY 
City ID in New York und der Zürich ID) für alle Berliner*innen einfüh-
ren, um für Menschen ohne Papiere den Zugang zu Ressourcen zu 
verbessern. Die City ID soll so konzipiert werden, dass auch eine Lö-
sung für das Problem jener – oftmals migrantischer – Personen ent-
wickelt wird, die aufgrund des Mangels an bezahlbarem Wohnraum 
in Berlin keine andere Wahl haben, als in (Unter-)Mietverhältnissen 
ohne Wohnsitzanmeldung zu leben. Denn Menschen ohne Papiere 
oder mit unsicherem Aufenthaltsstatus – Geflüchtete, Illegalisierte 
oder Obdachlose – leben nicht nur in ständiger Angst vor Ausweis-
kontrollen, sondern haben kaum Zugang zu städtischen Ressourcen.

Gleiche Rechte für alle

Wir wollen, dass alle Menschen, die von politischen Entscheidungen 
betroffen sind, auch mitentscheiden können. Dass über ein Viertel der 
Berliner*innen zu den kommunalen Wahlen und Abgeordnetenhaus-
wahlen nicht wählen und sich nicht zur Wahl aufstellen darf, stellt ein 
großes Demokratiedefizit dar. Wir wollen daher für Berlin alle landes-
rechtlichen Möglichkeiten ausschöpfen, um das passive und aktive 
Wahlrecht spätestens nach fünf Jahren Aufenthaltszeit in Deutschland 
für alle Berliner*innen, unabhängig vom Pass, einzuführen.

Außerdem werden wir uns weiter auf allen Ebenen dafür einsetzen, 
ein Wahlrecht für Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft zu 
schaffen.

Da von der Staatsbürgerschaft viele Rechte abhängen, müssen die 
Hürden abgebaut werden. Die Einbürgerung muss unabhängig vom 
Einkommen sowie von entwürdigenden Einbürgerungs- und Sprach-
tests ermöglicht werden. Daher werden wir alle landesrechtlichen 
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Spielräume, Ausnahme- und Härtefallregelungen nutzen, um mehr 
Einbürgerungen zu ermöglichen und das Landesamt für Einwanderung 
diskriminierungssensibel aufzustellen. Neben der digitalen Antrag-
stellung muss im Sinne der Barrierefreiheit auch eine nicht-digitale 
Antragstellung ermöglicht werden und der Einbürgerungsrückstau be-
endet werden. Die Beratungsangebote im Willkommenszentrum sind 
zu stärken, neben den Beratungen zum Migrationsrecht braucht es 
dringend eine personelle Stärkung der Einbürgerungsrechtsberatung. 
Darüber hinaus muss sichergestellt werden, dass die Einbürgerung 
nicht als Repressionsmittel gegen politisch Engagierte missbraucht 
wird.

Die Berliner Verwaltung spiegelt nicht die Bevölkerung Berlins wider, 
insbesondere bildet sie nicht die Menschen mit Migrationsgeschichte 
ab, die inzwischen über 40 Prozent der Berliner Bevölkerung ausma-
chen. Um Chancengleichheit herzustellen, wollen wir das Partizipa-
tionsgesetz weiterentwickeln und mit einer verbindlichen Einstellungs-
quote dafür sorgen, dass Menschen mit Migrationsgeschichte bei 
gleicher Eignung und Unterrepräsentanz auch eingestellt und beför-
dert werden. Die enge Begleitung sowie die Evaluation der Umsetzung 
der Förderpläne nach dem Partizipationsgesetz in der Migrationsge-
sellschaft wird sichergestellt. Außerdem muss es entsprechend den 
Frauenvertretungen auch Vertretungen der Beschäftigten mit Migrati-
onsgeschichte im öffentlichen Dienst geben, die mit den zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben notwendigen Befugnissen, Personal- und Sachmitteln 
ausgestattet werden.

Wir werden uns mit einer Bundesratsinitiative dafür einsetzen, dass 
der Aufenthaltsstatus unabhängig vom Arbeitsvertrag wird.

Der Landesbeirat für Partizipation muss in seiner Unabhängigkeit und 
in seinen Einflussmöglichkeiten gestärkt werden, es braucht mehr 
Befugnisse, das Recht, Verwaltungsunterlagen einzusehen, und ein 
Informationsrecht, damit ein Dialog der Beiratsmitglieder mit der Ver-
waltung ermöglicht wird. Die Beschlüsse des Beirats müssen berück-
sichtigt werden und sich im Verwaltungshandeln widerspiegeln. Auch 
die bezirklichen Beiräte sind zu stärken. Die Rahmenbedingungen der 
Zusammenarbeit zwischen den Bezirksämtern und den jeweiligen Bei-
räten sollen vereinheitlicht werden, indem Standards für Mitwirkungs-
prozesse behördenübergreifend verpflichtend festgelegt werden. 
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Auf Bundesebene werden wir uns weiterhin dafür einsetzen, dass das 
Asylbewerberleistungsgesetz als Sondergesetz abgeschafft wird und 
alle Menschen unabhängig vom Aufenthaltsstatus die gleichen exis-
tenzsichernden Leistungen erhalten. Alleinstehende Geflüchtete in 
Gemeinschaftsunterkünften sollen den vollen und nicht nur den Part-
nerregelsatz erhalten. Nicht-erwerbstätige Unionsbürger*innen brau-
chen Zugang zur Sozialhilfe. Außerdem werden wir die diskriminierende 
Bezahlkarte nicht einführen bzw. wieder abschaffen.

Bleibeperspektiven schaffen

Der beste Schutz gegen Ausgrenzung, Diskriminierung und Kriminalisie-
rung ist ein Bleiberecht, daher werden wir uns für eine Stichtagsregelung 
einsetzen, die eine bundesweite Legalisierung von Menschen ohne Blei-
beperspektive ermöglicht, denn jede Abschiebung ist eine Abschiebung 
zu viel. Wir werden daher auch auf die Ausweitung des Chancenaufent-
haltsrechts drängen, um das Elend der Kettenduldungen zu beenden.

Zudem werden wir alle landesrechtlichen Spielräume nutzen, um Men-
schen ein Bleiberecht zu ermöglichen. Sämtliche Formen von Haft oder 
Bewegungseinschränkungen geflüchteter Menschen sowie Familientren-
nungen lehnen wir strikt ab. Für uns ist ganz klar, dass niemand abge-
schoben wird, insbesondere nicht in Kriegs- und Krisengebiete. Das 
bedeutet auch, von landesrechtlichen Möglichkeiten zu temporären 
Abschiebestopps Gebrauch zu machen. Wir möchten einen Paradig-
menwechsel hin zu mehr Humanität in der Flüchtlingspolitik umsetzen. 
Denn derzeit ist es auch in Berlin harte Realität, dass Menschen nach oft 
jahrelangen Aufenthalten gewaltvoll abgeschoben und so auch Familien 
getrennt werden.

Außerdem wollen wir ein Bleiberecht für Opfer rechter Gewalt sowie von 
Hasskriminalität ermöglichen. Angesichts der historischen Verantwortung 
Deutschlands für die Gruppe der Sinti*zze und Rom*nja muss sich Berlin 
für eine bundesweite humanitäre Bleiberechtsregelung für Rom*nja aus 
Drittstaaten einsetzen und alle Möglichkeiten nutzen, Angehörigen dieser 
Gruppe ein humanitäres Bleiberecht zu erteilen.

Die Hürden für die Erteilung einer eheunabhängigen Aufenthaltserlaubnis 
für von Gewalt betroffene Frauen möchten wir senken. 
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Damit Berlin seinem Anspruch als sicherer Hafen gerecht wird, muss Ber-
lin Menschen in Not aufnehmen. Das betrifft u. a. Angehörige von Berli-
ner*innen, um welche die Berliner*innen wegen kriegerischer Konflikte 
bangen. Daher wollen wir Landesaufnahmeprogramme insbesondere für 
Menschen aus Syrien, dem Irak, Afghanistan, dem Sudan sowie Gaza 
und dem Libanon aufsetzen, insbesondere müssen vulnerable Personen 
die Möglichkeit erhalten, über einen solchen sicheren Fluchtweg nach 
Berlin einzureisen und Schutz zu finden.

Bei den Vorgaben zu Existenzsicherung, Passpflicht und den Sprach-
kenntnissen sind alle Auslegungsspielräume zu nutzen. Gleiches gilt für 
den Familiennachzug. Auf unzumutbare nachgeholte Visumsverfahren 
soll verzichtet werden. Zur humanitären und menschenrechtskonformen 
Umsetzung des Aufenthaltsgesetzes in Berlin sollen die VAB (Verfah-
renshinweise zum Aufenthalt in Berlin) in Zusammenarbeit mit Geflüchte-
tenorganisationen, ihren Unterstützungsstrukturen sowie den Partizipa-
tionsbeiräten überarbeitet werden.

Die Härtefallkommission muss so aufgestellt werden, dass möglichst 
viele Menschen eine Bleibeperspektive erhalten. Sie muss personell ge-
stärkt werden und die Mitglieder eine Fortbildung zur Diskriminierungs-
sensibilisierung erhalten.

Das Landesamt für Einwanderung sollte in Zukunft nicht mehr unter 
die Rechts- und Fachaufsicht der Senatsverwaltung für Inneres fallen, 
da dies eine sicherheitspolitische Herangehensweise an Flucht und 
Migration begünstigt. Es muss aber eine humanitäre und sozialpoliti-
sche Herangehensweise sichergestellt werden.

 
Besonders Schutzbedürftige

Seit vielen Jahren setzen wir uns in Berlin dafür ein, dass besonders 
schutzbedürftige geflüchtete Menschen aufgenommen werden und 
hier Schutz finden. Dazu gehören insbesondere Frauen, Kinder und 
Jugendliche, traumatisierte Menschen, LSBTIQ+ sowie religiöse und 
ethnische Minderheiten, die aus ihren Ländern vor Verfolgung, Folter, 
sexualisierten Übergriffen und vor der Gefahr, getötet zu werden, flie-
hen müssen. 
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Die Leistungs- und Rechtsansprüche, die daraus resultieren, müssen in 
der Praxis konsequent umgesetzt werden. Hierzu muss die Regelstruk-
tur, insbesondere im gesundheitlichen Bereich, nicht nur erkennen, was 
diese Menschen dringend brauchen, sondern den Bedürfnissen auch 
gerecht werden.

Besonders Schutzbedürftige müssen ab Tag eins identifiziert wer-
den und Unterstützung erfahren. Wir setzen uns weiterhin für die 
Stärkung der Betreuung und Beratung von besonders schutzbedürf-
tigen Geflüchteten ein und wollen, dass Behörden und Ämter stärker 
als bisher insbesondere die Fachstellen des Berliner Netzwerks für 
besonders schutzbedürftige Geflüchtete in ihre Prozesse einbinden 
und deren Schutzbescheinigung anerkennen.

Zugang zu Arbeit und Ausbildung sowie zu Bildung und Gesundheit

Wir setzen uns weiter dafür ein, dass Geflüchtete unabhängig von 
ihrem Aufenthaltsstatus einen gleichberechtigten Zugang zu Arbeit 
und Ausbildung erhalten. Berlin verfügt über ein breites Beratungs- und 
Unterstützungsangebot, das zu erhalten ist.

Darüber hinaus brauchen wir aber weitere Regelungen, damit Geflüch-
tete Sicherheit für den Einstieg in den Beruf erhalten. Deshalb muss 
die Ausbildungsduldung weiterentwickelt werden und auf Weiterbil-
dungsangebote, Sprachkurse, Praktika oder eine Teilzeitbeschäftigung 
ausgeweitet werden. So sollen Geflüchtete Zeit bekommen, sich eine 
Ausbildung nach den persönlichen Stärken und Fähigkeiten zu suchen. 
Die kostenlosen Sprachkursangebote, insbesondere die berufsspezifi-
schen, müssen ausgeweitet und qualitativ weiterentwickelt werden. 
Die Arbeit der Integrationslots*innen, die beim Zugang zu Ressourcen 
unterstützen, muss abgesichert werden.

Es bedarf in allen Bezirken Anlaufstellen für Asyl- und Aufenthalts- so-
wie Einbürgerungsrechtsberatung und ausreichender Angebote für 
psychosoziale und auch auf Herkunftsländer spezialisierte Beratung.

Insbesondere die Arbeit der Psychosozialen Zentren, die überlebens-
wichtige Therapieangebote für Geflüchtete anbieten, wollen wir stärken 
und perspektivisch regelfinanzieren. Es sollte zudem eine gesamtstäd-
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tische Struktur für Sprachmittlung für alle benötigten Bereiche ge-
schaffen sowie die bereits bestehenden Strukturen, wie es sie bspw. im 
Gesundheitsbereich gibt, ausgebaut werden.

Einwandernde und vor allem Menschen ohne Papiere sind besonders 
vulnerabel, in Menschenhandelssysteme zu geraten. Hier müssen die 
Beratungsangebote ausgeweitet und sichergestellt werden, dass Men-
schen nicht über unseriöse Anwerbeagenturen in illegale und ausbeu-
terische Arbeitsverhältnisse geraten.

Geflüchtete haben ein Recht auf gleichberechtigten Zugang zum Ge-
sundheitssystem wie die restliche Berliner Bevölkerung. Geflüchteten 
dürfen nicht Leistungen verwehrt werden, weil die Zuständigkeit zwi-
schen Behörden unklar ist oder weil die Anmeldung zur Krankenkasse 
misslingt.

Der Zugang zu frühkindlicher Bildung und Schule muss auch für ge-
flüchtete Kinder sichergestellt werden. Wir lehnen segregierte Schulen 
für Geflüchtete ab und sichern die Beschulung an regulären Schulen, 
damit Kindern Teilhabe und ein Ankommen in Berlin ermöglicht wird. 
Darüber hinaus müssen diskriminierungskritische Jugendarbeit und 
Schulsozialarbeit strukturell gestärkt werden, um Rassismus, Ausgren-
zung und digitaler Gewalt frühzeitig entgegenzuwirken.

-> siehe Kapitel „10 Bildung“ auf Seite 152

 
Die Clearingstelle, die Menschen, die zeitweise oder ganz durch das 
Regelsystem fallen, unterstützt, muss gestärkt werden. Der niedrig-
schwellige, diskriminierungskritische Zugang zu Gesundheit darf nicht 
vom Aufenthaltsstatus abhängen, unabhängig davon, ob es um eine 
Notversorgung oder die Behandlung chronischer Erkrankungen geht. 
Darüber hinaus braucht es mehr offene Bewegungsangebote, die kos-
tenlos und diskriminierungsfrei zugänglich sind.

-> siehe Kapitel „08 Gesundheit und Pflege“ auf Seite 127
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Zugang zu Wohnungen für Geflüchtete statt Massenunterbringung

Wir wollen eine Flüchtlingspolitik, die auf gesellschaftliche Teilhabe 
und Bleibeperspektive von Anfang an setzt und so Ausgrenzung und 
Stigmatisierung entgegenwirkt. Dazu gehört, dass Geflüchtete nicht in 
inhumanen isolierten Massenunterkünften leben und Kinder nicht an 
segregierten Schulstandorten für Geflüchtete (Ü 1.7420 LAG Bildung) 
statt an Regelschulen unterrichtet werden. Sie müssen Zugang zu Woh-
nungen haben und übergangsweise zu dezentralen, menschenrechtli-
che Standards wahrenden Unterkünften. Inhumane Massenunterkünfte, 
die keine Standards wahren und gar keine Privatsphäre von teilweise 
stark traumatisierten Menschen und Familien zulassen, wie die Unter-
kunft in Tegel, müssen aufgelöst werden und die Menschen besser 
untergebracht werden bzw. Zugang zu Wohnungen erhalten.

Zugang zu Wohnungen

Die von uns geplante Rückführung von befristeten und möblierten 
Wohnungen auf den regulären Wohnungsmarkt, das Vorgehen gegen 
Mietwucher und Zweckentfremdung, die Vergesellschaftung großer 
Immobilienbestände und Maßnahmen für Regulierung von Mietpreisen 
kommen allen Berliner*innen zugute, auch Geflüchteten.

Wir wollen die Quoten für die mietpreis- und belegungsgebundene Ver-
mietung deutlich erhöhen und höhere Kontingente für wohnungslose 
Menschen einrichten, zu denen auch viele Geflüchtete gehören. Da es 
zu wenig bezahlbare Wohnungen gibt, brauchen wir verbindliche und 
höhere Vermietungsquoten bei der Neu- und Wiedervermietung von 
landeseigenen Wohnungen und bei öffentlich geförderten Wohnungen 
für Menschen, die einen Wohnberechtigungsschein haben.

An Menschen, die von Wohnungslosigkeit betroffen sind, sollen zudem 
gezielt 10 Prozent der neu bzw. wieder zu vermietenden Wohnungen 
der landeseigenen und geförderten Wohnungen mietpreis- und bele-
gungsgebunden vermietet werden. Den Geschützten Wohnungsmarkt 
werden wir ausweiten.

Der Wohnberechtigungsschein (WBS) soll auf alle Geflüchtetengruppen 
unabhängig von der Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels ausgeweitet 
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werden. Außerdem wollen wir durch Kooperationsverträge zwischen 
landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften, dem Land und den Bezir-
ken mehr Menschen aus Geflüchtetenunterkünften in eigenen Wohn-
raum vermitteln. Entsprechende Modellprojekte wie bspw. in Marzahn 
mit „Wohnen statt MUF“ sollen ausgebaut werden. Ebenso wollen wir 
Projekte, die Zugang für Geflüchtete zu Genossenschaftswohnungen 
erleichtern, unterstützen. Mit einem Solidarfonds ermöglichen wir, dass 
Geflüchtete und Wohnungslose in Bestands- oder Neubauwohnungen 
von Genossenschaften ziehen können. Die Ausführungsvorschriften 
Wohnen (AV Wohnen) sind so zu ändern, dass Menschen auch eine 
Wohnung mieten können, wenn die Miete geringer ist als die Kosten für 
die Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft.

Wir wollen zudem berlinweit dezentrale Fachberatungsstellen zur 
Unterstützung der Wohnungssuche für Geflüchtete, unabhängig vom 
Aufenthaltsstatus, ausweiten und fördern.

Mindeststandards für vorübergehende Unterkünfte

Ein neuer Landesbetrieb für Soziales Wohnen sollte künftig Unter-
kunftsmöglichkeiten und Wohnraum für Geflüchtete, Wohnungs- und 
Obdachlose schaffen. So wird der Betrieb von Geflüchtetenunterkünf-
ten durch Privatbetriebe, die auf Gewinnerzielung ausgerichtet sind, 
erschwert. 
 
Über ein soziales Unterbringungsgesetz sollen zukünftig gesetzliche 
Mindeststandards für Geflüchteten- und ASOG-Unterkünfte 
abgesichert und regelmäßig kontrolliert werden (u. a. Mindeststandards 
in der räumlichen und personellen Ausstattung, Infrastrukturprämien für 
die Bezirke pro untergebrachter Person, parlamentarische Feststellung 
einer Unterbringungsnotlage, inklusive Regelungen zur Definition und 
zeitlichen Dauer einer Notunterbringung).

-> siehe Kapitel „07 Soziales und Inklusion“ auf Seite 112

Jeder Bezirk wird zudem verpflichtet, Grundstücke oder Immobilien für 
Gemeinschaftsunterkünfte zur Verfügung zu stellen. Wenn die Bezirke 
ihrer Verantwortung nicht ausreichend nachkommen, muss der Senat 
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unter Einbindung aller relevanten Akteur*innen Kriterien und Anzahl von 
Unterkunftsplätzen festlegen, die jeder Bezirk zur Verfügung stellen 
muss, und für die Umsetzung sorgen. Die Gemeinschaftsunterkünfte 
sind so zu planen, dass fehlende Infrastruktur für den Bezirk und Kiez, 
wie bspw. Schulen, Kitas, Stadtteilzentren und Treffpunkte, Anbindung 
an den öffentlichen Nahverkehr, ausgebaut wird.

Wir unterstützen die wichtige Arbeit aller Ehrenamtlichen und der Nach-
barschaftsprojekte rum um Unterkünfte.

Es müssen zudem weitere leer stehende Hotels, Hostels, Büroflächen 
sowie Unterkünfte mit freien Kapazitäten für die temporäre Nutzung 
aktiviert werden. Damit die Kostenbeteiligung für Geflüchtete ange-
messen ist, sind Kostenobergrenzen festzulegen, um sicherzustellen, 
dass die Unterbringungskosten nicht über dem Niveau vergleichbarer 
öffentlicher oder gemeinnütziger Unterkünfte liegen.

Auch dezentrale Unterbringung als Übergangsmodell muss menschen-
rechtliche Standards wahren. In allen Unterkünften wollen wir den so-
zialarbeiterischen und psychologischen Betreuungsschlüssel erhöhen. 
Es bedarf mehr bedarfsgerechter Unterkünfte und Einzelunterbringun-
gen für alle vulnerablen Geflüchtetengruppen wie queere Geflüchtete, 
Familien und Frauen* sowie Menschen mit chronischen Erkrankungen 
und Behinderungen. 
 
Es bedarf ausreichender Plätze in barrierefreien Unterkünften und die 
Bedarfe der Bewohner*innen müssen stärker berücksichtigt werden. In 
den Unterkünften muss ein selbstbestimmtes Leben ermöglicht wer-
den, weswegen Unterkünfte mit Apartmentstruktur vor anderen Unter-
bringungsformen Vorrang haben.

In allen Unterkünften müssen Kinder- und Gewaltschutzkonzepte be-
stehen. Entsprechende Konzepte sind gemeinsam mit Geflüchtetenor-
ganisationen und Sozialverbänden weiterzuentwickeln.

Die Verpflichtung, während des Asylverfahrens in einer Unterkunft zu 
leben, heben wir auf. Dadurch können wir sämtliche Aufnahmeeinrich-
tungen in Gemeinschaftsunterkünfte mit eigenen Verpflegungsmöglich-
keiten und Freiräumen umwidmen. 
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Mit der Berliner unabhängigen Beschwerdestelle besteht für Geflüchte-
te, die in LAF-Unterkünften (Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten) 
untergebracht sind, die Möglichkeit, Missstände in Unterkünften oder 
auch in der Leistungsgewährung aufzuzeigen, auch anonym. Wir wollen 
darüber hinaus, dass die unabhängige Beschwerdestelle ihre Befugnis-
se auch auf die Unterkünfte der Bezirke ausweitet, die für Wohnungs-
lose bereitstehen und im Rahmen der gesamtstädtischen Steuerung 
belegt werden sollen.

Wir wollen für das in Unterkünften für Geflüchtete und Wohnungslose 
beschäftigte Personal eine tarifgerechte Entlohnung und unbefristete, 
sichere Beschäftigungsverhältnisse. Hierzu ist ein Tarifvertrag in der 
Branche Voraussetzung, für dessen Abschluss wir uns einsetzen wer-
den.

Wir wollen, dass die Vergabe zum Unterkunftsbetrieb primär nach Qua-
litätsstandards erfolgt und an Einrichtungen, die gemeinwohlorientiert 
und nicht profitorientiert arbeiten. Dafür ist langfristig der Aufbau eines 
Sozialbetriebs in Kooperation mit sozialen Trägern (bspw. LIGA) wich-
tig, der die Unterbringung in kommunale Hand holt.

Außerdem fordern wir vom Bund eine Personenpauschale, um die 
Unterbringungskosten abzudecken und um mehr Investitionen für 
besseren Zugang zu Wohnungen von marginalisierten Gruppen 
tätigen zu können. Der Bund darf die Bundesländer und Kommunen 
nicht mit den Kosten alleinlassen. Deutschland hat verfassungs-, 
europa- und völkerrechtlich die Pflicht zur Aufnahme, weswegen der 
Bund hier in der Verantwortung ist.
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21 Inneres
Die Linke hat ein breiteres Verständnis von Sicherheit als andere Par-
teien. Wir wollen Ursachen bekämpfen und soziale Lösungen für soziale 
Probleme. Viele Instrumente, die für die Schaffung von Sicherheit rele-
vant sind, betreffen nicht die Innen- und Justizpolitik, sondern andere 
Politikfelder, wie etwa eine progressive Drogenpolitik, Jugend(sozial)
arbeit, soziale Sicherung und Kampf gegen Obdachlosigkeit, Prävention 
und Beratung im Kampf gegen Rassismus und rechte Gewalt oder den 
Kampf gegen häusliche Gewalt und Gewalt gegen Frauen im Bereich 
feministische Politik.

Im Bereich Inneres und Recht steht für uns fest: Eine faktenbasierte 
Politik für mehr Sicherheit in der Stadt bei gleichzeitiger Stärkung 
der Bürger*innenrechte ist möglich. Dafür treten wir ein. Wir wollen 
keine autoritäre Schaufensterpolitik durch immer neue Gesetze, 
Befugnisse und sinnlose Grundrechtseinschränkungen, sondern die 
sozialen Ursachen von Kriminalität bekämpfen, die Arbeit der Si-
cherheitsbehörden verbessern, Präventionsarbeit ausbauen, Bür-
ger*innennähe herstellen und Prioritäten richtig setzen. Wir stehen 
für mehr demokratische Kontrolle der Sicherheitsbehörden, wollen 
Befugnisse auf den Prüfstand stellen.

Datenschutz/Informationsfreiheit

Wir wollen die Rechte und Befugnisse der Berliner Beauftragten für 
Datenschutz und Informationsfreiheit stärken. Gegenüber Behörden soll 
sie eine echte Anordnungsbefugnis und wirksame Instrumente zu deren 
Durchsetzung erhalten. Um Datenschutzverstöße frühzeitig zu vermei-
den, müssen der Datenschutz und die Datenschutzkontrolle innerhalb 
von Behörden einen höheren Stellenwert erhalten.

Vor dem Hintergrund unbefugter Datenabfragen insbesondere bei der 
Polizei wollen wir sowohl die Speichernotwendigkeit als auch die Zu-
griffsberechtigungen für Verwaltungsdatenbanken diskriminierungskri-
tisch überprüfen. Für die Beratung und Rechtsdurchsetzung soll die Be-
auftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit mehr Mittel erhalten 
Wir wollen außerdem die Rechte der Datenschutzbeauftragten gegen-



287

über den Landes- und Beteiligungsunternehmen stärken. Wir stellen 
uns gegen Pläne, die Datenschutzaufsicht im Bund stärker zu zentrali-
sieren und damit die Landesdatenschutzbeauftragten zu schwächen.

Wir wollen das Berliner Informationsfreiheitsrecht orientiert an den 
zivilgesellschaftlichen Entwürfen für ein Transparenzgesetz ersetzen. 
Dabei werden wir auf Bereichsausnahmen verzichten und staatliches 
Handeln in privatwirtschaftlichen Organisationsformen wie den landes-
eigenen Betrieben berücksichtigen. Der Schutz kritischer Infrastruk-
turen darf nicht als Vorwand dienen, das Informationsfreiheitsrecht 
einzuschränken.

Digitaler Gewalt kompetent begegnen

Die Tatbestände rund um digitale Gewalt sind nach wie vor oft 
rechtliche Grauzone und kriminalistisches Neuland. Wir wollen 
Technik-Kompetenzzentren aufbauen, die Beratungsstellen, Frauen-
häuser und Verbraucher*innen in den Bereichen Beratung, Weiter-
bildung und Forensik bei Fällen digitaler Gewalt sowie allgemein 
im Bereich IT-Sicherheit unterstützen. Zusätzlich zum Ausbau von 
Schutz- und Therapieangeboten für Betroffene fordern wir hier eine 
Fortbildungs- und Sensibilisierungsoffensive innerhalb der Berliner 
Sicherheitsbehörden. Diese sollte verpflichtende Weiterbildung für 
Polizei und Justiz sowie die Bildung von Spezialeinheiten beim LKA 
und Fachdezernaten bei der Staatsanwaltschaft umfassen.

Zum Schutz vor Deepfakes fordern wir strikte gesetzliche Regelun-
gen gegen die Erstellung und Verbreitung KI-generierter sexualisier-
ter Inhalte, die ohne Zustimmung der Betroffenen erstellt wurden.

Prävention stärken

Soziale Gerechtigkeit und Präventionsarbeit, die sich an den konkre-
ten Bedürfnissen der Menschen orientiert, sind die Grundlage für ein 
sicheres Berlin. Der Sicherheitsbegriff darf sich nicht an polizeilichen 
Kriterien, sondern muss sich an der Bekämpfung gesellschaftlicher 
Ursachen für Unsicherheit orientieren. Dies muss sich auch in der Ver-
teilung finanzieller Ressourcen widerspiegeln. Die immer weitere, teure 



288

Aufrüstung der Polizei wollen wir stoppen und die Mittel umverteilen. 
Polizeieinsätze z. B. bei Demos, anlasslosen Kontrollen an KBOs und 
Waffenverbotszonen oder Fußballspielen sind personalintensiv und 
oft nicht zielführend. Wir werden prüfen, wie wir den Personalbe-
stand bei der Polizei auf das Niveau anderer Stadtstaaten, zuzüglich 
hauptstadtbedingter Mehrbedarfe gemäß dem Hauptstadtfinanzie-
rungsvertrag, anpassen können. Die frei werdenden Mittel werden 
stattdessen zur Finanzierung von Stellen bei Not- und Krisendiens-
ten, Straßensozialarbeit usf. verwendet.

Die polizeiliche Arbeit muss, wo immer dies möglich ist, durch Soziale 
Arbeit ersetzt oder zumindest ergänzt werden. Es ist bekannt, dass 
teure Symbolpolitik in Form von Zäunen und Kameras Bürgerrechte ein-
schränkt, aber keinen Mehrwert bringt. Straftaten werden damit nicht 
verhindert, sondern allenfalls verdrängt. Für Sicherheit in den Kiezen 
müssen die Bezirke gestärkt werden, um ganzheitliche und auf die kon-
krete Problemlage bezogene Sicherheits- und Entwicklungskonzepte 
gemeinsam mit den Bürger*innen zu entwickeln und zu implementieren. 
Hierfür bedarf es nicht nur eines am Menschen orientierten Städte-
baus, sondern auch der Ausweitung der kiezorientierten Gewalt- und 
Kriminalitätsprävention auf Bezirksebene. Genauso wichtig ist u. a. der 
Ausbau der Straßensozialarbeit, der Tätigkeit der Parkläufer*innen und 
wirksamer Projekte der Jugendsozialarbeit. Hierfür wollen wir die aus-
reichende und verlässliche Finanzierung sicherstellen. Die feministische 
Perspektive auf Sicherheitspolitik ist zu stärken.

Der Zaun um den Görlitzer Park ist Sinnbild einer autoritären Symbol-
politik, die Probleme nicht löst, sondern sie nur verdrängt. Damit muss 
Schluss sein. Statt wertvolle Ressourcen zu verschwenden, um die 
nächtliche Parkschließung gegen den Willen der Anwohnenden durch-
zusetzen, wollen wir Mittel für tatsächliche Lösungen der sozialen 
Probleme einsetzen: Für aufsuchende Sozialarbeit, Obdachlosen- und 
Suchthilfe oder Parkläufer*innen, die im direkten Gespräch für gegen-
seitige Rücksichtnahme sorgen.

In Berlin steigen die Zahlen von Hassgewalt. Um dem wirksam und 
frühzeitig vorzubeugen, brauchen wir eine Stärkung des Landespro-
gramms zur Radikalisierungsprävention und Deradikalisierung. Hierbei 
ist vor allem die ideologische Zuspitzung in extrem rechten und Neo-
nazi-Strukturen in den Blick zu nehmen, da von diesen das größte 
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Gewaltpotenzial ausgeht. Vor allem Lehrkräfte sowie Personal in 
Jugendeinrichtungen und Sportvereinen brauchen mehr Unterstützung 
durch zivilgesellschaftliche Träger. Betroffene von Hassgewalt müssen 
besser unterstützt werden und bei Bedarf unkompliziert finanzielle Hilfe 
erhalten. Den dafür vorgesehenen Fonds wollen wir ausbauen. Angriffe 
auf Obdachlose sollen künftig als Hasskriminalität erfasst werden. Die 
Finanzierung der Täter*innenarbeit ist langfristig abzusichern. Die Ge-
waltschutzambulanz wollen wir ausbauen.

Polizei demokratisieren

Die Polizei ist die einzige Institution, die zur Ausübung von Gewalt 
zum Schutz von Leib und Leben, persönlicher Freiheit und Eigentum 
legitimiert ist. Nicht blindes Vertrauen legitimiert ihr Handeln, sondern 
Gesetze und demokratische Kontrolle.

Polizeigewalt braucht unabhängige Aufklärung und Gegenmaßnahmen. 
Deshalb wollen wir den Polizei- und Bürgerbeauftragten als Institution 
ausbauen, seine Befugnisse und sein Personal stärken und für einen 
aktiven und offenen Dialog zwischen Beauftragtem, Parlament und 
Zivilgesellschaft sorgen. Der Zugang zu polizeilichen Akten und Daten, 
insbesondere Bodycam-Aufzeichnungen, muss gesetzlich garantiert 
sein.

Der Polizeibeauftragte muss über die notwendigen Untersuchungs- 
und Ermittlungsbefugnisse verfügen, um rechtswidrige Gewalt und 
Menschenrechtsverletzungen durch die Sicherheitsbehörden auf-
zuklären. Wir wollen eine Klarstellung der Rechtslage, sodass Poli-
zeieinsätze von jedem*r Bürger*in gefilmt werden dürfen. Damit 
schaffen wir mehr demokratische Kontrolle und stärken die zivilge-
sellschaftliche Handlungsmacht.

Bürger*innen sollen die Aktivierung der Bodycam verlangen und die 
Aufzeichnungen einsehen können. Polizeibeamt*innen sollen verpflich-
tet werden, auf dieses Recht zu Beginn einer Maßnahme hinzuweisen. 
Beim Einsatz von Waffen ist die Bodycam automatisch auszulösen. Die 
sogenannten kriminalitätsbelasteten Orte und Waffenverbotszonen 
sind mit zusätzlichen polizeilichen Befugnissen wie Videoüberwa-
chung oder anlasslosen Kontrollen verknüpft und somit ein Einfallstor 
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für Racial Profiling und diskriminierendes Polizeihandeln. Sie wollen 
wir abschaffen. Die Polizei ist zu verpflichten, bei jeder Identitätsfest-
stellung und Durchsuchung schriftlich den Grund und die Rechtsgrund-
lage anzugeben (Kontrollquittungen). Weiterhin wollen wir zusätzliche 
Polizeieinheiten, wie etwa die Brennpunkt- und Präsenzeinheit, an 
diesen Orten abbauen und freiwerdende Mittel in die soziale Infra-
struktur investieren. Die unabhängige Forschung zur Polizei wollen wir 
stärken. Kritikfähigkeit und Fehlerkultur in der Polizei müssen verbes-
sert werden. Wir unterstützen zivilgesellschaftliche Initiativen und 
Beratungsstellen, wie z.B. die „Kampagne für Opfer rassistischer 
Polizeigewalt“ (KOP), die polizeiliches Handeln beobachten und auf 
rassistische Praktiken aufmerksam machen. Wir werden aktiv diese 
diskriminierenden Praktiken offenlegen und bekämpfen.

Überwachungsbefugnisse von Polizei und dem Inlandsgeheimdienst 
Verfassungsschutz wollen wir beschränken, neue Befugnisse wollen 
wir nicht mittragen. Die für die Überwachung von Telefonen und 
Computern oft nötigen offen gehaltenen Sicherheitslücken sind eine 
Gefahr für die Gesellschaft.

Staatstrojaner lehnen wir entschieden ab. Wir lehnen den biometri-
schen Abgleich mit öffentlich zugänglichen Daten sowie den Einsatz 
von KI-gestützten Analyseinstrumenten in den polizeilichen Daten-
banken, wie sie z. B. von Palantir entwickelt und angeboten werden, 
im Grundsatz ab. Daten der Bürger*innen sind keine Spielmasse. Die 
Datenschutzkontrolle der polizeilichen Datenhaltung wollen wir stärken, 
gerade mit Blick auf die bundesweite Vereinheitlichung und Verknüp-
fung polizeilicher Datenverarbeitung. Bürger*innen sollen einfacher er-
fahren können, welche Daten mit welchen Mitteln über sie erhoben und 
von wem diese zu welchem Zweck abgerufen wurden.

Erste Erfahrungen mit dem „Taser“ zeigen, dass dieses schmerzhafte 
Mittel in den Händen der Polizei keine Reduzierung des Schusswaffen-
gebrauchs bedeutet. Zudem bestehen enorme Risiken für betroffene 
Bürger*innen, aber auch für die Beamt*innen selbst. Wir lehnen den 
Einsatz von Tasern außerhalb von Spezialkräften ab.

Wir wollen stattdessen Fähigkeiten im Umgang mit Menschen in psy-
chischen Ausnahmesituationen stärken. Das betrifft Aus- und Fortbil-
dung der Polizeibeamt*innen, vor allem aber die Stärkung nicht-poli-
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zeilicher Ressourcen in der Krisenintervention u. a. durch den Aufbau 
multiprofessioneller Interventionsteams, die nicht Teil der Polizei und an 
die Notrufzentralen angebunden sind. Diese Teams sollen eng mit den 
sozialpsychiatrischen Diensten der Bezirke zusammenarbeiten, Gefah-
ren erkennen und frühzeitig eingreifen können.

Die zentrale Gefangenensammelstelle genügt menschenrechtlichen 
Standards gegenwärtig nicht. Wir wollen durch eine angemessene Mo-
dernisierung hier eine menschenwürdige Unterbringung ermöglichen. 
Wir wollen Alternativen prüfen, um die Anzahl der in Gewahrsam 
genommenen Personen an Orten der Freiheitsentziehung generell zu 
reduzieren.

Um die Arbeit der Behörden im Feld der politisch motivierten Kriminali-
tät zu verbessern, wollen wir die Ergebnisse der vergangenen Untersu-
chungsausschüsse zum NSU, dem Breitscheidplatz-Anschlag und der 
Neuköllner Anschlagsserie auswerten. Insbesondere muss durch eine 
Verlaufsstatistik die Dokumentation der polizeilichen Arbeit mit den Er-
gebnissen der folgenden Strafverfahren verknüpft werden können und 
überprüfbar werden. Die Strategie der „1000 Nadelstiche“, bei der mi-
grantische Gewerbetreibende generalverdachtsmäßig mit Gewerbe-
kontrollen unter Einsatz eines immensen Polizeiaufgebots überzogen 
werden, lehnen wir ab. Kontrollen von Ordnungsamt oder Zoll dürfen 
nicht als Türöffner für polizeiliche Ermittlungsmaßnahmen miss-
braucht werden, nur weil es keine richterlichen Durchsuchungsbe-
schlüsse gibt. Wir stellen uns entschieden gegen die neueste Reform 
des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes (ASOG), die 
mit biometrischer und KI-gestützter Überwachung drastisch in das 
Leben der Menschen in Berlin eingreift. Wir werden mit allen recht-
lichen und politischen Mitteln dagegen vorgehen und das ASOG 
insgesamt einer an der Menschenwürde orientierten und diskriminie-
rungssensiblen Revision unterziehen.

Arbeitsbedingungen bei Polizei, Feuerwehr und im Justizvollzug 
verbessern

Die Linke setzt sich dafür ein, dass die Arbeitsbedingungen bei Polizei 
und Feuerwehr nachhaltig verbessert werden. Das Land Berlin muss im 
öffentlichen Dienst Gute Arbeit bieten, um ein attraktiver Arbeitgeber 
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zu sein. Dazu gehört auch, Überstunden bei den Dienstkräften klar 
zu begrenzen und nur bei außerordentlichen Personalengpässen 
zuzulassen. Dies wollen wir insbesondere durch eine Anpassung der 
Einsatzkonzepte für den Schutz von Versammlungen oder Fanauf-
läufen erreichen.

Die Organisationsstrukturen bei Polizei und Feuerwehr sollen evaluiert 
und Doppelstrukturen aufgelöst werden. Das Einstiegsamt bei der Feu-
erwehr ist anzuheben. Die Ausbildung der Einsatz- und Rettungskräfte 
soll modernisiert und um allgemeinpolitische und grundrechtsbezogene 
Bildung angereichert werden.

Eine nachhaltige psychologische Betreuung der Einsatzkräfte ein-
schließlich professioneller Supervision ist zu gewährleisten. Sie ist 
erforderlich, um negative Erfahrungen im Beruf der Einsatz- und Ret-
tungskräfte vorurteilsfrei zu reflektieren und die psychische Gesundheit 
zu schützen. Die polizeiärztliche Versorgung ist auszubauen. Die post-
traumatische Belastungsstörung ist als Dienstunfallfolge anzuerkennen. 
Gewalt gegen öffentlich Beschäftigte ist unakzeptabel.

Deeskalationskonzepte bei Versammlungen schützen auch die Be-
schäftigten und sind konsequent zu verfolgen. Die Gebäude von 
Polizei und Feuerwehr müssen zügiger saniert und instandgesetzt 
werden. Den Frauenanteil und die Diversität wollen wir insbesondere 
bei der Feuerwehr erhöhen.

Berliner Polizeiausbildung stärken – Wissenschaftsfreiheit und 
demokratische Professionalität sichern

Die Linke setzt sich für den Erhalt des Berliner Modells der Polizei-
ausbildung ein. Es verbindet polizeipraktische Ausbildung mit wissen-
schaftlicher Qualifikation, gesellschaftlicher Reflexionsfähigkeit und 
grundrechtsorientierter Professionalität. Wir lehnen Pläne ab, die Aus-
bildung des gehobenen Polizeivollzugsdienstes aus der Hochschule für 
Wirtschaft und Recht (HWR) herauszulösen und vollständig einer Poli-
zeiakademie unter Aufsicht der Innenverwaltung zu unterstellen. Statt-
dessen treten wir dafür ein, die Polizeiausbildung für den gehobenen 
Dienst an der HWR gegenüber der Polizeiakademie zu stärken. Die 
Ausbildung zu mündigen, reflektierten und demokratisch handelnden 
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Beamt*innen muss im Zentrum stehen – nicht ein einseitiges sicher-
heitspolitisches Paradigma.

Gleichzeitig erkennen wir an, dass die kontinuierliche Weiterentwick-
lung der Polizeiaus- und -fortbildung notwendig ist. Dazu gehören 
regelmäßige wissenschaftliche und unabhängige Evaluationen, die 
Transparenz und wissenschaftliche Qualität sicherstellen und demo-
kratischer Kontrolle unterliegen.

Versammlungsrecht schützen und ausbauen

Mit dem von uns mitentwickelten Versammlungsfreiheitsgesetz konn-
ten Verbesserungen erzielt werden. Wir werden das Gesetz und 
dessen praktische Umsetzung durch die Berliner Behörden unter Be-
rücksichtigung der Evaluation der HWR verbessern. Zivilgesellschaft-
liche Organisationen und wissenschaftliche Erkenntnisse werden dabei 
berücksichtigt.

Die Versammlungsfreiheit muss stärker gegenüber staatlichen 
Einschränkungen geschützt werden. Sowohl die Berücksichtigung 
sachfremder Faktoren bei der Beschränkung von Versammlungen 
(z. B. Verbote bestimmter Sprachen) als auch die abschrecken-
de Wirkung einzelner polizeilicher Maßnahmen müssen verhindert 
werden. Polizeigewalt und unverhältnismäßige Einschränkungen der 
Versammlungs- und Meinungsfreiheit, wie sie zuletzt etwa paläs-
tinasolidarische Demos oder Klimaaktivist*innen getroffen haben, 
verurteilen wir. Die Wege zu und von einer Versammlung sowie 
versammlungsbegleitende Einrichtungen fallen ebenfalls unter den 
Schutz der Versammlungsfreiheit. Das Vermummungs- und „Schutz-
waffen“-Verbot wollen wir vollständig streichen. Der Rechtsschutz 
gegen versammlungsbeschränkende Maßnahmen muss gewähr-
leistet sein, insbesondere durch eine rechtzeitige Übermittlung der 
Auflagen. Die Einsatzpraxis polizeilicher Schmerzgriffe lehnen wir im 
Hinblick auf ihre Unvereinbarkeit mit dem Folterverbot ab. Die Ver-
sammlungsbehörde wollen wir aus der Polizei Berlin herauslösen.
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Fanrechte bei Sport- und Fußballveranstaltungen

Wir stehen für den Ausbau von Bürger*innen- und Fanrechten beim 
Zugang zu Sport- und Fußballveranstaltungen. Der Besuch von 
Sportveranstaltungen allgemein – und von Fußballspielen im Be-
sonderen – ist in Berlin wie im gesamten Bundesgebiet ein sicheres 
Ereignis. Die Linke Berlin spricht sich entschieden gegen weitere 
repressive Maßnahmen wie personalisierte Tickets, pauschale Sta-
dionverbote bereits bei Einleitung eines polizeilichen Ermittlungs-
verfahrens, eine zentrale Vergabekommission für Stadionverbote 
oder neue Überwachungsinstrumente wie Gesichtserkennung in 
Stadien aus. Mitarbeitende von Fanprojekten sollen aufgrund des 
besonderen Vertrauensverhältnisses i. S. § 53 (1) StPO ein Zeugnis-
verweigerungsrecht haben. Nötig sind stattdessen mehr dezidierte 
Prävention, langfristige Förderung von Fanarbeit und Dialogkultur im 
Stadionumfeld.

Verfassungsschutz

Für den Schutz der Verfassung braucht Berlin eine transparente, demo-
kratisch kontrollierte und Bürger*innen-nahe Instanz, die über demo-
kratiefeindliche Aktivitäten im analogen und digitalen Raum informiert. 
Der Verfassungsschutz widerspricht mit seiner Arbeitsweise diesen 
Grundsätzen, er schadet dem demokratischen Rechtsstaat mehr, als er 
ihn schützt.

Insbesondere das V-Leute-Wesen und die Bedingungen des Geheim-
schutzes verhindern immer wieder die Prävention, Aufklärung und 
Strafverfolgung.

Die Linke ist deshalb dafür, den Berliner Verfassungsschutz als Ge-
heimdienst aufzulösen und eine alternative, selbstständige Institution 
außerhalb der Senatsverwaltung für Inneres zu schaffen. Berlin braucht 
eine moderne Institution, die ohne nachrichtendienstliche Methoden, 
dafür aber mit ernst zu nehmender wissenschaftlicher Kompetenz und 
regelmäßiger Einbindung externer Expertise engagiert am öffentlichen 
Diskurs teilnimmt. 
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Bis zu seiner Auflösung stehen wir für bessere Auskunftsrechte, die 
Beschränkung von Befugnissen und höhere Kontrolle. Ein moderner 
Verfassungsschutz muss imstande sein, die sich wandelnden verfas-
sungsfeindlichen Gruppierungen und Taten kompetent zu erkennen 
und zu erfassen. Er muss sich – anders als bisher – auch selbst als Teil 
des demokratischen Prozesses verstehen, offen und plural diskutieren 
und bisherige eigene Sichtweisen weiterentwickeln können. Die Arbeit 
des Verfassungsschutzes muss vom Berliner Abgeordnetenhaus und 
der Berliner Justiz in vollem Umfang überprüft werden können.

An die Stelle einer geheimdienstlich arbeitenden Behörde tritt 
eine Informations- und Dokumentationsstelle für Menschenrechte, 
Grundrechte und Demokratie wie das Thüringer Institut für Demo-
kratie und Zivilgesellschaft (IDZ) in Jena. Diese soll die Dokumentati-
on neonazistischer, rassistischer, antisemitischer und anderer gegen 
die Grundsätze der Verfassung gerichteter Aktivitäten und Ein-
stellungen sowie ihrer strukturellen und öffentlichen Erscheinungs-
formen vornehmen. Zu diesem Zweck arbeitet sie wissenschaftlich 
und ist befugt, mit Dritten zu kooperieren. Informationen erhält das 
Informations- und Dokumentationszentrum nur aus öffentlich zu-
gänglichen Quellen und wissenschaftlichen Studien.

Meinungsfreiheit bewahren. Den öffentlichen Dienst vor Verfas-
sungsfeind*innen schützen

Meinungsfreiheit ist auch für Beschäftigte im öffentlichen Dienst ein ho-
hes Gut und bedarf des Schutzes. Eingriffe in das Recht auf Meinungs-
freiheit müssen auf ein Minimum begrenzt werden. Das Land Berlin 
kann kein Interesse an unkritischen Beschäftigten haben. Eine demo-
kratische Gesellschaft bedarf einer Verwaltung, in welcher politische 
Positionen offen diskutiert werden dürfen. Meinungsäußerungen von 
öffentlich Beschäftigten dürfen, solange sie nicht strafbar sind, keine 
arbeits- oder dienstrechtlichen Maßregelungen begründen. Gleichzeitig 
muss der öffentliche Dienst in Berlin wirksam vor Verfassungsfeind*in-
nen geschützt werden. Insbesondere die Sicherheitsbehörden dürfen 
nicht unterwandert werden.

Die Einführung eines „Verfassungstreuechecks“ wie etwa in Brandenburg 
lehnen wir ab. Es ist nicht verhältnismäßig, alle Bewerber*innen des öf-
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fentlichen Dienstes einer verfassungsschutzrechtlichen Überprüfung zu 
unterziehen. Vielmehr braucht es eine deutliche Stärkung der politischen 
Bildung in der Ausbildung der Anwärter*innen und Beschäftigten. Aus- 
und Weiterbildung zu Grund- und Menschenrechten und zum Antidiskri-
minierungsrecht sind zu stärken. Auch im bestehenden Beschäftigungs-
verhältnis soll es hierzu verpflichtende Kurse geben. Sachverständige 
aus der Zivilgesellschaft sind einzubeziehen. Die Personalverantwort-
lichen sollen zudem darin geschult werden, verfassungsfeindliche Codes 
und Umwegkommunikation zu erkennen, damit geeignete personalrecht-
liche Maßnahmen getroffen werden können. Zudem soll ihnen ermöglicht 
werden, öffentlich zugängliche Internetauftritte und Social-Media-Profile 
einzusehen, um die Verfassungstreue bei der Einstellung und bei tat-
sächlichen Anhaltspunkten für verfassungsfeindliche Betätigung im lau-
fenden Beschäftigungsverhältnis überprüfen zu können. Disziplinarver-
fahren sind durch eine Professionalisierung und angemessene personelle 
Ausstattung der Ermittlungsführung zu beschleunigen. Die Personalver-
tretungen müssen dabei einbezogen werden.

Wer sensible Daten unbefugt weitergibt, sich verfassungsfeindlich 
äußert oder handelt, sollte insbesondere bei der Polizei einfacher 
aus dem Dienst entfernt werden können. Wer seine Vorgesetzten 
über Fehlverhalten im Kolleg*innenkreis informiert, muss von seinem 
Arbeitgeber in besonderer Weise geschützt werden. Das Hinweisge-
berschutzgesetz muss hierfür endlich konsequent umgesetzt wer-
den. Den Abbau von Beschäftigtenrechten in Disziplinarverfahren, 
wie der Bund ihn im Jahr 2024 vorgenommen hat, lehnt Die Linke ab.

Feuerwehr und Bevölkerungsschutz

Die Berufsfeuerwehr muss so aufgestellt werden, dass die vorgegebe-
nen Zeitrahmen und Personalstärken im Rettungsdienst und im Brand-
schutz eingehalten werden können. Wir wollen den Rettungsdienst von 
nicht unbedingt notwendigen Aufgaben entlasten und effizient aufstel-
len, ohne das Qualifikationsniveau bei der Besetzung von Einsatzwagen 
in der Notfallversorgung abzusenken. Den Sanierungsstau bei Wachen 
und Fahrzeugen der Feuerwehr wollen wir zügig abbauen. Das Ehrenamt 
in der Feuerwehr verdient größte Anerkennung und Unterstützung, auch 
bei Fragen von Entschädigung, Versorgung und Einsatzbedingungen. 
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Wir wollen eine echte Ausbildungs- und Einstellungsoffensive bei 
der Feuerwehr, die auch den geringen Frauenanteil erhöht. Für die 
Feuerwehrausbildung müssen dringend ausreichend Personal und 
Räumlichkeiten bereitgestellt werden. Dafür braucht es eine schnelle 
Realisierung der neuen Berliner Feuerwehr- und Rettungsakademie 
(BFRA) in TXL.

Bevölkerungsschutz zuverlässig, inklusiv und sozial gestalten

Anschläge auf die Stromversorgung haben gravierende Schwachstellen 
beim Bevölkerungsschutz offengelegt. Einerseits hinsichtlich der An-
fälligkeit unserer kritischen Infrastrukturen, andererseits hinsichtlich der 
Information, Hilfe und Versorgung insbesondere für Menschen mit be-
sonderem Hilfebedarf und Menschen, die aus verschiedenen Gründen 
nicht in der Lage sind, sich selbst Hilfe zu organisieren oder bestehen-
de Hilfsangebote aufzusuchen. Es gilt, diese Schwachstellen syste-
matisch aufzuarbeiten und daraus politische Konsequenzen zu ziehen 
– mit Investitionen in die Resilienz der Netzinfrastruktur, transparenten 
Krisenplänen, klaren Zuständigkeiten und finanzieller Unterstützung für 
Betroffene. Im Ergebnis muss das auch dazu führen, dass Hilfsangebo-
te niedrigschwellig, inklusiv und barrierefrei erreichbar sind. Der Senat 
muss ein Konzept zur Notunterbringung von Menschen, insbesondere 
vulnerablen Gruppen entwickeln, das niedrigschwellig und leistbar auch 
für Geringverdienende ist. Ausreichend gute Unterkunftsplätze sind für 
solche und andere Notlagen bereitzuhalten. Hierbei ist auch zu prüfen, 
inwieweit die Inanspruchnahme und für Bedürftige kostenlose Bereit-
stellung von Hotelzimmern im Großschadens- oder Katastrophenfall auf 
Grundlage des Katastrophenschutzgesetzes möglich ist. Auch die Ein-
beziehung der Unterbringungskapazitäten des Landesamts für Flücht-
lingsangelegenheiten ist hierbei zu prüfen. 
 
Im Katastrophenfall muss schnell und unbürokratisch ein Notfallfonds 
für entstandene Härtefälle und die Erstattung von Folgekosten einge-
richtet werden. Neben der Erstattung der Unterkunftskosten für Hotels, 
Pflegeeinrichtungen und andere Unterkünfte ist auch eine unbürokrati-
sche und zügige Erstattung weiterer Kosten vorzusehen.

Es braucht ein Konzept zur aufsuchenden Unterstützung und Informa-
tion von Menschen im Falle einer Großschadens- oder Katastrophen-
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lage. So könnten über die bezirklichen Freiwilligenagenturen und in 
Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Organisationen Läufer*in-
nen organisiert werden, die Menschen zu Hause aufsuchen, informieren 
und bei Bedarf Unterstützung zur Bewältigung des täglichen Lebens 
leisten. Es braucht ein Konzept, wie solidarische Nachbarschaften 
zur Selbsthilfe im Katastrophenfall aktiviert und gestärkt werden 
können. Es fehlt bisher ein funktionaler Mechanismus, um Hilfsangebo-
te aus der Bevölkerung und vorhandene Kapazitäten zivilgesellschaft-
licher Organisationen im Katastrophenfall wirksam einzubinden. Der 
Senat muss deshalb Rahmenbedingungen und Instrumente schaffen, 
mit denen zivilgesellschaftliche Organisationen in den Berliner Katastro-
phenschutz integriert werden können. Zudem braucht es einen zweck-
mäßigen Rahmen, um Spontanhelfende und deren punktuell hoch spe-
zialisierte Fähigkeiten zielgerichtet einsetzen zu können, sowohl für die 
Koordination der Spontanhelfenden als auch etwa in Bezug auf deren 
Versicherungsschutz. Es ist sicherzustellen, dass für Pflegeeinrichtun-
gen Standards der Vorsorge für Katastrophen- und Großschadenslagen 
eingeführt und umgesetzt werden. Dazu gehört, dass Notstromag-
gregate schnell und ausreichend verfügbar sein müssen. Bei Bedarf 
müssen Ausweichpflegeplätze zur Verfügung stehen und der Transport 
dorthin kurzfristig möglich gemacht werden.

Die Sozialverbände sind bei der Entwicklung von Konzepten zur Not-
unterbringung, Versorgung und Informationsvermittlung regelmäßig 
und umfassend einzubinden.

Auf Bundesebene muss sich der Senat dafür einsetzen, dass die Be-
schaffung von Vorräten und Ausstattungsgegenständen entsprechend 
den Empfehlungen des Bundesamts für Bevölkerungsschutz und Ka-
tastrophenhilfe auch für Sozialleistungsempfangende ermöglicht und in 
den Regelsätzen berücksichtigt wird. 
 
Eine systematische Bestandsaufnahme neuralgischer Stellen im Berliner 
Stromnetz ist vorzunehmen. In den Blick zu nehmen sind vor allem An-
lagen und Anlagenteile mit geringem Schutz und im Falle eines Angriffs 
mit potenziell großen Auswirkungen auf die Versorgung. Zudem ist die 
Schaffung weiterer Redundanzen und Inselnetze um wichtige Einrich-
tungen vorzusehen. 
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Wir werden sicherstellen, dass die Katastrophenschutzbehörden organisa-
torisch und personell ausreichend auf Katastrophen und Großschadenser-
eignisse vorbereitet sind. Dazu ist ein Umsetzungsplan zur flächendecken-
den Realisierung von den geplanten 44 Katastrophenschutz-Leuchttürmen 
in den Bezirken und 147 kieznahen Katastrophenschutz-Infopunkten zu 
entwickeln und die Bezirke sind für ihre Aufgaben im Katastrophenschutz 
personell und mit eigenen Budgets ausreichend auszustatten.

Die Notfallplanungen für alle Behörden, mit Alarmierungsketten, Krisen-
stäben und Notbesetzung für die Arbeitsfähigkeit der Verwaltung, sind 
regelmäßig zu überprüfen und zu aktualisieren. Auch für Schulen und 
Kitas müssen Notfallpläne für Betreuung und Beschulung erarbeitet 
werden.

Demokratie

Demokratie ist kein „fertiger“ Zustand; Demokratie muss Tag für Tag von 
Bürger*innen gelebt werden. Sie muss aber auch gelebt werden können: 
auf allen Ebenen und in allen Bereichen. Es ist und bleibt Aufgabe der 
Politik, Bürger*innen mehr Beteiligung zu ermöglichen. Alle Menschen 
sollen sich in die Stadtpolitik einmischen und mitentscheiden können. Um 
die Partizipation zu fördern, schlagen wir vor, dass das Land Berlin einen 
dauerhaften gelosten Bürger*innendialog einrichtet. In einem Bürger-
dialog-Gesetz soll die Pflicht des Abgeordnetenhauses, sich innerhalb 
bestimmter Fristen mit den ausgearbeiteten Empfehlungen zu befassen, 
festgeschrieben werden.

Direkte Demokratie stärken

Wir wollen das benötigte Quorum für Volksbegehren und auch das höhere 
Quorum für verfassungsändernde Volksbegehren senken und das Zustim-
mungsquorum abschaffen. Wir wollen die Fragen, über die per Volksent-
scheid abgestimmt werden darf, erweitern, sodass auch über die Tarife 
von öffentlichen Unternehmen oder zu zahlende Abgaben entschieden 
werden kann. Bei der Privatisierung öffentlicher Unternehmen sollte immer 
ein Volksentscheid durchgeführt werden. Volksentscheide „von oben“, die 
durch die Regierenden nach Gutdünken angesetzt werden können, lehnen 
wir ab. 
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Darüber hinaus wollen wir die Einführung eines Einspruchsreferen-
dums, mit dem ein Volksentscheid über vom Abgeordnetenhaus 
beschlossene Gesetze mit einem niedrigen Unterschriftenquorum 
herbeigeführt werden kann, insbesondere bei Gesetzesänderungen 
zu vorherigen Volksentscheiden. Wir wollen direktdemokratische Ver-
fahren stärker mit Instrumenten der Bürger*innenbeteiligung wie z. B. 
mit losbasierten Einwohner*innenräten verbinden. Um einen zügigen 
organisatorischen Ablauf zu gewährleisten, soll eine Servicestelle für 
Bürger*innenbeteiligung beim Senat eingerichtet werden; hier kann 
das Land Baden-Württemberg als Vorbild dienen.

Außerdem sollen auch digitale Unterschriftsverfahren daten-
schutzkonform für Volksbegehren und Volksentscheide möglich 
werden. Ein möglicher Ansatz für eine sichere technische Umset-
zung ist dabei die Verwendung der elektronischen Ausweisfunk-
tion.

Für ein modernes, gleichberechtigtes Wahlrecht

Nicht nur Menschen mit deutscher Staatsangehörigkeit sollten in 
unserer Stadt das Wahlrecht haben, sondern alle Menschen, die hier 
leben. Wir werden uns daher weiter auf allen Ebenen dafür einsetzen, 
ein Wahlrecht für Menschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit, 
die seit mindestens fünf Jahren hier leben, zu schaffen. Außerdem 
sollten undemokratische Einschränkungen des politischen Wett-
bewerbs entfallen: Unangemessen hohe Unterschriftenhürden für 
die Zulassung von Wahlvorschlägen sind abzusenken und auch die 
Sperrklauseln für die Wahlen zum Abgeordnetenhaus und zu den 
BVVen sollten abgeschafft werden. Solange Letztere noch existieren, 
ist eine Ersatzstimme einzuführen, damit es möglichst wenig „verlo-
rene“ Stimmen gibt. Aus dem gleichen Grund ist die Einführung einer 
Integrierten Stichwahl für die Personenwahl im Wahlkreis zu prüfen.

Wir wollen außerdem die Möglichkeit schaffen, eine „Neinstimme“ 
gegen die Gesamtheit aller Wahlvorschläge abgeben zu können; 
diese zählt als gültige Stimme. Zudem sollte pro Wahlkreis ein 
spezielles Wahllokal, in welchem die Stimme schon am Vortag der 
Wahl abgegeben werden kann, speziell für Erstwähler*innen be-
worben werden, um für junge Menschen die Hemmschwelle zur 



301

Wahlteilnahme zu verringern. Wohnungs- und obdachlosen Men-
schen muss die Wahrnehmung ihres Wahlrechts besser ermöglicht 
werden.

Verfassung modernisieren

Wir setzen uns für die Einrichtung einer Kommission ein, die Vor-
schläge zur Reform der Berliner Verfassung vorlegt. Beraten wer-
den sollen u. a. Reformen im Wahl- und Abstimmungsrecht, die 
Mitwirkungsrechte der Bürger*innen durch Bürger*innenräte und 
Bürger*innenhaushalte, Vergesellschaftungen, die Rolle der Berli-
ner Bezirke sowie der Schutz der öffentlichen Daseinsvorsorge. Die 
Kommission soll eine breite und mehrstufige Bürger*innenbeteili-
gung mit hybriden, analogen und digitalen Formaten unter Einsatz 
quelloffener Software durchführen und die Bürger*innen aktiv in die 
Erarbeitung der Vorschläge einbinden.

Völkerrecht konsequent umsetzen

Völkerrecht sowie die universellen Menschenrechte sind für uns 
grundlegender Maßstab politischen Handelns. Sie bilden den inter-
nationalen Mindestkonsens im Umgang mit Konflikten und schweren 
Verbrechen und sind unverzichtbare Grundlage für Frieden, Gerech-
tigkeit und internationale Zusammenarbeit. 
 
 
Die Entscheidungen internationaler Gerichte sind Ausdruck dieses 
Rechts und konkretisieren die völkerrechtlichen Verpflichtungen der 
Staaten. Insbesondere dem Internationalen Strafgerichtshof kommt 
dabei eine zentrale Rolle zu, indem er schwerste Verbrechen wie 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit ver-
folgt.

Für uns ist klar: Die Durchsetzung dieser Entscheidungen darf nicht 
von finanziellen oder politischen Interessen, Opportunität oder se-
lektiver Anwendung abhängig gemacht werden. Internationale Haft-
befehle sind konsequent umzusetzen – auch in Berlin. 
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Das bedeutet konkret: Personen, gegen die ein internationaler Haft-
befehl des Internationalen Strafgerichtshofs vorliegt, müssen bei 
Einreise nach Deutschland festgenommen und an die zuständigen 
internationalen Gerichte überstellt werden. Dies gilt unabhängig von 
politischem Amt oder internationalem Status.

Die Linke Berlin wird sich konsequent und aktiv dafür einsetzen, 
dass Haftbefehle gegen Kriegsverbrecher*innen umgesetzt und die 
völkerrechtlichen Verpflichtungen Deutschlands eingehalten werden.

Wir stehen für eine Politik, die sich an universellen Rechten orientiert 
und nicht an politischen Präferenzen. Wir rollen gesuchten Kriegs-
verbrecher*innen nicht den roten Teppich aus. Menschenrechte und 
Völkerrecht gelten für alle – ohne Ausnahmen.
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22 Justiz- und Rechtspolitik

Zugang zum Recht

Wir setzen uns für einen diskriminierungsfreien Zugang zum Recht 
ein. Insbesondere den Zugang von einkommensschwachen Men-
schen wollen wir stärken, indem wir Hürden im Zugang beseitigen. 
Auch in diesem Bereich wollen wir die Justiz weiter digitalisieren. 
Instrumente können hier der Ausbau von persönlichen Beratungsan-
geboten, Informationen in Leichter Sprache und/oder Fremdsprachen 
sowie die Implementierung und Stärkung von Verbandsklagen sein.

Wir erkennen die Bedeutung von Rechtsanwält*innen an, um allen 
Menschen einen Zugang zum Recht zu verschaffen. Die freie Anwalt-
schaft ist Kernbestandteil des Rechtsstaats. Das Mandatsgeheim-
nis muss gegen staatliche Eingriffe geschützt werden und darf auch 
nicht durch die Einführung einer IP-Adressspeicherung infrage ge-
stellt werden. Für den Schutz verfolgter Anwält*innen setzen wir uns 
ein. Leistungen von Rechtsanwält*innen aufgrund von Beratungs-/
Prozesskostenhilfe und Pflichtverteidigung müssen angemessen ent-
lohnt werden.

Betroffene von Straftaten sollen durch effektiveren Opferschutz vor 
den Folgen von Straftaten geschützt werden. Das umfasst eine bes-
sere finanzielle Ausstattung bestehender Angebote und eine verbes-
serte Kommunikation der zuständigen staatlichen Stellen. Deutlich 
präsentere Angebote im Bereich der Täter*innenarbeit, insbesondere 
im Bereich des Jugendstrafrechts und der organisierten Kriminalität, 
sowie eine umfassende und erschwingliche Daseinsvorsorge helfen 
vielen Menschen dabei, Straffälligkeiten in ihrem Lebensentwurf zu 
vermeiden und Berlin so sicherer zu machen.

Wir werden darauf hinwirken, dass im Amtsgericht Tiergarten wieder 
ein nächtlicher Bereitschaftsdienst eingeführt wird, um die Gewähr-
leistung des gesetzlichen Richters als verfassungsrechtliches Gebot 
zu verwirklichen und die ersatzweise befasste Staatsanwaltschaft zu 
entlasten. 
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Ortsnähe ist für die gesellschaftliche Verankerung der Justiz ein ge-
wichtiger Faktor. Sie macht die Justiz erreichbar, ansprechbar und 
als Bürger*innen-nah sichtbar. Wir setzen uns für eine gesamtstäd-
tische Prüfung einer bedarfsorientierten lokalen Präsenz von Justiz-
standorten ein. So fehlt etwa dem Bezirk Marzahn-Hellersdorf trotz 
seiner großen Ausdehnung ein solcher Justizstandort.

Wirtschaftsstraftaten wirksam verfolgen

Eine immense Gefahr für die Handlungsfähigkeit des Staates und 
das in ihn gesetzte Vertrauen geht von Wirtschaftskriminalität, 
Korruption und Amtsmissbrauch aus. Der jährliche Verlust an Steuer-
einnahmen durch Steuerdelikte liegt nach Ansicht von Expert*innen 
bundesweit im zwei- bis dreistelligen Milliardenbereich. Auf dem 
Korruptionsindex von Transparency International liegt Deutschland 
aktuell zwar auf einem scheinbar guten zehnten Platz. Dies darf aber 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass der maßgebliche CPI-Wert von 
100 möglichen Punkten von 81 Punkten im Jahr 2015 auf nunmehr 77 
Punkte gesunken ist. Expert*innen sehen hierin einen der schlech-
testen Werte seit 2012. Wir können es nicht leugnen: Deutschland 
hat ein Korruptionsproblem, welches mit der Steuer- und Wirt-
schaftskriminalität eng verwoben ist. Dies kann nicht ohne Auswir-
kungen auf die Strafverfolgung in unserer Stadt bleiben. Wir treten 
für eine organisatorische und personelle Stärkung der Wirtschafts-
abteilungen der Staatsanwaltschaft ein. Hierzu bedarf es nicht nur 
hochqualifizierter Staatsanwält*innen, sondern auch engagierter 
Wirtschafts- und IT-Fachleute, die in der Lage sind, der „Spur des 
Geldes“ effektiv im internationalen Cyberspace zu folgen. Wir sehen 
es als unsere Aufgabe an, die Gesellschaft für die Gefahren dieser 
Kriminalitätsform zu sensibilisieren und vor ihnen zu schützen, statt 
mit den Mitteln des Strafrechts aufwändig und kostenintensiv den 
Schwerpunkt auf die Verfolgung der Bagatellkriminalität von Armuts-
betroffenen zu legen.

Strafvollzug und Resozialisierung

Gesellschaftliche Probleme brauchen soziale Lösungen – Gefäng-
nisse dürfen nicht als Abstellkammer für gesellschaftliche Probleme 
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dienen. Denn: Jede Freiheitsstrafe hat immer auch negative Aus-
wirkungen auf den*die Verurteilte*n. Die betreffenden Personen 
werden gesellschaftlich stigmatisiert, ihre ohnehin oft labile psychi-
sche Verfassung wird weiter geschwächt und meistens tragen die 
Angehörigen die mentale und finanzielle Hauptlast der Verurteilung. 
Freiheitsstrafen müssen deshalb die absolute Ausnahme darstellen. 
Wir wollen der drohenden verfassungswidrigen Überbelegung des 
Justizvollzuges systematisch begegnen.

Die Ersatzfreiheitsstrafe ist ungerecht. Sie betrifft ausschließlich 
arme Menschen und ihre Folgen stehen in einem Missverhältnis zu 
den ihnen zugrunde liegenden Bagatelldelikten. Den Vollzug der 
Ersatzfreiheitsstrafe wollen wir durch Haftvermeidungsmaßnahmen 
eindämmen (z. B. „Day by Day“) und vollziehen sie im Übrigen nur 
noch im offenen Vollzug. Wir wollen ihren kriminalpolitischen Nutzen 
wissenschaftlich evaluieren und in Abhängigkeit von diesem Ergeb-
nis ggf. auf Bundesebene initiativ werden. Wir wollen die zentrale 
Bedeutung des offenen Vollzuges wieder in den Mittelpunkt rücken. 
Die elektronische Fußfessel zur Absicherung von Vollzugslockerun-
gen lehnen wir ab. Sie widerspricht dem Erprobungsgedanken und 
zieht unübersehbare Kosten nach sich. Den Resozialisierungsauftrag 
erfüllen wir auch durch die weitere Modernisierung der bestehenden 
Unterbringungsbereiche in den Justizvollzugsanstalten Tegel und 
Moabit. Die Rahmenbedingungen für Angebote im kulturellen wie 
sportlichen Bereich müssen ausgebaut und verbessert werden. Be-
schlossene Kürzungen des schwarz-roten Senats wollen wir deshalb 
zurücknehmen. Die Möglichkeit der aktiven Teilhabe an der digitalen 
Welt wollen wir erweitern.

Die Tilgung der Freiheitsstrafe sollte erleichtert und Projekte zu 
Haftvermeidung sollten gestärkt werden.

Wo eine Freiheitsstrafe unvermeidbar ist, muss die Verantwortung 
gegenüber den inhaftierten Menschen ernst genommen und die 
Menschenwürde garantiert werden. Die besondere Verantwortung, 
die Bedienstete des Justizvollzuges mit Blick auf die Wahrung der 
Menschen- und Grundrechte der Inhaftierten haben, muss in der 
Ausbildung, in Fortbildungen und im täglichen Dienstbetrieb im 
ständigen Bewusstsein stehen. Wir setzen uns dafür ein, dass die 
Arbeitsbedingungen im Justizvollzug nachhaltig verbessert werden. 



306

Wir unterstützen die verantwortungsvolle Arbeit der Justizvollzugs-
bediensteten mit flächendeckenden Angeboten zur Supervision und 
zur Weiterbildung. Der besonderen Gefahr von Korruption, Macht-
missbrauch und unangemessener Behandlung im Justizvollzug muss 
durch geeignete Maßnahmen, die gemeinsam mit dem Personal 
erarbeitet und fortgeschrieben werden, entgegengewirkt werden. 
So möchten wir anonyme, unabhängige Meldestellen einrichten oder 
ausbauen. Zur Unterstützung der Arbeit des Personals zählt auch 
eine Entlohnung, die der Verantwortung und den mit der Dienstaus-
übung verbundenen besonderen Belastungen gerecht wird. Nur so 
erhalten wir motiviertes Personal als wichtige Stellschraube für eine 
erfolgreiche Resozialisierung durch Justizvollzug. Wir unterstützen 
die Einführung des gehobenen Justizvollzugsdienstes und setzen 
uns für den schrittweisen Ausbau ein. Freie Träger nehmen eine un-
verzichtbare Rolle ein, die wir gezielt fördern wollen. Die Streichung 
von Angeboten wird nämlich zu deutlich mehr Kosten führen, als 
jemals eingespart werden können.

Angebote an Inhaftierte müssen sich strikt nach deren Bedürfnis-
sen richten. Gefangene mit Sprachbarrieren benötigen zusätzliche 
Unterstützung, damit ihre Rechte gewahrt werden können. Ältere 
Gefangene benötigen ausreichend Pflegepersonal und geeignete 
Infrastruktur. Die Suizidprävention in den Anstalten wollen wir ver-
bessern. Damit Häftlinge nicht verschuldet aus der Haft entlassen 
werden, muss ihnen der Mindestlohn in sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigungen für Arbeit in der Anstalt gezahlt werden. Auch 
für Häftlinge stellt die Wohnungssituation in Berlin natürlich eine 
große Herausforderung dar. Wir möchten deshalb geeignete Struk-
turen schaffen, damit ehemalige Häftlinge nicht in der Obdachlosig-
keit landen. Dies muss insbesondere auch für diejenigen gelten, die 
aus der Untersuchungshaft entlassen werden.

Die Insass*innenvertretungen, aber auch unabhängige Gefangenen-
zeitungen wie „Der Lichtblick“ sind unverzichtbarer und integraler 
Bestandteil einer gelingenden Resozialisierung. Gleiches gilt für The-
aterprojekte und andere Kulturveranstaltungen. Sie sind eine Brücke 
nach außen und der beste Schutz davor, dass die Justizvollzugs-
anstalten zu von der Gesellschaft abgeschotteten Orten werden. Die 
Einschränkungen, die der schwarz-rote Senat hier vorgenommen 
hat, werden wir rückgängig machen. Der Berliner Vollzugsbeirat und 
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die Anstaltsbeiräte leisten seit Jahrzehnten ehrenamtlich und mit 
großem Engagement einen Dienst für die Gefangenen und damit für 
die Resozialisierung und die Sicherheit unserer Stadt. Wir werden sie 
stärken.

Der Überbelegung der Untersuchungshaft begegnen wir mit der Be-
schleunigung des Strafprozesses, indem wir für eine angemessene 
Ausstattung mit richterlichen Stellen sowie mit Personal zur kriminal-
technischen Auswertung von Beweismitteln sorgen.

Justizpersonal stärken und unterstützen

Ein funktionierender Rechtsstaat braucht qualifiziertes und motivier-
tes Personal, das auf ein ermöglichendes Arbeitsumfeld trifft. Zur 
Stärkung der Justiz wollen wir die Arbeitsbedingungen aller justi-
ziellen Berufsgruppen – insbesondere auch des nicht-richterlichen 
Dienstes – verbessern, um Nachwuchs zu gewinnen und um für Be-
werber*innen attraktiv zu sein.

Die Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten sollen ausgeweitet wer-
den. Insbesondere wollen wir die Erfahrungen mit dem Qualifikati-
onsvorbehalt für Familienrichter*innen evaluieren und prüfen, ob ein 
entsprechender Vorbehalt auch für andere richterliche Tätigkeiten 
zu einer Verbesserung der richterlichen Praxis führen könnte.

Zur Attraktivität der Justiz als Arbeitgeberin gehören zeitgemäße 
Arbeitsmittel und -welten. Wir treiben die Digitalisierung der Berliner 
Justiz voran und setzen uns für Standardisierungen der justiziellen 
IT-Landschaft ein. Die Justizgebäude des Landes müssen moderni-
siert werden.

Jurist*innenausbildung

Wir setzen uns für eine zeitgemäße rechtswissenschaftliche Aus-
bildung ein. Dies ist von herausragender Bedeutung, da die dort 
ausgebildeten Menschen häufiger bedeutende Schlüsselstellen 
eines funktionierenden Staates einnehmen werden. Hierzu gehört 
für uns zum einen, den über Jahrzehnte immer weiter angewachse-
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nen Pflichtfachstoff in der Examensprüfung zu reduzieren, um die 
Examenskandidat*innen zu entlasten. Dies stellen wir sicher, indem 
einerseits die gesetzlich vorgeschriebene Bedeutung des syste-
matischen Verständnisses der Rechtsordnung und die Fähigkeit zu 
methodischem Arbeiten in der Pflichtfachprüfung stärker zur Gel-
tung kommen sollen. Andererseits verlagern wir bestimmte Gebiete 
aus dem Anforderungsbereich der staatlichen Pflichtfachprüfung in 
das Studium. Eine zeitgemäße Ausbildung bedeutet für uns zugleich 
die Stärkung von Rechtsgebieten, die besonders dem Schutz vulne-
rabler Gruppen dienen, insbesondere das Mietrecht, das Sozialrecht, 
das Umweltrecht und das Sexualstrafrecht.

Zudem wollen wir ein E-Examen im ersten Examen einführen.

Die Zweitkorrektur der schriftlichen Aufsichtsarbeiten soll verdeckt, 
also ohne Kenntnis der Bewertung der Erstkorrektor*innen erfolgen. 
Dies vermeidet Ankereffekte. Insbesondere nach Einführung des 
E-Examens muss die Korrektur nicht mehr nacheinander erfolgen. 
Der Mehraufwand für die Zweitkorrektor*innen ist aufgrund der be-
sonderen Bedeutung der Noten gerechtfertigt. Entsprechend sollen 
auch der Prüfungskommission in der mündlichen Prüfung die Vorno-
ten unbekannt sein. Der Diskriminierungsanfälligkeit der mündlichen 
Prüfung begegnen wir durch die Einführung einer niedrigschwelligen 
Ansprechstelle zur Vermeidung von Konflikten in Prüfungssituatio-
nen. Die Ansprechstelle soll auf Konfliktlagen unterhalb der Be-
fangenheitsschwelle reagieren und die von den zu Prüfenden ein-
gereichten Mitteilungen dokumentieren. Auf diese Weise kann das 
Prüfungsamt die Eignung der eingesetzten Prüfer*innen beurteilen. 
Divers, insbesondere geschlechtergerecht besetzte Prüfungskom-
missionen (vgl. § 7 Absatz 3 Satz 4 JAVO Schleswig-Holstein) sind 
für uns unabdingbar. Wir setzen uns für eine Entlastung vom Dienst 
ein für Prüfer*innen aus dem Richterdienst.

Wir begegnen dem Fachkräftemangel durch eine Stärkung der Aus-
bildungskapazitäten im Juristischen Vorbereitungsdienst. Wartezei-
ten von teilweise mehr als zwei Jahren zwischen Antragstellung und 
Ausbildungsbeginn gehen nicht angemessen mit der Lebenszeit jun-
ger Menschen um und rücken die Justiz als Arbeitgeberin insgesamt 
in ein schlechtes Licht. Mühsam erworbene Rechtskenntnisse und 
Methoden drohen in der Zwischenzeit verloren zu gehen oder die in 
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Berlin ausgebildeten Absolvent*innen kehren der Stadt und damit 
auch der Berliner Justiz gänzlich den Rücken, indem sie sich für eine 
Fortführung ihrer Ausbildung in einem Bundesland mit kürzeren War-
tezeiten, namentlich Brandenburg, entscheiden.

Wir setzen uns für eine Reform der Ableistung des Vorbereitungs-
dienstes in Teilzeit ein. Hierzu gehört für uns eine Verlängerung der 
einzelnen Ausbildungsabschnitte, ein Sechs-Stunden-Tag und ein 
Verzicht auf die Kürzung der Bezüge um 1/5, weil gerade Alleinerzie-
hende, junge Familien und Pflegende ökonomisch besonders be-
lastet sind und aufgrund der Erziehung und Pflege regelmäßig keine 
zusätzlichen Einkünfte erzielen können.

Wir ermöglichen die digitale Anmeldung zu den juristischen Prüfun-
gen, bei der die erforderlichen Dokumente online eingereicht werden 
können.

Wir setzen uns dafür ein, die Arbeit der Justiz und die Grundlagen 
des demokratischen Rechtsstaats im Berliner Schulunterricht stärker 
zu verankern.

Resilienz des Verfassungsgerichtshofes

Der Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin muss vor einer anti-
demokratischen, gegen den Rechtsstaat ausgerichteten Übernahme 
geschützt werden. Viele Expert*innen schlagen dafür insbesondere 
eine Erhöhung der Hürde vor, die zu überwinden ist, um die Ver-
fasstheit des Verfassungsgerichts zu ändern (also z. B. Anzahl der 
Richter*innen, Quoren zur Wahl, Wiederwahl usw.). In Berlin sind 
diese institutionellen Regeln zu großen Teilen bereits im Verfas-
sungsrecht geregelt und eine Änderung damit immer jeweils hürden-
reich. Allerdings ist eine solche Erschwerung der Änderung immer 
ein zweischneidiges Schwert. Im Gegenzug kann nämlich dadurch 
eine Minderheit eine Erneuerung bzw. eine Wahl der Verfassungs-
richter*innen gänzlich verunmöglichen. Wir wollen mit Expert*innen 
eruieren, wie eine solche Blockadesituation vermieden werden kann, 
z. B. durch eine automatische Überweisung an das Bundesverfas-
sungsgericht.
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Demokratische Selbstverwaltung der Justiz stärken

Wir setzen uns für eine demokratische und selbstverwaltete Justiz 
ein. Deshalb halten wir perspektivisch am Bild unabhängiger Justiz-
räte fest, die zentrale Verwaltungsaufgaben erfüllen und die Verant-
wortung für Personal-, Haushalts- und Organisationsfragen haben. 
Das bisherige System weist den Justizministerien ein hohes Maß 
an Gestaltungskompetenz zu. Wir hingegen wollen gemeinsam mit 
Richter*innen und Richter*innenvertretungen Modelle entwickeln, 
die dem Verfassungsgebot des Art. 92 GG, wonach die Rechtspre-
chung den Richter*innen anvertraut ist, besser gerecht werden. Auf 
dem Weg dorthin wollen wir zunächst den Richterwahlausschuss 
stärken, indem dieser noch besser als bisher in den Prozess der 
Anstellung der Richter*innen einbezogen wird. Hierfür prüfen wir 
verfassungsrechtlich tragfähige Lösungen mit dem klaren Fokus auf 
die Stärkung der richterlichen Unabhängigkeit, die auch als Modell 
für eine notwendige Verfassungsänderung auf Bundesebene dienen 
können. Die Auflösung der dezentralen Kapitelstruktur für die Amts-
gerichte, die Landgerichte und das Kammergericht zugunsten eines 
zentralen Kapitels 0620 „ordentliche Gerichtsbarkeit“ im aktuellen 
Landeshaushalt 2026/2027 stellt einen Rückschritt zu einer nicht 
mehr zeitgemäßen Machtkonzentration auf ministerieller Ebene dar. 
Die bisherige dezentrale Kapitelstruktur hat sich bewährt und für 
ein hohes Maß an Transparenz gesorgt. Wir werden dafür eintreten, 
die dezentrale Kapitelstruktur für die ordentlichen Gerichte und die 
Strafverfolgungsbehörden wieder einzuführen und für die übrigen 
Bereiche der Berliner Justiz in der Zukunft zu erhalten.

Klassenjustiz zurückdrängen

Den auf Bundesebene von Schwarz-Rot angesetzten Reformpro-
zess zur Überarbeitung der gerichtlichen Verfahrensrechtsordnun-
gen werden wir kritisch-konstruktiv begleiten, um zu verhindern, 
dass vulnerable und strukturell bereits benachteiligte Gruppen noch 
weiter in ihren Rechtspositionen gegenüber dem Staat beschnitten 
werden. Leitbild eines humanistischen Rechtssystems ist die Würde 
der Menschen, seien sie Opfer oder Beschuldigte. Hierfür stehen wir 
als Linke ein.
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Wir stehen ein gegen die zu beobachtende Schlagseite des Straf-
prozess- und des Strafrechts, die Menschen mit keinem oder ge-
ringem Einkommen trifft. Gegen sie richten sich die allermeisten 
Strafverfahren. Sie werden durch das Strafverfahren auch schwe-
rer belastet als Personen mit gutem Einkommen. Sie können sich 
regelmäßig keine*n Verteidiger*in leisten und bleiben damit im 
Ermittlungsverfahren und anschließend vor Gericht ohne Rechts-
beistand, wenn nicht die gesetzlichen Voraussetzungen der Pflicht-
verteidigung vorliegen. Sie können Geldstrafen nur unter starker 
Einschränkung ihrer täglichen Bedürfnisse und der ihrer Familien 
oder aber gar nicht zahlen. Stattdessen müssen sie Ersatzfreiheits-
strafen verbüßen. Wir fordern im Einklang mit Fachverbänden daher 
die Entkriminalisierung typischer Armutsdelikte, insbesondere des 
sogenannten „Schwarzfahrens“ (§ 265a StGB, und zwar ersatzlos 
statt nur einer Herabstufung zu einer Ordnungswidrigkeit, da dies 
häufig lediglich das Problem verlagern würde), die Einführung einer 
anderen Vollstreckungsart für Geldstrafen, nämlich in Form von 
gesetzlich geregelter und konkret auszugestaltender gemeinnütziger 
Arbeit, die Einführung einer Prozesskostenhilfe im Strafverfahren, 
die Erweiterung des Anwendungsbereichs der Verwarnung mit 
Strafvorbehalt mit der Möglichkeit, präventiv wirkende Weisungen zu 
erteilen (Streichung der Voraussetzung des Vorliegens besonderer 
Umstände), und die kritische Überprüfung der Praxis der beschleu-
nigten Verfahren. Gleiches gilt für die Praxis der Strafbefehlsverfah-
ren. Insbesondere wollen wir sicherstellen, dass diese Verfahrensar-
ten nicht der Massenabfertigung von Delikten, die in Verbindung mit 
Armut stehen, dienen oder aufenthaltsrechtliche Konsequenzen be-
günstigen. Außerhalb der Wirtschafts- und der organisierten Krimi-
nalität sollen Tatgewinne nicht im Strafverfahren eingezogen werden 
dürfen, wenn diese nicht mehr vorhanden sind und die Einziehungs-
entscheidung die zukünftige Resozialisierung des*der Angeklagten 
verhindern würde. Im Strafverfahren gegen Jugendliche und Heran-
wachsende steht für uns der gesetzliche Erziehungsgedanke einer 
Einziehung, insbesondere der Wertersatzeinziehung, regelmäßig 
entgegen. Die zivilrechtliche Verfolgung von Ansprüchen durch die 
geschädigte Person bleibt hiervon unberührt.
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23 Sportpolitik

Sport für alle: eine Stadt, die sich bewegt

Sport verbindet und bringt Menschen zusammen. Unser Ziel ist es, 
dass er Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ermöglicht – unabhängig 
von ökonomischem Status, Herkunft, Alter und Geschlecht. Kinder und 
Jugendliche sollen im Schulalltag täglich Bewegung und Sport erleben 
können. Dazu führen wir schrittweise zunächst tägliche Bewegungszeiten 
und zusätzliche Sportangebote im Ganztag ein, stärken Kooperationen 
zwischen Schulen und Sportvereinen und verbessern die Nutzung be-
stehender Sportflächen. Parallel investieren wir verstärkt in die Sanierung 
und den Neubau von Sportstätten sowie in die Ausbildung und Einstellung 
zusätzlicher Sportlehrkräfte. So schaffen wir planbar und finanzierbar 
innerhalb der kommenden Jahre ein flächendeckendes tägliches Be-
wegungsangebot an Berliner Schulen – für bessere Gesundheit, mehr 
Konzentration und stärkeren Zusammenhalt unserer Kinder und Jugend-
lichen.

Gerade in Zeiten einer grassierenden Einsamkeitsepidemie brauchen wir 
den Sport als Ort, an dem wir alle zusammenkommen können. Sportver-
eine sind Orte gelebter Solidarität. Hier lernen Menschen, gemeinsam 
Verantwortung zu übernehmen. Wir wollen diese soziale Funktion stärken, 
damit Vereine auch in Zukunft Schutzräume gegen soziale Isolation und 
Orte der politischen Bildung bleiben. Doch heute hängt der Zugang noch 
zu oft vom Geldbeutel oder dem Geschlecht ab. Das wollen wir ändern.

Unser Grundsatz bleibt: Wir fördern den Sport in allen seinen Bestand-
teilen, wobei der Breitensport und die gesellschaftliche Teilhabe die 
Grundlage bilden, auf der Spitzensport aufbaut. Dabei erkennen wir an: 
Sportereignisse sind Orte sozialer Teilhabe und bringen Menschen ver-
schiedenster Hintergründe zusammen. Sie leisten einen wichtigen Beitrag 
zu gesellschaftlichem Zusammenhalt und Integration.

Unser Ziel ist es jedoch, dass der Besuch solcher Veranstaltungen kein 
Luxus ist. Deshalb müssen Eintrittspreise sozialverträglich gestaltet und 
eine ausreichende Zahl an barrierefreien Plätzen garantiert werden. 
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Ehrenamt stärken und Vereine verlässlich fördern

Das Ehrenamt ist das Rückgrat des Sports. Ohne die Ehrenamtlichen 
wäre kein Gemeinschafts- oder Leistungssport möglich. Um es zu 
stützen, werden wir die Übungsleiterpauschale spürbar anheben und 
die Digitalisierung vorantreiben, um das Ehrenamt von Bürokratie zu 
entlasten. Im Sinne der Mehrfachnutzung, soll dem Sport der Zugang 
zu den Schulen weitestgehend ermöglicht werden. Wir halten an den 
Sportler*innenehrungen in den Bezirken fest, um die Wertschätzung 
gegenüber den vielen Ehrenamtlichen ausdrücklich zu würdigen. Die 
Fördervereinbarung mit dem Landessportbund schreiben wir fort, um 
den Vereinen Planungssicherheit zu geben, und passen sie an die neu-
en Herausforderungen an. Das Vereinsinvestitionsprogramm werden 
wir finanziell aufstocken und entbürokratisieren. 

Wir werden mit dem Landessportbund einen ergänzenden Fonds 
auflegen, der direkt in die Basis des Breitensports investiert, ins-
besondere zur Sicherung von Personal und zur Instandhaltung der 
Infrastruktur.

Gleichberechtigung und Schutz vor Diskriminierung ausbauen

Sport muss ein sicherer Ort für alle sein, frei von Diskriminierung. Des-
halb dulden wir keinen Fußbreit für Faschismus im Sport. Wir stellen uns 
entschlossen gegen die Unterwanderung von Vereinen und Fankurven 
durch extrem rechte Strukturen.

FLINTA*-Personen sind im organisierten Sport strukturell benachteiligt 
– bei den Mitgliedszahlen, bei der Sichtbarkeit und massiv bei der Ver-
gabe von Ressourcen und in Führungspositionen. Fast die Hälfte aller 
Frauen wurde beim Sport bereits sexuell belästigt.

Wir werden diese materielle Ungleichheit und diese Sicherheitsdefizite 
beenden. Wir bauen die Förderung nicht nur aus, wir garantieren sie 
durch konkrete Schritte:

Wir werden das Sportfördergesetz (SportFG) und die Sportanlagen-
Nutzungsvorschrift (SPAN) ändern, um Gleichstellung verbindlich fest-
zuschreiben. 
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Wir führen eine verbindliche Quote für die Mittelvergabe ein. Im ersten 
Schritt sollen mindestens 40 Prozent der Sportfördermittel und der 
öffentlichen Trainingszeiten zweckgebunden an Mädchen* und FLIN-
TA*-Teams vergeben werden.

Die Vergabe öffentlicher Mittel wird generell an nachweisbare Gleich-
stellungsbemühungen gekoppelt.

Schutzkonzepte werden zur Bedingung: Ab 2026 wird das Kinder-
schutzsiegel (oder ein gleichwertiges, extern evaluiertes Gewaltschutz-
konzept) verpflichtend für alle Sportorganisationen, die öffentliche 
Mittel erhalten, auch bei der Vergabe von öffentlichen Sportflächen.

Wir richten eine zentrale, unabhängige Monitoring- und Beschwerde-
stelle für Diskriminierung im Sport ein. Diese bündelt Kompetenzen 
gegen Rassismus, Antisemitismus, Sexismus, Queerfeindlichkeit und 
Ableismus (Diskriminierung wegen Behinderung) unter einem Dach.

Sie prüft die Einhaltung der Mittelvergabe und dient als intersek-
tionale Anlaufstelle für alle Betroffenen, um ihnen wirksames Gehör 
zu verschaffen. Bei Sanierungen und Neubauten von Sportstätten 
setzen wir uns konsequent für die Schaffung von zusätzlichen All-
Gender-Umkleiden und diskriminierungsfreien Einzelkabinen ein, um 
Wahlfreiheit und sichere Räume für alle zu schaffen.

Wir stärken queere Sportvereine und bekämpfen aktiv Queerfeind-
lichkeit

Darüber hinaus legen wir ein Programm auf, bei dem sich Vereine im 
Bereich Antidiskriminierung fortbilden und zertifizieren lassen können.

Wir wollen Methoden entwickeln, um bisher zu wenig berücksichtigte 
Gruppen wie Migrantinnen und FLINTA* stärker in die Vereine zu brin-
gen.
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Inklusion als Erbe der Special Olympics – Jahn-Sportpark für alle!

Das Erbe der Special Olympics muss nachhaltig verstetigt werden. Wir 
brauchen verbindliche Inklusion und echte Teilhabe, damit die struktu-
relle Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen im Sport endlich 
aufgelöst wird.

Dafür werden wir:

•	 einen Stufenplan zur Herstellung weitestgehender Barrierefrei-
heit erarbeiten. Dabei setzen wir klare Prioritäten, um schnellst-
möglich spürbare Verbesserungen in allen Bezirken zu errei-
chen. Neu zu errichtende Sportanlagen müssen grundsätzlich 
inklusiven Ansprüchen von Sporttreibenden und Zuschauenden 
gerecht werden.

•	 das Ziel von mindestens einer vollinklusiven Sportanlage pro 
Bezirk konsequent umsetzen, die barrierefrei auffindbar und 
nutzbar ist. Um dieses Ziel schneller und kosteneffizienter zu 
erreichen, forcieren wir den Bau von inklusiven „Typensporthal-
len“. Wir werden sicherstellen, dass diese barrierefreien Hallen 
vorrangig an Vereine mit inklusiven Angeboten und Behinder-
tensportgruppen vergeben werden.

•	 öffentliche Mittel für Sportveranstaltungen an hohe, 
überprüfbare Inklusionsstandards koppeln.

•	 einen niedrigschwelligen, personenzentrierten „Fonds für Assis-
tenz“ aufbauen, um bürokratische Hürden bei der Teilhabe am 
Sport zu überwinden. Dieser soll als zentraler „Personal-Pool“ 
(z. B. bei den Verbänden) organisiert sein, auf den Vereine un-
bürokratisch zugreifen können.

•	 feste Dolmetschenden-Stellen (Deutsche Gebärdensprache) 
finanzieren.

•	 verbindliche partizipative Strukturen unter Einbeziehung von 
„Expert*innen in eigener Sache“, wie dem Berliner Behinderten-
parlament und anderen Selbstorganisationen, einführen. 
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Wir wollen Inklusion in jeder Form von Sport voranbringen, also 
explizit auch im Wasser- und Eissport, im Klettersport und im 
selbstorganisierten Sport in Parks.

Ein zentrales Projekt bleibt der Jahn-Sportpark. Wir setzen uns für 
eine Überarbeitung der bisherigen Neubaupläne für das Stadion ein 
und unterstützen die Forderungen der Bürger*inneninitiative „Jahn-
sportpark“ nach einem kostengünstigeren Stadion. Unser klarer 
Fokus liegt auf der Entwicklung des Sportparks als inklusiver Anlage 
für den Breitensport, die Menschen mit Behinderungen und Beein-
trächtigungen uneingeschränkte Teilhabe ermöglicht.

„Jahrzehnt der Investitionen“ für Schulsporthallen und Bezirks-
sportanlagen

Wir werden ein „Jahrzehnt der Investitionen“ in den Breitensport ein-
leiten. Dafür richten wir eine zentrale Baudienststelle für den Sportstät-
tenbau ein.

Es ist ein Skandal, dass Sporthallen in Berlin so sanierungsbedürftig 
sind, dass sie über Jahre nicht einmal mehr für den verpflichtenden 
Schulsportunterricht genutzt werden können. Wir erhöhen den Etat für 
Sportanlagen an Schulstandorten und priorisieren die schnelle Sanie-
rung dieser Hallen, damit Kinder und Jugendliche ihr Recht auf Bewe-
gung und Sport wahrnehmen können.

Die Schulbauoffensive nutzen wir als Chance und Mittel zugleich, da 
hier Sportflächen direkt mitgeplant werden. Gleiches gilt für die Sport-
anlagen in den Bezirken, deren Sanierung wir im Rahmen des Sport-
anlagensanierungsprogramms beschleunigen werden. Den Etat für das 
Programm werden wir erhöhen.

Wir setzen uns dafür ein, dass neu zu bauende Sporthallen grund-
sätzlich mehrstöckig geplant werden, um Flächen effizient zu nutzen. 
Die Bezirke unterstützen wir finanziell gezielt dabei, ihre bezirklichen 
Sportentwicklungspläne in die Tat umsetzen zu können. Wir wollen 
künftig mit einer strukturierten und datenbasierten Sportentwicklungs-
planung arbeiten, die zügig neue Sportstätten umsetzt. Dabei müssen 
auch stark wachsende Sportarten wie Flag Football, Cricket, Darts, 
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Padel-Tennis und Pickleball berücksichtigt werden, um der Vielfalt der 
sportlichen Interessen gerecht zu werden. Die finanziellen Mittel hierfür 
werden wir erhöhen. Wir setzen uns für die Reaktivierung ungenutz-
ter Sport- und Bewegungsorte ein, die in die Eigenverantwortung der 
Sportvereine übertragen werden sollen. Saisonal genutzte Sportstät-
ten müssen einer ganzjährigen aktiven Nutzung zugeführt werden.

Wir achten bei der öffentlichen Beschaffung von Sportmaterialien (z. 
B. Bällen und Trikots) auf die Einhaltung von Fair-Trade-Standards 
und stellen Mittel für nachhaltig produzierte Ausrüstung bereit. 
Zudem fördern wir die Anschaffung moderner Kunstrasenplätze ohne 
umweltschädliches Kunststoffgranulat, um den Wasserhaushalt zu 
schonen.

Die Vergabe der Sportstätten wird endlich digital, transparent und 
gerecht für alle Nutzenden erfolgen, wobei die Vereine durch per-
sonell gestärkte Bezirkssportämter eng begleitet werden müssen. 
Sportämter sollten künftig gezielt auf Behindertensportvereine und 
inklusive Gruppen zugehen, um ihnen Zeiten in neu fertiggestellten, 
barrierefreien Hallen anzubieten, um ehrenamtliche Vorstände zu 
entlasten.

Berlin nicht auf dem Trockenen sitzen lassen!

Der abgeschlossene Bädervertrag gibt den Berliner Bäder-Betrieben 
(BBB) Planungssicherheit. Die darin zugesagten Mittel müssen jedoch 
verlässlich fließen und angesichts der massiv gestiegenen Bau- und 
Energiekosten dynamisiert werden.

Der Vertrag muss die Grundlage für eine barrierefreie, energieeffiziente 
und soziale Sanierungsoffensive sein. Sanierungsbedürftige Bäder, die 
auszufallen drohen, werden wir prioritär finanziell absichern.

Saunen sollen in den Hallenbädern wieder uneingeschränkt geöffnet 
werden. Wir stellen die notwendigen personellen und finanziellen Res-
sourcen zur Verfügung, um eine verlässliche Öffnung der Hallenbäder 
auch während der Ferien und Feiertage sicherzustellen. Wartungs- und 
Reparaturarbeiten sollen so organisiert werden, dass monatelange 
Schließzeiten vermieden werden. 
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Die Nutzung der Bäder für Kitas, Schulen und Vereine bleibt unent-
geltlich. Für die Vergabe von Wasserzeiten braucht es eine neue und 
transparente Struktur.

Wir sorgen dafür, dass alle Bäder mit mindestens 25 Grad geheizt 
werden. Die neue Preisstruktur der Bäderbetriebe werden wir nach der 
ersten Saison auswerten und unter Einbeziehung der Badegäste an-
passen.

Die Höhe des Eintritts für Berliner Bäder sollte nicht abhängig vom 
Wohnort sein. Der Eintritt in die Berliner Bäder wird für alle Kinder und 
Schüler*innen unter 18 Jahren kostenlos. Wir wollen keine Stigmatisie-
rung an der Kasse, sondern freien Zugang für alle. Da Ausweiskontrol-
len in Schwimmbädern Menschen ohne sichere Dokumente faktisch 
ausschließen, werden wir diese abschaffen. Sicherheit schaffen wir 
durch die Stärkung Sozialer Arbeit vor Ort, mit sportpädagogischen 
Projekten und Konfliktmanagement in den Bädern.

Unser Ziel ist, dass kein Kind die Grundschule ohne Schwimmbefähi-
gung verlässt. Dafür bauen wir die Schulschwimmzentren und kosten-
lose Nachschulungsangebote in Kooperation mit Vereinen vor allem in 
Bezirken mit hohen Nichtschwimmerquoten aus. Um dem Mangel an 
Wasserflächen kurzfristig zu begegnen, setzen wir auch auf innovative 
Lösungen wie Schwimmcontainer zur Wassergewöhnung.

Langfristig orientieren wir uns am Masterplan der „Bäderallianz 
Deutschland“: Wir brauchen bedarfsgerechte Wasserflächen in allen 
Bezirken. Das bedeutet konkret den Erhalt und die konsequente Sanie-
rung von Bädern sowie den Neubau von Multifunktionsbädern gerade 
in den wachsenden Bezirken wie Pankow, Spandau und Marzahn-Hel-
lersdorf, die aktuell unterversorgt sind.

Baden legalisieren: Spree, Havel und Seen sicher und für alle öffnen

Der Zugang zu Wasser und kühlen Erholungsräumen ist Teil der öffent-
lichen Daseinsvorsorge. Angesichts zunehmender Hitzesommer ist es 
Zeit, das 100 Jahre alte pauschale Badeverbot in der Spree zu been-
den. 
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Statt an einer repressiven Verbotspolitik festzuhalten, wollen wir an ge-
eigneten Stellen rechtssichere „Flussbäder“ ausweisen und die Wasser-
qualität dafür konsequent verbessern. Gleichzeitig setzen wir uns dafür 
ein, das Baden in ohnehin genutzten Seen zu legalisieren, um gerade in 
Bezirken ohne Freibad öffentliche Abkühlungsmöglichkeiten zu schaf-
fen.

Unser Ziel ist es, dass pro Bezirk mindestens ein offizieller Badeplatz 
geprüft und freigegeben wird. Für diese stark frequentierten Natur-
badestellen werden wir tragfähige Sauberkeits-, Rettungs- und Um-
weltkonzepte umsetzen, die Naturschutz und Badespaß vereinen.

JA zum Sport – NEIN zu Olympia

Der olympische Gedanke, Menschen zusammenzubringen, ist richtig. 
Wir stehen den olympischen Werten von Frieden, Inklusion und Völ-
kerverständigung positiv gegenüber. Doch wir müssen der Realität 
ins Auge sehen: Angesichts der dramatischen Unterfinanzierung des 
Breitensports, der Krise der Daseinsvorsorge und der sozialen Spaltung 
in unserer Stadt ist eine Bewerbung für Olympische und Paralympische 
Spiele unverantwortlich.

Wir als Linke lehnen eine Bewerbung Berlins für Olympische Spiele 
daher entschieden ab. Berlin hat andere Sorgen als teure Presti-
ge-Events. In einer Stadt, in der Verwaltungstermine Mangelware 
sind und Bus und Bahn nicht verlässlich fahren, führen Olympische 
Spiele zum Kollaps. Wir finden es inakzeptabel, dass der Senat not-
wendige Investitionen in den Sport davon abhängig macht, ob ein 
Mega-Event stattfindet. Berlin braucht keine einmaligen Feuerwerke, 
sondern eine konstante und konsequente Unterstützung der Basis. 
 
Ein Mega-Event wie Olympische und Paralympische Sommerspiele, 
das Milliarden kosten wird, kann und darf nicht gegen den Willen der 
Stadtgesellschaft durchgesetzt werden. Berlin soll entscheiden, ob 
es Olympia will. Deshalb unterstützen wir ausdrücklich das Bestre-
ben nach einem Volksentscheid. Wir stehen an der Seite derer, die 
demokratische Mitbestimmung einfordern, und werden das Votum 
der Berliner*innen respektieren.
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Zukunftsorte des Sports: Sportforum und Olympiapark

Berlin verfügt mit dem Sportforum Hohenschönhausen und dem Olym-
piapark über zwei Sportkomplexe mit einzigartigem Potenzial. Beide 
Standorte leiden jedoch unter einem massiven Sanierungsstau, den wir 
konsequent abbauen werden.

Das Sportforum Hohenschönhausen entwickeln wir zum gelebten 
Gegenentwurf zu olympischer Gigantomanie: Statt Milliarden in tempo-
rären Bauten zu versenken, investieren wir hier nachhaltig in das „Herz 
des Berliner Leistungssports“. Wir wollen es zu einem europäischen 
Vorzeigecampus machen, der Spitzensport auf Weltniveau garantiert, 
ohne sich abzuschotten, und die Brücke zum Kiezsport schlägt. Auch 
den Olympiapark werden wir behutsam und denkmalgerecht moderni-
sieren. Unser Leitbild ist hier nicht die gigantische Event-Arena für das 
International Olympic Comittee (IOC), sondern ein „Sportpark für alle 
Berliner*innen“. Wir verhindern eine Kommerzialisierung und Abschot-
tung des Geländes und entwickeln den Park stattdessen als offenen, 
grünen Erholungs- und Bewegungsraum für den Vereins- und Freizeit-
sport weiter.

Wir fordern ein verbindliches Förderkonzept für alle Leistungssport-
standorte. Dieses soll durch individuelle Betreuung, ein strukturiertes 
Gesundheits- und Belastungsmanagement sowie eine enge Kooperati-
on von Schule, Training und Familie Sportabbrüche und vorzeitige Aus-
stiege wirksam reduzieren. Gleichzeitig müssen Athletinnen und Athle-
ten durch systematische Perspektivberatung und duale Karriereplanung 
frühzeitig für schulische, berufliche und sportbezogene Zukunftswege 
abgesichert werden, damit sportliche Förderung nachhaltig wirkt und 
gewonnene Kompetenzen dem Sportsystem erhalten bleiben.

Eissport sichern – Energieeffizienz steigern

Eissport ist tief in der Berliner Sportkultur verwurzelt, von den Eisbären 
über Curling bis zum öffentlichen Eislaufen im Winter. Doch marode 
Technik und hohe Energiekosten bedrohen viele Standorte. Wir beken-
nen uns zum Erhalt der Berliner Eissporthallen und Stadien. Ein „Eis-
flächensterben“ werden wir verhindern. Auch die täglich und saisonal 
reduzierten Öffnungszeiten nehmen wir nicht hin. Wir starten ein In-
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vestitionsprogramm zur energetischen Sanierung der Kälteanlagen, um 
den Eissport auch in Zeiten der Klimakrise ökologisch nachhaltig und 
finanzierbar zu halten. Insbesondere das Erika-Heß-Eisstadion muss 
endlich umfassend modernisiert werden. Wir erkennen die überbezirk-
liche Bedeutung des Stadions an und wollen die Sanierung daher zur 
Landesaufgabe machen.

Bessere Bedingungen für den Wassersport

Wir setzen uns dafür ein, dass die Regattastrecke Grünau als zentral 
verwaltete Hauptanlage für den Wassersport in Berlin ausgebaut 
wird, um optimale Bedingungen für den Spitzensport zu schaffen. 
Zusätzlich sollen neue Anlagen wie Wasserski-, Kite- und Kanu-
slalomstrecken entstehen, damit alle Wassersportarten geeignete 
Infrastruktur erhalten. Wir fordern eine berlinweit einheitliche und 
rechtssichere Regelung für Steganlagen, bei der die zuständigen 
Sportverbände verbindlich beteiligt werden. Ergänzend sollen aus-
reichend Schwimmstege errichtet werden, um einen barrierefreien 
Zugang zum Wassersport zu ermöglichen.

Sport im Kiez und im Quartier

Wir stärken den informellen Sport ohne Vereinsmitgliedschaft. Wir 
werden Programme wie „Sport im Park“ und „Berlin bewegt sich“ 
ausweiten, um dem gestiegenen Mehrbedarf an frei zugänglicher 
Bewegung gerecht zu werden. Konkret fordern wir eine Tischten-
nisplatten-Kampagne, die Errichtung von frei zugänglichen Frisbee-, 
Golf- und Ninja-Parcours sowie die Sanierung und den Neubau von 
Skateparks in öffentlichen Parks. Wir werden in den Bezirken neue 
Laufwege in Parks ausweisen, die beleuchtet sind, um die Sicher-
heit der Sportler*innen zu gewährleisten. Um die Hürden für Sport 
und Bewegung weiter zu senken, installieren wir im öffentlichen 
Raum sogenannte Sportboxen. Dort können Sport- und Spielgerä-
te (wie Bälle, Schläger oder Fitness-Equipment) per App kostenlos 
und unkompliziert ausgeliehen werden. Viele öffentliche Bolz- und 
Basketballplätze sind marode, Tore fehlen oder Beläge sind kaputt. 
Wir legen ein Sonderprogramm zur Sanierung bestehender Kiez-
sportflächen auf. Dabei beziehen wir die Kinder und Jugendlichen 
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vor Ort direkt in die Planung ein, damit das gebaut wird, was wirk-
lich gebraucht wird.

Berliner Stadtquartiere werden lebenswerter – mit mehr Sport- und 
Schwimmflächen!

Bei Wohnungsneubauvorhaben nehmen wir Investor*innen in die 
Pflicht: Bei Großprojekten muss die Errichtung von öffentlich zugäng-
lichen, konsumfreien und ungedeckten Sportflächen (wie Bolzplätzen, 
Calisthenics-Anlagen oder Skate-Elementen) verbindlich festgeschrie-
ben werden. Mittel- und langfristig zu errichtende neue Stadtquartiere 
werden wir danach prüfen, ob gedeckte und ungedeckte Sportflächen 
bedarfsgerecht eingeplant worden sind. Die Planungen werden wir 
entsprechend anpassen, damit sportgerechte neue Stadtquartiere 
entstehen. Pro Schule braucht es mindestens ein wettkampfgerechtes 
Großspielfeld mit Funktionsgebäude sowie pro Stadtquartier ein sport-
fachlich geeignetes Schwimmbad.

Sport und Wohnen dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden: Für 
jede aufzugebende Sportanlage muss Ersatz, möglichst in räumlicher 
Nähe, bereitgestellt werden. Bei großen Neubauvorhaben fordern wir 
die verpflichtende Prüfung von gemeinschaftlichen bzw. öffentlichen 
Schwimmbadnutzungen. Auf geeigneten landeseigenen Dachflächen 
prüfen wir die Verwandlung in Sportflächen (z. B. urbane Pools nach 
Wiener Vorbild oder Sportcourts), um sie für alle nutzbar zu machen. 
Wir werden ein Modellprojekt mit Schwimmbadnutzung auf Dächern 
einer großen Wohnanlage initiieren, kombiniert mit sozialer Infrastruktur 
und Nachbarschaftstreffs sowie Regeln zur inklusiven, barrierefreien 
und gemeinschaftlichen Nutzung.

E-Sport und Gaming

E-Sport ist Teil der Lebensrealität vieler junger Menschen. Wir 
erkennen die Leistungen der E-Sportler*innen an und wollen die 
gemeinnützigen Strukturen in diesem Bereich fördern, um Gaming 
aus der rein kommerziellen Ecke in das Vereinsleben zu holen. Wir 
verankern E-Sport als soziales Angebot in der kommunalen Ju-
gend- und Verbandsarbeit. Die Förderung wird an klare gemein-
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wohlorientierte Kriterien gebunden, um Medienkompetenz sowie 
den Jugendschutz zu stärken. Darin liegt die Chance, Jugendlichen 
niedrigschwellig und barrierearm Raum für sozialen Austausch zu 
geben. Unser Ziel ist es, die rechtlichen Voraussetzungen zu schaf-
fen, damit gemeinwohlorientierte E-Sport-Angebote die volle Sport-
förderfähigkeit erhalten.

Profisport, Fankultur und Fanrechte

Wir wissen um die enorme soziale Kraft unserer Berliner Profivereine. Sie 
stiften Identität, begeistern für Bewegung und leisten wichtige Jugend-
arbeit. Doch der Sport gehört den Fans, nicht den Konzernen. Wir stellen 
uns an die Seite der Fanszenen im Kampf gegen die fortschreitende 
Kommerzialisierung und Überwachung.

Wir lehnen pauschale Repressionen gegen Fußballfans und Kollektiv-
strafen ab. Stattdessen fordern wir echte Deeskalation und einen ver-
ringerten Polizeieinsatz.

Wir setzen uns für den Erhalt der Fankultur ein. Stehplätze, bezahlbare 
Tickets und die 50 + 1-Regel sind für uns nicht verhandelbar.

Fans sind für uns in erster Linie eine Bereicherung, keine Problem-
gruppe. Fanprojekte werden wir stärker finanziell fördern. Weiterhin 
solidarisieren wir uns mit den Fanhilfen und unterstützen sie in ihren 
Anliegen. Insbesondere wollen wir die Befugnisse der Polizei ver-
ringern. Mitarbeitenden in Fanprojekten und -hilfen soll wegen ihrer 
besonderen Vertrauensverhältnisse ein Zeugnisverweigerungsrecht 
nach § 53 (1) StPO gewährt werden.

Wir unterstützen sie in ihrem Engagement gegen Diskriminierung, 
Rassismus und Queerfeindlichkeit im Stadion. Unsere Solidarität gilt 
dabei nicht nur den Kurven der großen Proficlubs, sondern auch den 
vielfältigen und engagierten Fanszenen der kleineren Vereine und 
anderer Sportarten, die oft im Schatten der öffentlichen Wahrneh-
mung wichtige Arbeit leisten.
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Werbung für Sportwetten verbieten

Sportwetten sind eine Form des Glücksspiels und bergen ein erheb-
liches Suchtpotenzial. Das Geschäftsmodell basiert darauf, dass Men-
schen Geld verlieren – insbesondere niedrigschwellige Wett-Apps 
verstärken dieses Risiko. Wir fordern daher, dass sich der Berliner Senat 
auf Bundesebene für ein weitgehendes Werbeverbot für Sportwetten 
einsetzt. Auf Landesebene müssen Präventions- und Aufklärungsmaß-
nahmen deutlich intensiviert werden, insbesondere mit Blick auf junge 
Männer in Sportvereinen als besonders gefährdete Gruppe. Das äußere 
Erscheinungsbild von Wettbüros wird geregelt. Dazu gehört unter 
anderem die Verpflichtung, dass Wettbüros getönte Außenfenster 
haben müssen, die den Blick ins Innere verhindern, ein Verbot von 
Bildern, die zum Spielen anregen (z. B. Illustrationen von Spielauto-
maten oder Glücksspielen), sowie ein Verbot der Verwendung von 
Sportler*innen oder anderen bekannten Persönlichkeiten im Design 
als Mittel zur Kund*innengewinnung. Außerdem müssen sie auf der 
Außenbeschriftung deutlich und gut sichtbar vor den Risiken des 
Glücksspiels warnen.

Auch Doping und Medikamentenmissbrauch nehmen im Breitensport, 
insbesondere in Fitnessstudios, zu. Wir fordern gezielte und intensive 
Aufklärungsmaßnahmen für junge Menschen, um den gesundheitsge-
fährdenden Substanzkonsum zum Zweck des Muskelaufbaus wirksam 
einzudämmen.
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24 Antifaschismus
 
Berlin ist bunt und vielfältig. Damit dies auch so bleibt, steht Die Lin-
ke als starke antifaschistische Kraft an der Seite aller, die sich gegen 
Hass, Hetze und Ausgrenzung stellen und für eine solidarische Stadt 
kämpfen. Während die autoritäre Rechte weltweit auf dem Vormarsch 
ist, träumen auch hier rechte bis extrem rechte Kräfte von der 
Machtübernahme und der millionenfachen Vertreibung unserer Nach-
bar*innen, Freund*innen und Kolleg*innen. Statt dem entschieden ent-
gegenzutreten, befeuert die Politik der Bundesregierung und auch des 
Berliner Senats diesen Rechtsruck weiter: mit Hetze gegen migranti-
sche Menschen, Druck auf Erwerbslose und einer Politik der Militarisie-
rung und Aufrüstung statt des Friedens und der sozialen Gerechtigkeit. 
Auf diesem Nährboden gedeihen die menschenverachtenden und 
autoritären Ideologien der extremen Rechten.

Für eine antifaschistische Metropole

Wir wollen – ähnlich wie in Sachsen-Anhalt – Antifaschismus als Staats-
ziel in die Berliner Verfassung aufnehmen. Die Wiederbelebung und 
Verbreitung faschistischer, neonazistischer, rassistischer, antifeminis-
tischer, antisemitischer und islamfeindlicher Gedanken und Bestrebun-
gen sowie jeder anderen Form gruppenbezogener Menschenfeindlich-
keit widerspricht demokratischen und grundrechtlichen Grundprinzipien 
und dem Schutz des friedlichen Zusammenlebens. Diese nicht zuzulas-
sen, ist Verpflichtung des Staates und Verantwortung jedes*r Einzel-
nen.

Wir werden uns für einen breiten Konsens aller demokratischen Fraktio-
nen im Berliner Abgeordnetenhaus starkmachen, der bei parlamentari-
schen Initiativen und Prozessen jegliche Zusammenarbeit mit der AfD 
ausschließt.

Wir sprechen uns für ein Verbot der AfD aus und wirken darauf hin, 
dass Berlin seiner verfassungsrechtlichen Pflicht nachkommt und die 
Initiative für einen entsprechenden Antrag im Bundesrat ergreift. 
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Wir werden eine ressortübergreifende Landesstrategie entwickeln, 
die der systematischen Bekämpfung von extrem rechten Strukturen 
und Aktivitäten gewidmet ist und regelmäßig evaluiert wird. Ziel ei-
ner effektiven Strategie muss es sein, die rechte Raumnahme in Ber-
lin zurückzudrängen, die demokratische Zivilgesellschaft zu stärken, 
dabei Betroffene zu schützen und die demokratische Funktion des 
Staates zu sichern. Wir wollen rechtliche Möglichkeiten konsequent 
nutzen, ohne dabei Grundrechte pauschal einzuschränken. Neben 
der Entwicklung einer Strategie werden wir auf die Etablierung eines 
institutionalisierten Behördenaustausches, etwa durch einen jähr-
lichen Behördentag gegen extrem rechte Strukturen und Aktivitäten, 
hinwirken.

Stärkung der antifaschistischen Zivilgesellschaft

Angesichts rapide ansteigender extrem rechter, neonazistischer Vor-
fälle, gerade auch durch Jugendliche und junge Erwachsene, müssen 
Beratungsangebote, Opferhilfe, Register, unabhängige Archive und 
anonyme Beschwerdestellen strukturell wie finanziell gestärkt und aus-
geweitet werden. Die Finanzierung muss bedarfsgerecht und unbüro-
kratisch gestaltet und gesichert sein. Außerdem müssen Programme 
zur Prävention gestärkt und ausgeweitet werden. Durch zielgruppen-
spezifische Präventionsprogramme können fachlich fundierte Projekte 
Risikofaktoren wie Armutsbetroffenheit, eigene Gewalterfahrungen, 
schulische Benachteiligungen oder erschwerte Ausbildungszugänge 
direkt adressieren. Dazu gehören Beratungsangebote zur Distanzie-
rung von extrem rechten Szenen, digital orientierte Präventionsformate 
gegen Propaganda sowie sozialräumliche Programme, die Jugend-
lichen Alternativen zu gewaltorientierten Gruppenidentitäten eröffnen. 
Prävention muss sich dabei gegen die vielen Ausprägungen von Un-
gleichheitsdenken und antidemokratische Einstellungen richten, neben 
extrem rechten, neonazistischen Ideologien also etwa auch gegen Anti-
feminismus, Alltagsrassismus, Antisemitismus oder Verschwörungs-
denken und religiös fundamentalistische Einstellungen.

Rechte Einschüchterungsversuche und Gewalttaten auf den Straßen, in 
Schulen, Jugendclubs und Sportvereinen haben in der jüngsten Ver-
gangenheit zugenommen. Diese Angriffe gehen von Gruppen aus, in 
denen sich auch Minderjährige radikalisieren. Eine entsprechende Sen-



327

sibilisierung im Umgang mit rechten Ideologien muss in der Ausbildung 
von Lehrer*innen verankert werden. Wir fordern außerdem die Ausar-
beitung eines Sicherheits- und Vernetzungskonzepts für potenziell von 
rechter Gewalt betroffene Vereine und Jugendclubs. Konzepten, die 
auf eine „akzeptierende Jugendarbeit“ abzielen, wie sie in den 1990er-
Jahren praktiziert wurde, erteilen wir eine Absage, da sie erwiesener-
maßen rechte Dominanzen nicht bekämpfen, sondern fördern.

Engagierten, die sich für Demokratie und Menschenrechte und gegen 
rechte Hetze und Gewalt einsetzen, wollen wir weitere Qualifizierungs-
möglichkeiten anbieten. Hierfür braucht es eine zentrale und niedrig-
schwellige Anlaufstelle, die durch ein Projekt „Engagement gegen 
rechte Gewalt“ in der Landesfreiwilligenagentur Berlin geschaffen wird.

Wir wollen, dass insbesondere Mitarbeitende in der Bildung, im sozia-
len Bereich, im öffentlichen Dienst sowie Sicherheitspersonal, Perso-
nal- und Betriebsräte verpflichtend zu den Themen Diskriminierung, 
Rassismus sowie zum Umgang mit extrem rechten Ideologien aus- und 
weitergebildet werden. Dafür braucht es eine Stärkung der Weiterbil-
dungsangebote von Vereinen, Organisationen und öffentlichen Stellen 
und eine verbindliche Freistellungsregelung für diese Weiterbildung.

Zusätzlich braucht es breit angelegte öffentliche Kampagnen, die 
mittels Werbeflächen, Social Media und Multiplikator*innen über 
extrem rechte Ideologien aufklären und das Bewusstsein für Demo-
kratie, Grundrechte und gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken. 
Gezielte Aktionen können bspw. auf das Erkennen menschenverach-
tender Hasspropaganda und Hetze, auf die Stärkung von Medien-
kompetenz oder die Ermutigung von Zivilcourage abzielen.

Entkriminalisierung antifaschistischer Vereine und Organisationen

Antifaschismus lebt von unabhängigem, ehrenamtlichem Engage-
ment. In den USA, Ungarn und zunehmend auch in Deutschland 
werden antifaschistische Aktivist*innen zur Zielscheibe. Antifaschis-
tische Vereine wie die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes 
– Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten oder die Rote Hilfe 
sehen sich steuerlichen Angriffen ausgesetzt oder ihre Konten wer-
den geschlossen (sogenanntes Debanking). Wir stehen entschieden 
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an ihrer Seite und verteidigen ihre Gemeinnützigkeit. Als Linke sind 
wir außerdem solidarisch mit friedlichem antifaschistischem zivilem 
Ungehorsam und setzen uns für dessen Entkriminalisierung ein. Wir 
bestehen auf Verhältnismäßigkeit, die Einhaltung geltenden Rechts 
und lehnen die Auslieferung von Aktivist*innen wie Maja T. an ande-
re Staaten konsequent ab.

Antifaschismus und Meinungsfreiheit

Rechtsextreme werben vermehrt unter Jugendlichen für ihr Weltbild, 
suchen sich Zugang zu Jugendfreizeiteinrichtungen oder sprechen 
gezielt offene Bedürfnislagen von Jugendlichen an. Hier brauchen wir 
eine Stärkung der bezirklichen Straßensozialarbeit sowie klare Hand-
lungsanweisungen, Zuständigkeiten und Meldeketten, die bei akuten 
Vorkommnissen deeskalierend wirken und die Betroffenen schützen. 
Wir werden zielgruppenspezifische Aussteiger*innenprogramme und 
Maßnahmen ausbauen, die begünstigende Faktoren wie eigene Ge-
walterfahrungen, erschwerte Bildungszugänge sowie fehlende beruf-
liche und soziale Integration abmildern. Angebote zur Bekämpfung von 
Kinderarmut müssen enger miteinander verzahnt werden, denn soziale 
Ungerechtigkeit macht junge Menschen nachweislich anfälliger für 
autoritäres Gedankengut.

Die Meinungsfreiheit der Träger der Jugendarbeit ist ein hohes Gut, 
das eine differenzierte Auseinandersetzung mit Extremismus und 
Demokratiefeindlichkeit erst ermöglicht und das Die Linke vehement 
verteidigt.

Rechte Netzwerke zerschlagen

Die extreme Rechte bedroht vor allem marginalisierte Gruppen in Berlin. 
Als Linke wollen wir zu ihrem Schutz alle bestehenden Rechtsmittel 
konsequent ausnutzen, um rechte Straftaten zu verhindern, zu verfol-
gen und aufzuklären.

Wir fordern das Verbot aller militanten neonazistischen Organisationen 
wie bspw. des sogenannten Dritten Wegs, der DJV, NPD und Heimat. 
Der Verfassungsschutz stand der Bekämpfung dieser Organisationen 
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in der Vergangenheit eher im Weg. Aus diesem Grund sollen Staatsan-
waltschaften und Ermittlungsbehörden ihre inhaltlichen und personellen 
Schwerpunkte verschieben und ihre Zusammenarbeit über Länder-
grenzen hinweg vertiefen, um die strafrechtliche Verfolgung dieser 
Organisationen voranzutreiben – insbesondere dort, wo Verbindungen 
in Polizei, Sicherheitsbehörden und Spezialeinheiten bestehen.

Wir setzen uns außerdem für eine konsequente Entwaffnung rechter 
Strukturen ein.

Staatliche Strukturen vor rechter Unterwanderung schützen

Beamt*innen, die extrem rechtes Gedankengut vertreten oder sogar 
Mitglied einer verfassungsfeindlichen Organisation sind, stellen eine 
besondere Gefahr für die Menschen in Berlin und unser demokratisches 
Zusammenleben dar, insbesondere angesichts drohender Regierungen 
mit extrem rechter Beteiligung.

Entsprechend verfolgen wir die Diskussion zum Umgang mit Beamt*in-
nen mit extrem rechten Einstellungen oder auch prominenter AfD-Mit-
gliedschaft. Wir sind gegen neue Berufsverbote, wollen uns aber dafür 
einsetzen, dass auch in Berlin vorhandene rechtliche Spielräume aus-
gelotet und konsequent genutzt sowie weitere Mittel geschaffen wer-
den, um unsere demokratischen Institutionen vor Aushöhlung von innen 
zu schützen. Dabei setzen wir u. a. auf Prävention im Bewerbungs- und 
Ausbildungsprozess sowie konsequente Einzelfallprüfungen. Ein spe-
zielles Augenmerk muss dabei auf besonders kritischen Bereichen des 
öffentlichen Dienstes, wie den Sicherheitsbehörden, der Justiz oder 
dem Bildungsbereich, liegen.

In den vergangenen Jahren zeigte sich, dass neonazistische Organi-
sationen öffentliche Sportstätten und Vereine zur Verbreitung ihres 
Gedankenguts sowie zur Radikalisierung ihrer Mitglieder nutzen. 
Besonders im Kampfsportbereich beobachten wir mit Sorge, wie 
Neonazis Gewalt trainieren, Jugendliche akquirieren und Netzwerke 
knüpfen, um sich auf den ersehnten Umbruch vorzubereiten. Wir 
wollen das Landessportstättengesetz ändern, sodass bekannten 
Neoazis keine Nutzungszeiten zugeordnet werden, wenn sie in öf-
fentlichen Sportstätten trainieren wollen. Die Duldung bekannter und 
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verurteilter Neonazis in Kampfsportvereinen muss zudem zu einer 
Überprüfung der Nutzungsverträge zwischen Land oder Bezirken 
und den Vereinen führen. Wir stärken die zivilgesellschaftlichen 
Initiativen, die den Sport als Schule der Demokratie und Vielfalt ver-
teidigen.

Parlamentarische Aufklärung rechter Strukturen und Gewalt

Die Arbeit des Untersuchungsausschusses zur rechten Anschlagsse-
rie in Neukölln („Neukölln-Komplex“) hat in erschreckendem Ausmaß 
Ermittlungsfehler, Fehlverhalten der Justiz und Verstrickungen von 
Beamt*innen in die extrem rechte Szene festgestellt. Nur ein Bruch-
teil der Straftaten konnte aufgeklärt werden und hat zu Verurteilun-
gen geführt. Das ist nicht hinnehmbar. Die zuständigen Behörden und 
demokratischen Parteien sind es den Betroffenen und der Öffentlichkeit 
schuldig, die Untersuchungen in der nächsten Wahlperiode weiterzu-
führen.

Auch viele Fragen um Bezüge der rechten Terrorserie des NSU zu Berlin 
sind nach wie vor offen. Und viele Fäden laufen in Berlin zusammen. Seit 
Langem waren und sind Berliner Neonazis in diverse andere Organisie-
rungen der militanten bis terroristischen extremen Rechten eingebun-
den.

Wir fordern, einen Untersuchungsausschuss nach dem Vorbild anderer 
Bundesländer einzurichten, der NSU-Verbindungen sowie weitere mili-
tant rechte und rechtsterroristische Strukturen in Berlin aufklären soll.

Nach jahrelangem Engagement der Linken und vieler gesellschaft-
licher Akteur*innen wurde im Frühjahr 2025 endlich eine Enquete-
Kommission gegen Antisemitismus, Rassismus und Muslimfeindlich-
keit vom Abgeordnetenhaus eingesetzt. Wegen rassistischer Ausfälle 
einzelner Kommissionsmitglieder der CDU und des politischen und 
finanziellen Drucks, dem sich Anzuhörende und Sachverständige 
ausgesetzt sahen, konnte die Kommission ihre Arbeit nicht in ange-
messener Weise zu Ende führen. Angesichts steigender rassistischer 
und antisemitischer Übergriffe muss diese Arbeit dringend wieder 
aufgenommen werden.
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Dabei müssen die betroffenen Communitys und zivilgesellschaftliche 
Akteur*innen besser einbezogen und ihre Expertise berücksichtigt 
werden.

Antifaschistische Erinnerungskultur

Erinnerungskultur ist nicht nur integraler Bestandteil politischer Bildung. 
Sie stellt durch ihre aufklärende und mahnende Wirkung ein Schlüssel-
instrument im Kampf gegen Faschismus und andere menschenver-
achtende Ideologien dar. Wir fordern den Erhalt und die Stärkung einer 
antifaschistischen Erinnerungskultur. Das bedeutet, das Gedenken an 
die Opfer des Faschismus und an die Shoah aufrechtzuerhalten. Es 
bedeutet auch, an die Teilung der Stadt zu erinnern. Gleichzeitig muss 
es aber um die Entwicklung einer postmigrantischen Perspektive und 
umfassenden Erinnerungskultur gehen, die die Diversität der Berliner 
Bevölkerung anerkennt. Wir fordern deshalb die erneute Aufnahme 
der Aufarbeitung des deutschen Kolonialismus in das Gedenkstät-
tenkonzept des Bundes, welches das Land Berlin besonders betrifft.

Berlin befindet sich als Bundeshauptstadt in der besonderen Situation, 
lokales und nationales Gedenken gleichermaßen zu leisten. Aufgrund 
der paritätischen Förderung der nationalen Institutionen sind diese an-
gesichts drohender AfD-Regierungen doppelt gefährdet, in Land und 
Bund. Daher sollte die Finanzierung der wichtigsten Institutionen an-
hand der Aufgaben, die sie erfüllen, in der Landesverfassung verankert 
werden. Wichtige Gedenkstätten würden so langfristig gesichert, dar-
unter die „Topographie des Terrors“ und das Haus der Wannseekonfe-
renz. Zudem kann so die Schaffung einer Gedenkstätte zum deutschen 
Kolonialismus angestoßen und umgesetzt werden. Um über die Aus-
stattung hinaus die Unabhängigkeit dieser Einrichtungen zu gewährleis-
ten, sollte zudem ihre Überführung in Körperschaften des öffentlichen 
Rechts geprüft werden.

Erfolgreiche erinnerungskulturelle Bildungsarbeit hängt von vielen 
ehrenamtlichen Mitarbeitenden ab, denen wir zu großem Dank ver-
pflichtet sind. Sie baut ebenso auf gutes und motiviertes Personal und 
eine entsprechende Ausstattung. Das Angebot muss bedarfsgerecht 
erweitert und die personellen Kapazitäten insbesondere bei der Wis-
sensvermittlung aufgestockt werden. Wir streben eine Angleichung der 
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Arbeitsbedingungen der pädagogischen Mitarbeitenden an das wissen-
schaftliche Personal an. Erfolgreiche historisch-politische Bildungsar-
beit baut auf gutes und motiviertes Personal und eine entsprechen-
de Ausstattung. Das Angebot muss bedarfsgerecht erweitert und die 
personellen Kapazitäten insbesondere bei der Wissensvermittlung 
aufgestockt werden. Wir streben eine Angleichung der Arbeitsbedin-
gungen der pädagogischen Mitarbeitenden an das wissenschaftliche 
Personal sowie der Freiberuflichen an das fest angestellte Personal 
an. Zudem werden wir eine Stelle zur bedarfsorientierten Unterstüt-
zung lokaler, kleiner Gedenkstättenprojekte auf Bezirks- und Quartiers-
ebene einrichten.

Wir wollen Gedenkorte auf- und ausbauen, um an bisher vernachlässig-
te Opfergruppen des Faschismus zu erinnern. Dazu gehören der Aus-
bau des Dokumentationszentrums NS-Zwangsarbeit Schöneweide und 
die Einrichtung eines Gedenkorts für Opfer deutscher Besatzungspolitik 
und des Vernichtungskriegs in Osteuropa sowie ein Erinnerungsort für 
die im Faschismus verfolgten und ermordeten sogenannten „Asozialen 
und Berufsverbrecher“. Mit besonderem Nachdruck fordern wir ange-
sichts der Aktualität des Antiziganismus den Schutz und vollständigen 
Erhalt des Denkmals für die im Faschismus ermordeten Sinti und Roma. 
Bei all diesen Vorhaben müssen Organisationen, die in diesem Bereich 
arbeiten, und Betroffenenverbände von Beginn an in Planung und Kon-
zeption involviert werden. Gerade Letztere, in denen sich heute die 
zweite und dritte Generation der Nachkommen organisieren, haben 
von den Opfern und Überlebenden der Verbrechen des Nationalso-
zialismus das Mandat und die Bürde übertragen bekommen, in ihrem 
Namen zu sprechen, weil sie selbst es nicht mehr können. Dies er-
kennen wir an.

Darüber hinaus hängt auch der erfolgreiche Aufbau einer Gedenk-
stätte zum deutschen Kolonialismus unmittelbar von der Mitge-
staltung durch die Nachfahren der Betroffenen ab, welche sich seit 
vielen Jahren in antirassistischen, post- und dekolonialen Initiativen 
und Vereinen organisieren. Auch ihr Mandat beim Aufbau einer de-
kolonialen Erinnerungskultur erkennen wir an.

Neben den institutionalisierten Gedenkstätten würdigen wir auch 
das umfangreiche Engagement der Zivilgesellschaft. Vor allem die 
vielfältigen kleineren Gedenkorte und -initiativen werden zu großen 
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Teilen von Ehrenamtlichen getragen, denen wir zu großem Dank ver-
pflichtet sind. Die Einbindung der verschiedenen, teilweise langjährig 
erfahrenen Initiativen und Vereine in diesem Bereich in die Weiter-
entwicklung erinnerungspolitischer Konzepte, etwa über die Ge-
denktafelkommissionen der Bezirke, wollen wir fortsetzen.

Die Linke setzt sich dafür ein, dass der 8. Mai als internationaler Tag 
des Gedenkens an die Befreiung vom Faschismus zum gesetzlichen 
Feiertag erklärt wird.
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